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Beginn Ller Enquete: 10 Uhr :2 lVIinuten 

v 0 I' ~ i t zen d e: Pr:isident Dr. Heinz fi­
scher, Pr:isidentin Dr. Heide Schmidt. 

Vor.,itzender Pr:isident Dr. Heinz fischer: Ich 
d:1I'f alle Damen lind HelTen herzlich begrüßen 
und bitte Sie. Platz zu nehmen. damit wir~unsere 
Arheiten beginnen können. 

Ich e r ö f f n e elie parlamentarische Enquete 
zum Thema .. Zukunftsperspektiven einer effi­
zienten öffentlichen (jeharungskontrolle durch 
Parlament und Rechnungshof"~ unel beorüße elen 

~ . c 
Teilnehmerkreis recht herzlich. 

Der Hauptau,>schuß des 'ationalrates hat 
durch elen Beschluß vom 9. Juli dieses Jahre" elas 
Thema, die TagesoreInung unel elie Teilnehmer 
dieser Enquete festgelegt. Es soll eier Versuch un­
ternommen werden. Grunellagen für die Weiter­
entwicklung der öffentlichen Gebarungskontrolle 
auf einer möglichst breiten Basis zu era~rheiten. 

Durch die Einladung von sechs Referenten aus 
dem universit:iren Ber~ich, die uns Beratung und 
Anregung geben sollen, sowie die Referate eies 
ehemaligen Rechnungshofpräsidenten Dr. Broe­
'iigke und 5eines :'\iachfolgers im Amt Dr. Fiedler 
5011 der Versuch einer Synthese von wissenschaft­
lichen Erkenntnissen unel Verwaltungserfahrung 
unternommen werden. Daran anschließend fol­
gen Statements der vier Parlamentsfraktionen, so­
daß man auch aus parlamentarischer Sicht Kom­
mentare und !\1einungen zur Weiterentwicklung 
eier Gebarungskontrolle darlegen wird. 

Ich hin mir elurchaus bewußt. meine Damen 
und HelTen. elaß der Zugang und der Blickwinkel 
~lLlS Sicht von Oppositionsparteien oder von Re­
gierungspaneien ein durchaus unterschiedlicher 
ist oder zumindest sein kann. Ich glaube aber, daß 
bei aller unterschiedlicher Betrachtungsweise wir 
uns alle gemeinsam eier Bedeutung der öffentli­
chen Gebarungskontrolle im Gesamtsystem unse­
rer Bundesverfassung bewußt sind. gibt doch die­
se öffentliche Kontrolle nicht zuletzt den einzel­
nen Staatsbürgern die Garantie dafür, daß in ei­
ner Zeit, in der die Aufgaben. die an unser Ge­
meinwesen gestellt werd;n, einer dauernden Ver­
änderung unel Ausweitung unterzogen sind, 
Grundsätze der Zweckmäßigkeit und Sparsam­
keit nicht aus den Augen verloren werden. 

Ich habe mir, meine Damen und Herren, im 
Vorfeld dieser Enquete noch einmal die wichtig­
sten Diskussionsbeiträge aus jüngster Zeit durch­
gesehen. Ich denke dabei insbesondere an den 
Amtsentwurf des Rechnungshofes für eine Neu­
fassung des 5. Hauptstückes der Bundesverfas­
sung, an Diskussionsbeiträge, die bei der Budget-

dehatte oder bei eier Deb:me von Rechnung<;ah­
'>chlüssen hier im Saal geliefert wurden. ich denke 
~lher auch an ver'ichiedene Stellungnahmen :w,> 
dem Bereich der W·is'>enschaft. und~ ich verwei<;e 
nicht zuletzt auf die Ergehni5se des 1-+. Interna­
tionalen Kongresse'> der ober5ten Finanzkontroll­
hehörden. der VOl' wenigen Wochen in Washing­
ton stattgefunden hat. 

Wenn es so etwas gibt wie einen gemeinsamen 
Nenner aus den vers~hiedensten DCskussionshei­
trigen. dann ist es Lunächst einmal die Tatsache. 
daß der Rechnungshof :11<, Organ des \lationalra­
tes eine ,taatspolitisch wichtige Aufgabe zu erfül­
len hat und alle Anstrengungen unternehmen 
muß. um ,ich aus irgendwelchen parteipoliti­
schen Front5tellungen herauszuhalten. Es scheint 
auch unumstritten~ zu sein. daß man den Rech­
nungshof nicht nur als "Skanclalaufdecker" be­
trachtet. sondern als Organ. elas die Kontrolle von 
Ahläufen mit Empfehlungen für eine Verbesse­
rung derseihen und für bes5ere Abläufe in eier 
Zukunft verbinden soll. Damit verbunclen ist der 
Wunsch nach \;laßnahmen und Prozeduren. die 
dafür sorgen sollen. daß Empfehlungen eies Rech­
nungshofes ein Maximum an Beachtung und kon-
kreter Wirkung entfalten. ~ 

Gelegentlich sind von dieser Enquete auch 
Antworten auf die Frage erwartet worden, welche 
Organisationsform die Spitze des Rechnungsho­
fes haben 5011. einschließlich der berühmte; unel 
bekannten Frage rund um das Problem der Funk­
tion des Vizepräsidenten eies Rechnungshofes. 
Obwohl ich persönlich dazu eine klare Meinung 
habe. möchte ich hier vom Vorsitz aus dieses 
Thema nicht anschneiden. Ich bin auch der Mei­
nung, daß das nicht der Hauptgrund der heutigen 
Erörterungen sein kann. sondern daß wir uns um 
die Optimierung der Tätigkeit des Rechnungsho­
fes insgesamt bemühen wollen. 

An technischen Hinweisen möchte ich nur sa­
gen, daß all jene, die nach den Wortmeldungen 
der Referenten das Wort wünschen. sich - so wie 
das auch bei Nationalratssitzungen der Fall ist -
bei den Beamten hier am Präsidium - von Ihnen 
aus gesehen rechts - melden und in die Rednerli­
ste eintragen lassen und daß die Diskussionsbei­
träge vom Rednerpult aus geleistet werden, wobei 
man doch sehr diszipliniert und konsequent auf 
die Redezeit achten möge. Ich bitte auch die Re­
ferenten, sich zu bemühen, eine Redezeit von zir­
ka 15 Minuten einzuhalten. 

I. Punkt: Wissenschaftliche Beratung und 
Anregungen 

Vorsitzender Präsident Dr. Heinz fischer: In 
diesem Sinne darf ich nunmehr in die Beratungen 
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6 Parl a mentarische Enquete - [)icn~tag. 17. November \9<)2 

Vorsitzender Präsident Dr. Heinz Fischer 

unserer Enquete einge hen und a ls ersten Referen ­
ten Herrn Universitätsprofessor Dr. Bernd-Chri ­
stian Funk bitten . mit se inen Ausführungen zum 
Thema " Das System der parlamentarischen Fi­
na nzkontrolle unter besonderer Berücksichtigung 
der Minderheiten- und Individualrechte" zu be­
ginnen . - Bitte. Herr Professor. 15 Minuten. 

"Das System der parlamentarischen 
Finanzkontrolle unter besonderer 

Berücksichtigung der Minderheiten- und 
Individualrechte" 

/ 1i.OS 
Referent Universitätsprofessor Dr. Bernd­

Christian Funk: Sehr geehrter Herr Präsident des 
Nationalrates! Sehr geehrte Herren Präs identen 
des Rechnungshofes! Sehr gee hrte Damen und 
Herren Abgeordnete! Ich werde mich bemühen , 
mit 15 Minuten a uszukommen , ich bin a llerdings 
- laut Einladung - von 20 Minuten ausgegan­
gen. 

Zur Einstimmung a uf das Thema dieser En ­
quete möchte ich an den Beginn meiner Ausfüh­
rungen eine Bestandsaufnahme jener rechtlichen 
und institutionellen Merkmale stellen , die das Sy­
stem der öffentlichen Gebarungskontrolle in 
Österreich prägen. Da mit werden zugleich auch 
die Schwerpunkte einer seit langem geführten 
Diskussion um eine Reform der Gebarungskon­
trolle markiert. Die Gestaltung der Minderheiten­
und Individualrechte, deren ich mich im besonde­
ren annehmen soll, ist mit dem Zustand und der 
Entwicklung des Systems auf das engste verbun­
den. 

Nun kurz zu den Kennzeichen der bestehenden 
Ordnung. 

1. Die parlamentarische Finanzkontrolle wird 
sowohl durch das zuständige Parlament - Natio­
nalrat und Landtage - selbst als auch durch den 
Rechnungshof als dessen Hilfsorgan ausgeübt. Als 
Mittel der unmittelbaren parlamentarischen Kon­
trolle kommen insbesondere das Interpellations­
recht und das Untersuchungsrecht in Betracht. 
Ersteres kann von der parlamentarischen Minder­
heit wahrgenommen werden, letzteres ist in die 
Disposition der Mehrheit gestellt. Die Bereiche, 
die der unmittelbaren parlamentarischen Kon­
trolle und der Prüfung durch den Rechnungshof 
offenstehen, sind nicht deckungsgleich. Die Kon­
trollrechte des Nationalrates sind gegenständlich 
auf die Vollziehung des Bundes beschränkt. Nur 
dieser Bereich kann zum Gegenstand von Anfra­
gen und zum Thema von Untersuchungen ge­
macht werden. 

Hingegen reichen die Kontrollzuständigkeiten 
des Rechnungshofes weit über die eigentliche 
Vollziehung hinaus. Sie erstrecken sich auch auf 
juristische Personen öffentlichen Rechts, die kei-

ne Gebietskörperschaften sind . und auf pri vat­
rechtsförmlich eingerichtete Unternehme nsträger 
mit öffentlicher Beteiligu ng oder unter öffentli­
cher Beherrschung. 

[n organisatorischer Hinsicht ist der Rech­
nungshof ausschließlich dem Bund zugeordnet. 
Den Ländern stehen keine Mitwirkungsrechte bei 
der Bestellung des Präs identen und des Vizepräsi ­
denten des Rechnungshofes zu . Die Prüfungsa uf­
gaben des Rechnungshofes umfassen jedoch die 
Verwa ltungs- und Wirtschaftssphäre a ller drei 
Gebietskörperschaften , a lso von Bund. Ländern 
und Gemeinden. Funktionell ist der Rechnungs­
hof - je nach geprüftem Bereich - a ls Organ des 
Bundes oder eines Landes tätig. 

Organisatorisch und funktionell wird der Rech­
nungshof der Legislative zugeordnet , obwohl er 
nicht an der Erlassung vo n Gesetzen mitwirkt. 
Die Zuordnung äußert sich in der parlamentari­
schen Bestellung und möglichen Abberufung des 
Präsidenten und des Vizepräsidenten des Rech­
nungshofes sowie darin , daß der Rechnungshof 
für das Parlament tätig wird und gegebenenfalls 
auch dessen besondere Prüfungsa ufträge zu erfül­
len hat. 

Der Rechnungshof ist von der Vollziehung und 
von den von ihm zu prüfenden Bereichen unab­
hängig, er kann aber durch Ersuchen von Regie­
rungsseite zur Durchführung besonderer Prüfun­
gen verpflichtet werden. 

Der Rechnungshof hat keinen rechtlichen Auf­
trag zur Prüfung von legislativen Entscheidun­
gen. Es ist ihm zwar unbenommen , gesetzge­
bungsbedingte Gebarungsfolgen als solche aufzu­
zeigen, eine systematisch angelegte ökonomische 
Analyse und Kritik der Gesetzgebung ist ihm aber 
verwehrt. 

Die Gebarungskontrolle durch den Rechnungs­
hof bezieht sich sowohl auf ökonomische als auch 
auf rechtliche Aspekte. Der Rechnungshof hat 
nicht nur die rechnerische Richtigkeit, die Spar­
samkeit, Wirtschaftlichkeit und Zweckmäßigkeit, 
sondern auch die Rechtmäßigkeit der Gebarung 
zu prüfen. 

Der Rechnungshof hat aber keinen Anteil an 
der Normenkontrolle. Zum Unterschied von der 
Volksanwaltschaft steht ihm kein Antragsrecht 
zur Verordnungsprüfung zu. Ein Antragsrecht 
zur Gesetzesprüfung kommt keiner der bei den 
Institutionen zu . 

Der Rechnungshof ist monokratisch organi­
siert. Seine Leitung liegt beim Präsidenten. Der 
Vizepräsident kann über die Vertretungsfunktion 
hinaus mit laufenden Geschäften, jedoch unter 
der Weisung des Präsidenten, betraut werden. 
Präsident und Vizepräsident des Rechnungshofes 
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Referent Universitätsprofessor Or. Bernd-Christian Funk 

sind dem a tionalrat rechtlich und politisch ver­
antwortlich. Sie können mit einfacher Mehrheit 
abberufen werden. 

Die Kontrolle durch den Rechnungshof ist als 
Ex-post-Kontrolle konzipiert. Eine begleitende 
Kontrolle oder gar eine präventive Beratung sind 
nicht vorgesehen. Langfristig angelegte Projekte 
können wiederholt geprüft werden , eine beglei­
tende Kontrolle ist das aber nicht. 

Der Rechnungshof hat die Stellung eines sach­
verständigen Prüfungsorgans. Er beurteilt und 
berichtet, er hat jedoch keine Entscheidungs- und 
schon gar keine Sanktionsgewalt. 

Zur Austragung von Streitigkeiten über die Zu­
ständigkeit des Rechnungshofes stellt das Bundes­
Verfassungsgesetz ein Verfahren vor dem Verfas­
sungsgerichtshof zur Verfügung, das allerdings 
nur Feststellungsleistungen erbringt und keine 
Vollstreckung zur Durchsetzung einer Geba­
rungsprüfung ermöglicht. 

Die parlamentarischen Entscheidungen im Zu­
sammenhang mit der finanziellen Kontrolle ste­
hen im großen und ganzen im Zeichen des Mehr­
heitsprinzips. Minderheitenrechte gibt es zwar bei 
der Initiative zur besonderen Gebarungsprüfung 
durch den Rechnungshof, im übrigen sind jedoch 
im Ausschuß wie auch im Plenum des Nationalra­
tes Mehrheitsentscheidungen dominierend. 

Soviel zur Charakterisierung des bestehenden 
Systems der parlamentarischen Finanzkontrolle. 
Sämtliche Komponenten dieses Systems sind Ge­
genstand von Reformüberlegungen. Die wichtig­
sten davon möchte ich anschließend, a llerdings 
nur stichwortartig, skizzieren: 

Soll der Rechnungshof aus seiner Zuordnung 
zur Legislative gelöst und zum Organ einer eigen­
ständigen Staatskontrollfunktion erhoben wer­
den? - In diesem Zusammenhang wird verschie­
dentlich die Auffassung vertreten, daß die Unter­
stellung des Rechnungshofes unter den National­
rat eine Gefahr für die Unabhängigkeit der Rech­
nungskontrolle bedeuten könnte. In die Richtung 
einer stärkeren Emanzipation des Rechnungsho­
fes gehen auch die Forderungen nach einer Ab­
schaffung der politischen Verantwortlichkeit des 
Präsidenten des Rechnungshofes beziehungsweise 
nach einer Bindung der Abberufung durch den 
Nationalrat an eine Zweidrittelmehrheit. 

Die alleinige Bestellung und mögliche Abberu­
fung des Präsidenten des Rechnungshofes durch 
den Nationalrat stößt auch unter dem Gesichts­
punkt des Bundesstaates verschiedentlich auf Kri­
tik . Die Stellung des Rechnungshofes als gesamt­
staatliches Prüfungsorgan mit Aufgaben gegen­
über allen Gebietskörperschaften erfordere eine 
Mitwirkung zumindest der Länder an organisato-

rischen Entscheidungen . Als ein möglicher und 
angemessener Modus wird die Bestellung und 
Abberufung des Präsidenten des Rechnungshofes 
durch die Bundesversammlung vorgeschlagen. 

Ein anderer Schwerpunkt der Diskussion be­
trifft die Leitungsstruktur des Rechnungshofes . 
Die Spannweite der Vorschläge reicht von der 
Beibehaltung des bestehenden monokratischen 
Prinzips über die Einrichtung eines Senatssy­
stems bis zum Modell einer kollegialen Leitung. 
Gemischte Systeme nach dem Muster der Volks­
anwaltschaft werden ebenso vertreten wie die 
Einrichtung einer Gremia lkonstruktion , bei der 
dem Präsidenten des Rechnungshofes in be­
stimmten Fällen ein Kollegium von leitenden Be­
amten des Hauses zur Seite gestellt wird . 

Die Skala von Vorschlägen für das Amt des Vi­
zepräsidenten reicht von der Forderung nach ei­
ner Abschaffung dieser Funktion , der Rückho­
lung in den Beamtenstatus bis hin zur Aufwer­
tung durch eigene Aufgaben. speziell auf dem 
Gebiet der Aufdeckung von Systemmängeln im 
öffentlichen Bereich. 

Organisationsfragen betreffend die Bestel­
lungsmodalitäten des Präsidenten - Stichworte: 
fachliche Qualifikationserfordernisse, öffentliche 
Ausschreibung, obligatorisches Hearing, Vor­
schlagsrecht der Opposition -, die Amtsdauer -
soll sie an die Legislaturperiode des Nationalrates 
gebunden sein? - und die Teilprivatisierung der 
Finanzkontrolle - Stichwort: Betrauung von 
Wirtschaftsprüfern - sind ebenfalls angespro­
chen. 

Ein anderer Schwerpunkt der Reformdiskus­
sion bezieht sich auf die sachliche Reichweite der 
Prüfungsbefugnisse. Vielfach wird eine Auswei­
tung auf private Rechtsträger, insbesondere auf 
Bauträger, die mit öffentlichen Geldern wirt­
schaften, sowie auf Subventionsempfänger gefor­
dert. Im einzelnen gibt es hier sehr unterschiedli ­
che Vorstellungen. Manche geben sich mit einer 
Prüfung bezüglich der Verwendung der öffentli­
chen Mittel selbst zufrieden , vielfach wird aber 
die Möglichkeit einer Prüfung der gesamten Ge­
barung des Subventions- beziehungsweise Emp­
fängers der öffentlichen Mittel verlangt. Ebenso 
wurde die Einbeziehung der Kammern in die 
Rechnungshofkontrolle diskutiert. 

Die wachsende Größe der Organisation des 
Rechnungshofes hat auch Anlaß zu Überlegun­
gen betreffend die Kontrolle des Rechnungshofes 
selbst gegeben . 

Weitere Forderungen und Reformüberlegun­
gen betreffen die Einbindung des Rechnungsho­
fes in die Normenkontrolle - Stichwort: Anfech­
tung von Verordnungen , allenfalls sogar von Ge­
setzen beim Verfassungsgerichtshof -, weiters 
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8 Parlamcnraris<.:he Enqucrc - Dicnstag. 17. Novemhcr 1992 

Referent Uniyersitätsprofessor Dr. Bernd-Christian Funk 

die Betrauung mit der Erforschung von System ­
mängeln - einschließlich solcher. die auf die Ge­
setzgebung zurückgehen -. die Ermöglichung ei­
ner begleitenden Kontrolle und Beratung bei 
Großprojekten, die Erzwingbarkeit von Prüfun ­
gen - hier wird an die Umwandlung des beste­
henden Feststellungsverfahrens beim Verfas­
sungsgerichtshof in ein Verfahren gedacht, das ei­
nen vollstreckbaren Titel produzieren kann - , 
weiters die Auf teilung und Koordination im Ver­
hältnis von Rechnungshof und ähnlichen Kon­
trolleinrichtungen der Länder, die Klärung und 
Neuordnung von Verschwiegenheitspflichten -
einerseits des Rechnungshofes gegenüber dem 
Parlament und andererseits der Mitglieder des 
Parlaments gegenüber der Öffentlichkeit - , die 
Verbesserung des Berichtswesens - Stichworte: 
Einzelberichte statt Jahresberichte, obligatorische 
Endbesprechung nach dem Muster der abgaben­
behördlichen Prüfung und Einbau dieser Stel­
lungnahme des Geprüften schon in den Rohbe­
richt - sowie schließlich eine Stärkung der Stei­
lung des Rechnungshofausschusses. für den Öf­
fentlichkeit, Permanenz - das heißt Einrichtung 
als ständig tagender Kontrollausschuß - und das 
Recht der Einsichtnahme in Prüfungsunterlagen 
des Rechnungshofes vorgeschlagen wurden. 

Über jeden dieser Reformvorschläge, die alle­
samt mit dem System der Finanzkontrolle in 
Österreich als Ganzes zu tun haben, könnte man 
vieles sagen. Ich muß mich mit einer Aufzählung 
als Einleitung und zur Erinnerung begnügen , zu­
mal ein Teil des Themenspektrums in anderen 
Referaten erörtert werden wird. 

Ich komme damit zum zweiten Teil meiner 
Ausführungen. Es geht um die Ausgestaltung von 
Minderheiten- und Individualrechten bei der par­
lamentarischen Finanzkontrolle. 

Allgemein ist festzuhalten, daß die Regelung 
dieser Angelegenheiten zu den Aufgaben des par­
lamentarischen Geschäftsordnungsrechtes zählt. 
Die Schaffung und Abänderung solcher Normen 
durch das Geschäftsordnungsgesetz des National­
rates unterliegen den besonderen Erzeugungsbe­
dingungen des Artikels 30 Abs. 2 B-VG, es gilt 
also das Prinzip der Zweidrittelmehrheit. 

Davon abgesehen können sozusagen gegen be­
teiligte Pflichten auf seiten des Rechnungshofes 
im Rechnungshofgesetz festgelegt werden. Solche 
Bestimmungen können mit einfacher parlamen­
tarischer Mehrheit geschaffen und abgeändert 
werden. Eine entsprechende Regelung findet sich 
in § 23 Abs. 2 Rechnungshofgesetz. Demnach ist 
der Präsident des Rechnungshofes verpflichtet, 
über Gegenstände seines Wirkungsbereiches dem 
Nationalrat und seinen Ausschüssen jederzeit 
Auskunft zu erteilen. - Wie gesagt, diese Rege­
lung ist im Rechnungshofgesetz zu finden. 

Eine schriftliche Fragebeantwortung ist in die­
sem Zusammenhang nicht vorgesehen. sie kommt 
aber, wie ich höre. in der Praxis verschiedentlich 
vor. 

Die Entscheidungen des Nationalrates und sei­
ner Ausschüsse, im besonderen auch des Rech­
nungshofausschusses, stehen - das sagte ich be­
reits - grundSätzlich im Zeichen des Mehrheits­
prinzips; Minderheitenrechte gibt es nur aus­
nahmsweise, so etwa nach § 91a des Geschäfts­
ordnungsgesetzes: Danach wird jedem Abgeord­
neten des ationalrates das Recht gegeben, 
Anfragen an den Präsidenten des Rechnungsho­
fes zu richten. Dieses Recht bezieht sich aller­
dings nicht auf Belange der finanziellen Kontrol­
le, sondern nur auf Angelegenheiten der soge­
nannten Rechnungshofverwaltung: Haushaltsfüh­
rung, Personalverwa ltung und Organisation. Es 
ist also unter dem Gesichtspunkt Minderheiten­
rechte bei der finanziellen Kontrolle nicht über­
mäßig attraktiv. 

Das einzige gewichtige Minderheitenrecht bei 
der parlamentarischen Finanzkontrolle ergibt 
sich aus § 99 Geschäftsordnungsgesetz. Demnach 
kann der Rechnungshof durch Abgeordnetenan­
trag zur Durchführung von besonderen Akten 
der Gebarungsprüfung verpflichtet werden . Der 
Antrag bedarf - unter Einrechnung des Antrag­
stellers - der Unterstützung durch 20 Abgeord­
nete. Er hat sich auf einen bestimmten Vorgang 
in einer der Kontrolle des Rechnungshofes unter­
liegenden Angelegenheit der Bundesgebarung, 
einschließlich der dort beheimateten juristischen 
Personen und Unternehmen, zu beziehen . Die 
Menge solcher Sonderprüfungen unterliegt einer 
relativen Begrenzung nach oben. Solange zwei 
von ihnen anhängig sind, können keine weiteren 
beantragt werden. Eine verbindliche Fristsetzung 
für den Rechnungshof ist rechtlich nicht möglich. 

Parlamentarische Minderheitenrechte sind im 
Bereich der Kontrollfunktion der Legislative in 
besonders hohem Maße am Platz. Gerade hier gilt 
das, was in der anglo-sächsischen Tradition mit 
dem Satz: "Ein Parlament ist nur so viel wert wie 
seine Opposition." seinen Ausdruck gefunden 
hat. Dem österreich ischen Staatsrecht bleibt für 
eine Aufwertung in diesem Sinne noch sehr viel 
zu tun übrig. 

Mit Ausnahme des Interpellationsrechts sind 
alle klassischen Mittel der politischen und staats­
rechtlichen Kontrolle in die Mehrheit des Natio­
nalrates gelegt. Demgegenüber sei nur auf Arti­
kel 44 Abs. 1 des Grundgesetzes für die Bundes­
republik Deutschland hingewiesen, der das Recht, 
die Einsetzung eines Untersuchungsausschusses 
zu erwirken, einem Viertel der Mitglieder des 
Bundestages einräumt. Die Schaffung bezie­
hungsweise Weiterentwicklung von Minderhei­
tenrechten bei der parlamentarischen Finanzkon-
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trolle kann nun. systematisch gesehen. an ver­
schiedenen Stellen ansetzen. In Betracht kommen 
vor allem die Bestellung von Organen. die Kon­
trollinitiative, der Zugang zu Prüfungsergebnis­
sen und sonstigen Informationen sowie die Erwir­
kung von Kontrollfolgen. 

Lassen Sie mich diese vier Ebenen kurz anspre­
chen. - Bei der Bestellung von Organen, näm­
lich des Präsidenten und des Vizepräsidenten des 
Rechnungshofes , gibt es derzeit keine Minderhei­
tenrechte. Die Wahl erfolgt mit Mehrheitsbe­
schluß im Plenum des Nationalrates - auf Vor­
schlag des Hauptausschusses, der ebenfalls mit 
Mehrheit entscheidet. Hier könnte man künftig 
an ein Präsentationsrecht einer parlamentari­
schen Minderheit, etwa in Form eines Dreiervor­
schlages, anstelle des derzeit maßgebenden Vor­
schlages des Hauptausschusses denken . Eine sol­
che Konstruktion könnte allerdings - das ist 
leicht zu sehen - zur Blockierung der Bestellung 
führen. und zwar dann, wenn keiner der präsen­
tierten Kandidaten eine Mehrheit des Plenums 
findet . 

Für diesen Fall müßte schließlich eine Mehr­
heitsentscheidung - ohne Bindung an den Vor­
schlag einer Minderheit - zum Tragen kommen. 
Natürlich bietet auch diese Lösung keinen Schutz 
davor, daß letztlich ein von vornherein festste­
hender Kandidat der Mehrheit durchgebracht 
wird. Wegen der obligatorischen Abstimmung -
es muß ja über den Vorschlag der Minderheit ab­
gestimmt werden - wäre aber die Mehrheit im­
merhin gezwungen , sich mit den von der Minder­
heit vorgeschlagenen Kandidaten näher auseinan­
derzusetzen, eine Auseinandersetzung zu suchen, 
die über ein bloßes Hearing hinausgeht. Umge­
kehrt müßte die Minderheit, um erfolgreich zu 
sein, auf die Wahrung von Konsenschancen ganz 
besonders und von vornherein achten. 

Bei der Kontrollinitiative finden wir derzeit das 
einzige echte Minderheitenrecht vor. Dieses 
Recht ist allerdings in mehrfacher Hinsicht be­
schränkt: sachlich durch den Bezug auf einen be­
stimmten Vorgang und mengen mäßig durch die 
Zahl von höchstens zwei Prüfungen, die gleich­
zeitig anhängig gemacht werden können. Als 
sachlicher Grund für diese Beschränkungen 
kommt nur die Sorge in Betracht, daß der Rech­
nungshof überlastet werden könnte. Es stellt sich 
aber die Frage, ob dies zu einer so starren Be­
schränkung führen muß, wie sie derzeit besteht. 

Wenn es darum geht, den Rechnungshof vor 
einer Überlastung zu schützen, dann könnte man 
die über eine bestimmte Höchstzahl hinausgehen­
de Menge von Sonderprüfungen davon abhängig 
machen, daß der Rechnungshof über entspre­
chende Prüfungskapazitäten tatsächlich verfügt. 
Die Beurteilung hätte der Rechnungshof selbst 
vorzunehmen und das Ergebnis seiner Einschät-

ZLlng über das Verhältnis zwischen Prüfungsa uf­
wand und Prüfungsressourcen dem ationalrat 
mitzuteilen . 

Auf diese Weise könnte das bestehende starre 
System überwunden werden , ohne daß die Gefahr 
des Mißbrauches der Kontrolle oder einer Läh­
mung des Rechnungshofes bestünde. Davon ab­
gesehen sollte die feste Grenze von derzeit zwei 
- nach meinem Empfinden - a uf drei parallel 
laufende Prüfungen angehoben werden . 

Sehr viel besser entwickelt könnten auch die 
Individual- und Minderheitenrechte in bezug auf 
den Zugang zu Prüfungsergebnissen und zu son­
stigen Informationen ausgestaltet sein. Das Recht 
jedes Abgeordneten, schriftliche Anfragen an den 
Präsidenten des Rechnungshofes zu richten , er­
streckt sich, wie ich sagte, derzeit nur auf Angele­
genheiten der Rechnungshofverwaltung. Das mag 
ein Ansatz zur Kontrolle des Rechnungshofes 
selbst sein, unter dem Gesichtspunkt der Stär­
kung von Minderheitenrechten in der parlamen­
tarischen Finanzkontrolle ist diese Variante je­
doch wenig interessant. 

Es wäre ein durchaus systemkonformer und an­
gemessener Weg, hätte jedes Mitglied des Natio­
nalrates, zumindest aber die Mitglieder des Rech­
nungshofausschusses, das Recht, schriftliche An­
fragen an den Präsidenten des Rechnungshofes 
über Gegenstände der Gebarungskontrolle des 
Rechnungshofes als Organ des Nationalrates zu 
richten. 

Wenig sinnvoll erscheint es mir hingegen, dem 
Nationalrat und seinen Mitgliedern Zugang zu 
den Prüfungsunterlagen des Rechnungshofes 
selbst einzuräumen. Wenn die Tätigkeit des 
Rechnungshofes vom Vertrauen des Parlamentes 
getragen ist - auf Dauer wird sie ohne dieses 
Vertrauen nicht auskommen können -, dann ist 
ein Durchgriff des Parlaments überflüssig. Dem 
Nationalrat steht allenfalls das U ntersuchungs­
recht zur Verfügung, um nötigenfalls zur Quelle 
selbst vorstoßen zu können und Aktenvorlage zu 
verlangen . - Allerdings müßte man das Untersu­
chungsrecht zu einem Instrument der parlamen­
tarischen Minderheit machen . 

Ein weites Feld für Minderheitenrechte ist 
schließlich der Bereich der Kontrollfolgen . Es 
geht dabei um die Ermittlung und Förderung des­
sen, was eine Prüfung durch den Rechnungshof 
auf seiten der geprüften Einrichtung bewirkt hat 
beziehungsweise bewirkt haben sollte. Was ist ge­
schehen, um festgestellte Mängel abzustellen? 
Das ist die Kernfrage! 

Der Beantwortung dieser Frage stellen sich 
derzeit vielerlei Hindernisse in den Weg. Das be­
ginnt bereits mit dem Verfall der parlamentari­
schen Behandlung von Berichten des Rechnungs-
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hofes nach Ablauf eier Legislaturperiode - eine 
Folge des Artikels 28 Abs. 4 B-VG. Derzeit liegt 
es in der Hand des Präsidenten des Rechnungsho­
fes, einen Bericht neu einzubringen und damit die 
parlamentarische Behandlung zu erneuern. Die­
ses Recht sollten künftig auch einzelne Abgeord­
nete beziehungsweise eine bestimmte Anzahl von 
ihnen haben. 

Das Interpellationsrecht eignet sich nur in be­
grenztem Maße zur Ermittlung und Mobilisie­
rung von Kontrollfolgen; es beschränkt sich auf 
Gegenstände der Vollziehung des Bundes und 
greift daher im Vergleich zu der viel weitergehen­
den Kontrolle des Rechnungshofes viel zu kurz. 

Welche Lösung wäre zum empfehlen? - Man 
könnte etwa an das Recht einzelner oder mehre­
rer Abgeordneter denken , vom Rechnungshof ei­
nen Bericht über die Wirkungen einer in der Ver­
gangenheit gelegenen Prüfung bei der gepr~ften 
Stelle zu verlangen . Dem Rechnungshof seiner­
seits wäre die gesetzliche Möglichkeit zu geben, 
von dieser Stelle entsprechende Rechenschaft zu 
fordern. Da stellt sich übrigens das Problem der 
Durchsetzung von Prüfungshandlungen durch 
den Rechnungshof; darauf habe ich eingangs, 
nämlich bei der Bestandsaufnahme, kurz hinge­
wiesen. 

Abschließend ist festzuhalten, daß die Möglich­
keiten der Stärkung von Rechten der Opposition 
bei der parlamentarischen Rechnungskontrolle 
bei weitem nicht ausgeschöpft sind. Aber diese 
Feststellung gilt nicht nur für diesen Bereich: 
Diese trifft vielmehr nach meinem Dafürhalten 
für unser parlamentarisches System als Ganzes 
zu . 

Ich hoffe, Herr Präsident, daß ich die Zeit nicht 
allzusehr überzogen habe und bedanke mich für 
die Aufmerksamkeit. 10.29 

Vorsitzender Präsident Dr. Fischer: Danke 
vielmals. 

Professor Funk hat insofern recht gehabt: Die 
15 Minuten waren ausgemacht für die vier Frak­
tionssprecher; die einleitenden sechs Referate 
wurden mit einer Redezeit von 20 Minuten erbe­
ten; ich werde die Uhr entsprechend stellen. 

Als nächster zu Wort gelangt Herr Universi­
tätsprofessor Dr. Pauger. Sein Thema lautet: "Zu­
ständigkeitserweiterungen für den Rechnungshof 
im Zusammenhang mit der Kontrolle von Sub­
ventionen und Bauträgern öffentlicher Vorhaben 
sowie der öffentlichen Unternehmen." Bitte, 
Herr Professor. 

"Zuständigkeitserweiterungen für den 
Rechnungshof im Zusammenhang mit der 

Kontrolle von Subventionen und Bauträgern 

öffentlicher Vorhaben sowie der öffentlichen 
Unternehmen" 

!030 
Referent Universitätsprofessor Dr. Dietmar 

Pauger: Herr Präsident! Meine Damen und Her­
ren! Dieser monströse Titel ist trotz dieser vie len 
Worte, die hier angesamme lt sind , meiner Mei­
nung nach zu eng. Es geht, so glaube ich , nicht 
nur um Zuständigkeitserweiterungen. 

Angesichts geänderter Umstände, angesichts 
der Kontrolldichte - so werden etwa Subven­
tionsgewährungen von der fördernden Stelle ge­
prüft, sie unterliegen der Prüfung des Subven­
tionsmittlers, der Prüfung des Rechnungshofes, 
einer Landes- und einer Gemeindekontrollein­
richtung, ja wie das Beispiel "Eurostar" zeigt, 
auch einer Prüfung der Kommission der EG und 
des EuGH, in Zukunft im EWR auch der EFTA­
Aufsichtsbehörde und des EFT A-Gerichtshofes 
-, angesichts also dieser geänderten Umstände 
geht es nicht nur um Erweiterungen, sondern um 
das richtige Maß. Es wird daher auch über Be­
grenzungen nachzudenken sein. 

Die Vielfalt an Kontrolle läßt es überdies ange­
bracht erscheinen, auch die sachgerechte Aufga­
benteilung zwischen verschiedenen Kontrollein­
richtungen und die Verzahnung von Kontrolle in 
die Betrachtung miteinzubeziehen. 

Ich werde die drei Bereiche, die mir aufgetra­
gen sind - öffentliche Unternehmen, Bauträger 
und Subventionen - der Reihe nach behandeln, 
ehe ich mit einem Ausblick beziehungsweise ei­
ner Zusammenfassung schließe. 

Ich beziehe mich in meiner Betrachtung stän­
dig auf den Amtsentwurf des Rechnungsho­
fes 1991 zu einer Neufassung des 5. Hauptstückes 
des B-VG und des Rechnungshofgesetzes , weil da 
ein ausformulierter Gesetzesvorschlag vorliegt, 
der zwar von einer nicht interessenfreien, aber 
jedenfalls sachverständigen und kompetenten 
Stelle erstellt worden ist. 

Was die öffentlichen Unternehmen anlangt, so 
orientieren sich die Kontrollkompetenzen 
des B-VG nicht an der Art der unternehmeri­
schen Tätigkeit. Vielmehr unterliegen alle unselb­
ständigen Unternehmen von kontrollunterworfe­
nen Rechtsträgern der Prüfung, die selbständigen 
Unternehmen im wesentlichen im Fall der Hälf­
tebeteiligung beziehungsweise der Beherrschung 
durch einen vom Rechnungshof zu prüfenden 
Rechtsträger. Die Zuständigkeiten sind - von 
der Ausnahme für die Kleingemeinden abgesehen 
- für den Bundes-, Landes- und Gemeindebe­
reich analog gestaltet. 

Die Vorschriften des B-VG sind nicht frei von 
Rechtsfragen; ein unabweisliches Erfordernis 
nach einer Neuregelung ergibt sich daraus aber 
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nicht. Dringender erschiene es mir , jene Inkon­
gruenzen zu beseitigen, die die Länder im Hin­
blick auf Prüfungsinitiative und Berichtswesen 
diskriminieren, wenn man nicht wie ich über­
haupt der Meinung ist , daß man die Kontrolle der 
Landes- und Gemeindeunternehmungen ruhig 
den Ländern überlassen könnte . 

Das Rechnungshofgesetz wiederholt die bereits 
verfassungsrechtlich normierten Prüfkompeten­
zen zur Kontrolle öffentlicher Unternehmen bei­
nahe wortgetreu . - Vielleicht ein Indiz dafür, 
daß das B-VG diesbezüglich überdeterminiert ist. 

Eine in doppelter Hinsicht singuläre Anord­
nung trifft dann allerdings der § 11 Rechnungs­
hofgesetz. Danach besteht eine Prüfungspflicht 
bei wirtschaftlichen Unternehmungen mit eige­
ner Rechtspersönlichkeit, die durch ein besonde­
res Gesetz geschaffen werden und die Bundesver­
mögen als Treuhänder zu verwalten haben oder 
für die der Bund eine Ausfallshaftung trägt. 

Diese Vorschrift ist singulär, weil sie sich offen­
bar auf die Ermächtigung des Artikels 121 Abs. 1 
B-VG zur einfachgesetzlichen Erweiterung der 
Prüfungskompetenzen stützt. Die Möglichkeit, 
angesichts der äußerst detaillierten Zuständig­
keitsabgrenzungen der Artikel l26b ff. durch ein­
faches Gesetz weitere Rechtsträger in die Rech­
nungshofkontrolle einzubeziehen, erscheint sy­
stemfremd, was bei einer eufassung beachtet 
werden sollte. Singulär ist diese Vorschrift aber 
auch, weil sie ausschließlich für den Bundesbe­
reich gilt. 

Zur Auslegung des Haftungstatbestandes des 
§ 11 Rechnungshofgesetz bestehen recht konträre 
Auffassungen. Ich verweise auf. einen Aufsatz von 
Broesigke, der unlängst im "Offentlichen Haus­
haltswesen" erschienen ist und der eine konträre 
Auffassung etwa zu Hengstschläger vertritt, die 
dieser in seiner grundlegenden Monographie über 
den Rechnungshof geäußert hat. 

Diese Vorschrift hat an Aktualität gewonnen, 
da zufolge Einbringung der Österreich ischen 
Länderbank Aktiengesellschaft in die Bank Aus­
tria Aktiengesellschaft die Kontrollbefugnis über 
die Länderbank offenbar verlorenging. Sie lebt je­
doch auf, wenn der Bestand einer gesetzlichen 
Ausfallshaftung prüfungsbegründend ist, weil 
dann zufolge der Haftung der Gemeinde Wien 
für die Zentralsparkasse eine Kontrollbefugnis 
über diese und - in weiterer Folge - über die 
Bank Austria AG bestehen würde. 

Besitzstandswahrend schlägt solcherart der 
Amtsentwurf des Rechnungshofes vor, den Tat­
bestand der gesetzlichen Haftung per gesetzlicher 
Anordnung jenem der 50-Prozent-Beteiligung 
gleichzuhalten. Normativ kann das natürlich ge­
schehen, kann eine solche Gleichstellung natür-

lieh vorgenommen werden, man muß sich aller­
dings darüber im klaren sein, daß es sich hiebei 
nicht um das gleiche handelt: Rechnu ngshofkon­
trolle ist primär Kontrolle eier Verwaltung; es soll 
die Verantwortlichkeit der Verwaltung aufgezeigt 
und gegebenenfalls geltend ge macht werden. Wer 
nur haftet, hat aber keine ingerenz und kann 
demnach auch nicht zur Verantwortung gezogen 
werden. Ich würde daher vorschlagen , die Prüfbe­
fugnis bei Bestehen der gesetzlichen Ausfallshaf­
tung nicht aufzunehmen . 

Diese für das Funktionieren der öffentlichen 
Finanzkontrolle eigentlich minder bedeutsame 
Frage der Prüfkompetenz bei einer Ausfallshaf­
tung ist indes bloß ein Symptom für die grund­
sätzliche Orientierungslosigkeit im Bereich der 
Unternehmenskontrolle. Die Einzelfallbetrach­
tung verstellt oft die Sicht auf eingetretene Struk­
turänderungen , die die öffentliche Unterneh­
menstätigkeit voll erfaßt haben und die auch 
nicht ohne Einfluß auf die Kontrolle bleiben kön­
nen . 

Nach wie vor werden öffentliche Unternehmen 
nach dem Merkmal des öffentlichen Anteilsbesit­
zes definiert. Man darf aber nun nicht davor die 
Augen verschließen, daß der Gemeinwohlauftrag 
öffentlicher Unternehmen immer weniger über 
die Rechtsform und den Anteilsbesitz als viel­
mehr über vertraglich fixierte Aufgaben, die Be­
stimmung von Preisen oder spezielle gesetzliche 
Rahmenbedingungen erfolgt. 

Die Kurszettel der Börse legen Zeugnis dafür 
ab, wie die Zahl sogenannter öffentlicher Unter­
nehmen ohne öffentlichen Auftrag ständig steigt. 
Staatlicher Anteilsbesitz oder staatliche Eigentü­
merschaft verlieren stetig an Signifikanz für das 
Bestehen einer öffentlichen Aufgabe. 

Diese Entwicklung wird durch die Europäische 
Integration verstärkt: Im Europäischen Wirt­
schaftsraum werden sich selbst staatliche Mono­
pole auch als im Wettbewerb stehende wirtschaft­
liche Unternehmen wiederfinden . Die Verschrän­
kung von Betriebsführung mit allem finanziellen 
Eigeninteresse des tragenden Rechtsträgers , also 
der Gebietskörperschaft, die hinter dem Unter­
nehmen steht, einerseits und Gemeinwohlwah­
rung andererseits wird aufgelöst werden müssen: 
Es wird zu einer Trennung von Eigentümerfunk­
tion und öffentlicher Aufsicht kommen müssen. 

Es ist mehr als fraglich , ob die Rechnungshof­
kontrolle über Monopolunternehmen zweckmä­
ßiges Mittel einer Mißbrauchsaufsicht ist. 

Für jedenfalls entbehrlich halte ich die Rech­
nungshofkontrolle für Unternehmen ohne öf­
fentlichen Auftrag; für börsennotierte Unterneh­
men - aus atmosphärischen Gründen - sogar 
für ein mittleres Unglück. 
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Ich plädiere daher dafür, den Anteilsbesitz als 
Anknüpfungspunkt für die Unternehmenskon­
trolle zu überdenken ; das gilt für Direktbeteili­
gungen und für Subbeteiligungen. Nur im Falle 
sichtbar gemachter Unabhängigkeit können die 
Unternehmensorgane auch wirklich eigenverant­
wortlich und unabhängig handeln. 

Noch etwas ist zu bedenken, nämlich die Rela­
tion von Aufwand und Ertrag: Aufwand beim ge­
prüften Unternehmen und beim Rechnungshof, 
der durch die Prüfung entsteht, und Ertrag, ver­
standen als nutzbringende Erkenntnis aus der 
Prüfung. 

Eine Facette in dieser Aufwands-Ertrags-Bi­
lanz ist dann noch die Verzahnung mit anderen 
Kontrollen. Ich habe gesehen, daß im Amtsent­
wurf § 15 Abs. 2 des Rechnungshofgesetzes nicht 
übernommen worden ist. - Mangels Prüfpraxis 
vermag ich nicht zu beurteilen, wie sich diese Be­
stimmung bewährt hat, es würde mich aber den­
noch interessieren , warum das so sein soll, oder 
man müßte vielleicht darüber diskutieren, ob 
man da nicht eine Verzahnung anderer Art, sollte 
sich diese nicht bewährt haben, herstellen müßte. 

Ich komme damit zu den Bauträgern. Bauträ­
ger, die öffentliche Vorhaben verwirklichen, un­
terliegen der Rechnungshofkontrolle im Falle der 
50-Prozent-Beteiligung beziehungsweise der -Be­
herrschung, wenn sie als Unternehmung im Sinne 
des diesbezüglich sehr weiten Verständnisses des 
Verfassungsgerichtshofes organisiert sind. 

Beim Verein "Kuratorium zur Förderung der 
Wirtschaftsuniversität Wien" konnte allerdings 
die Frage nach der Unternehmereigenschaft of­
fenbleiben. Der Verfassungsgerichtshof qualifi­
zierte die Mietzinszahlungen an das Kuratorium 
als Bundesmittel, die zur Erfüllung bestimmter 
Zwecke zur Verfügung gestellt werden, und 
nahm damit eine Prüfbefugnis nach § 13 Abs. 3 
RHG als gegeben an. 

Der Amtsentwurf des Rechnungshofes bezeich­
net es als wesentliche Zielsetzung, auch die Be­
sorgung jener Aufgaben, die nach Abschluß pri­
vatrechtlicher Verträge Privatrechtssubjekten 
übertragen werden , einer Kontrolle des Rech­
nungshofes zu unterwerfen. Demgemäß sollen 
kontrolliert werden: die Gebarung von Rechtsträ­
gern insofern, als ihnen zur Besorgung von Auf­
gaben der Rechtsträger der öffentlichen Verwal­
tung Mittel von solchen Rechtsträgern zur Verfü­
gung gestellt werden - Artikel 122 Abs. 3 des 
Entwurfs -, sowie die Gebarung von Rechtsträ­
gern hinsichtlich jener Vorhaben, die zu minde­
stens 50 Prozent aus Mitteln näher genannter 
Rechtsträger finanziert werden - Artikel 122 
Abs. 4 des Entwurfs. Die Gesamtkosten, die eine 
Überprüfung nach Abs. 4 auslösen sollen, sind im 

Amtsentwurf mit 100 Millionen Schilling festge­
setzt. 

Dem Anliegen des Rechnungshofes kann von 
der Sache her voll zugestimmt werden. Gewisse 
Vorbehalte bestehen allerdings, zumal gegen eine 
verfassungsrechtliche Festschreibung des vorge­
schlagenen Textes. Dieser scheint mir wenig prä­
gnant und weist Schwächen in der Abgrenzung 
zwischen den Absätzen 3 und 4 - ich habe sie 
genannt - sowie in der Abgrenzung zur finanzie­
renden Tätigkeit von Einrichtungen wie den Lan­
deshypothekenbanken und zum privaten Auf­
tragnehmer auf. 

Ich würde daher vorschlagen, Artikel 126b 
Abs. 3 geringfügig zu modifizieren, aber sonst a ls 
Grundlage zu belassen, und die detaillierte Prüf­
kompetenz einfachgesetzlich im Rechnungshof­
gesetz zu normieren. Und hier könnte man als 
Vorbild § 13 Abs. 3, der schon Grundlage für die 
Prüfung des Kuratoriums der WU gewesen ist, 
hernehmen und auch geringfügig modifizieren. 

Abermals wird hier auf die Verzahnung mit 
rechtsformorientierten Pflichtprüfungen in den 
ausgegliederten Rechtsträgern Bedacht zu neh­
men sein, soll der Wunsch nach Kostenvorteilen 

. durch die Ausgliederung nicht Wunsch bleiben . 

Zusätzlich würde ich allerdings vorschlagen, 
eine Ermächtigung vorzusehen, sich die Rech­
nunshofkontrolle im Weg einer Vereinbarung 
vorbehalten zu können . Den Anwendungsbereich 
hiefür erblicke ich weniger in den Fällen der Or­
ganisationsprivatisierung, also der Schaffung aus­
gegliederter Rechtsträger, als vielmehr in Verein­
banll1gen mit sonst nicht der Rechnungshofkon­
trolle unterworfenen, zum Beispiel privaten Un­
ternehmen, etwa wenn es um die Vergabe von 
weder in den Kosten noch in ihren Wirkungen 
abschätzbaren Aufträgen geht. 

Die Bauträger legen es nahe, auf eine Einrich­
tung kurz einen Blick zu werfen, die in letzter 
Zeit nicht wenig diskutiert worden ist , nämlich 
auf die sogenannte Projekt- und Projektabwick­
lungskontrolle. Wenn Sie meinen Bericht gelesen 
haben, dann werden Sie festgestellt haben, daß 
ich dieser Einrichtung nicht nur euphorisch ge­
genüberstehe, obwohl ich Mitglied jener Exper­
tengruppe gewesen bin, die seinerzeit den Vor­
schlag für den steirischen Landesrechnungshof 
hinsichtlich Projekt- und Projektabwicklungskon­
trolle gemacht hat. Ich sehe kein Problem bei der 
Projektkontrolle. Allenfalls könnte es Probleme 
bei der Abwicklungskontrolle geben. Die Nach­
teile der Vermengung von Exekutivbefugnissen 
mit Kontrollbefugnissen könnten aber vielleicht 
dadurch bewältigt werden, daß es sich hier um 
eine reine Kostenkontrolle handelt. 
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Ich komme damit zu den Subventionen . Weder 
das B-VG noch das Rechnungshofgesetz normie­
ren die Subventionsgewährung als prüfungsauslö­
senden Tatbestand. Für die Subventionsgewäh­
rung können vor allem die Bestimmungen des 
§ 13 Abs. I und 3 Rechnungshofgesetz nutzbar 
gemacht werden. Diese Grundlagen vermitteln 
teilweise jedoch nur eingeschränkte Prüfkompe­
tenz. Zur Beseitigung der durch die Einschrän­
kungen bedingten Kontrolldefizite schlägt der 
Amtsentwurf eine eigene Prüfungskompetenz für 
Förderungen vor. Auch diesem Anliegen kann 
voll zugestimmt werden, weil damit eine den ver­
fassungsgesetzlichen Prüfungszielen entsprechen­
de Rechnungshofkontrolle über die Verwendung 
von Subventionen möglich wird. 

Grundsätzlich soll das geförderte Vorhaben, in 
bestimmten Fällen die gesamte Gebarung des 
Rechtsträgers geprüft werden können. Auch da­
gegen besteht kein grundsätzlicher Einwand, 
denn , wie es Eicher so treffend formuliert hat, 
derjenige, der öffentliche Mittel in Anspruch 
nimmt, darf nicht zimperlich sein. Allerdings 
habe ich gewisse Interpretationsprobleme mit 
dem zweiten Satz des Artikels 122 Abs. 5 des 
Amtsentwurfs. Ich möchte daher auf einen Vor­
schlag von Wenger zurückgreifen, seit dessen 
grundlegenden Arbeiten zur Förderungsverwal­
tung und zum Subventionsbegriff eine Normie­
rung der Subvention in einem Gesetz überhaupt 
erst möglich ist. In der Formulierung von Wenger 
soll eine Prüfung der Gebarung des subventio­
nierten Rechtsträgers ins Auge gefaßt werden, so­
fern und soweit dies zur Beurteilung der wid­
mungsgemäßen Verwendung der Förderungsmit­
tel notwendig ist. 

Damit gelange ich schon zu meinen Schlußbe­
trachtungen. icht vereinzelt ist die Kritik geblie­
ben, ein Großteil der Arbeit des Rechnungshofes 
sei bloßen Formalakten wie der Überprüfung der 
zahlenmäßigen Richtigkeit und der Rechtmäßig­
keit gewidmet, gefragt sei mehr eine Kontrolle 
der Wirtschaftlichkeit und der Effektivität. Fast 
wäre man versucht, diese Äußerungen als unbe­
rechtigt zurückzuweisen, wenn man die beein­
druckende Übersicht von Friedrich Rödler im 
neuesten Heft "Öffentliches Haushaltswesen" be­
trachtet, und zwar die Übersicht über grundsätzli­
che Struktur- und Systemmängel, die der Rech­
nungshof im Laufe seiner Prüfungstätigkeit auf­
gezeigt hat. 

Es dürfte den Kritikern aber nicht um fehlende 
Verdienste des Rechnungshofes bezüglich der 
Wirtschaftlichkeitsprüfung gegangen sein als viel­
mehr um einen Abbau der Ordnungsgemäßheit 
zugunsten von mehr Effektivitätskontrolle, also 
um einen Umbau in Richtung Wirtschaftlich­
keits- und Effektivitätskontrolle. Eine solche Ak­
zentverschiebung ist im Hinblick auf den anhal-

tenden Trend zur Ausgliederung von Bauträgern 
und die umstrittene Frage der wohlstandsstei­
gernden Wirkung bestimmter Subventionen auch 
für unser Thema bedeutsam. Ein solc her Umbau 
kann allerdings nicht ohne Voraussetzungen er­
folgen, und zwar Voraussetzungen gesetzlicher 
und faktischer atur. 

Hinter sich hat einen solchen Funktionswandel 
das General Accounting Office in den USA. Die­
se Einrichtung wurde von einer Rechnungskon­
trollbehörde systematisch zu einer den Informa­
tionsbedürfnissen des Kongresses dienenden In­
stitution umgebaut. Der Wandel oder der Beginn 
des Wandels geht auf das Jahr 1950 zurück, als 
die Verantwortung für ein ordnungsgemäßes 
Haushalts- und Rechnungswesen vom GAO auf 
die jeweiligen Behörden und die dort installierten 
Kontrolleinrichtungen übertragen wurde. Aufga­
be des GAO war es, in Hinkunft nicht mehr 
Rechnungen selbst zu prüfen, sondern die Vor­
schriften und Richtlinien für die Rechnungsle­
gung festzusetzen , Rechnungssysteme auf ihre 
Konformität mit diesen Richtlinien zu prüfen und 
die tatsächlich angewendeten Systeme zu kontrol­
lieren. 

Für unser Thema etwa ist Subventionsprüfung 
- auch wenn es zu einer Erweiterung der Kom­
petenzen kommt - ja nicht primär Aufgabe des 
Rechnungshofes, sondern primär Aufgabe der 
Verwaltung. Und zur Aufgabe der Verwaltung 
gehört neben der Subventionsgewährung auch die 
Kontrolle, ob die Subvention widmungsgemäß 
verwendet worden ist. Und die Prüfung des Rech­
nungshofes bezieht sich dann vor allem auf die 
Verwaltung, ob die Verwaltung ihrer Kontroll­
pflicht nachgekommen ist. 

Heute besorgt das GAO Wirtschaftlichkeits­
und Wirksamkeitsprüfungen von Aktivitäten und 
Programmen der Regierung. 1970 wurde diese 
Prüfung auf Programmevaluationen ausgeweitet, 
an Hand derer festgestellt werden soll, ob die an­
gestrebten Programmziele auch tatsächlich er­
reicht worden sind. Weiters zählt es zu den Auf­
gaben des GAO, den Kongreß und seine Aus­
schüsse in fiskalischen und budgetären Angele­
genheiten zu unterstützen, um eine Verstärkung 
seiner Stellung im Budgetprozeß zu erreichen. 

An Vorstellungen in diese Richtung fehlt es 
auch in Österreich nicht. Ihre Verwirklichung be­
darf aber der Klarheit über die Funktion des 
Rechnungshofes und des an ihn gestellten Anfor­
derungsprofils. 

Das Anforderungsprofil kann natürlich nicht 
ohne Rückwirkung auf die Prüfungskompetenzen 
sein. Wie immer diese auch beschaffen sind, nicht 
zu übersehen bleibt, daß eine Verbesserung von 
Wirtschafts- und Verwaltungsabläufen nicht al-
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lein durch Einführung vo n Kontro lle erreicht 
werden kann . 

Jede Kontrolle ohne exakte Handlungspflichten 
und -maßstäbe muß leerla ufen. Erforderlicher als 
neue Zuständigkeiten im Bereich der Subventio­
nen und der öffentlichen Bauträger ist demnach 
die Erlassung eines allgemeinen Vergabegesetzes 
- ein solches dürfte nach dem x-ten Anlauf jetzt 
ja tatsächlich im Entstehen sein - und eines a ll ­
gemeinen Subventionsgesetzes - ein solches 
scheint allerdings noch in weiter Ferne zu sein. 
Um weitere Auseinandersetzungen über die Zu­
läss igkeiten von Subventionen muß man daher 
nicht fürchten . - Danke vielmals. I U.52 

Vorsitzender Präsident Dr. Fischer: lch danke 
Herrn Universitätsprofessor Dr. Pauger für seine 
Ausführungen . 

Wir kommen jetzt zum dritten Beitrag, dem 
von Herrn Universitätsprofessor Dr. Hengstschlä­
ger. Ich begrüße ihn herzlich . 

Sein Thema lautet: "Berichterstattungswesen 
des Rechnungshofes - Datenschutz und verbes­
serte Information der Öffentlichkeit und der Ab­
geordneten". - Bitte, Herr Professor. 

"Berichterstattungswesen des Rechnungshofes 
- Datenschutz und verbesserte Information 

der Öffentlichkeit und Abgeordneten" 

10.52 

Referent Universitätsprofessor Dr. Johannes 
Hengstschläger: Sehr geehrter Herr Präsident des 

ationalrates! Meine Herren Präsidenten des 
Rechnungshofes! Sehr verehrte Miglieder des Ho­
hen Hauses! Meine Damen und Herren! Im Zuge 
der Gebarungskontrolle, also der wichtigsten und 
zentralen Aufgabe des Rechnungshofes, werden 
diesem laufend intime Daten personen bezogener 
Art und Geschäfts- und Betriebsgeheimnisse von 
Unternehmungen zugänglich. Die Frage, inwie­
weit es dem Rechnungshof zusteht, solche Daten 
zu recherchieren , und ob er andererseits berech­
tigt oder eventuell sogar verpfliehet ist, über diese 
Informationen zu berichten, diese Informationen 
weiterzugeben , wird auf drei Ebenen virulent: 

erstens im Verhältnis Rechnungshof zu den 
Prüfungsunterworfenen, wo die Grenzen der Ein­
schaurechte oder, anders gewendet, die geschütz­
ten Bereiche der Betroffenen abzustecken sind; 

zweitens im Verhältnis Rechnungshof - Parla­
ment, wo sich die Frage stellt, inwieweit es zu den 
Pflichten des Rechnungshofes gehört oder es ihm 
zumindest zusteht, über solche Informationen zu 
berichten, und 

drittens im Verhältnis Rechnungshof - Öf­
fentlichkeit. 

Alle diese Prob leme fußen letztlich a uf dersel­
ben Antinomie, nämlich daß unse r Bundes-Ver­
fassungsgesetz auf der einen Seite jedermann die 
Geheimhaltung der ihn betreffenden personenbe­
zogenen Daten grundrechtlieh ve rbürgt und den 
staatlichen Organen besondere Versc hwiegen­
heitspflichten auferlegt, während auf der anderen 
Seite der Rechnungshof umfassende Einschau­
und Prüfungskompetenzen mit korrespondieren­
den Berichtspflichten übertragen bekommen hat. 

Es liegt a uf der Hand , daß die Lösung nicht 
darin bestehen kann , daß der Geheimnisschutz 
und die Verschwiegenheitspflichten die Kontroll ­
funktionen des Rechnungshofes über weite Strek­
ken lahmlegen , aber auch nicht darin , daß die 
Grundrechtsgarantien betreffend die personenbe­
zogenen Daten im Rahmen der Gebarungskon­
trolle völlig leerlaufen. Sie wird vielmehr in einer 
beide Verfassungsaufträge miteinander harmoni­
sierenden Interpretation zu suchen sein, die die 
gemeinsame Grenze so ansetzt, daß sie beiden 
Anliegen , der Gebarungskontrolle wie dem Ge­
heimnisschutz, sachlich gerecht wird und zu dog­
matisch sauberen wie plausibel begründ baren Er­
gebnissen führt. 

Auszugehen ist dabei von der Frage, ob und 
inwieweit das Grundrecht auf Datenschutz und 
die in Artikel 20 Abs. 3 B-VG verankerte Amts­
verschwiegenheit auf die Rechnungshofkontrolle 
überhaupt Anwendung finden . Die Antwort dar­
auf hängt wiederum davon ab, welche Stellung 
der Rechnungshof im Verfassungsgefüge, insbe­
sondere in der Trias der Staatsfunktionen, inne­
hat. Und damit ist ein verfassungsdogmatisches 
Kernproblem der Gebarungsprüfung durch den 
Rechnungshof angesprochen. 

Im wissenschaftlichen Schrifttum wird diese 
Gebarungskontrolle so gut wie einhellig der Ge­
setzgebung zugeordnet -, Kollege Funk hat 
schon darauf hingewiesen -, obwohl sie inhalt­
lich gesehen eher als Vollziehung zu werten wäre. 
Alle neueren Lehrbücher - Adamovich/Funk , 
AntoniollilKoja, Walter/Mayer - sind sich in die­
ser Einstufung einig. Wenn es aber um die kon­
kreten Konsequenzen aus dieser Zuordnung geht, 
schwindet die Sicherheit, beispielsweise im Be­
reich der Amtshaftung, die auf die Gesetzgebung 
nach herrschender Auffassung keine Anwendung 
findet und daher den Rechnungshof nicht betrifft. 
Diesbezüglich schreiben beispielsweise Adamo­
vich/Funk: "Obwohl es sich bei der Rechnungs­
hofkontrolle nicht um Vollziehung im Sinne des 
B-VG handelt, kann man dennoch auch für diese 
Bereiche die Anwendung des Amtshaftungsrechts 
per analogiam vertreten, da ansonsten eine be­
denkliche Lücke entstünde." 

Um es gleich vorwegzunehmen: Damit ist eine 
wunde Stelle des 5. Hauptstückes des B-VG ange-
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sprochen , die bei einer eventuellen Novellierung 
dieses Bereiches dringend saniert werden müßte. 

Zunächst sollte die Rechnungshofkontrolle un ­
mißverständlich der Legislative zugeordnet wer­
elen . Es mac ht viel Sinn , wenn die Verwendung 
eier vom Volk dem Staa t treuhänderisch anver­
trauten Mittel vom Vertreter des Volkes, dem 
Parla ment. beziehungsweise einem ihm zugeord­
neten Organ, dem Rechnungshof, im Hinblick 
auf Sparsamkeit , Wirtschaftlichkeit und Zweck ­
mä ßigkeit überprüft wird. 

Die a us dieser Zuordnung zum Parlament re­
sultierenden Inkonsequenzen , wie beispielsweise 
elie angeführte Unanwendbarkeit des Amtshaf­
tungsrechtes , sollten dann mit einem entspre­
chenden Hinweis des Verfassungsgesetzgebers 
ausgeräu mt werden , da sich - um beim Amtshaf­
tungsbeispiel zu bleiben - hier kein tragfähiger 
Grund vorbringen läßt, der die Nichtgeltung 
sac hlich begründen könnte . 

Die in diesem Kontext vom Gesetzgeber. a lso 
vom Verfassungsgesetzgeber , zu lösenden Fra­
gen, auf die ich aus Zeitgründen und weil sie 
nicht zu meinem Thema gehören im einzelnen 
nicht eingehen kann, sind im wissenschaftlichen 
Schrifttum a llesamt hinreichend aufgearbeitet. Es 
könnte mit relativ wenig legistischem Aufwand 
viel an verfassungsrechtlicher Rechtsklarheit und 
Rechtssicherheit gewonnen werden. 

Aber nun zurück zur geltenden Rechtslage. 
Ordnet man die Kontrolltätigkeit in Übereinstim­
mung mit der herrschenden Lehre der Legislative 
zu, dann findet Artikel 20 Abs. 3 - also die 
Amtsverschwiegenheit - auf die Tätigkeit des 
Rechnungshofes keine Anwendung, und zwar aus 
folgendem Grund: 

Artikel 20 Abs. 3 verpflichtet alle mit Aufga­
ben der Bundes- , Landes- und Gemeindeverwal­
tung betrauten Organe zur Amtsverschwiegen­
heit. Nach einhelliger und unbestrittener Auffas­
sung ist dieser Begriff - gleichgültig, ob man ihn 
organisatorisch oder funktionell sieht - auf die 
Verwaltung beschränkt. 

Der zweite, später in diesen Artikel 20 Abs. 3 
hineinnovellierte Begriff "Organe anderer Kör­
perschaften öffentlichen Rechts" scheidet schon 
deshalb aus, weil er die Organe der Gebietskör­
perschaften nicht mitumfaßt, sondern nur "ande­
re Körperschaften öffentlichen Rechts", und der 
Rechnungshof jedenfalls ein Organ einer Gebiets­
körperschaft - Bund , Land oder Gemeinde -
ist. 

Auch eine analoge Anwendung der Amtsver­
schwiegenheit kommt aus zumindest drei Grün­
den nicht in Betracht: 

Erstens kann die Nichtberücksichtigung der 
Gebarungskontrolle - die ja eine ana loge An­
wendung vora ussetzt - nicht a ls planwidrige 
Lücke angese hen werden. da Artike l 20 Abs. 3 B­
VG kein umfassendes Verschwiegenheitsgebot 
statuiert , sondern beispielsweise e ine ganze 
Staa tsfunktion. nämlich die Gerichtsba rkeit. un­
beachtet läßt. 

Zweitens käme es zu unsystematischen Inkon­
seq uenzen , weil der letzte Satz des Artikels 20 
Abs. 3 B-VG anordnet. daß die Amtsve rschwie­
genheit für die von einem a llgemeinen Vertre­
tungskörper bestellten Organe gegenüber diesem 
Vertretungskörper nicht zur Anwendung kommt. 
Das hieße, weil die Präs identen , der Präsident 
und der Vizepräs ident des Rechnungshofes , vom 

ationalrat gewählt werden, da ß diese von der 
Amtsverschwiegenheit gegenüber dem ational­
rat entbunden wären, während die Amtsver­
schwiegenheit gegenüber den Landtagen und Ge­
meinderäten voll zur Geltung käme. Eine solche 
- durch nichts begründete - unsachliche Diffe­
renzierung kann dem Verfassungsgesetzgeber 
nicht zugesonnen werden . 

Drittens ist die Amtsverschwiegenheit auch 
deshalb kein einen Analogieschluß rechtfertigen­
des, umfassendes Prinzip , weil sie ja nur subsidiär 
gilt. Das heißt - so steht es im Artikel 20 Abs. 3 
-, sie gilt nur , soweit einfach-gesetzlich nichts 
anderes bestimmt ist , das heißt, der einfache Ge­
setzgeber kann jederzeit Ausnahmen statuieren . 
Daher ist das kein Prinzip, das die Analogie ver­
la ngt. 

. Die Praxis scheint aber , wie aus verschiedenen 
Stellungnahmen hervorgeht, von der Anwendbar­
keit des Artikels 20 Abs. 3 a uf den Rechnungshof 
auszugehen, wobei diese Ansicht eher apodiktisch 
behauptet wird, ohne auf die hier vorgebrachten 
Argumente einzugehen , geschweige denn sie zu 
widerlegen . 

Offensichtlich soll hier einem vermeintlichen 
Bedürfnis der Praxis Rechnung getragen werden , 
das aber, wie ich meine, in Wahrheit nicht be­
steht, denn die Beamten und Vertragsbedienste­
ten des Rechnungshofs sind ohnedies kraft 
Dienstrechts zur Amtsverschwiegenheit ver­
pflichtet und für den Präsidenten und Vizepräsi ­
denten sorgt das Grundrecht auf Datenschutz, 
auf das ich gleich eingehen werde, hinreichend 
vor. 

Dieses Grundrecht auf Datenschutz wirkt in 
zweifacher Hinsicht: Zum einen schützt es vor 
unzulässigen Ermittlungen personenbezogener 
Daten , und betrifft damit das Verhältnis des 
Rechnungshofes zur geprüften Stelle, und ande­
rerseits bezieht es auch die Übermittlung solcher 
Informationen an Dritte in seinen Geltungsbe­
reich ein, was für die Berichterstattung des Rech-
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nungshofes an die Parlamente und an die Öffent­
lichkeit von Bedeutung ist. 

Zunächst könnte man in Zweifel ziehen , ob es 
sich bei eier Berichterstattung des Rechnungsho­
fes an die Parlamente, insbesondere an den atio­
nall'at, überhaupt um eine Übermittlung von Da­
ten im Sinne des Datenschutzgesetzes handelt, 
weil doch hier Daten von einem Organ an ein 
anderes Organ ein und desselben Rechtsträgers, 
also ein und derselben juristischen Person , über­
tragen werden . 

Das heißt, Daten vom Rechnungshof zum a­
tionalrat sind Daten innerhalb der juristischen 
Person Bund . § 3 Ziffer 3 und 9 Datenschutzge­
setz stellen aber klar, daß das Grundrecht auch 
die Übermittlung von Informationen zwischen 
Organen derselben Gebietskörperschaft und 
selbst die Verwendung von Daten durch ein und 
dasselbe Organ für ein anderes Aufgabengebiet 
schützt. Ich betone das deshalb, weil man immer 
wieder hört, all das, was der Rechnungshof weiß , 
das muß auch das Parlament wissen - alles! -, 
und das könnte darauf zurückzuführen sein, daß 
es ja hier ein und dieselbe juristische Person ist. 

In allen angesprochenen Relationen, also so­
wohl im Verhältnis des Rechnungshofes zum Prü­
fungsunterworfenen wie auch gegenüber dem 
Parlament, bedarf ein Einbruch in das Grund­
recht auf Datenschutz entweder einer verfas­
su ngsgesetzlichen Ausnah mebesti mm ung oder, 
weil das Grundrecht unter Gesetzesvorbehalt 
steht, einer einfachgesetzlichen Rechtfertigung. 

Beiden Forderungen, der Ausnahme wie der 
Rechtfertigungsfunktion, kommen jene Bestim­
mungen im 5. Hauptstück des B-VG nach, die die 
Prüfungskompetenzen des Rechnungshofes ab­
stecken und die ihn zur Berichterstattung an das 
jeweils zuständige Parlament berechtigen bezie­
hungsweise verpflichten. Da es sich hier um zwei 
Verfassungsregelungen handelt, nämlich um das 
5. Hauptstück des B-VG auf der einen Seite und 
um das Datenschutzgesetz auf der anderen Seite, 
erscheint es geboten, eine Interpretation zu er­
gründen, die beide Normenkomplexe miteinan­
der harmonisiert. 

Anzusetzen ist dabei am Eingriffsvorbehalt des 
§ 1 Datenschutzgesetz, Aus diesem ergibt sich 
nämlich , daß das Recht auf Geheimhaltung, wie 
schon angedeutet, nicht schrankenlos gewährlei­
stet ist, sondern gesetzlich legitimierte Einbrüche 
aus den im Artikel 8 Abs. 2 der Europäischen 
Menschenrechtskonvention vorgesehenen Grün­
den, also unter anderem beispielsweise zur Wah­
rung des wirtschaftlichen Wohles eines Landes, 
zuläßt. 

Was also die unmittelbare Prüfungstätigkeit des 
Rechnungshofes anbelangt, also die Sammlung 

von gebarungsrelevantem Material. stößt diese 
Harmonisierung so gut wie a uf keine Schwierig­
keiten. Daß eine effektive Kontrolle zur Wahrung 
des wirtschaftlichen Wohles eines Landes voraus­
setzt, daß der Rechnungshof in der Lage sein 
muß, alle einschlägigen Unterlagen und Kennt­
nisse zu erhalten , braucht nicht näher begründet 
zu werden. 

Ließe man es nicht zu, daß sich der Rechnungs­
hof aufgrund eigener Anschauungen selbst ein 
Bild von der Kontrollrelevanz der Unterlagen 
machen kann, wäre er verfälschten Darstellungen 
durch die Kontrollierten ungeschützt ausgeliefert. 
Sinn und Zweck der Kontrolle könnten durch die 
Überprüften unter dem Vorwand von daten­
schutzrechtlichen Interessen ausgehöhlt und per­
vertiert werden . 

Auch der Verfassungsgerichtshof hat den hier 
zugrunde liegenden teleologischen Gedanken so­
wohl im Zusammenhang mit der Rechnungshof­
kontrolle als auch in anderem Zusammenhang 
anerkannt. Ich möchte darauf nicht weiter einge­
hen . 

Dieses Ergebnis wird auch durch praktische 
Erfordernisse im Prüfungsalltag erhärtet. Würde 
das Recht der Prüfungsunterworfenen , Daten zu­
rückzuhalten, allgemein anerkannt, hätte dies si­
cherlich zur Folge, daß die Kontrollierten im ver­
stärkten Maße die Herausgabe von Schriftstücken 
und die Erteilung von Auskünften verweigerten. 
Der Rechnungshof müßte dann in jedem dieser 
Fälle, da er keine Exekutionsbefugnisse besitzt, 
Clen Verfassungsgerichtshof anrufen und die Fest­
stellung begehren, daß die Einsichtnahme in das 
betreffende Schriftstück in seine Zuständigkeit 
fällt - ein untragbarer Zustand, der die Geba­
rungskontrolle über weite Strecken lahmlegen 
würde. 

Gestatten Sie mir in diesem Zusammenhang 
ganz kurz, nur mit einigen Nebenbemerkungen, 
auf die verfassungsgerichtlichen Verfahren im 
Zusammenhang mit dem Rechnungshof einzuge­
hen: Hat der Verfassungsgerichtshof die Zustän­
digkeit des Rechnungshofes zur Prüfung eines 
ausgegliederten Rechtsträgers, einer Unterneh­
mung, zu beurteilen, kommen der betroffenen 
Unternehmung, obwohl ihre Rechtsposition ein­
schließlich grundrechtlicher Verbürgungen, wie 
Eigentumschutz, Berufsausübungsrecht, Daten­
schutz und so weiter massiv betroffen ist, keine 
wie immer geartete ParteisteIlung zu. Das heißt, 
es ist ihr verwehrt, ihre Argumente im verfas­
sungsgerichtlichen Verfahren vorzubringen und 
ihre Rechte zu verteidigen. Ein archaisch anmu­
tender Zustand, der eine Novellierung des 
5. Hauptstückes des Bundes-Verfassungsgesetzes 
nicht überleben dürfte. 
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Die Kehr,eite diese., :tl, Org~ln.,treit :lu.,gelegten 
VerLihrens zwi'ichen dem Rechnungshof auf eier 
einen und eier beteiligten Lnternehl11ung auf der 
ancleren Seite oder der sie beherrschenden Ge­
hietskörperschaft. besser gesagt. die enterneh­
Illung hat ja keine Partei"tellung. diese Kehrseite 
also t'l'l!lrt dazu. daß das Erkenntnis der betroffe­
nen Lnternehmung. weil sie ja keine ParteisteI­
lung hat. nicht zugestellt wird und für sie auch 
keine unmittelbaren Bindungswirkungen entfal­
tet. Gebunden i<;t die übergeordnete Gebietskör­
perschaft. die dann aufgrund ihrer Einflußrechte 
aus Beteiligung und Beherrschung die unterneh­
mung dazu verhalten müßte. sich dem Erkenntnis 
entsprechend anzupassen oder zu benehmen. 

Eine \leuregelung. 'vlan muß sich überlegen: 
Der Einflu ß der ühergeordneten Gebiet~körper­
schaft. der Einfluß eier öffentlichen Hand. wenn 
große Beteiligungs- oder Beherrschungsverhält­
nisse über Tochter- und Enkelunternehmungen 
und sogar vielleicht über zyklische Beteiligungen 
vorliegen. reicht sicher nicht hin. 

Eine \leuregelung der Unternehmenskontrolle. 
die aus anderen Gründen auch dringencl geboten 
ist. müßte sich dieser Wiclersinnigkeit annehmen. 
Eine Bescheidkonstruktion. wie sie der Rech­
nungshof im § 22 seines Entwurfes vorschlägt. 
scheint mir aber etwas kompliziert und vor allem 
mit der staatsrechtlichen Stellung des Rechnungs­
hofes. der ja zur Legislative gehört. nicht verein­
bar zu sein. 

Aber nun zurück zum Berichterstattungswesen. 
nämlich zum Verhältnis Rechnungshof und Par­
lament, das. wie dargelegt. trotz des organisatori­
schen l\jaheverhältnisses des Rechnungshofes 
zum Nationalrat und zu den Landtagen an daten­
schutzrechtlichen Kautelen zu messen ist. In die­
ser Beziehung bereitet die gebotene Harmonisie­
rung des 5. Hauptstückes des B-VG mit dem Da­
tenschutzgesetz etwas größere Schwierigkeiten. 

Für das im Eingriffsvorbehalt des Grundrechts 
auf Datenschutzgesetz angesprochene wirtschaft­
liche Wohl eines Landes bedarf es nämlich keiner 
umfassenden Information der Abgeordneten über 
alle Daten. die eiern Rechnungshof anläßlich sei­
ner Prüfungstätigkeit zugänglich wurden. Es 
reicht vielmehr aus, daß ihnen ein hinreichend 
deutliches Bild über die Wirtschaftlichkeit. Spar­
samkeit und Zweckmäßigkeit der Gebarungsfüh­
rung des kontrollierten Rechtsträgers vermittelt 
wird. Das heißt mit anderen Worten: Im Hinblick 
auf das Recht auf Geheimhaltung ist nur eine 
Übermittlung jener Daten vom Rechnungshof an 
das Parlament gerechtfertigt. die erforderlich 
sind. um die Wirtschaftlichkeitsbeurteilung des 
Kontrollorgans durchschauen und nachvollziehen 
zu können. 

Auch die Org:lIli':ltionshestilllmungen de" 
Rechnungshofes im 5. Hauptstück de" R-VCl be­
legen dieses Ergehni'>. also ohne grulldrechtliche 
Verhürgung, aber darauf möchte ich jetzt nicht 
näher eingehen. 

Im Mittelpunkt der Beziehungen [""ischen dem 
Rechnungshof und den ParL1Inenten steht nach 
dem Konzept unserer Verfassung. anders als im 
Verhältnis zwischen Rechnungshof und üher­
prüfter Stelle. nicht die Kontrolle. sondern viel­
mehr die Zusammenarheit. Die ge"etzgebenden 
Körperschaften ,-;ollen den Rechnungshof nicht 
daraufhin überprüfen. ob er seine Kompetenzen 
ordnungsgemäß ausübt. sondern sie sollen sich 
von ihm fachgerecht zuarbeiten lassen. Ulll auf 
der Grundlage seiner Ergehnisse entsprechende 
vlaßnahmen setzen zu können. Dafür benötigen 
sie jene Daten, die für die Wirtschaftlichkeits­
kontrolle uncl Wirtschaftlichkeitsbeurteilung 
maßgehlich und notwendig <;ind. 

Würde man den Rechnungshof darüber hinaus 
auch verhalten. per<;önliche und sonstige Infor­
mationen ohne entsprechenden sachlichen 
Grund, das heißt ohne Relevanz für die Geba­
rungsbeurteilung. an das Parlament heranzutra­
gen. entspräche dies keinem legitimen Bedürfnis. 
sondern würde eher den Mißbrauch. etwa als 
Druckmittel gegen politische Gegner. in die Hän­
de arbeiten. 

Verbesserungsbedürftig ist aber die konkrete 
Zusammenarbeit zwischen Parlament und Rech­
nungshof. Vorstellbar wäre unter anderem eine 
Neugestaltung der Rechnungshofberichte. Das ist 
natürlich nicht der einzige Punkt, aber ich möch­
te nur diesen bei meinem Thema behandeln. 

Diese Berichte könnten aus zwei Teilen beste­
hen, wobei der eine Teil die konkrete Beurteilung 
der einzelnen Gebarungsfälle, also die Prüfungs­
befunde in engerem Sinne, beinhalten sollte; die­
se müssen auch veröffentlicht werden. Im zweiten 
Teil, der in erster Linie für die Abgeordneten ge­
dacht wäre. sollten diesen Befunden konkrete Be­
gründungen des Rechnungshofs nachgereicht 
werden. Das heißt, es sollten die Sachverhaltsmo­
mente dargestellt und bewertet werden. die Ge­
geneinwendungen der geprüften Stelle angeführt 
werden und schließlich auch jene Erwägungen, 
die den Rechnungshof zu seiner Schlußbeurtei­
lung, zu seinem Befund bewogen haben. 

Zur leichteren Lesbarkeit sollten in diesem 
Exemplar, das vor allem für die Abgeordneten ge­
dacht ist. diese Begründung gleich den Befunden 
zugeordnet sein. Darüber hinaus sollte den Abge­
ordneten - Herr Kollege Funk hat das auch an­
gesprochen -. vielleicht auch nur den Mitglie­
dern des Rechnungshofausschusses, über den 
schon bestehenden § 23 Rechnungshofgesetz hin­
aus das Recht zustehen. vom Rechnungshof. viel-
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leicht sogar direkt vom Leiter eier Prüfungstea ms 
über elen Weg des Präsidenten eies Rechnungsho­
fes, weitere Auskünfte und Erwägungen zu ver­
langen . 

Das heißt Auskünfte über den Sachverhalt, die 
Wirtschaftlichkeit und so weiter . aber natürlich 
nur in jenem Rahmen, den das Datenschutzgesetz 
für so lche Auskünfte zieht. 

Vorsitzender Präs ident Dr. Fischer: 20 Minu­
ten . Sie fahren noch ein bis zwei Minuten fort. Ich 
mache Sie nur auf den Zeitrahmen aufmerksam. 

Referent Universitätsprofessor Dr. Hengst­
schläger (for/setzend): Abgeordnete sind trotz ge­
wisser Verbesserungen in jüngster Zeit - die sehr 
begrüßenswert sind - über weite Strecken Ein­
zelkämpfer und auf die gute Zuarbeit angewie­
sen. 

Wenn der Rechnungshof als Organ der Parla­
mente eingerichtet ist, dann entspricht das dieser 
Systementscheidung, wenn er den Mandataren 
die bestmögliche Hilfestellung gewährt. Eine 
Überprüfung der Verwendung öffentlicher Mit­
tel , die nur den Rechnungshof ins Bild setzt und 
deren Ergebnisse in seinen Akten abgelegt wer­
den , hat weder Sinn noch Wert. 

Die Gebarungskontrolle dient in erster Linie 
der Information jener, mit deren Geld gewirt­
schaftet wird , also der Bürger und der sie vertre­
tenden Mandatare. Im Zusammenhang mit der 
Veröffentlichung der Prüfungsbefugnisse stellt 
sich schließlich noch das leidige Problem der 
Rohberichte. Ihre Veröffentlichung wiegt beson­
ders schwer, weil es unweigerlich zu publikums­
wirksamen Vorverurteilungen der geprüften Stei­
le aufgrund von Vorwürfen kommt, zu denen die 
Beschuldigten noch nicht gehört wurden und zu 
deren Ausräumung sie noch keine Gelegenheit 
hatten . Bei selbständigen Rechtsträgern kann das 
zu großem Schaden führen. 

Wie kann diese verfassungswidrige Praxis in 
Zukunft vermieden werden? Der vom Rech­
nungshof in den Amtsentwürfen vorgeschlagene 
Weg, nämlich Verschwiegenheitsgebote aufzu­
nehmen, scheint mir nicht besonders zielführend 
zu sein. Solche Gebote waren in der Geschichte 
noch nie sehr wirksam. 

Das öffentliche Interesse und das Interesse der 
Medien ist zu groß. Zielführend erscheint mir nur 
ein Weg, nämlich die Rohberichte wegzulassen, 
und zwar gänzlich . Es gibt auch im Verwaltungs­
verfahren keine Vorbescheide oder Rohbeschei­
de. Es gibt bei den Gerichtshöfen öffentlichen 
Rechts keine Roh- oder Vorerkenntnisse. Im ge­
richtlichen Verfahren, im gerichtlichen Prozeß, 
gibt es keine Vorurteile. 

Der Einwand. daß dadurch das Parteiengehör 
zu kurz kommen könnte, ist voll berechtigt und 
wiegt schwer. Abhilfe müßte dadurch geschaffen 
werden , daß die geprüfte Stelle laufend in das 
Verfahren eingebunden wird , zu jedem Kritik­
punkt sogleich eine Stellungna hme abgeben 
kann , und diese Stellungnahme in den Rech­
nungshofbericht. unel zwar in den erweiterten 
Rechnungshofbericht, einfließen kann . 

Ich komme zum Schluß. Die Stellung des Rech­
nungshofes ist ganz allgemein und vor allem a uch 
im Hinblick auf das Berichtswesen janusköpfiger 
Natur , eingebettet zwischen den prüfungsunter­
worfenen Stellen auf der einen und dem Parla­
ment auf der anderen Seite. Die Zusammenarbeit 
muß nach jeder Seite hin vom Vertrauen fußend 
auf sachgerechten und akzeptierten Regeln getra­
gen sein . Nicht nur deshalb, weil der Rechnungs­
hof keine Exekutionsbefugnisse hat, ist die offe­
ne , korrekte und unparteiische Partnerschaft so 
wichtig, sondern weil das Wesen unel die Natur 
der Gebarungskontrolle in der parlamentarischen 
Demokratie diese Kooperation zwingend voraus­
setzen und mit einschließen. J 1.15 

Vorsitzender Präsident Dr. Fischer: Danke 
vielmals, Herr Professor Hengstschläger. Wir fah­
ren mit dem Referat von Herrn Professor Brün­
ner fort : Der Rechnungshof als Kontrollorgan 
dreier Gebietskörperschaften . - Bitte, Herr Pro­
fessor. 

"Der Rechnungshof als Kontrollorgan dreier 
Gebietskörperschaften" 

JL.J 5 
Referent Universitätsprofessor Dr. Christian 

Brünner: Herr Präsident! Meine Herren Präsi­
denten des Rechnungshofes! Meine Damen und 
Herren! Ich möchte mein Referat in vier Ab­
schnitte gliedern. Der erste Abschnitt befaßt sich 
mit der organisatorischen und funktionellen Stei­
lung des Rechnungshofes. 

Gemäß den Bestimmungen der Bundesverfas­
sung ist der Rechnungshof organisatorisch eine 
Einrichtung des Bundes, also ein Bundesorgan. 
Funktionell ist der Rechnungshof als Organ des 
Nationalrates und als Organ des betreffenden 
Landtages tätig. 

Obwohl der Rechnungshof funktionell ein 
Bund-Länder-Organ ist, zieht der Verfassungsge­
setzgeber daraus im Hinblick auf die organisatori­
sche Stellung des Rechnungshofes keine Konse­
quenz. Der Rechnungshof wird unmittelbar dem 
Nationalrat unterstellt. 

Auch die funktionelle Organeigenschaft für 
den Bundesbereich und für den Landesbereich ist 
keine gleiche. Die Beziehung des Rechnungshofes 
zu den Organen der Gesetzgebung und Vollzie-
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hung des Bundes einerseits und der Länder ande­
rerseits ist unterschiedlich ausgestaltet. Gleiches 
gilt für die Ausgestaltung der Prüf tätigkeit. [eh 
möchte nur einige Beispiele nennen. 

Erstens: Der Rechnungshof untersteht unmit­
telbar dem Nationalrat. Eine analoge Bestim­
mung betreffend die Landtage fehlt. 

Zweitens: Die Wahl und die Abberufung des 
Präsidenten und des Vizepräsidenten des Rech­
nungshofes obliegt ausschließlich dem ational­
rat. Es gibt somit keine politische Verantwortung 
gegenüber den Landtagen , nur eine staatsrechtli­
che . 

Drittens: Der Nationalrat allein bewilligt die 
Sach- und Personalausgaben des Rechnungshofes. 

Festzuhalten ist freilich, daß aus dem Fehlen 
gleichartiger Bestimmungen für den Landesbe­
reich allein keine Schlüsse über die mangelnde 
Gleichrangigkeit betreffend die Organeigenschaft 
gezogen werden dürfen . So können vor dem Hin­
tergrund der re lativen Verfassungsautonomie der 
Länder den Bestimmungen für den Bundesbe­
reich analog Bestimmungen für den Landesbe­
reich, zum Beispiel bei der Frage der Teilnahme­
und Anhörungsrechte im allgemeinen Vertre­
tungskörper, erlassen werden. Angesichts der 
gleichartigen Bedeutung der Prüf tätigkeit des 
Rechnungshofes für den Bundesbereich und für 
den Landesbereich erscheint es als zweckmäßig, 
die Organeigenschaft des Rechnungshofes stärker 
in Richtung eines dualistischen Organes auszuge­
stalten . Für die rechtspolitische Diskussion möch­
te ich diesbezüglich einige Vorschläge machen : 

Erstens: Präsident und Vizepräsident werden 
durch die Bundesversammlung bestellt und abbe­
rufen . 

Zweitens: Dem Bundesrat beziehungsweise ei­
ner qualifizierten Minderheit von Mitgliedern des 
Bundesrates wird das Recht eingeräumt, dem 
Rechnungshof Prüfaufträge zu erteilen. 

Drittens: Die Prüfung des Rechnungshofes 
auf diese komme ich noch zu sprechen - ist eine 
gemeinsame Bund- und Länderaufgabe. 

Indem das Bundes-Verfassungsgesetz den 
Rechnungshof dem Nationalrat unterstellt, die 
politische Verantwortung des Rechnungshofes 
gegenüber dem Nationalrat festlegt, wird der 
Rechnungshof den Strukturprinzipien parlamen­
tarischer Demokratie unterworfen. Ferner sind 
Prüfmaßstäbe des Rechnungshofes nicht nur die 
ziffernmäßige Richtigkeit und die Übereinstim­
mung mit den bestehenden Vorschriften, sondern 
auch die Sparsamkeit, Wirtschaftlichkeit und 
Zweckmäßigkeit. 

Letztere Prüfmaßstäbe beinhalten auch die 
Zweck kritik a ls Aufgabenkritik im engeren Sinn 
und somit eine politische Aufgabe. Weil dem so 
ist, erscheint es sach lich geboten, den Rechnungs­
hof einem allgemeinen Vertretungskörper zu un­
terstellen und den Rechnungshof gegenüber ei­
nem allgemeinen Vertretungskörper in politische 
Verantwortung zu nehmen. Es wäre somit aufga­
beninadäquat, den Rechnungshof zum Beispiel 
als Gericht zu organisieren und ihn damit den 
Strukturprinzipien parlamentarischer Demokra­
tie weitgehend zu entziehen, es sei denn, die Prüf­
maßstäbe werden auf Übereinstimmung mit Ge­
setzen und sonstigen Vorschriften beschränkt. 
Dies hielte ich freilich nicht für zweckmäßig, weil 
die Staatsorganisation ohnehin arm an systemati­
scher Zweckkritik als Aufgabenkritik im engeren 
Sinn ist. 

Wenn es um die Ausgestaltung der Leitungsor­
ganisation geht, dann steht auch die Frage der 
Funktion eines Vizepräsidenten zur Diskussion . 

Angesichts des Umfanges der Aufgaben des 
Rechnungshofes ist eine beträchtliche Leitungs­
kapazität erforderlich . Der Umfang der Aufgaben 
des Rechnungshofes wird nach Maßgabe der bud­
getären Mittel steigen müssen. 

Ein paar Stichworte in diesem Zusammenhang: 
Projekt- und Projektabwicklungskontrolle - letz­
teres in dem Sinne, wie das Herr Kollege Pauger 
ausgeführt hat -, Vergabeprüfung, stärkere Lu­
krierung des Rechnungshofs-Know-how für Or­
ganisationsentwicklung und Verwaltungsreform . 

Es sollte daher bei Aufrechterhaltung der mo­
nokratischen Leitungsorganisation des Rech­
nungshofes die Leitungskapazität durch die Insti­
tution eines echten Vizepräsidenten erweitert 
sein. Ich bin daher - ich habe dies, um Mißver­
ständnisse zu vermeiden, bereits im Herbst 1991 
zum Ausdruck gebracht - gegen den Vorschlag 
der schon öfter zitierten Amtsentwürfe, einen 
bloß stellvertretenden Vizepräsidenten in der 
Form eines ranghöchsten Beamten zu installie­
ren , und ich bin auch gegen die Vorschläge der 
Abschaffung des Organs" Vizepräsident" . Ich bin 
für die Beibehaltung der jetzigen Rechtslage: Ein 
Vizepräsident sollte den Präsidenten im Sinne des 
Ressortsystems entlasten. Bedingung für den Ent­
lastungseffekt und die Erweiterung der Leitungs­
kapazität ist freilich, daß der Präsident von der 
Ermächtigung des Artikels 124 Abs. 3 der Bun­
desverfassung weitreichend Gebrauch macht, fer­
ner ein Amtsverständnis pflegt, das vom Manage­
ment by delegation geprägt ist. 

Einige Worte zur Stellung des Rechnungshofes 
gegenüber den Gemeinden. 

Die Gebarung der Gemeinden mit mindestens 
20 000 Einwohnern unterliegt der amtswegigen 
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Rechnungshofkontrolle . Kleinere Gemeinden 
können dieser Rechnungshofkontrolle unterwor­
fen werden . Obwohl somit die Gemeinden unter 
den genannten Bedingungen der Rechnungshof­
kontrolle unterliegen. sind die direkten Beziehun­
gen zwischen Rechnungshof und Gemeinde ver­
fassungsrechtlich nur spärlich ausgestaltet. wenn 
ich von den direkten Beziehungen im konkreten 
Prüfverfahren absehe. Ich kann a uf diese spärli­
che Ausgestaltung aber nicht in extenso eingehen. 

Darüber hinaus werden die gemeindlichen An­
liegen gegenüber dem Rechnungshof im großen 
und ganzen von der Landesregierung wahrge­
nommen , nicht einmal vom Landtag. Ich nenne 
zum Beispiel Artikel 126a der Bundesverfassung, 
die Bestimmung über die Meinungsverschieden­
heiten betreffend die Zuständigkeit des Rech­
nungshofes. 

Angesichts der verfassungsrechtlich verbürgten 
Gemeindeautonomie sollte eine mittelfristig an­
gelegte Diskussion darüber geführt werden, ob 
die rechtliche Stellung der Gemeinde, vertreten 
durch den Gemeinderat, gegenüber dem Rech­
nungshof nicht ausgebaut werden sollte, indem 
man zum Beispiel der Gemeinde eine analoge Be­
stimmung gibt wie Artikel 126a B-VG: die 
Schlichtung der Meinungsverschiedenheiten über 
die Zuständigkeit des Rechnungshofes durch den 
Verfassungsgerichtshof. 

Ich komme zu einem zweiten Abschnitt , näm­
lich zu den Beziehungen zwischen dem Rech­
nungshof einerseits und dem Parlament anderer­
seits. 

Die Beziehung zwischen Rechnungshof und 
Parlament ist keine problemlose. Der Rechnungs­
hof fühlt sich durch das Parlament beziehungs­
weise die Parlamentsmehrheit einerseits oftmals 
im Stich gelassen, andererseits spielt der Rech­
nungshof im täglichen Bewußtsein des Parlamen­
tariers überhaupt keine Rolle , wenn ich von den 
Mitgliedern des Rechnungshofausschusses abse­
he. 

Rechnungshof und Parlament und damit die 
parlamentarische Demokratie sind freilich syste­
misch miteinander verbunden. Eine Reform des 
Rechnungshofes muß daher auch eine Reform 
des Parlaments und der parlamentarischen De­
mokratie sein. 

Die Beziehung zwischen Rechnungshof und 
Parlament hat informelle und formelle Aspekte. 
Die informellen könnten insbesondere über in­
tensivierte Aktivitäten der Kommunikation, In­
formation und "human relations" gepflegt wer­
den. Dem formellen Aspekt der Beziehung zwi­
schen Rechnungshof und Parlament könnten un­
ter anderem folgende Vorschläge dienen: 

1. Der ationalrat soll nicht nur das Recht ha­
ben , Anfragen an den Präsidenten des Rech­
nungshofes zu richten, sondern auch durch 
Entschließungen gegenüber dem Rechnungshof­
präsidenten seine Position zum Ausdruck brin­
gen. 

2. Dem Präsidenten des Rechnungshofes sollte 
das Anwesenheits- und Rederecht bei den Bera­
tungen des gesamten Entwurfes eines Bundesfi­
nanzgesetzes und nicht nur hinsichtlich der den 
Rechnungshof betreffenden Kapitel eingeräumt 
werden . Klargestellt sollte werden , daß der atio­
nalrat auch Gutachten des Rechnungshofes zum 
Entwurf des Bundesvoranschlages verlangen soll. 
Und es soll ihm auch das Recht eingeräumt wer­
den , zum Entwurf des Bundesvoranschlages Stei­
lung zu nehmen. Ferner sollte dem Rechnungs­
hof das Recht eingeräumt werden, diese Stellung­
nahme dem Nationalrat unmittelbar vorzulegen . 

3. Die Berichte des Rechnungshofes an den Na­
tionalrat sollten nicht mit dem Auslaufen der Ge­
setzgebungsperiode verfallen - ich plädiere für 
Kontinuität anstelle von Diskontinuität betref­
fend die Prüfberichte. Das wäre nicht nur sachad­
äquat, sondern dadurch könnte auch ein unwürdi­
ges Ballspiel zwischen Parlament und Rechnungs­
hof, wie es sich am Beginn dieser Legislaturperi­
ode abgespielt hat , vermieden werden. 

4. Ich begrüße verschiedene Vorschläge und 
Überlegungen, wonach die Gebarung des Rech­
nungshofes vom Nationalrat überprüft wird -
ich werde darüber noch einige Worte verlieren. 
Freilich sollte der Rechnungshof auch über den 
Prüfkalender und damit über eine Prioritätenset­
zung bei der Prüfung Rechenschaft ablegen, und 
zwar nicht gegenüber dem Gesamtparlament, 
sondern gegenüber dem Rechnungshofausschuß . 

5. Es sollte - das wurde schon gesagt - den 
Empfehlungen des Rechnungshofes mehr Ge­
wicht verliehen werden, als dies durch § 5 des 
derzeit geltenden Rechnungshofgesetzes ge­
schieht. 

Vorschlagen möchte ich, den Rechnungshof­
ausschuß des Parlaments gesetzlich dazu zu ver­
halten, darüber zu beraten und zu beschließen, 
ob, inwieweit und wie den Empfehlungen des 
Rechnungshofes Rechnung getragen werden soll. 
Er könnte dies durch Gesetzesinitiativen oder 
Entschließungen an die Bundesregierung tun. 
Voraussetzung dafür wäre freilich eine bessere 
Zusammenfassung und Darstellung der Vorschlä­
ge des Rechnungshofes - der Rechnungshof hat 
dies bereits in seinem letzten Bericht über das 
Verwaltungsjahr 1990 erstmals gemacht -, Vor­
aussetzung wäre auch ein gemeinsames Diskus­
sionsforum zwischen Parlament und Rechnungs­
hof betreffend die Umsetzung der Vorschläge. 
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6. Gemäß § 14 des Bundeshaushaltsgesetzes ist 
jedem Entwurf für ein Bundesgesetz oder einer 
Verordnung eine Stellungnahme zu den finan­
ziellen Auswirkungen anzuschließen . Diesem Ge­
setzesauftrag wird freilich höchst unvollständig 
entsproc hen . Es liegt derzeit eine Novelle im 
Haus, an hand der man das demonstrieren kann , 
nämlich die ovelle zum Urheberrechtsgesetz, 
die parallel zu diesem Ausschuß im Justizaus­
schuß beraten wird . 

Im Vorblatt zu dieser ovelle werden die direk­
ten Kosten dieser Novelle mit - wenn ich das 
richtig im Kopf habe - 5 Millionen bis 7 Millio­
nen Schilling ausgewiesen. Die indirekten Kosten 
dieser Novelle sind aber weit , weit höher. Es geht 
nämlich um die Schulbuchfreiheit bei Benützung 
von EDV-Software, und diese "Schulbuchfrei­
heit" - unter Anführungszeichen - , das gilt 
a uch für die Universität. ist im großen und gan­
zen beseitigt. Das heißt, Universitäten und Schu­
len werden Lizenzgebühren zu bezahlen haben . 
Für die Universitäten belaufen sich die Berech­
nungen auf 150 Millionen Schilling für das erste 
Jahr und auf jeweils 75 Millionen Schilling für die 
Folgejahre . - Wir werden diese Novelle im Haus 
beschließen , ohne uns mit der Frage der Folgeko­
sten auseinanderzusetzen. 

Was ich für die Beziehung zwischen Rech­
nungshof und ationalrat gesagt habe, gilt grosso 
modo auch für die Beziehung zwischen Rech­
nungshof und Landtag. 

Ich komme zu einem dritten Abschnitt: einige 
Worte zu den Beziehungen zwischen dem Rech­
nungshof einerseits und landes- beziehungsweise 
gemeindeeigenen Kontrolleinrichtungen anderer­
seits. 

Zu den Landeskontrolleinrichtungen: Es sind 
in der letzten Zeit Landeskontrolleinrichtungen 
wie zum Beispiel Landesrechnungshöfe errichtet 
worden , die rechtlich ähnlich positioniert sind wie 
der Rechnungshof. Es dürfte sich die Meinung 
durchgesetzt haben, daß das verfassungsrechtlich 
zulässig sei vor dem Hintergrund der relativen 
Verfassungsautonomie der Länder. Ich freue 
mich darüber, daß sich diese Meinung durchge­
setzt haben dürfte. 

Wegen dieser analogen Ausgestaltung von Lan­
deskontrolleinrichtungen kommt es einerseits zu 
einer Erweiteru~g der Prüf tätigkeit, andererseits 
freilich auch zu Uberschneidungen der Prüf tätig­
keit . Soweit überschneidende Prüfkompetenzen 
bestehen , ist eine Koordinierung unerläßlich; ei­
nige Vorschläge oder Anmerkungen dazu: 

Die Prüfkalender sollen zwischen Rechnungs­
hof und Landeskontrolleinrichtungen aufeinan­
der abgestimmt werden , und zwar nicht rechtlich, 
sondern faktisch . 

Eine informelle - nicht rechtliche - Arbeits­
teilung erscheint als zweckmäßig. 

Landeskontrolleinrichtungen so llen pnmar 
sektOl'iell prüfen , und der Rechnungshof prüft 
"quer", er prüft horizontal und vergleichend; 
freilich faktisch keine rechtliche Kompetenztei­
lung. 

Ferner ist darauf hinzuweisen , daß die Landes­
kontrollämter - jedenfalls grundsätzlich - der 
Diensthoheit der Landesregierungen unterstehen 
- das ist kontraproduktiv , meines Erachtens ist 
daher eine diesbezügliche Verfassungsänderung 
zu überlegen . Ebenfalls im Hinblick auf Arti ­
kel 126a der Bundesverfassung eine analoge 
Möglichkeit , Zuständigkeitsstreite zu schlichten. 
wenn es eben zu Zuständigkeitsstreiten , ausgelöst 
durch Landeskontrolleinrichtungen , kommt. 

Ein paar Worte zur Zuständigkeit der Landes­
kontrolleinrichtungen zur Gemeindegebarungs­
prüfung. Der Prüfkompetenz der landeseigenen 
Kontrolleinrichtungen betreffend die Gemeinde­
gebarung sind verfassungsrechtliche Grenzen ge­
setzt. So bedurfte es eben , was die Gemeindeauf­
sicht anbelangt, des Artikels 119a eier Bundesver­
fassung. 

In Beachtung dieser Grenzen bestimmt zum 
Beispiel das steiermärkische Landesrechnungs­
hof-Verfassungsgesetz, daß eine Kontrolle einer 
Gemeindegebarung durch den Landesrechnungs­
hof nur dann zulässig ist, wenn die Gemeinde 
vom Land Steiermark Mittel erhalten und das 
Land sich eine solche Kontrolle vertraglich vorbe­
halten hat. 

Ich gestehe, daß dies ein Ausweg ist, aber kein 
schöner Ausweg, weil man sich seitens der Ge­
meinde, um es offen zu sagen, in einer faktischen 
Erpressungssituation befindet. Ich meine daher, 
daß man darüber diskutieren sollte, durch eine 
bundesverfassungsrechtliche Änderung klarzu­
stellen , daß die Gemeindegebarung auch durch 
Landeskontrolleinrichtungen geprüft werden 
darf. 

Nun ein paar Worte zur Gemeindegebarungs­
kontrolle durch gemeindeeigene Kontrolleinrich­
tungen. In fast allen Gemeindeordnungen und 
Stadtstatuten ist als gemeindeeigenes Kontrollor­
gan ein besonderer Gemeinderatsausschuß vorge­
sehen. Die Gemeinde-Landesgesetze stimmen im 
großen und ganzen darin überein, daß der Prü­
fungs- beziehungsweise Kontrollausschuß ein be­
sonderer Ausschuß des Gemeinderates ist, der je­
denfalls gebildet werden muß, dessen Einrichtung 
also nicht im Belieben der Gemeinde steht. 

Darüber hinaus gibt es städtische Kontrolläm­
ter. Die gemeindeeigenen Kontrolleinrichtungen 

III-105 der Beilagen XVIII. GP - Bericht  - 01 Hauptdokument (gescanntes Original)20 von 121

www.parlament.gv.at



22 Pa rlamcnta ri ~c hc Enquete - D ienstag. 17. Novemher 1992 

Referent Universitätsprofessor Dr. Christian Brünner 

sind entweder Hilfsorgane des Gemeinderates 
oder Teile des Magistrats. 

Auch im Zusammenhang mit gemeindeeigenen 
Kontrolleinrichtungen wird die Frage der verfas­
sungsrechtlichen Zulässigkeit aufgeworfen . Ich 
zähle mich jenen zu, die die Interpretationshypo­
these der verfassungsrechtlichen Zulässigkeit ge­
meindeeigener Kontrolleinrichtungen neben dem 
Rechnungshof vertreten . Daß dem Rechnungshof 
kein Prüfmonopol betreffend die Gemeindegeba­
rung zukommen soll, ergibt sich zum Beispiel aus 
Artikel 119a Abs. 2 der Bundesverfassung über 
die Gemeindeaufsicht. 

Darüber hinaus wird durch die gemeindeeigene 
Gebarungskontrolle in die Kompetenzen des 
Rechnungshofes nicht eingegriffen. Mögliche fak­
tische Konkurrenz bei der Prüfung der Gemein­
degebarung muß durch Koordination zwischen 
den Kontrolleinrichtungen aufgelöst und gelöst 
werden. 

Ich komme ganz kurz zum vierten und letzten 
Abschnitt meiner Ausführungen, zur Frage, ob 
auch der Rechnungshof einer Kontrolle unter­
worfen werden soll. Ich möchte die Frage eindeu­
tig mit Ja beantworten. Ich möchte festhalten, 
daß ich alle Vorschläge begrüße, wonach die Ge­
barung des Rechnungshofes ebenfalls überprüft 
wird . Ich halte eine solche Überprüfung nicht nur 
für zweckmäßig, sondern es geht auch darum, 
daß auch der Rechnungshof bei seiner Gebarung 
den Prüfmaßstäben, wie zum Beispiel der Zweck­
mäßigkeit, Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit, 
unterliegt. Ich halte es nicht nur unter diesen Ge­
sichtspunkten, sondern auch unter verwaltungs­
psychologischen Aspekten für zweckmäßig, wenn 
auch der Rechnungshof der Kontrolle seiner Ge­
barung unterworfen wird, um quasi auch den 
Rechnungshof partiell und punktuell in die Rolle 
eines geprüften Organs zu bringen . 

Bei der Prüfung der Gebarung des Rechnungs­
hofes sollte aber auch der Bundesrat als ein Län­
derorgan mitwirken können. Ich möchte in die­
sem Zusammenhang auf den § 101 der deutschen 
Bundeshaushaltsordnung verweisen, wonach die 
Rechnung des Bundesrechnungshofes vom Bun­
destag und dem Bundesrat geprüft wird, und bei­
de haben auch die Entlastung zu erteilen. - Ich 
danke schön. / /.34 

Vorsitzender Präsident Dr. Fischer: Ich danke 
sehr herzlich Herrn Abgeordneten Universitäts­
professor Dr. Brünner und rufe nunmehr im Sin­
ne unserer Tagesordnung Herrn Universitätspro­
fessor Dr. Pelinka auf. Sein Thema ist: Demokra­
tiepolitische Aspekte der öffentlichen Finanzkon­
trolle. - Bitte, Herr Professor. 

" Demokratiepolitische Aspekte der öffentlichen 
Finanzkontrolle" 

11.35 
Referent Universitätsprofessor Dr. Anton Pe­

\inka: Herr Präsident! Meine Damen und Herren! 
Ich werde versuchen, in meinem Referat einige 
prinzipielle Aspekte des Rechnungshofes auch im 
Vergleich mit anderen speziellen Kontrolleinrich­
tungen des österreichischen politischen Systems 
anzuschneiden. 

Ich gehe davon aus, daß die Funktion des Rech­
nungshofes von einer der ältesten Funktionen des 
Parlaments abgeleitet werden kann. Zwar geht 
der heutige Rechnungshof auf die von Maria The­
resia eingesetzte "Hofrechenkammer" zurück, 
doch erst mit der Parlamentarisierung, die in 
Österreich verspätet und zögernd 1867 einsetzte, 
wurde auch die Kontrolle der vom Parlament be­
willigten Ausgaben zu einer zumindest potentiel­
len parlamentarischen Funktion. 

Daß ein vom Parlament bestellter Rechnungs­
hof in Österreich erst 1920 durch das Bundes­
Verfassungsgesetz eingerichtet wurde, ist Aus­
druck einer parlamentarischen Verspätung, die 
für Österreich sehr signifikant ist. Daher kann 
erst recht die demokratische und parlamentari­
sche Realität des Rechnungshofes als Indikator 
für die Qualität des österreichischen Parlamenta­
rismus herangezogen werden. 

Der Rechnungshof, so meine ich, muß wesent­
lich auch im Zusammenhang mit dem österreichi­
schen Parlamentarismus schlechthin analysiert 
und bewertet werden. Ich meine damit, daß zum 
Beispiel auch gefragt werden muß, ob der Rech­
nungshof empirisch und normativ bloß ein In­
strument der parlamentarischen Mehrheit ist 
oder ob er nicht darüber hinaus auch ein wesent­
liches Instrument der parlamentarischen Minder­
heit ist oder sein soll. Dahinter steckt die Frage 
nach der Qualität des Parlamentarismus, ob er in 
Österreich nicht mehr als in anderen parlamenta­
rischen Systemen noch immer auf einer mißver­
ständlichen Interpretation der Doktrin von der 
Gewaltentrennung aufbaut. 

In der politischen Wirklichkeit der Zweiten Re­
publik wurde der Rechnungshof Bestandteil des 
Parteienstaates. Ähnlich wie den Verfassungsge­
richtshof "besetzten" ÖVP und SPÖ den Rech­
nungshof - eine parteipolitische Dominanz, die 
insbesondere bei der Bestellung des Präsidenten 
und des Vizepräsidenten des Rechnungshofes 
zum Ausdruck kam. 

Anders jedoc~ als beim V~rfassungsgerichtshof 
verlor die von OVP und SPO etablierte Konkor­
danzdemokratie aber schon relativ früh die zen-

III-105 der Beilagen XVIII. GP - Bericht  - 01 Hauptdokument (gescanntes Original) 21 von 121

www.parlament.gv.at



Referent Lniursitiitsprofessor Dr. ,-\nton Pelinka 

tr:ile "ontrolle ühel- den Rechnung.,hof. Daß 
I Ll6"'( - Ergebnis eine~ el'sten realen Ver~uches 
Lur Etabliel-ung einer kleinen "oalition - da:,> 
Amt de<; Rechnungshofpr~hiclenten del- FPO 
gleichsam ühergeben \l.urde. bringt dies deutlich 
zum Ausdruck, Seither ist. ander<; :t!s bei eier Be­
qellung des Prihidenten. des Vizepdsidenten und 
der ührigen \Iitglieder des Verfa,>sungsgerichts­
hofes. die Bestellung des Präsidenten und eies Vi­
zepräsidenten des Rechnung,>hofes z\l.ar weiter­
hin ein p:nteipolitischer Vorgang. aber diese Be­
stellung wird - anders als im Fall des Verfas­
sung~gerichtshofes - nicht mehr im Einverneh­
men von SPÖ und ÖVP von diesen beielen Partei­
en allein kontrolliert. 

Wiihrend es zu elen \Ierkmalen des 
Verfassungsgerichtshofes gehört. elaß er durch 
Politisierung entpolitisiert ist oder zumindest sein 
soll. ist es ein :-"lerkmal eies Rechnungshofes. elaß 
er ehen durch Politisierung politisiert ist und 
bleibt. Die Kontrolltätigkeit des Rechnungshofes 
ist. und zwar gerade durch das Zusammenspiel 
mit elen \leelien. ein breitgefächerter politischer 
Vorgang. an elem die Öffe;tlichkeit relativ inten­
siv Anteil nimmt. 

Was heißt Politisierung'? - Politisierung heißt 
zunächst. elaß die Tätigkeit des Rechnungshofes 
nicht von eier Wirklichkeit eies politischen. und 
das heißt vor allem des parteipolitischen. Wettbe­
werbs abstrahiert werelen kann. Politisierung des 
Rechnungshofes heißt. ihn als politisches Organ 
zu akzeptieren und ihn nicht als quasiobjektiv im 
Sinne von vollständiger Interessenunabhängigkeit 
einzustufen beziehungsweise so zu fingieren_ 

Ich meine. elaß jede Reform des Rechn ungsho­
fes mit Akzeptanz des grundsätzlich politischen 
Charakters der parlamentarischen Kontrolltätig­
keit und damit auch der Tätigkeit eies Rechnungs­
hofes beginnen muß. Die Alternative zum politi­
sierten Rechnungshof ist nicht eier unpolitische. 
'>ondern der umpolitisierte Rechnungshof. 

Durch dieses "lebeneinander von parteipoliti­
scher Dominanz und parteipolitischer Offenheit 
steht der Rechnungshof zwischen dem Verfas­
sungsgerichtshof und der Volksanwaltschaft. Der 
Verfassungsgerichtshof drückt die parteienstaatli­
che Kultur eier ersten beiden Jahrzehnte der 
Zweiten Republik aus: die Volksanwaltschaft ist 
die Konsequenz der politischen Kultur der Ära 
Kreisky. die durch die volle Etablierung eier Frei­
heitlichen Partei als grundsätzlich gleichwertige 
dritte Partei im Parteienstaat gekennzeichnet ist. 

Die parteienstaatliche Einbindung der Volks­
anwaltschaft besteht in der bloßen Addition der 
Fraktionen, das heißt. daß der Spielraum von 
\1inclerheiten jenseits der drittstärksten Fraktion 
gleich null ist. daß es auch keinen Spielraum für 
parlamentarische !VIehrheitsbildungen gibt. Der 

Rechnungshof '>leht d;lZ\l,i.,chen - z\\i..,chen Ver­
Lissungo.;gerichbhof und Volksanwaltschaft -
und ist eben de"h;llb in seinem Entscheidung'>vor­
feld politischer. \\'eil die parteipoliti<;chen Zugän­
ge weniger eindeutig fixiert '>incI. 

Eben deshalh ist der Rechnung"hof da<; "on­
trollorgan. das für eine .,tärkere Emanzipation 
eies Parlaments von eier Bundesregierung. von der 
Verwaltung und auch VOI11 Parteienstaat. aher 
auch für eine Stiükung eier opponierenden parla­
ll1entari'>chen \Iinderheit gegenüber eier regieren­
elen Mehrheit relativ offen ist. Die Besetzung der 
führenden Funktionen des Rechnungshofes. also 
Präsident und Vizepräsident. ist. ander'> als die 
Besetzung der führenden Funktionen im Verfas­
<;ungsgerichtshof und in der Volksanwaltschaft. 
nicht von vornherein verriegelt. Lnterschiedliche 
Koalitionen mit nicht vorhersehharen Ergebnis­
<;en sind daher - anders als heim Verfassungsge­
richtshof und bei eier Volksanwaltschaft - bei 
eier Bestellung eier Führung eies Rechnungshofe~ 
möglich. In diesem Sinn zählt eier Rechnungshof 
zu den .. Hoffnungsgebieten" des Parlamentaris­
mus. 

Parlamentarisierung eies Rech n u ngshofes hei ßt 
aber. den Rechnungshof stärker den Oppositions­
uncl Minderheitsrechten zu öffnen_ Wenn das 
Parlament so lebendig ist. wie die parlamentari­
sche Oppo,>ition lebendig ist oder sein darf. dann 
ist der Rechnungshof als parlamentarisches Kon­
trollinstrument für das Parlament so wichtig, wie 
er für die parlamentarische Opposition \\'ichtig ist 
beziehungsweise sein darf 

Die Kontrollfunktion des Rechnungshofes wird 
von eier relativen Durchlässigkeit seiner Tätigkeit 
wesentlich beeinflußt. Es zählt zu elen Bestandtei­
len der politischen Kultur nach dem Ende eier er­
sten Großen Koalition, daß Erhebungen des 
Rechnungshofes - noch vor Vorlage eines Prü­
fungsberichtes - an die Öffentlichkeit sickern_ 

Diese informelle. relative Öffentlichkeit baut 
auf einem Zusammenspiel zwischen Medien und 
Beamten des Rechnungshofes. Durch dieses Zu­
sammenspiel kommt dem Rechnungshof eine 
quasi-oppositionelle Funktion zu, die er im Um­
weg über und durch die Medien ausübt. Weil 
durch dieses Zusammenspiel auch die '>ogenann­
ten .. Rohberichte" an die Öffentlichkeit kommen. 
wird elas ebenso mögliche und übliche Zusam­
menspiel zwischen Kontrolloren, also Rechnungs­
hof, und Kontrollierten, im wesentlichen die Ver­
waltung, relativiert. Denn die Berücksichtigung 
eier Stellungnahmen der Kontrollierten. die dann 
in die endgültige Formulierung des Prüfungsbe­
richtes eingeht. verliert durch Vorausveröffentli­
chungen von Teilen von Rohberichten an politi­
scher Wichtigkeit. 
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Es ist schon von Herrn Hengstschläger darauf 
ve rwiesen worden, daß die Amtsverschwiegenheit 
nach herrsc hender Lehre für den Rechnungshof 
nicht gelten kann. 

Die Durchlässigkeit als Bestandteil dieser qua­
si-oppositionellen Funktion des Rechnungshofes 
ist freilich sehr ambivalent zu sehen. Auf der ei­
nen Seite ist negativ zu bewerten , daß der Rech­
nungshof beziehungsweise Teile des Rechnungs­
hofes selbst bestimmen , was wie wohin durchsik­
kert und daß dadurch Rechte von Betroffenen 
ganz wesentlich verletzt werden können . Auf der 
anderen Seite wird durch dieses Durchsickern 
vermehrt Öffentlichkeit hergestellt, eine Öffent­
lichkeit. die grundsätzlich im Interesse des Parla­
mentarismus und der Kontrolltätigkeit des Parla­
ments ist. 

Es ist wohl naiv , anzunehmen. daß diese 
Durchlässigkeit durch bloße Normensetzung, wie 
etwa die ormierung einer Amtsverschwiegen­
heit, beendet werden kann . Es ist aber auch nicht 
ziel führend , an dieser Durchlässigkeit und ihrer 
Problematik, ihrer Ambivalenz einfach vorbeizu­
gehen. Die Durchlässigkeit, diese quasi-oppositio­
nelle Seite des Rechnungshofes, muß als gewichti­
ges Rahmendatum jeder Reform des Rechnungs­
hofes Berücksichtigung finden. 

Der Rechnungshof ist somit ein Instrument po­
tentieller , informeller Opposition . War in den er­
sten Jahrzehnten der Zweiten Republik - zum 
Ausdruck der Situation des damaligen Parlamen­
tarismus - der Rechnungshof vor allem Instru­
ment der zwischen ÖVP und SPÖ geübten soge­
nannten "Bereichsopposition" , so ist die gegen­
wärtige , quasi-oppositionelle Funktion des Rech­
nungshofes komplexer. Sie dient nicht nur der 
Verstärkung der Möglichkeiten der parlamentari­
schen Opposition , sie dient auch der Herstellung 
einer außerparlamentarischen Opposition in 
Form der Kontrolle der Regierenden durch die 
Medien. 

Diese potentielle, informelle Oppositionsfunk­
tion macht die reale Tätigkeit des Rechnungsho­
fes teilweise unabhängig von der Dominanz durch 
die Mehrheit des Nationalrates. Dem Wortlaut 
des Bundes-Verfassungsgesetzes zufolge werden 
Präsident und Vizepräsident auf Vorschlag des 
Hauptausschusses vom Nationalrat gewählt und 
können auch durch einfachen Beschluß des Na­
tionalrates abberufen werden. Diese Bindung an 
die parlamentarische Mehrheit bedeutet auf den 
ersten Blick auch eine Bindung an die Regierung, 
die ja politisch mit der Mehrheit des Nationalrates 
identisch ist. Durch die relative Offenheit des 
parteipolitischen Vorfeldes hingegen und durch 
das Zusammenspiel mit den Medien ist die Tätig­
keit des Rechnungshofes jedoch weitgehend auto­
nom von den parteipolitischen Mehrheitsverhält­
nissen im Nationalrat zu sehen. 

Es gibt hier ein Spannungsfeld zwischen zwei 
Ebenen des Rechnungshofes: auf der einen Ebene 
der Rechnungshof oben. Präsident. Vizepräsident 
- Ausdruck von Mehrheitsverhältnissen im Na­
tionalrat, freilich von Mehrheitsverhältnissen , die 
offen und , anders als in den erwähnten Organen. 
nicht von vornherein verriegelt sind; auf der 
zweiten Ebene der Rechnungshof alltäglich mit 
einer hohen Autonomie, mit einer hohen Unab­
hängigkeit gegenüber Bundesregierung und par­
lamentarischen Mehrheitsverhältnissen . 

In dem Zusammenhang möchte ich a uch im 
Anschluß an Herrn Funk die Möglichkeit venti­
lieren . da ß bei der Bestellung des Präsidenten und 
des Vizepräsidenten eier parlamentarischen Op­
position ein gewisser Vorrang eingeräumt werden 
kann . Es ist zum Beispiel vorstellbar, daß die Par­
lamentsmehrheit. die Mehrheit des ationalrates, 
aus Listen, die von den Oppositionsfraktionen er­
stellt werden , eine Mehrheitsentscheidung trifft, 
oder daß Oppositionsfraktionen in bestimmten 
Fällen gegenüber Mehrheitsentscheidungen bei 
der Bestellung von Präsident und Vizepräsident 
ein Vetorecht haben. Da ist sicherlich viel Phan­
tasie möglich und sinnvoll . 

Ich komme zu der Überlegung: Wer kontrol­
liert die Kontrollore? , zur parlamentarischen 
Kontrolle überhaupt mit Bezug auf den Rech­
nungshof . 

Zunächst ist wichtig, von einer Absage an die 
Fiktion zu beginnen , daß es das Parlament wäre, 
das die Regierung kontrolliert . 

Walter Peschot hat bereits vor über 100 Jahren 
festgestellt, daß in parlamentarischen Systemen 
die Gegenüberstellung von Regierung und Parla­
ment, daß die institutionelle Gewaltentrennung 
obsolet ist, überholt in dem historischen Augen­
blick , in dem die Regierung dem Parlament poli­
tisch verantwortlich wird. Regierung und Parla­
mentsmehrheit sind durch diese Verantwortlich­
keit bis zur Untrennbarkeit miteinander verfloch­
ten. 

Deshalb kontrolliert niemals das Parlament die 
Regierung - jedenfalls nicht in einem parlamen­
tarischen System wie dem österreichischen. Die 
Opposition im Parlament kontrolliert die Regie­
rung, sie soll sie kontrollieren, sie muß sie kon­
trollieren. Der Rechnungshof ist für diese Kon­
trolltätigkeit ein ganz gewichtiges Instrument. 
Aber eben deshalb muß er für die Opposition be­
sonders zugänglich sein, darf er nicht primär, 
schon gar nicht bloß ein Instrument der Parla­
mentsmehrheit bleiben. 

Der Rechnungshof droht dann Teil einer blo­
ßen Kontrollfiktion zu werden, wenn die Opposi­
tion keinen privilegierten Zugang zum Instru­
ment Rechnungshof erhält. Der Rechnungshof ist 
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a ls parlamentarisches Kontrollinstrument in dem 
Ausmaß wichtig. in dem er der Opposition als 
solcher als Kontrollinstrument zugänglich ist. 

Ich komme gege n Ende meiner Ausführungen 
zu sechs Punkten , von denen mir vorste llbar er­
schei nt . daß sie diese privilegierte Zugangsweise 
der Opposition zum Rechnungshof herstellen 
könnten. 

Den ersten Punkt habe ich schon erwähnt, die 
Bestellung des Präsidenten und des Vizepräsiden­
ten in einer Form. die die Parlamentsminderheit, 
das heißt die Opposition, privilegiert . 

Der zweite Punkt: die Möglichkeit, durch Kon­
trollaufträge an den Rechnungshof die parlamen­
tarischen Minderheiten in Form der einzelnen 
Fraktionen ausdrücklich zu privilegieren - nicht 
nur, wie derzeit, ab einer bestimmten Größenord­
nung. 

Drittens: durch individuelle Zugangsrechte von 
Abgeordneten zur Gewinnung von Einblicken in 
die Tätigkeit des Rechnungshofes, das heißt, Indi­
vidualrechte von Abgeordneten, die dann auch 
automatisch Minderheitenrechte von Abgeordne­
ten, die dann auch automatisch Oppositionsrech­
te sind. Das ist etwa auch vorstellbar in Form ei­
nes privilegierten Zuganges zur Information für 
die Mitglieder des Rechnungshofausschusses. 

Viertens: durch spezielle Auskunftspflicht des 
Rechnungshofpräsidenten gegenüber Abgeordne­
ten , zumindest im Rahmen des Rechnungshofaus­
schusses, eine Auskunftspflicht, die sicherstellen 
soll, daß es eine parlamentarische und , das heißt 
eben vor allem oppositionelle Kontrolle der Kon­
trollore gibt. 

Fünftens: durch parlamentarische Mitsprache, 
zumindest in Form einer Informationspflicht ge­
genüber dem Parlament und den einzelnen Parla­
mentariern bei der Bestellung von Spitzen funk­
tionären des Rechnungshofes unterhalb der Ebe­
ne des Präsidenten und des Vizepräsidenten. 

Sechstens und letztens: durch qualifizierte , das 
heißt partielle Öffentlichkeit des Rechnungshof­
ausschusses, um auf der einen Seite dem unbe­
dingt nowendigen Ziel des Datenschutzes, des 
Schutzes der Rechte individuell Betroffener, an­
dererseits aber auch - ich verweise auf die 
grundSätzliche Öffentlichkeit, die Ausschüsse des 
US-Kongresses haben - um dem besonderen In­
teresse an der Kontrolltätigkeit des Rechnungsho­
fes Rechnung zu tragen. 

Zum Schluß: Der Rechungshof ist von den drei 
von mir im Vergleich herangezogenen Kontroll­
instanzen - Verfassungsgerichthof, Volksanwalt­
schaft, Rechnungshof - das zumindest im Bestel­
lungsvorgang seiner Spitze am meisten politisier­
te, das heißt , das politischste Organ. Das, meine 

ich, ist die Chance für den Par lamentar ismus. Er 
kann diese schon gegebene Politisierung nützen, 
denn Politisierung heißt ja a uch und vor allem 
Offenheit! - Ich danke. 1/ .53 

Vorsitzender Präsident Dr. Heinz Fischer: 
Danke. Herr Prof. Anton Pelinka. Wir hören jetzt 
das sechste Referat in dieser Reihe von Darstel­
lungen aus dem Bereich der Wissenschaft. Uni­
versitätsprofessor Dr. Günther Winkler spricht 
über Gebarungskontrolle der Verwaltung. 

"Gebarungskontrolle der Verwaltung" 

11 .53 
Universitätsprofessor DDr. Günther Winkler: 

Herr Präsident! Meine verehrten Damen und 
Herren! Ich muß mich zunächst entschuldigen, 
meine Unterlagen wurden gestern beziehungs­
weise heute erst fertig, sie konnten also nicht 
rechtzeitig ausgeteilt werden . Ich hoffe, das ist in­
zwischen geschehen. 

Im übrigen möchte ich feststellen: Ich komme 
nicht hierher, um Sie zu belehren, ich komme 
auch nicht , um einen Gelehrtenstreit vor Ihnen 
abzuwickeln. 

In vielen Fragen grundsätzlicher verfassungs­
rechtlicher Regelungen teile ich die Auffassungen 
mancher Kollegen nicht. Ich habe mein Papier 
unter das Thema gestellt: Rechnungshofkontrolle 
und Verwaltung aus verfassungrechtlicher Sicht. 
Ich will im folgenden den Großteil dieses Papie­
res als bekannt oder doch zugänglich hier voraus­
setzen und Sie nicht mit dem Vortrag der Grund­
gedanken ermüden. Ich will nur kurz darauf ver­
weisen, in welche Richtung sie führen . 

Bei der Untersuchung der verfassungsrechtli­
chen Stellung des Rechnungshofes unterscheide 
ich zwischen der organisatorischen Perspektive, 
der funktionellen Perspektive der Tätigkeit des 
Rechnungshofes und der darin eingeschlossenen 
funktionellen Perspektive des Gegenstandes der 
Prüfungstätigkeit des Rechnungshofes, nämlich 
der Verwaltung, soweit sie mit Gebarung und 
Wirtschaft zu tun hat. 

Zum Organisatorischen möchte ich zunächst 
nur festhalten: Ich kümmere mich in diesen 
Überlegungen nicht um Lehrmeinungen und hal­
te mich auch nicht daran. Ich sehe nur, daß die 
Verfassung selber ursächlich dafür ist, daß die 
Gelehrten gekünstelte Meinungen entwickelt ha­
ben, wie ich meine. Artikel 122 ordnet an, der 
Rechnungshof untersteht unmittelbar dem Natio­
nalrat. Dieser Satz steht wie ein erratischer Block 
im 5. Hauptstück über die Rechnungs- und Geba­
rungskontrolle. Ich glaube, daß diese Formulie­
rung völlig irreleitend ist und im Sinnzusammen­
hang mit den verfassungsrechtlichen Vorschriften 
betreffend die Organisation des Rechnungshofes 
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nicht wörtlich ge nommen werden darf, jedenfalls 
nicht so ve rstanden werden darf. a ls se i der Rec h­
nungshof in einem derartigen organisatorischen 
Verhältnis zum ationalrat, daß er dadurch gera­
dezu immunisiert sei. das heißt, ähnlich organisa­
torisch unab hängig und ges ichert sei wie der a­
tionalrat. 

Die Analyse der Vorschriften betreffend den 
Rechnungshof, insbesondere seinen Präsidenten 
und nicht eigentlich den Rechnungshof als Amt, 
also den Rechnungshof in der Person des Präs i­
denten, zeigt, daß der Präsident ein Oberstes Or­
gan unter allen anderen Obersten Staatsorganen 
ist, das im Gefüge von Gewaltentrennung und 
Gewaltenverbindung im gewaltenteilenden Kon­
zept der Verfassung zu deuten ist. Ich erkenne 
den Präs identen des Rechnungshofes als Behörde, 
vergleichbar einem Minister, im Hinblick auf den 
Rechnungshof, also vergleichbar auch dem Chef 
eines Ministeriums. Ich sehe ihn aber auch ve r­
gleichbar mit dem Par lamentspräsidenten , der 
auch ein Chef einer Verwaltungsbehörde, näm­
lich der Parlamentsdirektion, ist. Niemand wird 
meinen , daß der Präsident in Handhabung der 
Verwaltungsgeschäfte des Parlamentes Gesetzge­
bung betreibt oder ein Gesetzgebungsorgan ist; 
ich würde meinen , er ist ein Verwaltungsorgan. 

Ich will mich nun nicht näher damit beschäfti­
gen und vor allem keinen Gelehrtenstreit verursa­
chen, aber der Inhalt der verfassungsrechtlichen 
Regelungen lä ßt für mich keinen anderen Schluß 
zu . Ich sage noch einmal: Man soll sich nicht beir­
ren lassen durch den Satz des Artikels 122, wo­
nach der Rechnungshof unmittelbar dem Natio­
nalrat untersteht. Das hat eine spezifische, natür­
lich auch eine organisationsrechtliche, aber insbe­
sondere eine funktionsrechtliche Bedeutung. 

Die zweite Frage, mit der ich mich in meiner 
Stellungnahme beschäftigt habe, ist die Frage 
nach der Tätigkeit des Rechnungshofs. Die Tätig­
keit des Rechnungshofs besteht in der Geba­
rungskontrolle, die auch als Wirtschaftlichkeits­
kontrolle zu verstehen ist. Es ist dabei nicht wich­
tig, ob man zwei Funktionen oder nur eine Funk­
tion darin sieht. 

Ich habe versucht, in meinem Papier darzule­
gen, daß die Schwerpunktsetzung sowohl der 
Verfassung als auch des Rechnungshofgesetzes in 
dieser Hinsicht problematisch ist. Es heißt näm­
lich im Artikel 126 b Abs. 5: Die Überprüfung 
des Rechnungshofes hat sich auf die ziffernmäßi­
ge Richtigkeit , die Übereinstimmung mit den be­
stehenden Vorschriften, ferner auf die Sparsam­
keit, Wirtschaftlichkeit und Zweckmäßigkeit zu 
erstrecken. Diese Schwerpunktsetzung ist irre­
führend . Bei der Gebarungskontrolle und Wirt­
schaftlichkeitskontrolle geht es um die Kontrolle 
der Wirtschaftlichkeit primär und nur sekundär 

- in ei ner eben perspektive - um die Rechtmä­
ßigkeitskontrolle. 

Ich habe in meinem Papier vorgeschlagen, die 
Rechnungshofkontrolle gewissermaßen unter die 
Übe rprüfung der Verbotsperspektive von Geset­
zen zu stellen und nicht der Gebotsperspektive. 
Das heißt , man so ll bei der Gebarungskontrolle 
nicht danach fragen: Macht die Verwa ltung a ll 
das, was ihr im Gesetz vorgeschrieben ist?, und 
zum Schluß findet man dann a uch nicht genü­
gend Vorschriften in den Gesetzen , so ndern man 
so ll fragen: Macht die Verwaltung in ihrem Wirt­
sc haftlichkeitsverh alten etwas, was gegen die Ge­
setze verstößt? 

Deshalb bin ich der Meinung, daß Wirtschaften 
eine spezifische Tätigkeit ist, die sich einer gesetz­
lichen Determinierung entzieht. Über die Wirt­
schaftlichkeit muß man anders nachdenken, zur 
Wirtschaftlichkeit ge langt man nicht über die Ge­
setze, aber man kann innerhalb des Rahmens der 
Gesetze Wirtschaftlichkeitsverhalten überprüfen . 

Der Schwerpunkt müßte daher klargestellt 
werden und auf die Gebarungs- und Wirtschaft­
lichkeitskontrolle vorrangig festgelegt werden . 
Die Gesetzmäßigkeitskontrolle müßte im Nach­
rang stehen . 

Was ist Gegenstand dieser Tätigkeit des Rech­
nungshofes? - Die Verwaltung, meine Damen 
und Herren, in ihrer Vielgestalt und Vielfalt. Ich 
möchte das auch nicht im Detail darlegen, aber 
man muß jedenfalls unterscheiden zwischen Ho­
peitsverwaltung, zwischen schlichter Hoheitsver­
waltung einschließlich der Vermögensverwaltung 
des Verwaltungsvermögens, zwischen der Förde­
rungsverwaltung, zwischen der Verwaltung durch 
gemeinwirtschaftliche Unternehmungen, zwi­
schen der Verwaltung durch verstaatlichte oder 
staatliche Unternehmungen und zwischen der 
Auftragsverwaltung. Bei all diesen Verwaltungs­
tätigkeiten sind jeweils differenzierte und spezifi­
sche Gebarungsperspektiven zu bedenken, die 
nicht über einen Leisten geschlagen werden dür­
fen . 

Nun stellte sich mir die Frage, was ich mir im 
Zusammenhang mit der Reformüberlegung zum 
Rechnungshof an Reformperspektiven vorstellen 
könnte. Ich meine. daß es für den Rechnungshof, 
obwohl immer wieder Reformvorschläge erstattet 
und Reformdiskussionen durchgeführt werden , 
doch dieselben Perspektiven gibt wie bei allen In­
stitutionen. Einige Vorschläge sind verfehlt, an­
dere sind zutreffend . Einige Vorschläge sind ein­
fach vom politischen Opportunitätsdenken ge­
prägt, andere Vorschläge sind deshalb verfehlt, 
weil sie aus Unkenntnis der Sachzusammenhänge 
stammen oder tagespolitischen üpportunitäten 
dienen. 
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Für eine mögliche Rechnung'illOfreform iq 
gruncl'i:itzlich zu hedenken, daß es "ich dahei um 
eine Verhesserung eies Funktionierens einer Insti­
tution handeln soll. Institutionenreformen haben 
:lLlf zv,ei Aspekte Bedacht zu nehmen: auf den 
rechtlichen Lind - welcher nicht zu unterschjt­
len ist - auf elen pra"tischen. 

Institutionenreformen im legistischen Bereich 
tendieren nicht <;elten zu Utopien. Institutionen 
sollten aher nur vernünftige, strukturierte Rah­
menbeelingungen für verantwortliches menschli­
ches Verhalten sein. Ein \Ilehr an Regelung ist 
daher oft auch ein Zuviel: jedenfalls auf der Ver­
fassu ngsebene. 

Reformanlaß ist immer wieder das Fehlverhal­
ten der \1enschen, welche eine Institution tragen. 
Die Institution wird nicht selten im Hinblick auf 
dieses Fehlverhalten nach Iclealvorstellungen ver­
~indert, doch die Menschen, elie ihr praktisches 
Routineverhalten fortsetzen, hleiben davon unbe­
rührt. Damit ist auch eier Schwerpunkt geklärt, 
den ich in der Fragestellung nach einer Reform 
des Rechnungshofes <;etzen würde. Prim:irer Re­
formansatz für den Rechnungshof ist nicht das 
Organisations- unel Funktionsgefüge, 50ndern elie 
Reform des Betriebes eies Rechnungshofes und 
eier Praxis. 

Dafür gibt es verschiedene Ansjtze: den verfas­
sungsrechtlichen, elen einfachgesetzlichen und 
den Ansatz auf Verordnungsebene, nämlich der 
Geschjftsordnung des Rechnungshofes selbst. 

Auf Verfassungsebene - würde ich meinen -
sollten Reformen tunlichst unterbleiben. Die ver­
fassungsrechtlichen Regelungen sind nach ihrem 
historischen Zustandekommen betreffend den 
Rechnungshof gewissermaßen ein nicht ganz 
durchdachtes und harmonisiertes Stückwerk -
daher ja auch die Auslegungsprobleme - , aber 
vielleicht sollte man daher den einen oder den 
anderen Nebenakzent setzen. Jedenfalls wjre es 
sinnvoll - im Hinblick auf die Entlastung des 
Rechnungshofes, bezogen auf die Bundesverwal­
tung -, die Landesverwaltung aus der Rech­
nungshofkontrolle auszuklammern und ihre Prü­
fung den Landeskontrollinstanzen zu überlassen. 
Das wäre ein wesentlicher Beitrag zur Verstär­
kung der Effizienz des Rechnungshofes. 

Im übrigen aber gilt. was ich vorhin sagte: Man 
müßte die Tjtigkeit des Rechnungshofes schwer­
punktmäßig auf die Wirtschafts- und Wirtschaft­
I ichkeitskontrolle festlegen und die Legalitäts­
kontrolle entgegen dem Rechnungshofgesetz in 
den Hintergrund stellen. Zu denken wjre an eine 
Art politischer Unabsetzbarkeit des Rechnungs­
hofpräsidenten. Dabei wäre allerdings auch zu 
überlegen, ob seine Wiederbestellung nicht aus­
geschlossen werden sollte, 

), 

Ei ne :\h~c haffu ng des Vizeprj"iclen ten 11:11 te 
ich für verfehlt. Der Rechnung'ihof 501lte auch in 
der Vertretung eine politische lind nicht eine be­
amtete Spitze hahen. Im übrigen w~üe es viel­
leicht 5innvoll, auch auf Verfassung5ebene einen 
Akzent der Stjl'kung des Rechnung5hofausschus­
ses und eine Sürkung der \Iinclerheit im Rech­
nungshof:lu'ischuß dabei zu verankern. 

Auf einf:lchgesetzlicher Ebene wjren entspre­
chencie Kon'iequenzen zu ziehen, die verankert 
werden '>oll ten: 

ein Parteiengehör des einzelnen Geprüften: 

die Möglichkeit einer Aufsichtsheschwerde ge­
gen elen Prüfer an den Rechnungshof: 

die Ermöglichung unter Lrnstjnden eines Inzi­
dentverfahrens oder eines nachfolgenden Fest­
stellungsverfahrens vor dem Verwaltungsge­
richtshof in Fragen rechtlicher Beurteilungen 
durch den Rechnungshof: 

Bindung der Tjtigkeit des Rechnungshofes .In 
den Verf:lhrensgrundsatz der materiellen Wahr­
heit. 

Die Gesetznüßigkeitskontrolle müßte als 
Rechtsverletzungskontrolle konzipiert <;ein und in 
ihrer '\iachrangigkeit klargestellt werden. 

In diesem Zusammenhang verweise ich auf Ar­
tikel 6 MRK, njmlich die Gewährleistung eines 
richterlichen Schutzes. der dann unabweislich in 
den Raum tritt, sollte dem Rechnungshof etwa 
ein Zwangsmittel für seine Prüfungsergebnisse 
zur Verfügung gestellt werden. 

An die rechtlichen Überlegungen schließt die 
Frage der Praxisreform unmittelbar an. Sie ist 
höchst komplex und vielßltig. Sachkundigkeit. 
Verantwortung und Amtsethos gegenüber den ei­
genen Kompetenzen und gegenüber den durch 
deren Wahrnehmung betroffenen Menschen soll­
ten im Vordergrund stehen. Sie sind über die 
Dienstaufsicht durch den Prjsidenten herbeiführ­
bar. 

Damit ist auch die Frage verknüpft. wer den 
Rechnungshof als Institution kontrolliert. Nach 
der Geschäftseinteilung sind die ersten Kontrollo­
re die jeweiligen Dienstvorgesetzten der Prüfer. 
Diese werden durch den Prjsidenten kontrolliert. 
Wer kontrolliert aber den Prjsidenten? Der Vize­
präsident? Auf jeden Fall der Nationalrat über die 
politische und sWatsrechtliche Verantwortlichkeit 
eies Präsidenten. Doch solche Mittel prjgen bloß 
die verfassungsrechtliche Eigenart der Institution, 
sie sind praktisch kaum wirksam. 

Die Kontrolle des Rechnungshofes obliegt dem 
Nationalrat. Diese wird praktisch wirksam vor al­
lem durch seinen Rechnungshofausschuß und 
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über Verhandlungen im Plenum . Wie effizient ist 
diese Kontrolle gegenüber dem Rechnungshof? 
Die Kontrollkonsequenzen gegenüber dem ge­
prüften Ressort liegen beim Nationalrat. Der a­
tionalrat verfügt schließ lich über die parlamenta­
rischen Mittel der Interpellation. der Resolution , 
der Enqueten, der Untersuchungsausschüsse, der 
Gesetzreform und der strafrechtlichen Anzeige 
von Amtsmißbräuchen . 

Der Rechnungshof wird dann und wann als ein 
"zah nloser Löwe" charakterisiert. Ihm stehen kei­
ne Sanktionen zur Verfügung. Ich würde meinen , 
das ist gut so. Sanktionen betreffend Fragen der 
Gebarungskontrolle des Staates sind Sache des 
Nationalrates. Sie liegen auf der Ebene höchster 
Staatsverantwortung und sind zu erklären aus der 
Gewaltentrennung und Gewaltenverbindung der 
verfassungrechtlichen Regelungen. 

Die Frage der Zuweisung von Sanktionen an 
den Rechnungshof läßt die Frage des Rechtsstaats 
abermals in einem grellen Licht erscheinen. Der 
einzelne Geprüfte ist jetzt schon der Rechnungs­
hofkontrolle hilflos ausgesetzt. Sanktionen des 
Rechnungshofes würden ihn dem Rechnungshof 
völlig sch utzlos ausliefern. 

In diesem Zusammenhang will ich noch a uf die 
Frage der Irrtumsfähigkeit des Rechnungshofes 
hinweisen. Nach der derzeitigen Rechtslage sind 
möglicher Irrtum und nicht ausschließbare Will­
kür des Rechnungshofes durch den einzelnen Ge­
prüften nicht wirksam bekämpfbar. Wo bleibt der 
Schutz nach Artikel 6 Abs. 1 MRK?, frage ich 
noch einmal. In Frage kämen für den einzelnen 
- vielleicht! - die Anzeige wegen Amtsmiß­
brauchs und die Beschwerde bei der Volksanwalt­
schaft gemäß Artikel 148a Abs. 1. Diese Rechts­
behelfe begründen aber keinen Rechtsanspruch. 

Mit diesem Punkt, meine Damen und Herren, 
bin ich wieder bei meinen grundlegenden verfas­
sungsrechtlichen Darlegungen angelangt, und ich 
bitte Sie, sich diese Darlegungen zu Gemüte zu 
führen , um zu verstehen, aus welchem verfas­
sungsrechtlichen Gesamtzusammenhang ich sol­
che Schwerpunkte für wesentlich halte. 

Im übrigen ist durch meine Vorredner schon so 
viel gesagt worden, daß ich vieles gar nicht zu 
wiederholen brauche. Ich stehe aber in der Dis­
kussion für Antworten zur Verfügung. - Ich 
danke. 12.11 

Vorsitzender Präsident Dr. Heinz Fischer: Ich 
danke Herrn Professor Winkler sehr herzlich. 

Wir haben jetzt in unmittelbarer Aufeinander­
folge sechs Referate gehört, und im Einverneh­
men mit den Fraktionen ist nun eine Pause vorge­
sehen . 

Es ist unsere Absicht, se hr pünktlich mit Ter­
minen zu beginnen . Ich würde a lso sagen. wir ma­
chen bis 12.35 Uhr Pause und beginnen pünktlich 
um 12.35 Uhr mit den Ausführungen des Dr. 
Broesigke. 

Alle Anwesenden sind zu einem kleinen Buffet 
in der Säulenhalle eingeladen , wo es Stärkungen 
und Erfrischungen gibt. Ich u n te rb re ehe 
jetzt, und wir setzen um 12.35 Uhr fort. 

(Die Beratungen der Enquete werden um 12 Uhr 
/2 Minillen u n ( e r b r 0 e he n und IlIn /2 Uhr 
37Minillen w ied e raujgenomm e n.) 

Vorsitzender Präsident Dr. Heinz Fischer: Ich 
ne h me die unterbrochenen Beratungen im 
Rahmen unserer parlamentarischen Enquete 
wieder auf. 

Wir setzen jetzt fort mit "Erfahrungen und An­
regungen des Rechnungshofes". Es sind unter 
diesem Punkt zwei Referate vorgesehen, nämlich 
eines des langjährigen Präsidenten des Rech­
nungshofes Dr. Broesigke und eines des amtie­
renden Präsidenten Dr. Fiedler. 

Nachher werden dann Statements der vier 
Fraktionen im Parlament folgen . Zu diesem Zeit­
punkt werden wir auch einladen, daß Teilnehmer, 
die das Wort wünschen, einen Redewunsch am 
Präsidium deponieren. 

Ich erteile dem Herrn Präsidenten a.D. Dr. 
Broesigke das Wort. 

11. Punkt: Erfahrungen und Anregungen des 
Rechnungshofes 

/ 2.39 

Referent Präsident des Rechnungshofes a. D . 
Dr. Tassilo Broesigke: Sehr geehrter Herr Präsi­
dent! Meine Damen und Herren! Ich bedanke 
mich zunächst für die Einladung zu dieser En­
quete. Ich halte diese Enquete für sehr wichtig , 
und zwar nicht nur deswegen, weil Probleme dis­
kutiert werden , sondern weil , wie ich glaube, viele 
Probleme dadurch den Interessierten erst bewußt 
werden könnten. Die Diskussion in der vergange­
nen Zeit hat nämlich vielfach darunter gelitten, 
daß, wie ich glaube, viele Probleme nicht gesehen 
wurden. 

Ich selbst habe in meiner Amtszeit dem Natio­
nalrat einen Bericht über Wahrnehmungen in ei­
gener Sache vorgelegt, in dem die verschiedenen 
sich aus der praktischen Arbeit ergebenden Pro­
bleme geschildert wurden, soweit sie nicht Ände­
rungen der Gesetzgebung erforderlich machen. 
Dieser Bericht ist infolge des Auslaufens der Le­
gislaturperiode vom Nationalrat nicht mehr be­
handelt worden. Aber er ist bekannt. 
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Ich habe weiters den parlamentarischen Klubs 
Vorschläge für eine wirkungsvollere Ordnungs­
und Leistungskontrolle öffentlicher Haushalte 
und öffentlicher Unternehmungen im Jahr 1991 
zugeleitet. In diesen Vorschlägen wurden die mir 
nach den Erfahrungen eier verg.angenen Jahre er­
forderlich erscheinenden Anderungen eier 
Rechtsgrundlagen nicht nur aufgezeigt, sondern 
auch sowohl bezüglich eier Änderung eier Bundes­
verfassung als auch bezüglich der eugestaltung 
des Rechnungshofgesetzes formuliert. 

Ich habe nicht die Absicht , nun alles zusam­
menzufassen, was ich vorgeschlagen habe und 
was überhaupt in der Diskussion behandelt wur­
de. Ich möchte nur gegenüber Herrn Prof. Pauger 
meine Ausfallshaftung verteidigen . 

Es ist das ein Problem, das sehr wesentlich auf­
zeigt, welche Schwierigkeiten verschiedenster Na­
tur es gibt. Ich beginne mit der Gründung der 
Wiener Holding. Als die Wiener Holding gegrün­
det wurde, war die Bundesverfassung durch ein 
Erkenntnis des Verfassungsgerichtshofes so ge­
staltet, daß die Unternehmungen dieser Holding 
nicht hätten geprüft werden können . 

Der damalige Bürgermeister und spätere Natio­
nalratspräsident Gratz hat damals den Stand­
punkt vertreten, es müßte unbedingt dafür ge­
sorgt werden , daß ein Prüfungsrecht des Rech­
nungshofes besteht. Daher ist es im Jahr 1977 zu 
einer Verfassungsgesetz-Novelle gekommen, 
durch die diese Lücke geschlossen wurde. 

Jetzt ergibt sich der umgekehrte Vorgang. Die 
Österreichische Länderbank wurde in eine neu 
gegründete Unternehmung eingegliedert, und in 
diese Unternehmung sollen wieder alle Unterneh­
mungen der Holding eingegliedert werden , sodaß 
es sich dann, wenn unser Standpunkt vom Verfas­
sungsgerichtshof nicht gebilligt würde, ergeben 
würde, daß der gesamte Bereich nicht der Kon­
trolle des Rechnungshofes unterliegt. 

Ich sage das nicht, um hier das Plädoyer vor 
dem Verfassungsgerichtshof zu halten, was mir 
auch nicht zukommt, sondern um Ihnen die Pro­
blemstellung zu zeigen, wie man im Rahmen der 
geltenden Verfassung und der geltenden Geset­
zesbestimmungen die Zuständigkeit für den 
Rechnungshof hin- und herschieben kann, näm­
lich daß entweder etwas in die Zuständigkeit hin­
einfällt oder aus der Zuständigkeit herausfällt. 
Das bedeutet natürlich, daß nicht das Parlament 
die Zuständigkeit festlegt, sondern die Betreffen­
den, die diese Zuständigkeitsverschiebungen be­
wirken. 

Es war auch ein Fall bei der Investkredit, wo 
der Aufsichtsratspräsident in die Sitzung des Auf­
sichtsrates gekommen ist und gesagt hat: Meine 
Herren, die Prüfung durch den Rechnungshof 

steht bevor: wir müssen etwas machen , damit die 
Firma aus der Prüfung hera usfällt. - Darauf 
wurde mit Zustimmung des Bundesministeriums 
für Finanzen eine Aktienverschiebung durchge­
führt. und die Zuständigkeit war nicht mehr gege­
ben . 

Ich will damit nur zum Ausdruck bringen, daß 
es ungeheuer wichtig ist, da ß durch den National­
rat klar festgelegt wird , was er geprüft haben will. 
Diesbezüglich ist die derzeitige Gesetzeslage 
nicht zufriedenstellend. 

Was nun die Bank Austria AG im speziellen 
anlangt, so habe ich mich nur der Beurteilung. des 
Bundesministeriums für Finanzen angeschlossen, 
das in einem Immunitätsfall dieses Hauses den 
Standpunkt vertreten hat, daß Haftung gleich Be­
teiligung ist. 

Nun weiß ich schon, daß da ein juristischer Un­
terschied besteht. Aber in beiden Fällen wird der 
Steuerzahler zur Kasse gebeten, entweder ist es 
sein Vermögen , oder er muß zahlen . 

Daher glaube ich doch , für diese Ausfallshaf­
tung, die in meinem Entwurf vorgesehen ist, eine 
Lanze brechen zu müssen . 

Ich habe mich nun, um nicht all das zu wieder­
holen , was ich in den Bericht in eigener Sache, 
dann in den Amtsentwurf des Rechnungshofes 
aufgenommen und a ußerdem in Vorträgen bei al­
len möglichen Gelegenheiten im Ausschuß und 
im Plenum gesagt habe, darauf beschränkt, eine 
Zusammenfassung zu machen, die den internatio­
nalen Standard mit dem Standard des österreichi­
schen Rechnungshofes vergleicht, denn ein sol­
cher Vergleich kann aufzeigen, wo bei uns die 
Schwachpunkte liegen. 

Für den internationalen Standard gibt es ein 
Dokument, das ist die Deklaration von Lima über 
die Leitlinien der Finanzkontrolle, die auf dem 
IX. Kongreß der INTOSAI beschlossen wurde 
und seit dieser Zeit die Internationalen Richtli­
nien bezüglich der Erfordernisse, welche an die 
Rechnungskontrolle zu stellen sind , enthält. 

Die österreich ische Rechtslage und Praxis ent­
sprechen im wesentlichen dieser Deklaration -
das möchte ich voranstellen -, aber natürlich 
nicht lückenlos. 

In § 1 der Deklaration, der in der schriftlichen 
Unterlage wörtlich zitiert ist, geht es um die 
Rechtzeitigkeit der Kontrolle. 

Ich würde formulieren, daß die Rechtzeitigkeit 
ein ewig unerreichbares Ziel ist, dem aber dessen­
ungeachtet immer nachgestrebt werden muß. 
Denn würde man verlangen, daß es lückenlos 
durchgeführt würde, dann müßte man bei jedem 
Staatsorgan einen Kontrollor haben. 
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Wese ntliche Vora ussetzung für das Streben 
nac h d iese m Ziel der Rechtzeitigkeit ist , daß die 
Rechnungskontrollbehörden immer besser mit 
personellen und sachlichen Hilfsmitteln ausge­
stattet werden . 

Der zweite Punkt ist die Innenrevision. Das ist 
auch ein Teil der Gebarungskontrolle , der aber in 
Österreich und auch in det; anderen Ländern kein 
Problem des Rechnungshofes ist. Da sagt die De­
klaration : " Interne Kontrolleinrichtungen sind 
notwendigerweise dem Leiter der Stelle , in deren 
Verband sie errichtet si nd , unterstellt." - In 
Österreich ist das nicht der Fall. 

Da kommen wir zu einem zweiten Thema, das 
ist ein Thema der Praxis, das ist die Befolgung der 
Empfehlungen des Rechnungshofes. Schon bei 
der alten Prüfung am Anfang der achtziger Jahre 
wurde auf dieses Prinzip, das an sich ein selbst­
verständliches Prinzip ist, verwiesen . Im Tätig­
keitsbericht 1989 finden Sie auf Seite 19 die Sa­
che wieder dargelegt . Es ist aber nicht geschehen 
- im Gegenteil! Das Bundeskanzleramt hat ei­
nen Erlaß herausgegeben , in dem empfohlen 
wird , das nicht zu machen, wobei niemand gegen 
diese Nichtbeachtung protestiert oder eine Dis­
kussion über diese Frage gefordert hat . 

un zur Befolgung oder zur Prüfung der Emp­
fehlungen des Rechnungshofes, denn es kann 
auch sein, daß er eine falsche Meinung hat und 
das Parlament zu der Auffassung kommt, daß 
diese Meinung nicht zu berücksichtigen ist. Aber 
die Prüfung wäre zu erwarten. Das wird sich bei 
allen schönen Fristen nur aus einer wirkungsvol­
len parlamentarischen Praxis ergeben können . 

Dann ist da die Frage der Prüfungskompetenz. 
Auch hier wird in der Deklaration ein Rechts­
schutz verlangt - das ist heute schon erörtert 
worden . 

Auch wenn der Verfassungsgerichtshof sagt, 
die Prüfungskompetenz besteht, so gewährt er 
keine Exekution, um das durchzuführen, und in­
folgedessen besteht derzeit eine sehr empfindli­
che Lücke in den Rechtsgrundlagen . 

Weiters sagt die Deklaration, daß oberste Rech­
nungskontrollbehörden das Recht haben müßten, 
die von ihnen für notwendig erachteten finanziel­
len Mittel bei der das Staatsbudget beschließen­
den Körperschaft erforderlichenfalls unmittelbar 
zu beantragen. 

Wie ist unsere augenblickliche Situation? Der 
Bundesminister für Finanzen legt den Budgetent­
wurf dem Nationalrat vor. Der Dienstpostenplan 
stammt vom Bundeskanzleramt. Dies bedeutet, 
daß kontrollierte Stellen darüber entscheiden, 
welche Mittel die Kontrollinstitution erhält, um 
die Kontrolle auszuüben . Man kann natürlich sa-

gen. der ationalrat beschließt das Budget. aber 
das wä re nur eine sehr formelle Betrachtungswei­
se, denn wir wissen sehr genau, da ß die Wirklich ­
keit anders ist. daß nach mühsamen Budgetver­
handlunge n das Budget vorgelegt wird. dann die 
jeweiligen Regierungspa rteien froh sind , daß sie 
das zustande gebracht haben, und für Änderun­
gen kaum eine Bereitschaft besteht. Das gehört 
also auch zur Unabhängigke it einer Kontrollin­
stanz. 

Über den Zugang zu a llen Unterlagen wurde 
~.eute a uch schon gesprochen. Es gibt hier in 
Osterreich das Beispiel , daß dem Rechnungshof 
der Anschluß an die Datenanlagen nicht gestattet 
wird , was mit der Textierung des Gesetzes be­
gründet wird , die wieder dara uf zurückzuführen 
ist, daß es zur Zeit der Gesetzwerdung eben keine 
EDV gegeben hat. 

Bezüglich der Gutachtertätigkeit, die a uch in 
der Deklaration erwähnt wird , wäre in Österr­
reich nur einmal klarzustellen , wie es damit steht. 
Soll und darf der Rechnungshof Gutachten er­
statten, oder so ll er das nicht? Das ist immer in 
Schwebe gebl ieben . In meiner Amtszeit habe ich 
Kritik geerntet für Gutachten , die ich nicht erstat­
tet habe, und für solche, die ich erstattet habe, 
beziehungsweise für die Beantwortung von Fra­
gen , die an den Rechnungshof herangetragen 
worden sind. 

Auch über die Meinung der Deklaration, es sei 
eine den besonderen Erfordernissen entsprechen­
de , angemessene Besoldung anzustreben , sollte 
man nicht hinweggehen . Es gibt eine diesbezügli­
che Entschließung des Nationalrates aus dem Jah­
re 1948, die immerhin schon 44 Jahre alt ist , aber 
noch immer zu keinem Ergebn is geführt hat. 

Und schließlich ist noch ein Hinweis der Dekla­
ration bezüglich der Subventionskontrolle zu er­
wähnen . Es wurden heute diesbezügliche Beden­
ken geäußert, aber die Möglichkeiten der Subven­
tionskontrolle sind in Österreich denkbar gering. 
Aus dieser kurzen Zusammenstellung ist ersicht­
lich , daß sich die österreichische Einrichtung der 
Finanzkontrolle sicher international sehen lassen 
kann, daß aber eine Reihe von Verbesserungen 
erforderlich sind. 

Ich möchte noch einige Bemerkungen anknüp­
fen . Zunächst einmal das Anfragerecht der Abge­
ordneten auch bezüglich der Rechnungshofprü­
fungen. Das wäre an sich eine Anomalie in der 
Bundesverfassung, weil die Bundesverfassung ja 
nur bezüglich der Vollziehung Anfragen vorsieht, 
und außerdem wäre es in der Praxis katastrophal , 
weil natürlich jeder Abgeordnete oder einige Ab­
geordnete - je nachdem, wie es die Geschäfts­
ordnung vorsieht - eine Anfrage stellen könnte 
beziehungsweise könnten , und zwar dahin ge­
hend: Ist diese Prüfung im Gange? Wie sind die 
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Ergebnisse bisher? und somit alle Einzelheiten 
der Prüfung auf diese Weise erfragen könnten, 
was die Prüfung dann schon sehr erschweren 
würde. 

Dasselbe gilt für Entschließungen gegenüber 
dem Rechnungshof. Ich würde überhaupt mei­
nen , daß man durch Änderungen die Unabhän­
gigkeit des Rechnungshofes nicht zu stark beein­
trächtigen sollte. 

Eine etwas seltsame Stellungnahme war die des 
Herrn Professors Pelinka, der seine Erwägungen 
zum Teil darauf aufgebaut hat, daß ein Zusam­
menspiel zwischen Beamten und Medien bestün­
de. (Abg. He in z i n ger: Das gibt es überhaupt 
nicht.' - Abg. Wa b l: Wenn, dann ist es rein zu­
fällig .') Na ja, das Wort Zusammenspiel bedeutet 
eine systematische gemeinsame Tätigkeit. Eine 
solche existiert aber nur in der Phantasie, und auf 
der kann man politische Betrachtungen nicht auf­
bauen . 

In der Vergangenheit - es gibt ja eine große 
Anzahl von vorzeitigen Presseberichten - hat 
sich verschiedentlich herausgestellt, wo diese her­
kommen. Ich erinnere mich an einen, der zum 
Beispiel aus dem Bundeskanzleramt hinausgegan­
gen ist, was man aufgrund der Geschäftszahl fest­
stellen konnte; da gab es offenbar ein Zusammen­
spiel. Also die Indiskretion ist ein Problem, das 
den österreichischen Rechnungshof während 
meiner Amtszeit sehr beschäftigt hat. Wir haben 
alle möglichen Methoden angewandt, um zumin­
dest herauszubekommen, woher es kommt. Es 
kommt regelmäßig von der geprüften Stelle. Man 
kann sich sogar die Inkubationszeit irgendwie an­
schauen, jene Zeit, wie lange es gedauert hat, bis 
es hinausgegangen ist. Es ist auch ganz klar, war­
um. Der Leiter der geprüften Stelle mußte die 
Unterlagen verteilen, um die Äußerungen ausar­
beiten zu lassen, aber nicht alle, die das bekom­
men, sind durchwegs loyal. Manche freuen sich 
sogar darüber, daß dem Leiter der geprüften Stei­
le eins ausgewischt wird. 

Also ich wehre mich nur gegen diese Verallge­
meinerung. Denn gerade als seinerzeitiger Präsi­
dent des Rechnungshofes konnte ich sehr genau 
beurteilen, was hinausgegangen ist und in wei­
chem Abstand es hinausgegangen ist, und kann 
also mit ehrlichem Gewissen sagen, daß es nur 
eine geringfügige Anzahl von Fällen war, in de­
nen etwas aus dem Rechnungshof gekommen ist. 

Vielfach haben auch die Leiter der geprüften 
Stellen selbst die Sache in die Öffentlichkeit ge­
bracht, und zwar ganz offen, nicht etwa dadurch, 
daß es einem Presseorgan gesteckt worden ist, 
sondern indem sie eine Pressekonferenz veran­
staltet und gesagt haben: Schaut her, das sagt der 
Rechnungshof, so schlecht werden wir behandelt. 
- Also diese Grundlage für eine Theorie bezüg-

lich des Rechnungshofes. seiner Gestaltung und 
seiner Stellung ist untauglich. 

Damit komme ich schon zum Schluß. Ich 
möchte nur eines als besonders wesentlich her­
ausstellen: Erstens: Beschließen Sie nichts , was 
die Tätigkeit des ReChnungshofes erschwert. Es 
wird ohnehin von Jahr zu Jahr schwieriger. Zwei­
tens: Auch wenn man noch so viel schöne eben­
geschäfte findet oder eine Tätigkeit, wie sie das 
GIO in den Vereinigten Staaten hat oder vor­
dringlich hat - es ist nicht alles so, wie das gesagt 
wurde -, im Vordergrund stehen die Gebarungs­
kontrolle, die Kontrolle, ob der einzelne Beamte, 
ob der einzelne Angestellte seine Pflichten erfüllt, 
und die Kritik daran, wenn diese Pflichten nicht 
erfüllt wurden. 

Das ist die Hauptaufgabe des Rechnungshofes. 
Sie wird es auch in Zukunft bleiben müssen. Alle 

ebengeleise, auf die man den Rechnungshof 
bringen könnte oder, ich will nicht behaupten, 
bringen wollte, sind letzten Endes sicher in dem 
einen oder anderen recht nützlich, aber sie dienen 
nicht dem eigentlichen Zweck der Gebarungs­
kontrolle. 13.0 / 

Vorsitzender Präsident Dr. Heinz Fischer: Ich 
danke Herrn Dr. Broesigke für seine Ausführun­
gen sehr herzlich und bitte nunmehr Herrn Dr. 
Fiedler um seine Darlegungen. 

13.0/ 

Referent Präsident des Rechnungshofes Dr. 
Franz Fiedler: Sehr geehrter Herr Präsident! 
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Der Ti­
tel dieser Enquete ist für mich sehr vielsagend, da 
in ihm die öffentliche Gebarungskontrolle durch 
Parlament und Rechnungshof zum Ausdruck ge­
bracht wird. Mir scheint dies ein sehr vernünfti­
ger und auch sehr sinnvoller Ansatz zu sein. 
Denn die österreichische Bundesverfassung sieht 
für den Nationalrat und den Rechnungshof eine 
ganz spezifische Aufgabenteilung im Rahmen der 
öffentlichen Finanzkontrolle vor. 

Dabei kommt dem Nationalrat die Rolle des 
Trägers der Kontrollhoheit zu, die sich aus seiner 
Stellung als vom Volk gewählter und daher un­
mittelbar demokratisch legitimierter Vertretungs­
körper ableitet und die zugleich die Kehrseite und 
kontrollpolitische Ergänzung seiner Budgetho­
heit darstellt. Der Nationalrat übt das aus dieser 
Kontrollhoheit abgeleitete Recht zur Rechnungs­
und Gebarungskontrolle allerdings nicht selbst 
aus, sondern er bedarf hiezu einer eigenen Insti­
tution, und diese Institution ist der Rechnungs­
hof, der nach der Konzeption der Bundesverfas­
sung unmittelbar dem Nationalrat unterstellt ist 
und als dessen Organ , das zur öffentlichen Fi­
nanzkontrolle berufen ist, tätig wird. Das heißt, 
zur Realisierung seiner Kontrollhoheit bedarf da-
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her der \i:ttionalrat de-; Rechnung,,11Ofe<, und cles­
"en KontrollUtigkeit. 

Lillgekehrt wiederum ist der Rechnungshof 
von -;ich au'> nicht in eier Lage - es wurde bereits 
clar:\lIf eingegangen -, Sanktionen au,>zuspre­
chen, Er ist daher im parlamentarischen Bereich 
.,einerseits wieder darauf angewiesen, cl;tß sich eier 
\'ationalrat '>einer Empfehlungen annimmt und 
daß der 'lationalrat die ihm aufgruncl der Bun­
desverbssung zustehenden Kontr~)lIrechte gegen­
über eier Vollziehung zur Geltung hringt. Das 
sind in erster Linie clas Resolutions- und das In­
terpellationsrecht. in letzter Kon<;equenz das 
'-I i ßtra ue nsvotum, 

Die von eier Bundesverfassung im Bereich eier 
öffentlichen Finanzkontrolle vorgegebene Aufga­
henteilung zwischen \iationalrat und Rechnungs­
hof bedingt daher eine wechselseitige Ahhängig-
keit heider Institutionen voneinander. end dar­
aus wird sehr deutlich, daß die effektive Wahr­
nehmung des Kontrollrechtes eine sinnvolle Ko­
operation zwi'>chen \;ationalrat und Rechnungs­
hof voraussetzt. Je enger und friktiomfreier diese 
Zusammenarheit ist. desto schlagkräftiger une! 
wi rksamer können die Kontrollrech te gegen über 
der Vollziehung wahrgenommen werden. Ich 
möchte hier in diesem Zusammenhang an die Ab­
geordneten appellieren, sich dessen bewußt zu 
sein. Ich hin der festen Überzeugung, daß jede 
Reform, gleichgültig, ob 5ie eine Ausweitung der 
Rechte des Rechnung,>hofes mit sich hringt oder 
oh sie in andere Richtung gehen m;tg, dann schei­
tern muß, wenn nicht die Kooperationsbasis zwi­
schen Nation;tlr;tt und Rechnungshof gedeihlich 
ist. 

Ich stehe auch nicht an, zu sagen, daß nach 
meinem Dafürhalten der derzeitige Zustand eine 
völlig reibungslose Kooperation zwischen i'iatio­
nalrat und Rechnungshof bedauerlicherweise 
nicht zu gewährleisten imstande ist. Es bedarf d;t­
her, um eine Verbesserung dieser Basis zu errei­
chen, des Eingehens dieser beiden Institutionen 
aufeinander und des Abbaus jener Probleme, die 
bereits als solche erkannt worden sind, zum Teil 
noch nicht erkannt worden sind, zum Teil aber 
auch nur auf Mißverständnissen beruhen. Und es 
ist auch Aufgabe dieser Enquete, einen Beitrag 
dazu zu leisten, daß diese Mißverständnisse zwi­
schen dem Nationalrat und seinem Kontrollorgan 
abgebaut werden. 

Dabei sincl diese problembehafteten Schwach­
.,tellen in den Beziehungen zwischen Rechnungs­
hof und Nationalrat aus der Sicht des Nationalra­
tes durchaus andere als aus eier Sicht des Rech­
nungshofes. Ich möchte hier nur ganz kurz skiz­
zieren, und zwar an Erfahrungen aus der Vergan­
genheit, worin diese Schwachstellen liegen bezie­
hungsweise worin sie aus den jeweiligen 
Positionen heraus gesehen werden. 

Abgeordnete haben wiederholt derartige 
Schwachstellen aufgezeigt und dem Rechnung~­
hof bei ver-;chiedenen Gelegenheiten auch immer 
wieder zur Kenntnis gebracht. Ab wesentliches 
Problem wird \on den Ahgeordneten ge5ehen, 
daß die Berichte des Rechnungshofes den ~atio­
nalrat zu spiü erreichen würdet;; vielfach erst Mo­
nate oder erst Jahre, nachdem die Prüfungen he­
gonnen worden 5incl. Darüber hinaus beklagen 
die Abgeordneten, c\;t{3 die Berichte wenig benut­
zerfreuncllich abgefaßt seien, Auch käme der 
Rechnungshof mit <;einen (;herprl'tfungen meist 
zu spät. Der Rechnungshof. '>0 wird von Abgeord­
neten gesagt. vermittle in seinen Berichten kein 
umfassendes Bild der geprüften Stelle. sondern 
bescheide sich in einer reinen ~Iängelberichter­
,>tattung, Auch wird dem Rechnungshof vielfach 
vorgeworfen, er sei kleinlich lind bausche geba­
rungsrelevan t ka u m bedeu tsame L mstände auf. 
während er bedeutsameren Fällen weniger Raum, 
zumindest relativ weniger Raum gäbe. 

Ferner wird ein Vorwurf erhoben, der heute 
schon in den Ausführungen zur Sprache kam: 
Der Rechnung,>hof würde politische Aussagen 
treffen. Lnd 5chließlich - auch dies war bereits 
Gegenstand der Ausführungen, die wir i\m Vor­
mittag gehört haben -: Der Rechnungshof lasse 
den Abgeordneten nicht alle Informationen zu­
kommen, die diese wünschen, Er gewähre keine 
Einsicht in rechnungshofinterne Aufzeichnungen 
und schon gar nicht in die Unterlagen, die der 
Rechnungshof bei den geprüften Stellen erhoben 
hat. 

Demgegenüber wird wieder vom Rechnungs­
hof Klage darüber geführt, daß sich der ~ational­
rat der Probleme des Rechnungshofes nicht genü­
gend annehme. Es wird sowohl von der Beamten­
schaft. zum Teil aber auch vom Präsidenten mehr 
oder weniger deutlich gesagt, daß man sich ein 
größeres Interesse des Rechnungshofausschusses 
an elen Berichten des Rechnungshofes erwarten 
könnte. Davon ausgehend würde man es gerne 
sehen, würden der Rechnungshofausschuß und 
der Nationalrat dem Rechnungshof bei seinen 
Empfehlungen mehr Schützenhilfe leisten. Es 
wird immer wieder vom Rechnungshof geklagt. es 
komme zu wenig Unterstützung, was sich vor al­
lem darin zeige, daß die parlamentarischen Mög­
lichkeiten, die der Nationalrat besitzt. nämlich die 
Geltendmachung von Resolution, Interpellation 
und so weiter, im Zusammenhang mit der Cmset­
zung der Empfehlungen des Rechnungshofes 
kaum genützt würden. 

Schließlich ist ein Umstand zu erwähnen, auf 
den bereits am Vormittag von seiten der Professo­
renschaft hingewiesen wurde: Der Rechnungshof 
sieht in der Nationalratsmehrheit nicht unbedingt 
ein unterstützendes Element seiner Empfehlun­
gen, sondern vielfach eine Unterstützung der Re-
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gierung, und er ist darüber enttä uscht. daß sich 
der Nationalrat in se iner Mehrheit darin versteht, 
eine Verteidigerrolle zugunsten der Regierung zu 
übernehmen, anstelle die Anliegen des eigenen 
Kontrollorgans Rechnungshof zu vertreten. 

Ich möchte noch einmal betonen. daß es sich 
dabei vie lfach auch um Mißverständnisse ha ndelt. 
Es ist nicht die Zeit, darauf einzugehen , wora uf 
diese Mißverständnisse zurückzuführen sein 
könnten. Faktum ist. daß diese wechselseitigen 
Vorwürfe von se iten des Rechnungshofes a n den 
Na tiona lrat und vom ationalrat an den Rech­
nungshof sehr wohl erhoben werden; man sollte 
sie daher einmal offen a ussprechen. Ich habe dies 
hiemit getan . Damit sollte es aber nicht sein Be­
wenden haben. Es muß das natürliche Anliegen 
des Rechnungshofes sein, soweit es in seiner 
Macht steht, die Einwände des ationalrates zu 
entkräften, beziehungsweise muß er, wenn er 
selbst diese Einwände a ls berechtigt ansieht, sie 
ausräumen und das Verhältnis zum Nationalrat 
vo n seiner Sicht aus friktionsfreier gestalten. 

Lassen Sie mich zum Beispiel auf den Vorwurf 
eingehen , daß die Berichte des Rechnungshofes 
unter mangelnder Aktualität leiden. Ich möchte 
dabei darauf verweisen , daß der Rechnungshof im 
Zusammenhang mit der Einschau und mit der 
BerichtersteIlung in ein formales Verfahren ein­
gebunden ist. Dieses formale Verfahren bedingt 
natürlich Zeitvorgaben , die sich unter anderem 
darin manifestieren , daß allein der geprüften Stei ­
le eine Stellungnahmefrist von drei Monaten ein­
geräumt ist. Die Einschauzeit selbst sowie die 
Zeit für die Erarbeitung des Berichtes und die 
notwendige Gegenäußerung nach Vorliegen der 
Stellungnahme durch die geprüfte Stelle bedin­
gen daher insgesamt zwangsläufig einen Zeitraum 
von mehreren Monaten bis zu einem Jahr. 

Es sollte daher der von seiten des Nationalrates 
an den Rechnungshof gerichtete Vorwurf auch 
einmal unter diesem Gesichtspunkt überprüft 
werden . Ich bin aber durchaus bereit, einzube­
kennen, daß es auch durch den Rechnungshof 
Verzögerungen gab. Es ist natürlich Aufgabe des 
Präsidenten, alles daranzusetzen , daß es nicht zu 
derartigen Verzögerungen kommt. Und ich kann 
Ihnen das Versprechen geben, daß ich wie bereits 
jetzt a uch in Zukunft alles daransetzen werde, 
daß Verschleppungen in der Einschau und in der 
Berichterstattung vermieden werden . 

Darüber hinaus darf ich auch darauf verweisen , 
daß bereits unter der Präsidentschaft meines Vor­
gängers, Dr. Broesigke, dazu übergangen wurde, 
vermehrt Wahrnehmungsberichte noch während 
des Jahres zu erstatten, sodaß der Rechnungshof 
nicht darauf angewiesen ist, erst am Jahresende 
alle seine Prüfungsergebnisse einem Tätigkeitsbe­
richt zusammengefaßt dem Nationalrat zu prä-

sentie ren . Diese Vorgangsweise wird auch in Zu­
kunft beibehalten werden . 

Wenn vo m Nation alrat eingewandt wird daß 
die Berichte, die ihm eier Rechnungshof liefert. 
wenig benutzerfreundlich wären und mitunter die 
Akzeptanz der Berichte darunter leide, so nehme 
ich diesen Vorwurf sehr ernst. Ich habe bereits 
während meiner an sich noch sehr kurzen Amts­
zeit e ine Beratergruppe im Rechnungshof einge­
setzt . die eine Reform der Tätigkeitsberichte und 
auch der Wahrnehmungsber ichte in die Wege lei ­
ten so ll , um sowohl den Inhalt a ls auch den Auf­
bau und die Form der Berichte neu zu gestalten 
und damit für eine erhöhte Akzeptanz im Natio­
nalrat zu sorgen . 

Wenn der ationa lrat die späten Überprüfun­
gen durch den Rechnungshof moniert , so wäre 
darauf zu verweisen , daß der Rechnungshof eben 
eine nachprüfende Kontrolle an sich auszuüben 
hat, daß er aber immer mehr dazu übergeht . be­
reits Planungsphasen zu prüfen, um in einem re­
lativ frühen Stadi um gegensteuern zu können . 
Auch dies leistet einen Beitrag dazu , die Informa­
tionen möglichst früh an den Nationalrat heran­
zutragen . 

Die ausschließliche Mängelberichterstattung 
durch den Rechnungshof ist auch nicht in mei­
nem Interesse. Das möchte ich hier betonen . Und 
ich habe bereits Anweisung gegeben, daß die Be­
richte des Rechnungshofes eine umfassende Aus­
sage über die geprüfte Stelle enthalten sollen , da­
mit man sich - auch im Nationalrat - ein Bild 
davon machen kann , ob nun die geprüfte Stelle 
an sich, ungeachtet aller Fehler, die sie haben 
mag, gut oder schlecht funktioniert . 

Wenn dem Rechnungshof vorgehalten wird , er 
mache politische Aussagen , so möchte ich dazu 
klärend feststellen , daß es der Rechnungshof 
nicht dara uf anlegt, politische Aussagen zu ma­
chen oder politische Empfehlungen abzugeben. 
Aber auf der anderen Seite darf nicht übersehen 
werden , daß der Rechnungshof eben in das politi­
sche Leben eingebunden ist und einem hochpoli­
tischen Organ, nämlich dem Nationalrat bezie­
hungsweise auch den Landtagen als sonstigen all­
gemeinen Vertretungskörpern , relationspflichtig 
ist. Aufgund dieser Konstellation ist es daher nur 
natürlich , daß seine Berichte auch politisch aus­
gewertet werden; nicht vom Rechnungshof, das 
möchte ich hier betonen , aber von den allgemei­
nen Vertretungskörpern , denen er berichtet. Der 
Rechnungshof hat - darauf lege ich großen Wert 
- keine politische Aussagen zu treffen und Ent­
scheidungen vorwegzunehmen, aber er hat mei­
ner Ansicht nach sehr wohl - ich glaube, mich 
hier auch mit den Ansichten des Nationalrates 
und dessen Abgeordneten zu treffen - alles auf­
zubereiten, was die Entscheidungen in den politi­
schen Gremien erleichtern hilft. 
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Die vo n mir aufgeze igten problembehafteten 
Schwac hstellen im Verhältnis Rechnungshof -

a tionalra t lassen sich ohne Gesetzesänderung 
lösen . Ich würde meinen , ma n sollte auch den 
Schwerpunkt darauf legen; ma n sollte das, was 
zur Verbesserung der Beziehungen zwischen a­
tionah'at und Rechnungshof beitragen ka nn. ein­
mal ohne Gesetzesänderung angehen. Ich verste­
he aber und sehe durchaus ein, daß auch ein In­
teresse des Nationalrates besteht , Gesetzesände­
rungen ins Auge zu fassen. Es gibt gewiß Proble­
me, die sich nur im Wege einer Novellierung, sei 
es der Bundesverfassung, se i es des Rechnungs­
hofgesetzes , lösen lassen. 

Eines dieser Probleme wurde heute bereits an­
geschnitten: Welche Informationen können die 
Abgeordneten bekommen? Welche dürfen sie 
recte vom Rechnungshof erhalten , welche dürfen 
sie nicht erhalten? Ich glaube. daß insoweit der 
Gesetzgeber a ufgerufen ist , klarzustellen , was die 
einzelnen Abgeordneten beziehungsweise was der 
Rechnungshofausschuß insgesamt an über die Be­
richte hinausgehenden zusätzlichen Informatio­
nen vom Rechnungshof verlangen kann . Denn er­
folgt diesbezüglich keine eindeutige KlarsteIlung, 
so wird der Rechnungshof - im speziellen der 
Präsident, der ja unmittelbar im Ausschuß gefragt 
wird - immer wieder in die unangenehme Situa­
tion kommen , von sich aus eine Auslegung der 
derzeitigen Rechtslage vornehmen zu müssen. Es 
ist eine aus der Ausschußtätigkeit gewonnene Er­
fahrungstatsache , daß unter den Abgeordneten 
keine einhellige Meinung besteht, wie weit diese 
Auskunftspflicht des Rechnungshofpräsidenten 
geht, sodaß dieser, wenn er dann notwendigerwei­
se eine Auslegung vornimmt, einen Teil der Ab­
geordneten nicht zufriedenstelIen kann, wodurch 
es zwischen ihm und diesen Abgeordneten zu 
Konfrontationen, zu meiner Ansicht nach über­
flüssigen Konfrontationen kommt, die dadurch 
vermieden werden könnten, daß der Gesetzgeber 
ein klares Wort spricht. 

Des weiteren würde ich mir ein gesetzlich for­
malisiertes Verfahren zur Behandlung der Emp­
fehlungen des Rechnungshofes vorstellen kön­
nen, das darin mündet, daß der Rechnungshof­
ausschuß und in weiterer Konsequenz auch das 
Plenum des Nationalrates verpflichtet wären , Re­
solutionen zu beschließen, welche die Empfeh­
lungen des Rechnungshofes in der Weise umset­
zen, daß Aufforderungen gleichen Inhaltes an die 
Regierung gerichtet werden, oder aber - das 
muß natürlich dem Ausschuß und auch dem Na­
tionalrat unbenommen sein - daß die Abgeord­
neten zum Ergebnis kommen, den Empfehlun­
gen des Rechnungshofes nicht folgen zu können . 
Es würde dann wenigstens Klarheit herrschen, 
und der Rechnungshof würde auch Klarheit dar­
über bekommen, wo er eine Unterstützung des 
Nationalrates für seine Empfehlungen erwarten 

kann und wo er diese - zumindest in abse hbarer 
Zeit - nicht erwarten kann . 

Eine gesetzliche Regelung bezüglich der Ein­
bindung des Rechnungshofes in das Begutach­
tungsverfahren von Gesetzen wurde heute bereits 
angeschnitten. Ich würde es ausdrücklich begrü­
ßen , wenn eine diesbezügliche gesetzliche Klar­
stellung erfOlgte, denn derzeit ist der Rechnungs­
hof nur aufgrund einer Entschließung des Natio­
nalrates in dieses Begutachtungsverfahren einge­
bunden und wird manchmal a uch übergangen. 
Das heißt. er bekommt die Gesetzentwürfe nicht 
zur Stellungnahme zugemittelt und kann da her 
die von den Abgeordneten gewünschten Folgeko­
stenberechnungen auch nicht auf ihre Plausibili­
tät hin überprüfen. Auch die Gutachtenerstattung 
durch den Rechnungshof ist meiner Ansicht nach 
ein berechtigtes Anliegen des Nationalrates und 
sollte eine gesetzliche Verankerung finden. 

Neben diesen gesetzliChen Änderungen , die 
eine unmittelbare Stärkung der Beziehungen zwi­
schen ationalrat und Rechnungshof im Gefolge 
haben könnten, könnte ich mir auch noch weitere 
Novellierungen des Fünften Hauptstückes der 
Bundesverfassung wie auch des Rechnungshofge­
setzes vorstellen. Es sind dies Änderungen , die 
auf eine Ausweitung der Kompetenzen des Rech­
nungshofes im Zusammenhang mit Unterneh­
mungsprüfungen abzielen. Die Zuständigkeit des 
Rechnungshofes sollte auf jene Unternehmungen 
ausgedehnt werden , für die gesetzliche Haftungen 
von Gebietskörperschaften bestehen. Ich darf 
mich diesbezüglich den Worten meines Vorred­
ners beziehungsweise Vorgängers Dr. Broesigke 
anschließen . Auch ich würde eine solche Rege­
lung befürworten, desgleichen den unmittelbaren 
automationsunterstützten Anschluß an das Bun­
desrechenamt, um einen unmittelbaren und stän­
digen Zugriff zu haben. Daß dies derzeit nicht 
der Fall ist, ist auf eine Auslegung des Gesetzes 
zurückzuführen, der ich mich nicht anschließen 
kann; dies ist ein Problem, das jedenfalls durch 
eindeutige gesetzliche KlarsteIlung gelöst werden 
sollte. 

Auch sollten die Erkenntnisse des Verfassungs­
gerichtshofes, die eine Prüfungszuständigkeit des 
Rechnungshofes bejahen, exekutiert werden kön­
nen; denn der derzeitige Zustand ist außerordent­
lich unbefriedigend. Wir hatten einen konkreten 
Fall, in dem die Zuständigkeit des Rechnungsho­
fes vom Verfassungsgerichtshof ausgesprochen 
wurde, dessenungeachtet konnte jedoch der 
Rechnungshof nicht prüfen. Für solche Fälle 
müßte eine Exekutionsmöglichkeit geschaffen 
werden. 

Letztlich - und auch hier schließe ich mich 
den Ausführungen meines Vorredners an - soll­
te es eigentlich eine Selbstverständlichkeit sein, 
daß der Rechnungshof seinen eigenen Budgetent-
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wurf , a lso den Budgetentwurf seines Teilheftes, 
des Kapitels 06, von sich aus unmittelba r dem a­
tiona lrat vorlegt und dabei nicht auf eine mediati ­
sierende Einschaltung des Finanzministers ange­
wiesen ist. Denn was könnte deutlicher und tref­
fender die unmittelbaren Beziehungen zwischen 

ationalra t und Rechnungshof zum Ausdruck 
bringen , a ls wenn der Rechnungshof seinen Bud­
getentwurf auf direktem Wege dem Nationalrat 
zur Kenntnis brächte? 

Ich darf damit schließen und nochmals auf mei­
ne eingangs gesagten Worte zurückkommen: 
Eine wirksame öffentliche Gebarungskontrolle 
bedarf nicht nur des Rechnungshofes, der auf sich 
allein gestellt nicht erfolgreich sein könnte , son­
dern auch der aktiven Unterstützung durch das 
Parlament. Nur die von gegenseitigem Vertrauen 
getragene Koope ration zwischen Parla ment und 
Rechnungshof kann positive Zukunftsperspekti­
ven der öffentlichen Gebarungskontrolle eröff­
nen , die wir a lle im Interesse der verantwortungs­
bewußten Verwendung des Steueraufkommens 
und der sorgfältigen Überprüfung dieser Verwen­
dung schuldig sind . / 3.2 / 

Vorsitzender Präsident Dr. Heinz Fischer: Ich 
danke sehr herzlich auch dem Herrn Präsidenten 
des Rechnungshofes. 

IH. Punkt: Statements der vier Fraktionen im 
Parlament 

Vorsitzender Präsident Dr. Heinz Fischer: Der 
nächste Block unserer Beratungen sind Stellung­
nahmen der vier Fraktionen mit einer bereits ver­
einbarten Redezeit von je 15 Minuten in der Rei­
henfolge SPÖ, ÖVP, Freiheitliche Partei und grü­
ne Fraktion . 

Darauf folgt eine Diskussion, strukturiert nach 
Schwerpunkten. Es werden jene Damen und Her­
ren , die sich für die anschließende Diskussion 
melden wollen , gebeten , ihre Wortmeldungen ab­
zugeben und auch einen Schwerpunkt zu nennen, 
damit die Strukturierung nach Schwerpunkten 
dann von den Beamten der Parlamentsdirektion 
vorgenommen werden kann . 

Das Wort hat Herr Abgeordneter Marizzi . 

/ 3.22 .. 
Abgeordneter Peter Marizzi (SPO) : Herr Prä-

sident! Meine sehr geehrten Herren Professoren! 
Herr Präsident des Rechnungshofes! Meine ge­
schätzten Kolleginnen und Kollegen des Hohen 
Hauses! Wir haben jetzt eine Reihe - fast drei­
einhalb Stunden lang - von Fachvorträgen ge­
hört. Die Experten haben von der Regierungs­
bank aus ihre Standpunkte erörtert und ein brei­
tes Spektrum abgedeckt, wobei aber zu bemerken 
ist, daß auch bei den Experten die unterschied­
lichsten Auffassungen vorliegen. Wir werden uns 

a ls Parlamentarier diese Auffassungen se hr genau 
anschauen und sie natürlich in unsere Überlegun ­
gen miteinbeziehen . Ich glaube , es ist eine kurze 
Kreativphase notwendig, um alle Standpunkte, 
die heute dargelegt worden sind , in die parlamen ­
ta rische Arbeit miteinzubinden . 

Damit bin ich beim zweiten Punkt, meine sehr 
geehrten Damen und Herren! Wenn man die heu ­
tigen Medienberichte genau betrachtet , muß man 
feststellen . da ß - aus meiner Sicht zumindest -
ein erfreulich breiter Konsens, was die Reform­
wünsche der politischen Parteien betrifft. vorhan­
den ist. Die inhaltlichen Abweichungen , die in­
haltlichen Toleranzfelder sind eigentlich gering. 

Sehr geehrte Damen und Herren! Ich möchte 
auch festhalten , da ß die Abhaltung dieser En­
quete sehr wichtig ist und daß ich darüber sehr 
froh bin . Ich will eine positive Anregung machen . 
Vielleicht ist es Ihnen , die Sie hier im Plenum 
sitzen , a uch so ergangen: Ich meine , daß es viel­
leicht für die Zukunft besser wäre , wenn auch 
zwischen elen Experten ein Dialog geführt würde 
und wenn nicht nur Fachvorträge an das Publi­
kum beziehungsweise an die Diskutanten gerich­
tet würden . Wir könnten uns vorstellen, ihre un­
terschiedlichen Standpunkte zwischen ihnen aus­
diskutiert zu hören . Damit würde das Ganze viel ­
leicht ein bißehen lebhafter . 

Wir beschäftigen uns heute in unserer Enquete 
mit einer der wichtigsten Einrichtungen unseres 
Staates . Aber , meine Damen und Herren , gestat­
ten Sie mir eine Anmerkung: Ich kann es zwar 
nicht beweisen, aber ich glaube, bei den Durch­
schnittsösterreichern ist der Rechnungshof als 
jene Einrichtung bekannt, die eigentlich die Skan­
dale aufdeckt. Präsident Fischer hat schon in sei­
nem Einleitungsstatement darauf hingewiesen . 
Ich bin davon überzeugt, daß der Rechnungshof 
wie ein Gesundheitssystem für die Verwaltung 
agieren sollte. Er sollte untersuchen , er sollte vor­
beugen, er sollte auch diagnostizieren, und er 
sollte vor allem helfen . (Abg. H e in z in g e r: Die 
letzte Ölung . . . !) Na ja, das ist fallweise auch not­
wendig, Herr Kollege Heinzinger. Jetzt beginnt 
natürlich schon wieder der parlamentarische Dia­
log. - Herr Präsident! Sind Zwischenrufe er­
laubt? 

Vorsitzender Präsident Dr. Heinz Fischer: 
Selbstverständlich! 

Abgeordneter Peter Marizzi (fortsetzend): Gut. 
(Heiterkeit.) Jetzt wird es lebhafter . 

Herr Kollege Heinzinger! Natürlich hat der 
Rechnungshof auch manchmal selbst zum Image 
des Skandalaufdeckers beigetragen. Ich bin mir 
nicht so sicher, Herr Präsident Broesigke, daß alle 
Rohberichte nur von den Beamten der geprüften 
Stelle oder von den geprüften Institutionen aus 
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nach a ußen ged rungen sind . Ich habe mich heute 
umgehört. Da gab es a uch Besprechungsproto­
kolle , die innerhalb des Rechnungshofes an diver ­
se Medien gegangen sind . Also lassen wir das ein­
mal weg. 

Ich glaube, es ist wichtig und richtig, daß der 
Rechnungshof in Zukunft zum Partner des Parla­
ments wird , der dafür sorgt, da ß das Geld der 
Steuerzahler nach allen G rundsätzen ordentlicher 
Kaufleute ausgegeben wird . Ich weiß, das ist 
schwierig, so einfach es a uch klingt. Aber ich 
weiß a uch , daß die große Koalition beziehungs­
weise die Regierungsparteien der Arbeit des 
Rechnungshofes einen wichtigen Stellenwert bei­
messen , denn schon im Koa litionsübereinkom­
men sind wesentliche Eckpfeiler der künftigen 
Reform des Rechnungshofes aufgezeigt worden. 

Zum ersten möchte ich a uf die Berichterstat­
tung eingehen. Herr Präsident Fiedler hat schon 
darüber gesprochen. Ich meine auch , daß es not­
wendig ist - das ist ein Wunsch aller Parlamenta­
rier - , daß in Zukunft die Berichte besser , at­
trak tiver und vor a llem für die Öffentlichkeit be­
ziehungsweise für die Benutzer leichter und um­
fassender lesbar sind . Ich glaube, ein Bericht, der 
sich so geheimnisvoll gibt wie eine Sphinx, ist si­
cher nicht geeignet für die parlamentarische und 
auch für die politische Arbeit. Ich bin froh, daß 
Sie, Herr Präsident. eine Beratungsgruppe einge­
setzt haben, die sich mit dem Berichtswesen be­
faßt. Ich möchte als Anregung hier festh alten , 
daß wir vielleicht dann - das wäre unser Wunsch 
als Parlamentarier, insbesondere ein Wunsch 
meiner Fraktion - , wenn die Ergebnisse vorlie­
gen, gemeinsam über die zukünftige Berichter­
stattung sprechen . 

Ich möchte betreffend die Berichterstattung ei­
nige Vorschläge machen. In jedem Bericht soll es 
zwei wichtige Kernaussagen geben: die Kritik und 
die Hervorhebung, die Betonung dessen, was be­
sonders wichtig ist, weil es dort in Zukunft zu 
Verbesserungen kommen kann. Ich kann mir vor­
stellen, daß der Bericht in Form eines "Manage­
ment-Letters" erstellt wird : am Anfang, in über­
sichtlichen Punkten formuliert , die Kritik , danach 
die Änderungs- und Verbesserungsvorschläge 
und schließlich eine tiefgreifende Analyse der an­
gesprochenen Punkte. 

Weiters haben Sie, Herr Präsident Fiedler, auch 
davon gesprochen, daß unterschiedliche Wertun­
gen in den Berichten vorgenommen werden. Mir 
ist beim Lesen der Berichte aufgefallen, daß zum 
Beispiel in der ersten Zeile "verpfuschte Millio­
neninvestitionen" steht und in der zweiten Zeile 
der Ankauf von Steckdosen angeführt wird . Ich 
könnte mir vorstellen, daß man sich wirklich auf 
das Wesentliche konzentriert und die Spreu deut­
lich vom Weizen trennt, Herr Kollege Wabl! 

(A bg. Wa b I: Die erzieherische Wirklichkeill1lllß 
mall auch sehen.') 

Ein weiterer Qualitä tssprung aus meiner Sicht 
wäre im Rahmen der Rechnungshofp rüftätigkeit 
die Beiziehung von Externen . Hier geht es mir 
nicht darum, daß die Bea mten des Rechnungsho­
fes ersetzt oder in ihrer Tätigkeit eingeschränkt 
werden . Ich habe genau die .,Pressestunde" ver­
folgt, Herr Präsident Fiedler, in der Sie gemeint 
haben, in Zukunft sollen auch ökologische 
Aspekte in die Prüfungen einbezogen werden. Ich 
kann .. mir vorstellen, daß bei bestimmten Projek ­
ten Okologen , Energieexperten , Techniker ein­
fach vom Markt zugekauft werden. um sozusagen 
den Rechnungshof mit Experten entsprechend 
anzureichern . Das wäre eine sinnvolle Ergänzung 
und sollte auf keinen Fall den Tätigkeitsbereich 
der Rechnungshofmitarbeiter einschränken. 

Ein nächster Punkt - und ich glaube, das in­
teressiert uns Parlamentarier a lle - : Es liegt 
hauptsächlich an uns Parlamentariern , effizienter 
dafür zu sorgen , daß die Rechnungshofberichte 
nicht in der Schublade bleiben , nicht für die 
Schublade erstellt werden, nicht als kurzlebige 
Sternschnuppen den Medienhimmel erhellen, 
aber danach alles beim alten bleibt , sondern zu 
konkreten Konsequenzen führen. 

Mißstände aufzuzeigen ist wichtig, aber zuwe­
nig, und deshalb müssen Regelungen getroffen 
werden , wonach der Geprüfte vor dem Rech­
nungshof - es gab diesbezüglich schon mediale 
Vorschläge - Rede und Antwort stehen muß, 
warum er innerhalb einer bestimmten Frist nicht 
auf die Rechnungshofkritik im Sinne einer Ver­
besserung oder Beseitigung von Mißständen ein­
gegangen ist. Wir brauchen daher die Kontrolle 
und die vorgeschlagenen Konsequenzen . Um bei 
dem Beispiel zu bleiben: Die Diagnose ist wichtig, 
ebenso wichtig ist aber die Therapie. 

Ich möchte vielleicht noch eines zu den Exper­
ten sagen. Wir glauben, daß es in Zukunft not­
wendig ist - und es haben alle Fraktionen schon 
diesbezügliche Stellungnahmen abgegeben -, 
daß eine begleitende Kontrolle entsprechend ei­
ner Kosten-Nutzen-Rechnung von Großprojek­
ten eingeführt wird. Ich glaube auch, daß es ganz 
besonders wichtig ist und im Grunde genommen 
auch für die Rechnungshofmitarbeiter wichtig ist , 
daß sie schon im Entstehungsprozeß entschei­
dend mit dabei sind, um dann nicht über längst 
vergossene Milch klagen zu müssen . 

Ich glaube auch , daß - wenn man von beglei­
tender Kontrolle spricht - dieser Punkt auch ei­
nen Niederschlag in der Personalplanung und in 
der Personalentwicklung des Rechnungshofes fin­
den solL Man muß nämlich ehrlich sein und zuge­
stehen: Wenn man mehr Arbeit und mehr Lei­
stung fordert , muß man auf der anderen Seite be-
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rücksichtigen, daß auch hier ein Mehr an lVlitar­
beitern notwendig ist, und bei den letzten parla­
mentarischen Debatten wurde diesbezüglich so­
zusagen ein Goodwill aller Fraktionen erörtert. 

Ich glaube auch, daß der Rechnungshof 
ausreichende Kompetenzen hat. daß ihm ausrei­
chend Kompetenz eingeräumt werden muß, denn 
er hat natürlich eine große Verantwortung, und 
im allgemeinen - das kann ich wohl sagen - ist 
es in Ordnung, was er kritisiert. Aber eines ist mir 
in letzter Zeit aufgefallen - und das hat mir ei­
gentlich nicht gepaßt, und ich muß es mit aller 
Deutlichkeit sagen, weil Sie, Herr Präsident, ge­
sagt haben, Sie mischten sich nicht in die Politik 
ein -: Beim letzten Rechnungshofausschuß war 
es sehr wohl so, daß sich der Rechnungshof letzt­
endlich über arbeitsmarktpolitische Situationen 
in Wien ein Bild gemacht hat. 

Der Rechnungshof soll die Wirtschaftlichkeit, 
die Zweckmäßigkeit et cetera prüfen , aber das ist 
mir eigentlich persönlich gegen den Strich gegan­
gen, und ich glaube, das haben wahrscheinlich 
viele Parlamentarier so empfunden. (Zwischenruf 
des Abg. Wa b 1. ) Die arbeitsmarktpolitische Si­
tuation einer Großgemeinde kann der Rech­
nungshof nämlich nicht beurteilen - Herr Wabl 
sicher schon, aber das hat er immer so gemacht. 

Zum Vizepräsidenten. - Meine Fraktion hat 
bezüglich der Funktion des Vizepräsidenten 
schon gestern Stellungnahmen abgegeben. Wir 
meinen , aus heutiger Sicht ist die Funktion des 
Rechnungshofvizepräsidenten nicht notwendig. 
Ich möchte aber eines hinzufügen , weil Sie, Herr 
Präsident Fiedler, gesagt haben, Sie möchten Ihr 
Budget unabhängig vom Finanzminister Lacina 
oder vom zuständigen Finanzminister, wer immer 
das ist, erstellen: Ich möchte nur betonen, daß 
auch der Bundespräsident - der ja auch unab­
hängig ist, über den Parteien steht - sein Budget 
natürlich über das Finanzministerium erstellt. 
Jetzt noch einmal zum Vizepräsidenten. Ich weiß 
nicht, ob es sinnvoll ist, wenn ein Experte auf der 
Regierungsbank sitzt und dann in der APA eine 
Aussendung macht, daß Brünner für einen echten 
Vizepräsidenten sei. Ich weiß nicht, ob er das als 
Abgeordneter oder als Sachverständiger gesagt 
hat. Wir haben immer gesagt, für uns ist das keine 
Fahnenfrage, keine politische Frage, sondern, 
meine sehr geehrten Damen und Herren, es ist 
für uns wichtig, daß auch der Rechnungshof bei 
seiner Arbeit Sparsamkeit, Wirtschaftlichkeit und 
Zweckmäßigkeit in den Mittelpunkt stellt. 

Ich kann mir auch vorstellen, daß der rangälte­
ste Sektionschef, sollte der Präsident im Ausland 
weilen oder im Urlaub sein , den Rechnungshof­
präsidenten vertritt. Und es ist auch eine Kosten­
frage. Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Wir wissen ganz genau, daß die Funktion des Vi­
zepräsidenten den Steuerzahler mit Büroinfra-

struktur in Summe 5 Millionen Schilling kostet. 
(bvischenruf des Abg. H e i n z i n ger.) 

Kollege Heinzinger! Ich glaube, daß wir Parla­
mentarie r die zweite und die dritte Ebene mit 
dem eingesparten Geld stärken könnten, sodaß 
der Rechnungshof erweitert prüfen könnte. 

Meine sehr geschätzten Damen und Herren! 
Ich möchte zusammenfassen und resümieren: 
Meine Fraktion erachtet die Funktion des Vize­
präsidenten aus heutiger Sicht als nicht notwen­
dig. Wichtig wäre eine neue Form der Berichter­
stattung, die Beiziehung externer Spezialisten , 
eine Fristsetzung für Einzelprüfungen, eine bes­
sere Sicherstellung, daß Kritik des Rechnungsho­
fes bei den Geprüften zu Konsequenzen führt, so­
wie die Einführung begleitender Kontrolle bei 
Großprojekten und eine Verbesserung der Ko­
operation zwischen Parlament und Rechnungs­
hof. - Ich danke Ihnen . /3.36 

Vorsitzender Präsident Dr. Heinz Fischer: Als 
nächster gelangt Herr Abgeordneter Dr. Ettmay­
er zu Wort. Ich erteile es ihm. 

/3.36 

Abgeordneter Dr. Wendelin Ettmayer (ÖVP): 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Wir 
haben heute einige Male gehört, daß es Aufgabe 
des Rechnungshofes ist, die Sparsamkeit, die 
Zweckmäßigkeit und die Wirtschaftlichkeit der 
Gebarung zu prüfen, die Sparsamkeit und 
Zweckmäßigkeit der Verwaltung der öffentlichen 
Wirtschaft. 

Ich stelle jetzt einmal eine theoretische Frage: 
Was wäre, wenn jeder Österreicher - im Sinne 
dieser Norm - vollkommen sparsam wäre, voll­
kommen wirtschaftlich, nur zweckmäßig handeln 
würde? (Abg. He i n z i n ger: Chaos!) Das wäre 
wahrscheinlich gar nicht auszuschließen. Ich fra­
ge mich, ob unter diesen Umständen die österrei­
chische Wirtschaft funktionieren könnte, ob die 
Verwaltung funktionieren könnte . Es wäre natür­
lich für den Rechnungshof furchtbar, denn er 
hätte ja dann keine Aufgabe mehr. (A bg. He in­
z in ger: Die finden schon was.') Für den Vorsit­
zenden des Ausschusses könnte man wahrschein­
lich eine neue Tätigkeit finden. 

Aber ich möchte hier eine ganz andere Frage 
anschließen - auch Herr Professor Winkler hat 
schon davon gesprochen -: Warum gibt es ei­
gentlich in der Verwaltung der öffentlichen Wirt­
schaft mangelnde Wirtschaftlichkeit? Warum 
wird die Zweckmäßigkeit immer wieder kriti­
siert? Man könnte hier grundsätzlich zwei Ant­
worten geben. 

Die eine ist: Die Menschen sind inkompetent, 
die Menschen sind böswillig, ja sie verstoßen ge­
gen Gesetze, sie wollen eben dieses Gebot nicht 
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erfüllen. - Das wäre die eine Antwort. Es kommt 
sozusagen auf die handelnde Person an. 

Zweitens könnte man sagen - meines Erach­
tens muß man es sagen - , es sind viel öfter Orga­
nisationen , organisatorische Strukuren, viel häu­
figer strukturelle Gründe, die zur Kritik des 
Rechnungshofes führen . Insgesa mt wage ich zu 
sagen , daß unter allen Fällen , die kontrolliert 
werden , die aufgezeigt werden, vielleicht 3 bis 
5 Prozent sind , bei denen man sagen kann: Hier 
wurde bewußt fahrlässig gehandelt. - Meistens 
ist es so, daß es an der Organisation , an den äuße­
ren Umständen liegt. 

Dazu kommt natürlich. daß es immer wieder 
wohlerworbene Rechte sind , wie etwa konkret 
Mehrdienstleistungszulagen , wozu der Rech, 
nungshof sagt: Ab dem Zeitpunkt, ab dem diese 
jeder in höchstmöglichem Ausmaß genießt, ist 
das kein Leistungsanreiz mehr , sind es also wohl­
erworbene Vorrechte, die auch auf Kritik des 
Rechnungshofes stoßen. 

Weitere Beispiele: Einrichtungen , Abteilungen 
sind überflüssig geworden , bleiben aber weiter 
bestehen . Immer wieder kommt es vor , daß star­
ke , gut organisierte Gruppen überproportionale 
Zuwendungen bekommen. Wir haben erst un­
längst - es wurde schon gesagt - den Bericht 
über die Arbeitsmarktförderung diskutiert, wobei 
ich hier schon feststellen darf, daß die dort geäu­
ßerte Kritik sicher nicht dem Präsidenten Fiedler 
anzulasten ist. Aber der Rechnungshof hat sicher­
lich auch zu Recht immer wieder festgestellt , daß 
es nicht geht, daß Bedienstete in öffentlichen Be­
trieben , die Verluste aufweisen , höhere Gehälter 
haben als jene in sonstigen Bundesbetrieben. 

Der Rechnungshof kritisierte auch im Zusam­
menhang mit dem, was gut organisierte Gruppen 
erreichen können, die häufigen Frühpensionen 
bei den Wiener Lehrern, und er hat angeregt, daß 
die ärztlichen Gutachten in diesem Bereich be­
sonders überprüft werden sollen , was aber bisher 
niemand getan hat. Es gibt neben diesen unzu­
länglichen Strukturen, neben Vorrechten von 
Sondergruppen auch unzweckmäßige Verwal­
tungsabläufe, die man offensichtlich nicht ändern 
kann. Ich denke etwa an das Bewilligungsverfah­
ren von Dienstreisen , wobei wir wissen , daß in 
vielen Fällen dieses Bewilligungsverfahren teurer 
als die Dienstreise selbst kommt. 

Es gibt also immer wieder Empfänger von För­
derungen - dazu hat der Rechnungshof sehr in­
teressante Ausführungen gemacht - , die entwe­
der nicht die entsprechenden Strukturen haben, 
um die Subventionsgelder zweckmäßig zu ver­
wenden, oder bei denen die Verwendung dann 
nicht nachvollziehbar ist. 

Der Rechnungs hof kritisiert auch immer wie­
der, da ß eine aufwendige Verwa ltung dad urch zu­
stande kommt, da ß unterschiedliche Regelungen 
von Leistungen natürlich einen großen Verwal­
tungsa ufwand erfordern . Wir alle sagen : Ja , das 
stimmt, das soll man nicht tun. Beim kommenden 
Pflegegeld werden wir natürlich genau das be­
schließen , mit den verschiedenen unterschiedli ­
chen Regelungen , die wiederum einen sehr gro­
ßen Verwaltungsaufwand verla ngen . Warum? -
Weil wir eben gla uben , daß es im Sinne der Ge­
rechtigkeit notwendig ist, verschiedene Stufen 
einzuführen. 

Der Rechnungshof kritisiert weiters, daß Auf­
bau- und Ablauforganisation von Dienststellen 
auch dann nicht geändert werden , wenn sich die 
Aufgaben dieser Dienststellen sehr wohl geändert 
haben . 

Ich könnte jetzt eine Reihe von Beispielen brin­
gen , bei denen es sehr oft - nur das wollte ich 
sagen - nicht auf persönliches Fehlverhalten an­
kommt, nicht dara uf ankommt, daß ein einzelner 
Beamter, vielleicht ein Manager in einem öffentli­
chen Betrieb , von sich aus bewußt nicht zweck­
mäßig oder sparsam handeln wollte, sondern daß 
es eben vielfach die vorhandenen Strukturen sind , 
die auf Kritik stoßen - vorhandene Strukturen 
einerseits, besondere Vorrechte andererseits. 

Da stellt sich jetzt die Frage: Warum werden 
diese Mißstände, die wir jährlich immer wieder in 
den Berichten des Rechnungshofes finden , nicht 
beseitigt? 

Dazu vielleicht ganz kurz ein Wort: Dort, wo 
Minister ein direktes Zugriffsrecht haben , kann 
man sehr wohl feststellen , daß sie bemüht sind, 
den Anregungen des Rechnungshofes Folge zu 
leisten. Ich könnte jetzt Beispiele aus dem Außen­
ministerium hinsichtlich des Entwicklungshilfe­
berichtes nennen , ich könnte Beispiele aus dem 
Verstaatlichtenministerium nennen, in dem sei­
nerzeit Minister Streicher sehr wohl bemüht war, 
diesbezüglich zu handeln . 

Wo ist die Umsetzung dieser Berichte schwie­
rig? - Wiederum nicht dort, wo einzelne Perso­
nen , Bürger, Beamte, Manager böswillig sind . 
Schwierig ist es etwa dort , wo ein Minister nur ein 
indirektes Zugriffsrecht hat, etwa im gesamten 
Bereich der Selbstverwaltung. - Wobei ich hier 
ganz deutlich sagen möchte: Selbstverwaltung 
kann natürlich bei weitem nicht darin bestehen, 
daß der einzelne im Bereich der Selbstverwaltung 
nichts oder nur sehr wenig mitzureden hat, daß 
aber andererseits die Kontrolle in diesem Bereich 
gemindert wird. 

Da muß man schon einmal die Frage stellen: 
Was kann getan werden, um zu einer besseren 
Kontrolle zu kommen? 
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Aber die Umsetzung von Anregungen eies 
Rechnungshofes ist auch dort schwierig, wo sich 
starke Gruppen gegen diese Durchsetzung weh­
ren. Da ließen sich jetzt Dutzende Beispiele nen­
nen . Wir alle wissen, Kreisky war ein sehr mächti­
ger Bundeskanzler, er hat sehr viel erreicht, aber 
nicht erreicht hat er die Schaffung eines Pools 
von Dienstautos. Warum? - Weil die hohe Be­
amtenschaft - das traue ich mich hier zu sagen 
- diese Dienstautos als Statussymbol betrachtet, 
also nicht als Fonbewegungsmittel , sondern als 
Ausdruck einer besonderen Stellung, und nicht 
bereit ist, auf dieses Statussymbol zu verzichten . 

Reformen lassen sich nicht umsetzen, weil mit 
politischen Sanktionen gedroht wird und sich die 
von Reformen Betroffenen zur Wehr setzen, 
während die übrige Öffentlichkeit, die vielleicht 
diese Reformen fordert , letztlich nur indifferent 
reagiert. 

So hat der Rechnungshof immer wieder vorge­
schlagen, daß das Pensionsrecht, das Dienstrecht 
der Österreichischen Bundesbahnen geändert 
wird . Die Österreichische Volkspartei hat mit Be­
geisterung diese Vorschläge aufgegriffen, mit 
dem Erfolg, daß wir bei den Personalvertretungs­
wahlen bei den Österreichischen Bundesbahnen 
von 10 Prozent auf 1,5 Prozent zurückgefallen 
sind, ohne daß diese Bemühungen in irgendeiner 
Weise von anderen Gruppen honoriert worden 
wären. 

Noch einmal: Diese Umsetzung ist schwierig, 
weil sie eben nicht nur auf bösen Willen bei ein­
zelnen stößt, sondern auf starke Gruppen, die 
sich dagegen wehren , weil mit politischen Sank­
tionen gedroht wird und - ich glaube, das muß 
man auch sagen - weil bei verschiedenen Dienst­
stellen und Verwaltungsstellen oft Vorgänge kriti­
siert werden, die schon lange bestehen und die in 
ihrer Lebensdauer jeden Minister, der das ändern 
möchte, bei weitem überleben. 

Einen Punkt noch dazu. Warum gehen wir 
nicht überhaupt dazu über, daß Vorschläge des 
Rechnungshofes sozusagen automatisch umge­
setzt werden - ohne Diskussion und ohne Be­
handlung in einem politischen Gremium? Ich 
glaube, das geht deshalb nicht, weil doch einige 
dieser Vorschläge politisch nicht vertretbar und 
auch wirtschaftlich nicht zweckmäßig sind. 

Konkret: Der Rechnungshof kritisiert die An­
gleichung der Beförderungsrichtlinien von Unter­
behörden an die der ZentralstelIen. Wir haben 
politisch immer wieder das Gegenteil vertreten, 
etwa im Bereich des Außenministeriums, wo man 
die Dienste, die Dienstzeiten an Botschaften 
schlechter als in der Zentralstelle, im Ministerium 
behandelt hat, während man andererseits feststel­
len kann, daß etwa eine Arbeit in einer Botschaft 
mit viel mehr persönlicher Verantwortung ver-

bunelen ist als in eier Zentrale, weil man eben oft 
unabhängig handeln muß . Also hier steht eIie 
Empfehlung des Rechnungshofes im direkten 
Widerspruch zum politischen Wollen . 

Der Rechnungshof, um hier noch ein Beispiel 
zu nennen , kr itisiert etwa immer wieder, daß 
Führungspositionen im Bereich eier Sozialversi­
cherungen mit ehemaligen Vesicherungsvertre­
tern besetzt werden, das heißt also, mit Kammer­
bediensteten , mit Menschen , die eine politische 
Funktion ausgeübt haben . Es kommt aber immer 
wieder vor - ich begrü ße das -, elaß ausgezeich­
nete Beamte des Rechnungshofes Führungsposi­
tionen im Bereich eier Sozialversicherung über­
nehmen . Warum nicht? Aber ich glaube, wenn 
man es den Beamten des Rechnungshofes ermög­
licht, Führungspositionen im Bereich der Sozial­
versicherung zu übernehmen, dann muß das auch 
für Kammerbedienstete oder politische Funktio­
näre gelten. 

Ich könnte hier noch eine Reihe von ähnlichen 
Beispielen bringen, bei denen Vorschläge des 
Rechnungshofes, seien sie politisch, seien sie wirt­
schaftlich, nicht umsetzbar sind. 

Faktum ist - das möchte ich jetzt sagen -, daß 
unsere Gesellschaft in vielen Bereichen blockiert 
ist , das heißt, daß die Notwendigkeit von Verän­
derungen erkannt wird, daß Veränderungen ver­
langt werden , daß aber die zuständigen politi­
schen Stellen nicht die Macht, nicht die Möglich­
keit haben, hier Änderungen durchzuführen, oft 
deshalb nicht, weil Partikularinteressen stärker 
sind als das Gemeinwohl. 

Meine Damen und Herren! Da möchte ich jetzt 
die Rolle des Rechnungshofes miteinbinden. Ich 
glaube nämlich, der Rechnungshof könnte ein 
Motor sein für Reformen , .. der Rechnungshof 
könnte ein Motor sein zur Uberwindung dieser 
blockierten Gesellschaft, und der Rechnungshof 
könnte in diesem Zusammenhang sehr wohl ein 
Bewußtsein schaffen, etwa für die Notwendigkeit 
von strukturellen Veränderungen. Ich spreche 
mich deshalb massiv dafür aus, daß der Rech­
nungshof Gutachten erstellt, und zwar nicht nur 
zu einzelnen Bereichen , sondern zu umfassenden 
Bereichen, wie zum Bereich der Verwaltung, 
Gutachten zur Verwaltungsreform, Gutachten 
zum Bereich der verstaatlichten Industrie oder 
Gutachten für die Schaffung einer besseren Kon­
trolle im Bereich der Sozialversicherung. 

So wichtig und so notwendig es ist, daß einzel­
nes Fehlverhalten kritisiert wird, daß einzelnes 
Fehlverhalten aufgezeigt wird, gemäß der Frage: 
Ist ein Verhalten zweckmäßig, ist es gesetzmäßig, 
ist es sparsam?, so glaube ich doch, es geht dort 
viel Geld verloren, es wird dort viel Geld ver­
schleudert, wo es sozusagen um strukturelle Feh-
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leI' ge ht . wo es um Fehler in der Verwaltung, wo 
es um Fehler in der Organisation geht. 

Das heißt jetzt bei Gott nicht, daß der Rech­
nungshof sozusagen eine Ersatzregierung sein 
so ll , im Gegenteil , ich glaube, die politischen Ent­
scheidungen sollen hier im Parlament getroffen 
werden . Ich glaube aber sehr wohl , daß der Rech­
nungshof verstärkt Modelle erarbeiten könnte , 
wie einzelne Entscheidungen getroffen werelen 
sollen. (Präsidentin Dr. Heide S c h m i d I über .. 
nimmt den Vorsitz.) 

Jetzt noch konkret zu einzelnen Fragen, die an­
geschnitten wurden. Bessere Zusammenarbeit 
I ationalrat - Rechnungshof. Das ist zweifellos 
wichtig. Ich glaube auch, daß der Rechnungshof­
ausschuß dazu übergehen sollte, Empfehlungen 
hinsichtlich der einzelnen Anregungen des Rech­
nungshofes auszusprechen. Das bisherige Verfah­
ren , ins Plenum zu gehen, ist sicherlich zu kom­
pliziert. 

Ich glaube, daß die Frage der Informationen 
des Ausschusses und des Rechnungshofausschus­
ses geklärt werden muß, wobei alle vermögensre­
levanten und budgetrelevanten Informationen ge­
geben werden sollen . 

Was den Vizepräsidenten betrifft, so stelle ich 
fest , daß sich heute kein einziger Experte für die 
Abschaffung des Vizepräsidenten ausgesprochen 
hat. Ich glaube, daß man die Verfassung nicht 
einfach dann ändern sollte, wenn man damit gera­
de nicht einverstanden ist. Ich glaube aber sehr 
wohl, um auch den Kollegen Wabl zufriedenzu­
stellen, daß wir natürlich möglichst alle Fraktio­
nen miteinbeziehen sollten hinsichtlich der Be­
stellung des Vizepräsidenten. Ich schließe keinen 
Mandatar aus, auch nicht unseren derzeitigen 
Vorsitzenden. 

Meine Damen und Herren! In diesem Sinne 
sollten wir nicht nur einzelne Fragen diskutieren , 
sondern auch bestrebt sein, eine Umsetzung die­
ser Diskussionsergebnisse zu erreichen. 

Persönlich glaube ich, daß der Rechnungshof 
so viel wertvolles Material erarbeitet und erarbei­
tet hat, daß es notwendig und zweckmäßig wäre, 
diese Kenntnisse auch strukturell für die Verän­
derung unserer Verwaltung und der öffentlichen 
Wirtschaft einzusetzen . /3.51 

Vorsitzende Präsidentin Dr. Heide Schmidt: 
Als nächster gelangt Herr Abgeordneter Haupt zu 
Wort. - Bitte. 

13.5 / 
Abgeordneter Mag. Herbert Haupt (FPÖ): 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine Herren 
Präsidenten! Werte Damen und Herren! Ich bin 
berufen , hier aus freiheitlicher Sicht nunmehr die 

Vorstellungen eier freiheitlichen Fraktion bezüg­
lich der Rechnungshofreform vorzutragen. 

Ich möchte mich nicht mit den tagespolitischen 
Gegebenheiten und Diskussionen der letzten Wo­
chen und Monate beschäftigen, sondern ich 
f!1öchte in meinem Statement die grundsätzlichen 
Uberlegungen und Konzepte der freiheitlichen 
Fraktion betreffend eine Gesamtreform des 
Rechnungshofes vorstellen. 

Von welchen verfassungspolitischen Zielset­
zungen und Voraussetzungen gehen wir Freiheit­
lichen aus? - Zunächst sei festgestellt, daß das 
Wachstum eier Aufgaben der öffentlichen Hand 
auf der einen Seite und die Knappheit der finan­
ziellen Ressourcen auf der anderen Seite einander 
gegenüberstehen. 

Darüber hinaus ist die Komplexität des politi ­
schen Entscheidungselruckes auf die Politik und 
die Verwaltung in letzter Zeit immer größer ge­
worden . Für uns a ls Opposition ist die Tendenz 
der Überforderung rein parlamentarischer Kon­
trolle gegeben. Das politische Machtmonopol der 
derzeitigen Zweidrittelregierungsmehrheit, die 
politische Verfilzung mit der Sozialpartnerschaft, 
die nahezu Erbpacht der Gewerkschaft etwa auf 
das Sozialministerium sind für uns mit Gründe, 
eine effizientere parlamentarische Kontrolle zu 
fordern . Das, was wir Freiheitliche als Beherr­
schungsumkehr und als die Folgen dieses Systems 
betrachten, ist für uns Anlaß zu Kritik und Anlaß 
zu Reformüberlegungen. 

Die Reform des Rechnungshofes ist aus unserer 
Sicht eine Notwendigkeit , bietet aber darüber 
hinaus diesem Parlament und dem Rechnungshof 
- unser Prüforgan - die Chance der Rehabilitie­
rung gegenüber der Öffentlichkeit. 

Wenn man sich die tagespolitischen Aussagen 
der Medien in den letzten Tagen vergegenwärtigt, 
stellt man fest, daß diese etwa schreiben, der 
Gang zum Rechnungshof ist der Gang zum Salz­
amt. Wir wären daher alle gut beraten - auch 
unter Berücksichtigung einer allenthalben festge­
stellten Politikverdrossenheit - , einen längerfri­
stigen wirksamen Beitrag zur Rechnungshofre­
form einzubringen und nicht nur eine tagespoliti­
sche Diskussion über das Amt des Vizepräsiden­
ten des Rechnungshofes abzuführen . 

Ich möchte mich keineswegs verschweigen : Die 
freiheitliche Fraktion ist für die Beibehaltung des 
Amtes des Vizepräsidenten des Rechnungshofes, 
und zwar nicht nur deswegen, weil dieses Amt 
verfassungsmäßig verankert ist und daher ein sol­
cher vom Parlament, solan,ge keine entsprechen­
de verfassungsrechtliche Anderung kommt, zu 
wählen ist, sondern auch deswegen, weil wir glau­
ben, daß die Mehraufgaben des Rechnungshofes, 
die die freiheitliche Fraktion durchaus sieht -
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von der C;utlchtertätigkeit. die zwingend vorzu­
\ehen i<;t. hi" hin zur Uberprüfung de7· Linder im 
Sinne einer effizienten Kontrolle der verhunde­
nen FinanL\\'irt'ichaften von Bund und Land -. 
eine zusätzliche Lntermauenlng dieser Funktion 
mit sich bringen. 

Ich möchte Kollegen Ettmaver recht gehen. der 
gemeint hat. daß bis dato keiner der Experten 
eine negative Stellungnahme zur Position des 
Rechnungshofvizepräsiclenten abgegeben hat. ja 
einige sogar dies explizit unterstützt hahen. 

Ich möchte das auch in tagespolitischer Hin­
sicht zurechtrücken. Bei den derzeit rechtsgülti­
gen Vor'ichlags- und Wahlverfahren ist es ja 
durchaus nicht feststehend. welche Per<;on diese 
Funktion des Rechnungshofvizepräsidenten inne­
haben wird. Das Vorschlagsrecht hetreffend de­
ponien auch die Freiheitliche Partei. daß wir uns 
selbstverständlich - jhnlich wie es Lniversitjts­
professor Brünner in ')einem schriftlichen State­
ment getan hat - für ein Hearing und eine öf­
fentliche Auswahl aU'isprechen. 

Ich möchte Ihnen aber auch nicht verschwei­
gen. daß wir Freiheitlichen - im enterschied zu 
Professor Brünner. der eine Wahl durch die Bun­
desversammlung haben möchte - weiterhin für 
eine Wahl - wie bisher - durch den Nationalrat 
eintreten. 

Wir Freiheitlichen gehen aber auch davon aus. 
daß die Minderheitenrechte nicht nur in diesem 
Parlament. sondern darüber hinaus auch im 
Rechnungshof deutlich aufgefettet gehören. Für 
uns als Oppositionspartei mit langer Tradition. 
die zwei Rechnungshofpräsidenten gestellt hat. 
'iind diese Minderheitsrechte unabdingbar. 

Die Freiheitliche Partei stellt sich vor. daß die 
Opposition in der Verfassung verankert wird und 
daraus ableitend sich Minderheitsrechte im Ge­
'ichäftsordnungsgesetz und im parlamentarischen 
Rechnunghofausschuß ergeben. 

Das könnte etwa das Vorschlagsrecht der Op­
position für die Person des Rechnungshofpräsi­
denten und -vizepräsidenten sein. Wir sind im 
Gegensatz zu den hier gemachten Ausführungen 
eher für die Einrichtung eines Vorschlagsrechtes 
und weniger für die Einrichtung eines Vetorech­
tes. weil das Vetorecht als solches die parlamenta­
rische Arbeit langfrisig blockieren und so mehr 
den Regierungen und den Regierungsvertretern 
in die Hände arbeiten würde und die Kontroll­
rechte der Opposition in diesem Parlament weni­
ger effizient gestalten würde. 

Für die Rechnungshofreform möchten wir 
Freiheitlichen eine Ausweitung der inhaltlichen 
Prüfungskompetenzen und die Schließung von 
Kontrollücken. Die Konsequenzen. die sich für 

-11 

uns aus den Privati~ierungs- lInei Ausgliederung<;­
tendenzen. sofern weiter öffentliche "littel einge­
~etzt werden. ergeben. gehen klar in die<;e Rich­
tung. 

Die Kontrolle von Fördel:ung'i- lind Subven­
tion<;nehmern. insbesondere die Zweckmäßig­
keits- und Zweckerfüllung-;kontrolle. ist für uns 
eine Conditio '>ine qua non. Die Kontrolle eier 
Haftungsübernahmen durch die öffentliche H:1I1d 
ist ebenso eine Aufgabe wie die Kontrolle der Pa­
rafisci. eier Selbstverwaltungskörper Lind cler 
Ka Illl11erorgan isa tionen. 

Wir betrachten es nicht als politischen Gag. 
eine Privilegienclebatte aus eier Schublade heraus­
zuholen. Ulll sie dann im Laufe der tagespoliti­
~chen Arbeit wieder zu vergessen. sondern wir 
glauben. daß aufgrund der Vernetzung - auch 
wenn ich den Anspruch des Kollegen Ettmayer 
auf einen Austausch von Rechnung-;hofbeamten 
und Sozialversicherungsbeall1ten. Mandataren 
und öffentlichen Ämtern betrachte - gerade die 
Kontrolle dieser Parafisci eine entscheidende 
Aufgabe ist. und so könnten jene. die in dieses 
Sozialsystem nicht eingebunden -;ind. aber sehr 
wohl einen entsprechenden Rückhalt in der Be­
völkerung haben und hier in der Opposition sind. 
Anim05itäten. die sich illl tagespolitischen Ge­
schehen oft verheerend auswirken. hintansetzen. 

Dieses Bemühen soll insgesamt damit über­
<;chrieben werden. daß die politische Verantwor­
tung nach außen hin transparenter gestaltet. wie­
der wahrgenommen und so das Vertrauen der Be­
völkerung in das politische System Österreichs in 
Zukunft gestärkt wird. 

Dazu kommt noch. elaß wir eine Lösung der 
Probleme der Reichweite des Beherrschungstat­
bestandes bei Unternehmungen, Prüfungsschwer­
punkte. Kontrolle der Unternehmensaufsichtsor­
gane. namentlich der Aufsichtsräte. und die für 
die Aufsicht zuständige Regierung in unserem 
Aufgabenkatalog markiert haben. 

Die Problematik des Bundesrechnungsab­
schlusses. der Einkommenserhebung, soll hier 
nicht verschwiegen werden: darüber hinaus sehen 
wir verpflichtend auch die Gesetzesbegutachtung 
und die Berechnung eier Folgekosten als Aufgabe 
des Rechn ungshofes. 

Nunmehr zur Reform der formalen Kompe­
tenz des Rechnungshofes. Grundsätzlich sind wir 
für eine Beibehaltung der gesamtstaatlichen 
Rechnungshofkontrolle. Die verbundene Finanz­
wirtschaft zwischen Bund. Ländern und Gemein­
den erfordert, wie ich eingangs schon gesagt habe. 
ein einheitliches Kontrollorgan und ein einheitli­
ches Verfahren. 
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Wir glauben. da ß eine Klärung des Zusammen­
wirkens zwischen Rechnungshof und Landeskon­
tro lIei nrich tu ngen , Landesrech n u ngshöfe , ei n 
Gebot der Stunde wäre, ebenso eine Angleichung 
der Landtagsverfahren an das Na tionalratsverfah­
ren hinsichtlich der Rechnungshofkontrolle. 

Die prinzipielle Beibehaltung der Ex-post­
Kontrolle ist für uns Freiheitliche selbstverständ­
lich , weil wir bei einer begleitenden Kontrolle 
und der damit verbundenen Verquickung zwi­
schen Ausführung und Rechnungshof rechtliche 
Probleme sehen und sich darüber hinaus eine 
Aufblähung des Rechnungshofes ergeben würde, 
die mit den Kriterien der Sparsamkeit nicht ver­
einbar sind. 

Machbarkeits- und Planungskontrolle sollten 
nach unserer Ansicht zwar die Ausnahme sein, 
aber doch stärker als bisher durchgeführt werden , 
das gilt ebenso für Zwischen- und Abschnittskon­
trollen. 

Die Planung der Kontrolle durch Querschnitt­
und Systemprüfungen sollte, so meinen wir , ver­
stärkt werden. 

Wir wollen aber auch das Instrument der ver­
mehrten Zufallsprüfung bei prinzipieller Auf­
rechterhaltung der flächendeckenden , regelmäßig 
wiederkehrenden Überprüfungen festgehalten 
haben und könnten uns durchaus vorstellen , daß 
in diesem Zusammenhang die vier Fraktionsfüh­
rer beziehungsweise die jeweiligen Fraktionsfüh­
rer des Rechnungshofausschusses, ähnlich dem 
Vorbild der Präsidiale des Parlamentes, dem 
Rechnungshofpräsidenten und -vizepräsidenten 
als beratendes Organ für Prüfungsschwerpunkte 
beigegeben werden . 

Wir wünschen uns einen Ausbau der Spruch­
praxis des Rechnungshofes für eine bessere Bere­
chenbarkeit der Prüfungsmaßstäbe und eine Er­
öffnung der Möglichkeit der Anfechtung von 
Verordnungen durch den Rechnungshof analog 
der Kompetenz der Volksanwaltschaft. 

Für das Kontrollverfahren sehen wir eine Ver­
besserung des parlamentarischen Verfahrens vor , 
eine maximale Transparenz durch Argumenta­
tionszwang vor den Parlamentariern, sowohl für 
den Prüfer als auch für den Geprüften. 

Wir sehen eine Teilöffentlichkeit des Ausschus­
ses durch ein abschließendes öffentliches Hearing 
über die Einzelberichte vor. Wir glauben auch, 
daß dort sowohl Prüfer und Geprüfte als auch das 
Parlament in besserer Art und Weise als heute 
ihre unterschiedlichen Positionen, die oft zur 
Verzerrung der Rechnungshofprüfergebnisse in 
der Öffentlichkeit geführt haben , darstellen 
könnten. 

Wir glauben. daß eine Schwerpunktbildung des 
Rechnungshofes in Richtung Ausbau der Emp­
fehlungen für Gesetzgebung, Regierung und 
Vollziehung notwendig wäre. Eine entsprechende 
Schwerpunktverlagerung auch bei der parlamen­
tarischen Verwertung des Prüfungsoutputs wäre 
für uns Freiheitliche vorstellbar . 

Wir glauben, daß die Einbeziehung der parla­
mentarischen Fachausschüsse in die Rechnungs­
hofkontrolle und die Bearbeitung von Prüfungs­
berichten durch diese Ausschüsse nicht nur fall­
weise durch Personentransponierungen , sondern 
durchaus in der alltäglichen parlamentarischen 
Arbeit eine sinnvolle Ergänzung wären und auf 
der anderen Seite die Vorbehalte der Regierungs­
parteien bezüglich einer entsprechenden Einbin­
dung der parlamentarischen Fachausschüsse in 
den Output der Rechnungshofprüfungen hintan­
zusetzen wären. 

Wir wünschen uns aber auch eine Verbesse­
rung des Rechnungshofverfahrens durch eine 
weitere Verbesserung der Berichterstattung, 
durch die Vorlage von Zwischenberichten, die 
endgültige Lösung des Problems der Verletzung 
des Parteiengehörs aufgrund von vorzeitigen Ver­
öffentlichungen von Rohberichten , wie wir sie 
aus der Vergangenheit kennen, unter Umständen 
auch durch neue legistische Maßnahmen und vor 
allem keinen Verfall der Rechnungshofberichte 
am Ende einer Legislaturperiode , weil wir allzu 
schmerzlich und allzu oft die Flucht aus der Ver­
antwortung in Neuwahlen und dann die Flucht 
aus der Kritik nach diesen Neuwahlen erlebt ha­
ben - ein Zustand , der nach unserer Ansicht 
auch maßgeblich dazu beigetragen hat, daß in der 
Vergangenheit die Institution des Rechnungsho­
fes in der Öffentlichkeit an Gewicht verloren hat. 

Wir wünschen uns aus der Konsequenz der 
Rechnungshofkontrolle eine Follow-up-Kontrol­
le, ob Prüfungsergebnisse zur Kenntnis genom­
men werden, und Konsequenzen mit einem Be­
gründungszwang für die politisch Verantwortli­
chen im Falle der Nichtbeachtung von Rech­
nungshofempfehlungen im Rechnungshofaus­
schuß beziehungsweise im Plenum. Ich darf etwa 
an die Berichte zum Arbeitnehmerschutz im 
Bundesbedienstetenbereich erinnern, auf die mit 
dem lapidaren Hinweis geantwortet wurde, daß 
entsprechende Maßnahmen erst im Budget 1997 
vorzusehen sein werden, was zu einer wirklich 
schäbigen Behandlung der Dienstnehmer geführt 
hat, aber von diesem Parlament als ausreichend 
angesehen wird . 

Im Sinne der internen Rechnungshoforganisa­
tion ist es sicherlich notwendig, in Zukunft eini­
ges zu erledigen, etwa das nunmehr schon seit 
mehr als 20 Jahren vor sich hinschlummernde 
neue Dienstrecht für Rechnungshofbeamte mit­
tels einer Nachadaptierung. 
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Ich darf aber noch hinzufügen, da ß wir uns 
selbstverständlich auch eine Verbesserung der 
Prüfungsmethoclik und vor allem eine verbesserte 
institutionalisierte Auswertung wissenschaftlicher 
Arbeiten. aber auch eine verbesserte wissen­
schaftliche Zusammenarbeit mit einer zu schaf­
fenden Wissenschaftssektion im Rechnungshof 
und mit den Institutionen der österreichischen 
Universitäten , wirtschaftswissenschaftlichen und 
juridischen Fakultäten, vorstellen können, um die 
Effizienz der Überprüfung des Rechnungshofes 
für die österreichische Verwaltung nach dem 
neuesten Stand der wissenschaftlichen und 
rechtswissenschaftlichen Erkenntnisse zu gewähr­
leisten. 

Als Abschluß meines Statements wäre ich fast 
dazu verführt, die letzten fünf Sätze des schriftli­
chen Statements von Universitätsprofessor Wink­
ler noch einmal zu zitieren, denn sie enthalten 
nach meinem Dafürhalten mit großer Prägnanz 
alle jene Dinge, die nicht nur von den österreichi­
schen Parlamentariern, sondern auch von einer 
breiten Öffentlichkeit von dieser Enquete erwar­
tet werden. Ich darf sie Ihnen nochmals zum 

ach lesen empfehlen und hoffen, daß die heutige 
Rechnungshof-Enquete den Anfang einer effi­
zienten Kontrollsteigerung des österreichischen 
Parlaments und des österreichischen Rechnungs­
hofes darstellt. - Danke schön. 14.06 

Vorsitzende Präsidentin Dr. Heide Schmidt: 
Für die grüne Fraktion gelangt Herr Abgeordne­
ter Wabl zu Wort. - Bitte. 

/4 .06 
Abgeordneter Andreas Wabl (Grüne): Frau 

Präsidentin! Meine Damen und Herren! Sehr ge­
ehrte Referenten! Zuerst einmal einen herzlichen 
Dank für Ihre Ausführungen. Ich glaube, daß 
Ihre Ausführungen sehr wohl als solide Grundla­
ge für eine weitere Diskussion innerhalb des Par­
laments, innerhalb des Rechnungshofausschusses 
dienen können, und ich hoffe auch, daß diese 
Diskussion fortgeführt werden wird und auch ir­
gendwie in eine klare Richtlinie und in eine klare 
Gesetzgebung mündet. 

Meine Damen und Herren! Was sich bisher in 
den Wortmeldungen der Vertreter der einzelnen 
Fraktionen dargeboten hat, war für mich ein 
wunderschönes Bild, wie Rechnungshofkontrolle 
im Parlament ihren Niederschlag findet. Wir ha­
ben von Herrn Abgeordneten Ettmayer eine 
herrliche Beschreibung der Realverfassung darge­
boten bekommen, und Herr Abgeordneter Ett­
mayer hat genau den wunden Punkt angespro­
chen, den Herr Präsident Fiedler eingebracht hat: 
daß es im wesentlichen eine sehr mangelhafte 
Unterstützung durch die Parlamentsmehrheit für 
den Rechnungshof gibt. Abgeordneter Ettmayer 
ist darauf eingegangen, wie stark die Lobbies in­
nerhalb der Politik und außerhalb des Parlaments 

agieren und damit Konsequenzen der Legislative 
aus den Rechnungshofberichten verhindern . 

Abgeordneter Marizzi hat das noch viel eindeu­
tiger gebracht. Er hat einfach klar und deutlich 
gesagt. daß sich der Rechnungshof viel zu oft in 
politische Angelegenheiten einmischt. UnglüCkli­
cherweise hat er dazu noch den Bericht über die 
Arbeitsmarktförderung zitiert. wo der Rech­
nungshof bei den Verhandlungen in all seinen 
Punkten bestätigt worden ist , und die politische 
Bewertung haben die Abgeordneten der Opposi­
tion vorgenommen. 

Meine Damen und Herren! Vielleicht bin ich 
ein sehr konservativer Abgeordneter. Wenn ich 
mir die Überschrift der parlamentarischen En­
quete "Zukunftsperspektiven einer effizienten öf­
fentlichen Gebarungskontrolle durch Parlament 
und Rechnungshof" ansehe. so bin ich der Mei­
nung, daß, abgesehen von den sehr wesentlichen 
Anmerkungen und Ausführungen des ehemali­
gen Präsidenten Broesigke und auch einiger Refe­
renten, wo gesetzliche Klarstellungen getroffen 
werden müssen - insbesondere bei den Zugän­
gen durch den Rechnungshof, insbesondere bei 
einer klaren gesetzlichen Grundlage für die Kom­
petenzen des Rechnungshofes, aber auch im Ver­
hältnis Rechnungshof - Parlament -, der Rech­
nungshof aufgrund der gesetzlichen Vorgaben 
sehr gut agieren kann, und ich als Abgeordneter 
der Opposition bin damit eigentlich sehr zufrie­
den. 

Ich möchte aber dazu anmerken, daß gerade 
das Verhältnis Rechnungshof zu Parlament ei­
gentlich am schlechtesten funktioniert, und zwar 
aus den vorgenannten Gründen, daß das Parla­
ment in seiner Zusammensetzung mit der Regie­
rungsmehrheit wenig bis kein Interesse daran 
zeigt, den Rechnungshof zu unterstützen und 
Empfehlungen des Rechnungshofes auch umzu­
setzen . 

Meine Damen und Herren! Ich glaube, daß das 
jetzt nicht unbedingt eine Bösartigkeit der Abge­
ordneten der Regierungsparteien ist, sondern daß 
es selbstverständlich in der Natur der Sache liegt, 
daß die Opposition sämtliche Kritiken, die der 
Rechnungshof anbringt, in der öffentlichen Mei­
nung, in der öffentlichen Diskussion unterstreicht 
und damit politische Positionen bezieht und auch 
politische Positionen gewinnt, um in der Wähler­
gunst - was in einer Demokratie legitim ist -
besser dazustehen, während die Regierungspartei­
en ständig versuchen, das, was die Regierung ge­
macht hat, das, was die Regierung getan hat, zu 
rechtfertigen. 

Nur sollten wir - und ich glaube, das sollte 
jeder Abgeordnete hier im Haus, auch wenn er 
der SPÖ oder der ÖVP angehört, tun - alle dar­
an denken, daß unsere Rollen mitunter ausge-
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tauscht werden könnten. daß der Wähler mitun­
ter verschiedene Aufträge a n andere Abgeordnete 
a ls bisher geben könnte, und deshalb sollten wir 
uns überlegen , ob wir nicht in unserer Geschäfts­
ordnung in diesem Haus einige gravierende Än­
derungen anbringen und mitunter auch - die 
ÖVP war in den letzten Jahrzehnten ja öfter in 
der Opposition als die Sozialdemokraten - klare 
Minderheitsrechte festschreiben sollten. 

Ich will jetzt nicht das ganze unwürdige Spiel 
hier noch einmal beschreiben , damit auch unsere 
Referenten einen Eindruck davon bekommen , 
wie Parlamentarismus bei uns funktioniert, den­
noch möchte ich anmerken, daß es nicht angeht , 
daß die Opposition kein Recht auf Durchsetzung 
der Beiziehung gewünschter Auskunftspersonen 
hat , daß die Opposition kein Recht auf Durchset­
zung der Behandlung ganz bestimmter Berichte 
hat , daß die Opposition kein Recht hat, hier zum 
Beispiel in sehr heiklen Angelegenheiten, wie das 
in der Vergangenheit öfter der Fall war, durchzu­
setzen, daß der Präsident des Rechnungshofes 
eben auch in heiklen Angelegenheiten aus Unter­
lagen vorliest. Das ist zwar in den letzten Jahren 
ma nchmal vorgekommen, aber nur über Mehr­
heitsbeschluß. 

Hier müßte einiges an gesetzlicher KlarsteIlung 
passieren , und ich glaube, daß die Beendigung 
dieses unwürdigen Spiels nicht nur im Interesse 
des Abgeordneten Wabl oder des Abgeordneten 
Haupt erfolgen sollte, sondern im Interesse einer 
funktionierenden Demokratie. Es ist heute ja ei­
nige Male angeführt worden , daß die Kontrolle 
nur funktionieren kann , wenn auch die Opposi­
tion funktioniert, und die Opposition kann nur 
funktionieren und in einer Demokratie auch ihre 
Rechte wahrnehmen, wenn sie geschäftsord­
nungsmäßig abgesichert ist. 

Meine Damen und Herren! Wir können nicht 
ständig irgendwelche Formalkritiken am Rech­
nungshof anbringen und meinen, dann würde 
schon die Effizienzsteigerung durch dieses Haus 
erfolgen. Ich erinnere nur ganz kurz daran, daß 
wir jahrelang kritisiert haben, daß der Rech­
nungshof allfällige Wahrnehmungen , die gemacht 
werden, nicht in aktuellen Berichten dem Parla­
ment übermittelt. Der Rechnungshof ist nach ei­
ner gewissen Anlaufzeit dazu übergegangen, und 
ich erinnere daran , daß nicht wenige Berichte im 
Kanal dieses Hauses, im Untergrund dieses Hau­
ses verschwunden sind. In der XVII . GP waren es 
sechs Berichte, die überhaupt nicht behandelt 
wurden, und viele Berichte, die aktuell ins Haus 
gebracht wurden , sind in keinster Weise in der 
Raschheit, wie sie ständig urgiert wurden, behan­
delt worden. 

Auch zur Argumentation der mangelnden Les­
barkeit hat sich der Rechnungshof einiges einfal­
len lassen, dennoch - und das übersehen die Be-

amten des Rechnungshofes und auch der Präsi­
dent des Rechnungshofes sehr oft - : Es kann 
nicht darum gehen, daß die Rechnungshofbeam­
ten ihre Rechnungshofberichte gut lesen können , 
sondern darum, daß sich der Abgeordnete ein 
umfassendes Bild machen kann . Ich verstehe 
schon, daß durch die Anonymisierung und durch 
die Notwendigkeit des Komprimierens von Be­
richten auch manche wesentlichen Fa kten wegfal ­
len, aber wir sollten die Gelegenheit und die Mög­
lichkeit für die Abgeordneten schaffen, zu Unter­
lagen zu kommen , die eine Ergänzung und eine 
Erweiterung des Bildes für den Abgeordneten 
darstellen könnten . 

Damit komme ich auf die Anmerkung bezüg­
lich Anfragen an den Rechnungshof zurück . Prä­
sident Broesigke hat gesagt, daß es eine unglaubli­
che Erweiterung wäre , daß es in ein Chaos mün­
den würde, wenn einzelne Abgeordnete Fragen 
an den Rechnungshofpräsidenten stellen könn­
ten. (Rechnungshojpräsidem Dr. B r 0 e s i g k e: 
Die Fragen nicht.') Ich meine jetzt nicht Fragen im 
Ausschuß, die sich auf anhängige Prüfungsver­
fahren beziehen, sondern ich meine schriftliche 
Anfragen, die dann analog zu den Anfragen an 
Minister oder Regierungsmitglieder vom Rech­
nungshofpräsidenten beantwortet werden müs­
sen . Wir meinen nicht, daß dann sozusagen der 
Abgeordnete laufend fragen können soll: Wie 
weit sind denn die Prüfungen? , Was hat man 
denn schon festgestellt?, Was hat man denn schon 
aufgedeckt?, Ist er endlich überführt, oder hat 
man ihn noch immer nicht angezeigt?, sondern 
wir meinen , daß zu bereits vollzogenen Prüfun­
gen, zu Prüfungen, die bereits in Berichtsergeb­
nisse eingegangen sind und dem Parlament zuge­
mittelt wurden, ergänzend Anfragen gestellt wer­
den können , die dann auch von seiten des Rech­
nungshofes beantwortet werden müssen; zusätz­
lich zu den informellen Schienen und Kontakten, 
die es zwischen Abgeordneten und Rechnungs­
hofbeamten bereits gibt. 

Ebenso sollte klargestellt werden, daß, wenn es 
Fragen an den Präsidenten innerhalb des Rech­
nungshofausschusses gibt, dafür eine klare 
Rechtsmeinung formuliert und im Gesetz festge­
schrieben wird, damit es nicht zu diesen "Belie­
bigkeiten" kommt. Ich kann mich noch sehr gut 
daran erinnern, daß Sie sich so lange standhaft 
geweigert haben, irgend etwas aus Ihren Unterla­
gen vorzulesen, bis die Mehrheit endlich einen 
Beschluß gefaßt hat, und das halte ich für einen 
unbefriedigenden Zustand - sowohl für die Ab­
geordneten als auch für den Präsidenten des 
Rechnungshofes. 

Meine Damen und Herren! Die Rollenvertei­
lung hier in diesem Haus kann meines Erachtens 
auch dadurch verbessert werden, daß die Wün­
sche der Opposition im Zusammenhang mit Aus-
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kunftsbegehren, im Zusammenhang mit der La­
dung von Auskunftspersonen ritualisiert und im 
Geschäftsordnungsgesetz festgelegt werden . Ich 
glaube, daß es nicht gut ist, wenn es den Mehr­
heitspa~·teien , den Regierungsparteien anheimge­
stellt wlrCl, sozusagen einen Minister, einen "heik­
len" Bea~ten oder eine "heikle" Auskunftsper­
son "ausliefern" zu müssen . Da kommt ständig 
dieser Geruch auf, a ls ob der Rechnungshofaus­
~chu.ß eine Instanz wäre, die Untersuchungen 
ahnltch dem Untersuchungsausschuß vorzuneh­
men hätte . 

Ich glaube, daß es zu einem ganz normalen ge­
schäftsordnungsmäßigen Verfahren kommen 
sollte. das vorsieht - möglicherweise in einer 
Festl.egu~~ -. daß anteilsmäßig, abhängig von 
der Jeweiligen Anzahl der Ausschußmitglieder, 
Auskunftspersonen geladen werden können, und 
zwar a ls unbedingtes Recht der einzelnen Abge­
ordne~en. Das kann auch bei Bereichsoppositi­
onen tnnerhalb der Regierungsparteien zu sehr 
vernünftigen Entscheidungen und zu sehr ver­
~ünftigen. Entwicklungen führen. Es kommt ja 
~mmer wieder .yor, daß es Bereichsoppositionen 
tnn~rhalb der OVP oder innerhalb der SPÖ gibt 
- Ich schaue da nicht zufällig in die erste Reihe 
-, und da wäre eine solche Regelung sicher 
zweckdienlich und auch eine große Unterstüt­
zung für den Ausschußvorsitzenden, der in seiner 
Doppelfunktion als Oppositionspolitiker und als 
Vorsitzender des Ausschusses immer objektiv 
vorgeh~n sollte, das aber aufgrund der natürli­
chen Vberlappung ganz bestimmter Bereiche 
nicht immer kann. 

Meine Damen und Herren! Wir haben in der 
Geschäftsordnung festgelegt , daß der Rechnungs­
hofausschuß-Vorsitzende die Sitzungen einberu­
fen kann, und ich habe im Rechnungshofaus­
schuß nicht bloß einmal erlebt, daß die Mehr­
heitsparteien dann, wenn sie glauben, der Termin 
ist nicht der richtige für sie oder ist etwas zu früh 
angesetzt für diese Causa, einfach sagen, sie kom­
m~n nic~t hin , dann gibt es keine Beschlußfähig­
keit. Metne Damen und Herren! Wir sollten uns 
überlegen, wie diese Art der Auseinandersetzung 
auf eine andere Ebene gebracht werden kann da­
mit der Rec~~ungsh9fausschuß nicht ein S~iel­
b~1I tagespolItIscher Uberlegungen durch die Re­
glerungsmehrheiten wird . 

Im Zusammenhang mit der Ladung von Aus­
kunftspersonen erinnere ich noch kurz daran 
daß in der Präsidiale anläßlich eines heiklen Fal~ 
les einer Auskunftsperson beschlossen worden ist 
- wenn man überhaupt "beschlossen" sagen 
kann, denn an sich hat die Präsidiale dazu nichts 
zu beschließen, das ist in der Geschäftsordnung 
geregelt - , daß nur aktive Personen als Aus­
kunftspersonen eingeladen werden können. Das 
ist an sich eine Einschränkung, die nicht zulässig 

ist und die nur zeigt. wie dramatisch restriktiv bei 
heiklen Rechnungshofberichten die Regierungs­
parteien oft vorgehen. 

Im Zusammenhang mit der Posi tion des Vize­
präsid~nten habe !ch. glaube ich , in der Vergan­
genh~lt sehr deutlich gesagt. was ich davon halte , 
und Ich halte den Schluß. zu meinen , daß alle 
Referenten , weil sie mit Ausnahme des Herrn 
Professors Brünner nichts dazu gesagt haben für 
die Beibehaltung des Vizepräs identen sind: für 
unzulässig. 

Ich möchte jetzt nicht eingehen a uf die Presse­
meldung der Sozialdemokraten , was sie von ei­
nem Vizepräsidenten halten und wieviel der ge­
kostet hat - das würde mich zu einer ganz zyni­
schen, bösartigen Bemerkung veranlassen - , 
aber ich möchte darauf eingehen, daß die Diskus­
sion nicht so geführt werden kann: Auf der einen 
Seite ist ein politisches Ärgernis eingetreten, weil 
der Koa litionspartner nicht brav war, deshalb 
schafft man diese Funktion ab, auf der anderen 
Seite will man sie noch nicht abschaffen und läßt 
sie in eier Verfassung stehen; abwarten, vielleicht 
wird das Klima wieder besser, dann kann man 
sich wieder einen Vizepräsidenten leisten. Will 
man diesen Posten abschaffen, dann sollte man 
ihn a us der Verfassung herausstreichen , wenn 
man ihn nicht abschaffen will , dann sollte man 
ihn auch möglichst rasch besetzen, dann sollte 
man sofort ein Hearing, ähnlich wie beim letzten 
Vorgang, nur hoffentlich nicht mit so vielen Pan­
nen , ein Hearing zur Findung eines Rechnungs­
hofvizepräsidenten abhalten. 

. Meine Damen und Herren! Zusammenfassend 
möchte ich noch einmal festhalten, was uns ein 
besonderes Anliegen ist: Schaffung von Minder­
heitsrechten bei Festlegung der Auskunftsperso­
nen, Anwesenheitspflicht von Mitgliedern der 
Bundesregierung, Vorlage von Akten, Rohberich­
ten des Rechnungshofes , Prüfungsunterlagen , 
Verwaltungsakten und Entbindung vom Geheim­
nisschutz auch gegenüber einzelnen Abgeordne­
ten. Das muß sehr genau diskutiert werden denn 
ich nehme die Anregungen des Herrn Refe;enten 
Professor Hengstschläger sehr ernst. Wir sollten 
aber auch diskutieren über die teilweise Medien­
öffentlichkeit des Rechnungshofausschusses. 

Letztendlich möchte ich darum ersuchen daß 
das, was hier vor allem von den Referent;n an 
Vorschlägen zur Verbesserung der Kontrolle der 
Gebarung und der Kontrolle des Staatshaushaltes 
eingebracht worden ist, in Zukunft auch in einem 
Aussch~ß behandelt wird. Ich habe diesbezüglich 
auch etnen wunderschönen Antrag vorbereitet 
den wir sicher bald beschließen werden. - Ich 
danke. 14.22 

Vorsitzende Präsidentin Dr. Heide Schmidt: 
Ich danke allen Rednern. 
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IV. Punkt: Diskussion über die Referate 

Vorsitzende Präsidentin Dr. Heide Schmidt: 
Wir kommen jetzt zum nächsten Punkt. nämlich 
zur Diskussion über diese Beiträge. Der Haupt­
aussc huß hat uns sozusage n als Vorgabe mitgege­
ben, diese Diskussion nach Schwerpunkten 
durchzuführen. Wie ich aber höre , war es nicht 
möglich , derartiges aus den Wortmeldungen her­
auszufiltern. sodaß wir uns für eine andere Va­
riante in der Form entschlossen haben, daß wir 
versuchen, ein wenig sowohl zwischen den Abge­
ordneten nach Parteien als auch zwischen den 
Angestellten des Rechnungshofes und den Refe­
renten zu strukturieren. 

Sie wissen, da ß die Redezeit auf 5 Minuten be­
schränkt ist und daß sich jeder nur zweimal zu 
Wort melden kann , wobei die Referenten , wenn 
ich das so in Anlehnung an die Regierungsbank 
schlechthin sagen darf, natürlich immer die Mög­
lichkeit haben, sich auch zwischendurch ad hoc 
zu Wort zu melden. 

Erste Wortmeldung: Herr Abgeordneter Wolf­
mayr. Ich erteile ihm das Wort und ersuche ihn , 
sich an die Redezeit zu halten. - Danke. 

14.2-1 

Abgeordneter Hans Wolfmayr (SPÖ): Frau 
Präs identin! Herr Präsident des Rechnungshofes! 
Sehr geehrte Herren Referenten! Meine Damen 
und Herren! Bevor ich jetzt auf einige Beiträge 
des wissenschaftlichen Vortrages von heute vor­
mittag eingehe, möchte ich noch ganz kurz auf 
die Ausführungen meines Kollegen Wabl repli­
zieren. Es soll aber kein Dialog werden. Zur La­
dung von Auskunftspersonen möchte ich doch 
feststellen : Es werden Auskunftspersonen gela­
den - wie erst in jüngster Vergangenheit -, und 
dann werden keine Fragen gestellt. Beide können 
wieder unbefragt abziehen, Taus und Busek. -
Ich zitiere nur. 

Kurz zu meinen Feststellungen , die sich auf 
drei Referate beschränken . Die erste Aussage, die 
mir bemerkenswert erschien, war Ihre Aussage, 
Herr Professor Hengstschläger, zu den Rohbe­
richten. Sie haben dazu gemeint - wörtlich zi­
tiert - : ... sehr fraglich, man kann sie weglassen. 
Es ist eine Vorverurteilung, und der eigentliche 
Bericht - haben Sie gesagt - wird unwichtig, 
denn die Geprüften können keine Stellungnahme 
abgeben, keine Einwände erheben und keine 
Sachverhaltsdarstellungen geben. 

Herr Professor Fiedler schließt sich dem in ei­
ner Presseaussendung ebenfalls an und sagt: Um 
dem Unwesen von sogenannten Rohberichten zu 
begegnen, wäre eine Ausdehnung der gesetzli­
chen Geheimhaltungspflicht auch auf die geprüf­
ten Stellen und auf den Rechnungshof erforder-

lich . Die Vorstellung se itens der Sozialdemokra­
ten ist a lso: keine Rohberichte. 

Zu den Aussagen von Herrn Professo r Pelinka. 
Er bläst bei den Rohberichten in dasse lbe Horn , 
aber er hat etwas ga nz Wesentliches in die Dis­
kussion eingebracht: das Zusammenspiel mit den 
Medien . Diesbezüglich. Herr ehemaliger Präsi­
dent des Rechnungshofes Dr. Broesigke, gehe ich 
mit Ihnen nicht ganz d'accord, ich stimme nicht 
mit Ihnen überein , denn die jüngste Vergangen­
heit hat wieder bewiesen , daß es doch so war. 
Herr Professor Pelinka hat dazu gesagt .- wört­
lich zitiert - : Der Rechnungshof entscheidet, was 
wie wohin und wann in die Offentlichkeit kommt. 
Der Rechnungshof ist somit ein politisches Or­
gan. Und da stellen wir a ls Sozialdemokraten die 
Frage: Wer kontrolliert die Kontrollore, sprich 
den Rechnungshof und den Präsidenten? 

Ganz kurz zu den Ausführungen des Herrn 
Professors Brünner. Er ist heute in einer Doppel­
funktion hier. Einerseits ist er ÖVP-Abgeordne­
ter , und andererseits ist er Referent zu diesem 
Thema. Seine Aussage ist bemerkenswert. Er hat 
zunächst einmal berichtet: Die Berichte sollen 
mit dem Auslaufen der Gesetzgebungsperiode 
nicht verfallen . Da stimmen wir hundertprozentig 
überein. Das ist genau unsere Meinung. Es soll 
weiters ein kürzerer Zeitraum zwischen der Prü­
fung und der Behandlung im Ausschuß liegen. 
Und eine ganz wesentliche Aussage macht er zum 
Vizepräsidenten. Ich möchte eigentlich keine Vi­
zepräsidentendiskussion mehr lostreten, aber ich 
muß das trotzdem zitieren . 

Er führte aus: ... daß die Leistungskapazität 
durch die Institution eines echten Vizepräsiden­
ten erweitert werden soll. - Jetzt heißt das, daß 
der Vorgänger kein "echter" Vizepräsident war. 
Ich möchte sogar polemisch sagen, er hat jetzt 
sechs Jahre Zeit gehabt, sich auf die Rolle des 
Präsidenten vorzubereiten . Es heißt aber auch et­
was anderes: Wenn Sie einen "echten" Vizepräsi­
denten fordern, welche Aufgaben soll dann der 
derzeitige Präsident abgeben? Das müßten Sie 
uns noch erläutern. 

Und ganz kurz zur Schlußfolgerung und zu den 
Zukunftsperspektiven. Es ist im Arbeitsüberein­
kommen von ÖVP und SPÖ ja schon manife­
stiert: Wir wollen Einzelberichte statt des gegen­
wärtigen Tätigkeitsberichtes, weiters die Möglich­
keit einer Fristsetzung für Sonderprüfungen, drit­
tens einen jährlichen Tätigkeitsbericht, um allfäl­
lig aufgezeigte Systemmängel rascher abstellen zu 
können , und viertens soll der jährliche Tätigkeits­
bericht dem Nationalrat Anregungen in einer ge­
neralisierten Form geben, um eine Verbesserung 
der staatlichen Verwaltung herbeizuführen . 
Ich danke für die Aufmerksamkeit. /4.28 

III-105 der Beilagen XVIII. GP - Bericht  - 01 Hauptdokument (gescanntes Original) 45 von 121

www.parlament.gv.at



Parlamen[arischc Lnquc[c - Dicns[ag. 17. Nove mhcr I c)c)2 47 

Vorsitzende Präsidentin Dr. Heide Schmidt 

Vorsitze nde Präsidentin Dr. Heide Schmidt: 
Herr Abgeordneter Burgstaller hat sich als näch­
ster zu Wort gemeldet. 

'./ .28 .. 
Abgeordneter Paul Burgstaller (OVP): Frau 

Präsident! Meine Damen und Herren! Wenn man 
die Aussage n der Wissenschafter und Parlamenta­
rier verfolgt hat, dann hat man jetzt folgenden 
Eindruck: Man müßte eigentlich die Gesetze ein 
bißehen ändern. Der Rechnungshof müßte seine 
Berichte ein bißchen ändern. Die Parlamentarier 
würden sich bemühen , die neugestalteten Berich­
te ordentlich zu lesen . Der Wabl verspricht löb­
lich , sich als Ausschußobmann ordentlich zu be­
nehmen. Damit wäre für die Reform des Rech ­
nungshofes und des Parlamentarismus als wichti­
ges Organ schon genug getan und diese Enquete 
wäre ein voller Erfolg. (Abg. M a r i z z i: Was sagt 
Professor BurgslaLler?) - Nichts Gutes. 

Meine Damen und Herren! Ich glaube , das Pro­
blem ist viel diffiziler, viel schwieriger und viel 
ernsthafter zu analysieren . Lassen Sie mich vier 
Punkte anführen. 

Zum ersten: die Diskussion über den Vizepräsi­
denten , das, was du , Kollege Wolfmayr, zum 
Schluß gesagt hast. Du weißt , daß Herr Vizepräsi ­
dent Fiedler eine ganz konkrete Aufgabe bekom­
men hat, nämlich sich der Prüfung der Gemein­
den und der Länder anzunehmen. 

Jetzt kann man natürlich hergehen und unend­
lich lang diskutieren, wie die Aufgaben erweitert 
werden könnten. Eines ist für mich unbestritten : 
Das Vier-Augen-Prinzip der Kontrolle - wie im­
mer man das auch bewertet - ist das wesentliche 
Element jeder Kontrolle. Und daher muß es letzt­
lich im Interesse aller Parlamentarier sein, wenn 
man schon von Kontrolle und auch von der Kon­
trolle des Rechnungshofes - was Kollege Haupt 
gesagt hat - spricht, daß dieses Prinzip Bestand­
teil der Kontrolle bleiben muß und auch vollzo­
gen werden muß. 

Der zweite Punkt: Seit vielen Jahren begleiten 
uns immer wieder Vorschläge, der Rechnungshof 
möge sich den neuen Themen , der sogenannten 
begleitenden Kontrolle und so weiter, annehmen . 
Kollege Haupt hat heute einen Vorschlagskatalog 
bezüglich neuer Tätigkeiten für den Rechnungs­
hof vorgelegt. Dafür brauchen wir aber nicht 
300 Leute, sondern wahrscheinlich 3 000. So wird 
es also nicht gehen! Daher halte ich absolut nichts 
von einer begleitenden Kontrolle , und zwar aus 
verschiedenen Gründen: aus Gründen des Ak­
tienrechtes, aus Gründen des GesmbH-Rechtes 
und vor allem aus der Tatsache heraus, daß eine 
begleitende Kontrolle keine Abschlußkontrolle 
beinhalten kann, denn dann würde die begleiten­
de Kontrolle sich nämlich durch den Rechnungs­
hof noch einmal selbst prüfen. Daher kann man 

das auch nicht bemessen mit 2 Millionen oder 
20 Millionen oder wie auch immer. Eine beglei­
tende Kontrolle kann nicht die Aufgabe des Rech ­
nungshofes sein. (Z wischenruf des Abg. Mag. 
Hall P I. ) Ich habe nur 5 Minuten Redezeit zur 
Verfügung und nicht 15 wie du! Wir können dann 
nachher noch darüber diskutieren . 

Dritter Punkt: Ganz zweifellos müssen wir im 
Rechnungshofausschuß - das ist die Aufforde­
rung, die wir anläßlich dieser Enquete se lbst a n 
uns zu richten haben , a uch als eine Herausforde­
rung - die Zusammenarbeit mit dem Rech­
nungshof neu definieren und neu bewerten. Das 
ist vor allem deshalb dringend notwendig, weil 
wir dann , was die Auseinandersetzung mit den 
Berichten anlangt, auch im Plenum eine andere 
Diskussion mit dem Rechnungshof führen müs­
sen . Das ist eine wesentliche Zielsetzung, die sich 
aus dieser Enquete ergeben soll. 

Meine Damen und Herren! Vierter und letzter 
Punkt: Es gibt in diesem Land immer mehr Lan­
desrechnungshöfe. Einige Landesregierungen 
halten sich eigene Landesrechnungshöfe. Einige 
Landeshauptleute halten sich einen eigenen Lan­
desrechnungshof oder einen eigenen Kontroll­
rechnungshof. Daher glaube ich, daß uns diese 
Frage auch nach dieser Enquete weiter zu be­
schäftigen haben wird. Wie soll also die Zusam­
menarbeit des Rechnungshofs dieses Parlaments 
mit den Landesrechnungshöfen koordiniert wer­
den? Gibt es da eine Koordinationsbasis? Könnte 
beispielsweise eine Holding-Funktion , wo alle 
Landesrechnungshofpräsidenten gemeinsam mit 
dem Bundesrechnungshofpräsidenten in einem 
Kuratorium zusammensitzen, hinsichtlich der 
Vorlage der Prüfpläne, der Prüfabs ichten , aber 
auch des Austauschens des Prüfpersonals ein Weg 
sein, um eine weitere Effizienz dieses Rechnungs­
hofes und aller Kontrolltätigkeiten in unserer Re­
publik zu gewährleisten? 

Meine Damen und Herren! Ich glaube daher , 
gefordert ist in erster Linie der zuständige Aus­
schuß und in zweiter Linie dieses Parlament. Es 
geht um unseren Rechnungshof in diesem Parla­
ment - eines der wichtigsten Organe des öster­
reichischen Parlaments und unserer Republik . 
14.33 

Vorsitzende Präsidentin Dr. Heide Schmidt: 
Als nächster zu Wort gemeldet ist Herr Abgeord­
neter Barmüller. - Bitte. 

14.33 .. 
Abgeordneter Mag. Thomas Barmüller (FPO): 

Frau Präsidentin! Meine Herren! Sehr geehrte 
Kolleginnen und Kollegen! Herr Abgeordneter 
Wolfmayr, Sie haben vollkommen recht, es stellt 
ein großes Problem dar, Personen vor den Rech­
nungshofausschuß zu laden und dann nicht zu 
befragen. Ich erinnere nur daran , daß es in der 
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Sache Gru ndig Austria so war: ac hdem bekannt 
wurde. daß ein Wiener Vi zebü rgermeister inter­
ve niert hat , wurden beide Vizebürgermeister ge­
laden - sowohl Busek als a uch Mayr -. und 
zwar au fgrund der Forderung der Freiheitlichen. 
Als sic h dann herausgestellt hat, daß die Interven­
tion über Herrn Vizebürgermeister Mayr ge lau­
fen ist, haben wir auf die Ladung von Herrn Vize­
bürgermeister Busek verzichtet. Der Herr Abge­
ordnete Marizzi aber hat verlangt, daß er sehr 
wohl geladen wird, aber es ist keine Frage von 
einer Regierungspartei an ihn gestellt worden, 
sondern a usschließlich vom Abgeordneten Dolin­
schek. Sie haben also recht. das ist ein großes Pro­
blem , und das wird man in Zukunft anders hand­
haben müssen . 

Wenn es aber um das Verhältnis Rechnungshof 
- Parlament geht, meine Damen und Herren, 
dann glaube ich , daß es sehr wesentlich ist, eine 
genauere Ausgestaltung der Prüfungstätigkeit 
und der Zuständigkeiten des Rechnungshofes 
vorzunehmen, und zwar mit dem Hintergedan­
ken , den Rechnungshof unmittelbar a us der ta­
gespolitischen Diskussion heraushalten zu kön­
nen. Denn nur wenn das gelingt, wird man dazu 
übergehen können, daß die Empfehlungen des 
Rechnungshofes im Rahmen der politischen Dis­
kussion eine größere Verbindlichkeit bekommen , 
als sie dies derzeit haben . 

Meine Damen und Herren! Wenn Herr Präsi­
dent Fiedler sagt, er wünsche sich mehr Unter­
stützung seitens des Parlaments - und das ist 
auch etwas gewesen , was Herr Präsident Broesig­
ke des öfteren in diesem Hause bereits eingefor­
dert hat - , dann muß man schon klar feststellen , 
daß das nicht etwas ist, was man per Gesetz ver­
ordnen kann, sondern das ist eine Frage der Auf­
fassung , wie wir den Rechnungshof als Organ des 
Parlaments wahrnehmen. Wir können ihn natür­
lich in zunehmendem Maße nützen, denn wir ste­
hen - und das haben wir auch in unserer schrift­
lichen Stellungnahme festgehalten - auf dem 
Standpunkt, daß der Rechnungshof für die ge­
samte Republik eine systemverbesserende Funk­
tion hat. 

Wenn diese systemverbessernde Funktion stär­
ker genutzt werden soll , dann muß man erstens 
dazu übergehen , die Berichte nicht mit Ende der 
Gesetzgebungsperiode verfallen zu lassen , denn 
wenn Mängel kritisiert werden, dann sind diese 
auch nach dieser Gesetzgebungsperiode noch exi­
stent und müssen auch dann noch angegangen 
werden . 

Der zweite Punkt ist - und das ist heute auch 
schon gesagt worden - , daß dem Parlament die 
Zuteilung der Budgetmittel und der Personal res­
sourcen für den Rechnungshof von ihm selbst 
vorgelegt werden sollte. Denn es ist nun einmal 
so, daß man sich im Bereich des Rechnungshofs 

sehr klar darüber ist. was man wirklich braucht. 
Und es ist natürlich ein Mißverhältnis, wenn eine 
kontrollie rte Stelle dem Kontrollor sagt, welche 
Ressourcen ihm zur Verfügung stehen . 

Und die dritte Sache: Wir sind der Überzeu­
gung, daß auch in Zukunft ein Vizepräsielent exi­
stieren soll. Das hat sich, glaube ich , auch schon 
im Jahre 1988 bewährt, nur soll man auch elen 
Aufgabenbereich a usweiten. 

Meine Damen und Herren! un noch eine ab­
schließende Frage an die Referenten . Wenn wir 
versuchen. insgesamt eine große Systemänderung 
durchzuführen . dann wird das sehr lange brau­
chen. Mich würde interessieren , was die Vortra­
genden meinen, welche Änderungen sich schnell 
und einfach durchsetzen lassen . ohne daß man 
groß in den legistischen Bereich eingreift, um ei­
nerseits das Verhältnis Rechnungshof - Parla­
ment und andererseits die Effizienz der Kontrolle 
zu verbessern. - Danke schön. /4.38 

Vorsitzende Präsidentin Dr. Heide Schmidt: 
Als nächster gelangt Herr Abgeordneter Wabl zu 
Wort. - Bitte. 

/4.38 

Abgeordneter Andreas WabI (Grüne) : Frau 
Präsidentin! Meine Damen und Herren! Damit 
kein falscher Eindruck entsteht, ich würde den 
Ausführungen oder den Anregungen Professor 
Hengstschlägers im Zusammenhang mit der mög­
lichen Abschaffung des Rohberichts voll bei­
pflichten , möchte ich folgendes sagen: Ich weiß 
um die Problematik der Rohberichte und deren 
Vorveröffentlichungen , ich weiß um die an sich 
sehr positive Auseinandersetzung, die durch sol­
che Rohberichte ausgelöst wird, und ich weiß 
auch, daß das sehr wohl ein wichtiges politisches 
Element in unserer politischen Kultur ist. Aber 
ich weiß auch, daß es in sehr, sehr vielen Fällen 
ein Instrument ist, das sich dazu eignet, Menschen 
zu diskriminieren und ganze Einrichtungen in 
Verruf zu bringen, und daß es nirgends im öffent­
lichen Leben - wie Sie richtig sagen - ein Urteil 
gibt, bevor der Geprüfte zu Wort gekommen ist. 
Das ist ganz richtig, und ich kann mir durchaus 
vorstellen, daß wir vom Rohberichtswesen abge­
hen . 

Zu Ihrem Vorschlag, daß man sozusagen in ei­
nem Verfahren von Rede - Widerrede zu einem 
Bericht gelangt, der dann dem Parlament bezie­
hungsweise dem Rechnungshofausschuß zuge­
mittelt wird , kann ich nur eines sagen: Ich halte 
das durchaus für überlegenswert, denn es würde 
auch sehr, sehr viele unschöne Dinge beiseite 
schaffen, es würde auch den Ort der Auseinan­
dersetzung ins Parlament verlegen, und es könnte 
die Diskussion aufgrund wirklich ausgewogener 
Darstellungen geführt werden. 
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.\hgeordneter .\ndreas Wahl 

"ur. eine~ k:1I1n ich Illir nicht vm'itellen. Herr 
Prnfes')O! Heng')tschl:iger. n:imlich daß einerseits 
von einem '>ehr wichtigen Instrument. c1as zugege­
henermaßen große. grof1e Schw:lchstellen hat und 
\iele Lngerechtigkeiten mit "ich bringt. ahgegan­
gen wird. daß aber :wf der anderen Seite in der 
Ausein:1l1dersetzung hier im Parlament kein 
gleichwertiges Instrument geschaffen wird. das 
uns hilft. die \Iöglichkeiten der Opposition LU 

verhessern. zu Informationen und zu Auskünften 
zu gelangen. 

Ich will hier nicht das Prinzip Vlißtrauen als 
oherstes Prinzip gelten lassen. wa') die Zusam­
menarheit mit dem Rechnungshof. was elen Lm­
g:1I1g eier Abgeordneten mit den Rechnung'ihofbe­
amten betrifft. möchte :lher eloch anmerken. daß 
e'i gerade bei heiklen Berichten ')ehr prohlema­
ti'ich ist. wenn bei dieser Berichtsverfassung -
Recle und Gegenrede - politischer Druck ausge­
übt wird und dann sozusagen im Endbericht Qua­
lit;iten auftauchen. die nicht mehr wr Erhellung 
eier Sachverhalte. 'iondern eher zur Verschleie­
rung beitragen. Das ist ein 'iehr wichtiges Pro­
blem. und wenn Sie hier klare Vor'itellungen ent­
wickeln könnten. wie im Ausschuß dann dieses 
unabdinghare Recht und die Vollinformation der 
Oppositionsahgeorelneten gew:ih rleistet werden. 
kann ich mir durchaus vorstellen. daß man davon 
abgeht. 

Ein zweiter Punkt. den ich auf jeden Fall noch 
einmal unterstreichen möchte. ist die Frage der 
Öffentlichkeit der Ausschüsse. Es ist ja nach Ar­
tikel 126 ohnedies so. daß die Berichte des Rech­
nungshofes nach der Vorlage an den "1ationalrat 
zu veröffentlichen sind. Das heißt also. der Be­
richt ist sozusagen in der Öffentlichkeit zu disku­
tieren. der Bericht ist allen Bürgerinnen und Bür­
gern Österreichs zugänglich - selbst wenn man 
aus den Bundesländern kommt. Aber es wäre ja 
nur eine logische Konsequenz. daß auch die Ver­
handlungen im Ausschuß über diesen veröffent­
lichten Bericht. in eier Auskunftspersonen. Regie­
rung und Abgeordnete darüber diskutieren. öf­
fentlich ist. Denn die Demokratie lebt davon -
und das ist eine ganz. ganz wichtige Triebfeder 
für die Demokratie -. daß auch die Bürgerinnen 
und Bürger möglichst viel von den Entschei­
dungsfindungsprozessen mitbekommen und 
durch diese umfassende Information möglichst 
viel mitgestalten können. 

Ich könnte mir durchaus ein mehrstufiges Ver­
fahren innerhalb des Parlamentes vorstellen. wo 
einerseits die Öffentlichkeit. die Medienöffent­
lichkeit Zugang hat und wo bei heiklen Situatio­
nen. in denen es um Datenschutz oder anderes 
geht. die Öffentlichkeit andererseits teilweise aus­
geschlossen ist. Das sollte überlegt werden. und 
ich glaube, daß das ein sehr wertvoller Schritt 
wäre zu mehr Demokratie. N.n 

Vor'>itzende Pr:isielcnlin !)r. Heide Schmidt: 
Ich darf nochmal~ zum Procedere \agen: \Vir ha­
hen die Wortmeldungen der Referenten jetzt ein­
n1:11 al11 Schluß zmal11l11engefaßt. Wenn dennoch 
einer eier Referenten etwas acl hoc sagen möchte. 
wie da'i jetzt bei Herrn Professor Heng'>hchl:iger 
der Fall ist. dann möge er das sagen. 

Ich gebe daher Herrn Professor Hengstschläger 
cl:ts Wort. hevor wir dann eine kleine Runde feli­
den Rechnungshof ein<;chiehcll und drei Beamte 
des Rechnungshofes zu Wort kommen lassen. -
Bitte. Herr Profö~orl 

1/-43 

Rektor Lniversit:itsprofessor Dr. Johannes 
Hengstschläger (Johannes Kepler Universit:it 
Linz): Frau Pr:isidentin! \'1eine Damen und Her­
ren! Herr Abgeordneter Wahl! Sie haben natür­
lich vollkommen recht: Durch den Wegfall des 
Rohberichtes darf es nicht zu einer Verkürzung 
eier Rechte der Abgeordneten des Parlamentes 
kommen. Ich sage noch einmal den entscheiden­
den Satz: 

Eine Prüfung, deren Ergebnisse nur elen Rech­
nungshof ins Bild '>etzen und deren Ergebnisse in 
irgendwelchen Akten im Rechnungshof abgelegt 
werden. h:n weder Sinn noch Wert. Der einzige 
Sinn eier Rechnungshofkontrolle ist die Unterwei­
sung der Abgeordneten. eier Vertreter des Volkes. 
der Vertreter der Bürger. mit deren Geld gebart 
wird. 

Wie soll das geschehen? - Ich stelle mir vor. 
daß der Rechnungshofbericht aus zwei Teilen be­
'>leht. zum einen aus den Befunden des Rech­
nungshofes. wo er sein erteil abgibt. und zum 
anderen gibt es zu diesem Teil eine eigene Aus­
führung für die Abgeordneten, die eine tiefe Be­
gründung nachliefern. wo der Sachverhalt aufge­
zeigt und bewertet wird. wo die Einwendungen 
der geprüften Stelle enthalten sind und wo auch 
die Uherlegungen des Rechnungshofes enthalten 
sind. warum er zu diesem Ergebnis kommt. 

Und ich meine - und das habe ich auch schon 
gesagt -. es müßte ein über § 23 Rechnungshof­
gesetz hinausgehendes Recht zumindest für die 
\llitglieder des Rechn ungshofaussch usses geben. 
Beim monokratischen System ist es ja auch nicht 
so. daß immer nur derjenige spricht. der an der 
Spitze des Organs steht. Das sehen wir beispiels­
weise bei den Bezirkshauptmannschaften - die 
Bescheide werden über weite Strecken nicht von 
der Bezirkshauptmannschaft. sondern für die Be­
zirkshauptmannschaft erlassen - oder bei den 
Ministerien und so weiter. Das müßte man sich 
überlegen. Aber jedenfalls sollte es ein hinrei­
chendes Auskunftsrecht geben, das es ermöglicht. 
daß über alles nachgefragt werden kann. was in 
diesem Bericht zur Sprache kommt - natürlich 
nur in dem Rahmen, den das Datenschutzgesetz 
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Rektor UniYersitätsprofessor Dr. Johannes Hengstschläger 

zuläßt. und der ist sehr weit. Alles, was zur Beur­
teilung der Wirtschaftlichkeit. Sparsamkeit und 
Zweckmäßigkeit notwendig ist , muß den Abge­
ordneten vom Rechnungshof vorgetragen und auf 
den Tisch gelegt werden . 14.-16 

Vorsitzende Präsidentin Dr. Heide Schmidt: 
Herr Professor Brünner hat sich a uch noch zu 
Wort gemeldet. - Bitte. 

/-1 . ./6 

Abgeordneter Universitätsprofessor Dr. Chri­
stian Brünner (Karl-Franzens-Universität Graz) : 
Ich gehe davon aus. daß in der weiteren Diskus­
sion die Frage Vizepräsielent noch ein paarmal 
angesprochen wird . Ich möchte daher zumindest 
für meine Position eine KlarsteIlung versuchen, 
obwohl ich weiß. daß man Dinge, elie man nicht 
hören will , ganz einfach nicht hört. 

Punkt eins: Ich halte es nicht für zweckmäßig, 
wenn die Fraktionen, welche Fraktion auch im­
mer , einen Tag vor eier parlamentarischen Enque­
te zum Rechnungshof Presseaussendungen ma­
chen, Herr Kollege Marizzi . (A bg. M a r i z z i: 
Alle Fraktionen.') Ich habe keine Presseaussen­
dung gemacht. Ich halte es deswegen nicht für 
zweckmäßig, weil wir im Parlament ohnehin we­
nig Möglichkeiten haben , außerhalb der Frak­
tionslinien zu diskutieren , und eine solche En­
quete ist eine solche Gelegenheit. Und daher ist es 
nicht sinnvoll, wenn vorher Fraktionsstandpunk­
te - vielleicht noch einzementiert - der Presse 
übergeben werden. 

Zweitens: Ich habe festgehalten, daß ich mich 
bei einem Symposion am 7. und 8. Oktober 1991 
für die Funktion des Vizepräsidenten ausgespro­
chen habe, und zwar aufgrund einer verwaltungs­
wissenschaftlichen Analyse. Ich habe die Gründe 
angegeben, sie können in einer Publikation nach­
gelesen werden. Das war lange vor den diesjähri­
gen Turbulenzen . Und ich bleibe bei meiner Posi­
tion , meine Damen und Herren , auch wenn das 
für irgendeine Fraktion, vielleicht auch für meine 
Fraktion, als inopportun erscheinen mag. 

Es sind in den Amtsentwürfen Aussagen betref­
fend einen "unechten" Vizepräsidenten enthal­
ten , nämlich einen Vizepräsidenten in der Form 
eines ranghöchsten Beamten. Und vor diesem 
Hintergrund habe ich damals vom "echten" Vize­
präsidenten gesprochen, vom "echten" Vizepräsi­
denten , wie er im Artikel 124 Abs. 3 der Bundes­
verfassung angesprochen ist, nämlich daß er mit 
der eigenständigen Besorgung, aber unter Verant­
wortung des Präsidenten betraut werden kann. 
Und ich bitte Sie zu bedenken, daß dieser Arti­
kel 124 Abs. 3 wortgleich mit dem Artikel 78 
Abs. 3 ist, nämlich mit jener Bestimmung, wo­
nach ein Minister einem Staatssekretär bestimmte 
Aufgaben zur eigenverantwortlichen Besorgung 

übertragen kann - immer unter eier Verantwort­
lichkeit eies Ministers. 

Drittens: Ich habe mich sehr darüber gefreut. 
Herr Kollege Marizzi , elaß Sie von Management­
Letters , von Contracting Out und von Zuka uf 
von Markt sprechen. Ich habe mich deswegen ge­
freut , weil damit signalisiert wird - auch durch 
die Wortmeldungen des Herrn Vizepräsidenten 
Fiedler über die Kommunikation zwischen Rech­
nungshof und Parlament und die Kommunika­
tion innerhalb des Rechnungshofes -, daß der 
Rechnungshof im Sinne eines sozialen Systems 
mehr wie ein Unternehmen gesehen wird. Wenn 
dem so ist , dann geht es aber auch um die Lei­
tungskapazität , um die Führungserfordernisse in 
einem solchen Unternehmen. Und wenn die Lei­
tungskapazität. die Führungserfordernisse ein ge­
wisses Quantum übersteigen , dann ist eine Person 
bei der Besorgung dieser Aufgaben allein zuwe­
nig, dann ist der Punkt gekommen, wo unter sol­
chen verwaltungswissenschaftlichen. verwaltungs­
praktischen Aspekten die Funktion eines Vize­
präsidenten erforderlich ist. /4.49 

Vorsitzende Präsidentin Dr. Heide Schmidt: 
Danke schön. 

Herr Sektionschef Schwab, bitte. 

14.49 

Sektionschef Universitätsprofessor Dkfm. Dr. 
Walter Schwab (Rechnungshof): Frau Präsiden­
tin! Meine Herren Präsidenten! Meine Damen 
und Herren! Mehr als drei Jahrzehnte als Mitglied 
des Rechnungshofes in der öffentlichen Finanz­
kontrolle tätig, davon seit acht Jahren als rangäl­
tester Beamter nach Artikel 124 Abs. I der Bun­
desverfassung auch zur Vertretung des verhinder­
ten Präsidenten bei Abwesenheit und Absenz ei­
nes Vizepräsidenten berufen, darüber hinaus aber 
auch zwei Jahrzehnte unter dem Strich meiner 
hauptberuflichen Tätigkeit als akademischer Leh­
rer berufen - derzeit als Gastprofessor für Be­
triebswirtschaftslehre der öffentlichen Verwal­
tungen der SOWI-Fakultät der Universität Wien 
-, leiste ich gerne der Ein ladung zur Wortmel­
dung folge . 

Vorerst gebührt dem Hohen Haus ausdrückli­
cher Dank für die Möglichkeit einer Aussprache 
zwischen den Fachpromotoren aus Wissenschaft 
und Kontrollpraxis und den politischen Macht­
promotoren aus dem Parlament. Vor der an den 
Dank anzuschließenden Bitte darf ich in der 
durch das Zeitbudget vorgegebenen Kürze auf 
einzelne Aussagen meiner Kollegen aus der Pro­
fessorenzunft eingehen . 

Erstens zu Herrn Funk: Gegen eine Auswei­
tung der parlamentarischen Anfragen an den 
Rechnungshof gemäß § 91a Geschäftsordnungs­
gesetz auf Gegenstände der Gebarungskontrolle 
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Sektionschef Universitätsprofessor Okfm. Or. Walter Schwab 

si nd Bedenken wegen der Problematik sc hweben­
der Verfahren anzumelden. Es scheint notwendig 
zu sein , die vom Parlament und von unseren Prü­
fungskunden mit Mißfallen registrierten vorzeiti­
gen Veröffentlichungen von sogenannten Rohbe­
richten - in einem spektakulären Fall sogar ein 
"Rohrohbericht" - einzudämmen. Daher sieht 
§ 26 Abs. 3 des Amtsentwurfes die vertrauliche 
Behandlung vor Vorlage an den allgemeinen Ver­
tretungskörper durch jedermann vor. 

Zweitens zu Herrn Hengstschläger: Bedenken 
weckt der vorgeschlagene Weg einer Radikalkur 
durch Abschaffung des Rohberichts, weil ein pa­
pierloses Verfahren meiner Meinung nach nicht 
vorstellbar und den überprüfenden Stellen nicht 
zuzumuten wäre, die ein Recht darauf haben , 
eine Stellungnahme abzugeben . 

Ich habe auch Bedenken gegen das, was ~ie hier 
vorgeschlagen haben , nämlich daß in der Offent­
lichkeit nur die Prüfungsaussagen , nicht aber die 
Ableitung veröffentlicht werden sollten. Ich glau­
be, die Öffentlichkeit hat wie bisher ein volles In­
formationsrecht. 

Drittens zu Herrn Brünner: Anzumelden sind 
auch Bedenken gegen den Vorschlag auf Ent­
schließungen des Nationalrates an den Rech­
nungshof, weil der Kontrolle zwar Themen, nicht 
aber Ergebnisse seiner Kontrolltätigkeit parla­
mentarisch vorgegeben werden dürfen. Ich glau­
be, da ist die Unabhängigkeit dieses " Fachgutach­
ters Rechnungshof" zu beachten. 

Weiters: Die Einbindung des Bundesrates in 
die öffentliche Finanzkontrolle ist in Österreich 
anders zu sehen als in Deutschland , wo das Bud­
getrecht dem Bundestag und dem Bundesrat 
zusteht. In Österreich ist das nur auf den Natio­
nalrat verkürzt. 

Viertens zu Herrn Pelinka: Die parlamentari­
sche Verspätung der Einrichtung des Rechnungs­
hofes ist eine Folge der parlamentarischen Ver­
spätung in der Ordnung des Budgetrechts, das 
während der gesamten Dauer der konstitutionel ­
len Monarchie ungeregelt geblieben ist. Diesbe­
züglich hat eine Verordnung aus dem Jahr 1863, 
aus der vorkonstitutionellen Ära, bis 1925 Be­
stand gehabt. Dann ist es formell in die Verwal­
tungsentlastungsgesetze übergegangen und erst 
seit 1986 im neuen Haushaltsrecht des Bundes ge­
regelt. 

Fünftens zu Herrn Winkler: Auch in Öster­
reich besteht der weltweite Trend weg von der 
Ordnungsgemäßheitskontrolle, regularity audi­
ting, zur Leistungskontrolle, performance audi­
ting, daß nämlich nicht die Rechtmäßigkeit, son­
dern die Wirtschaftlichkeit im Vordergrund steht. 

Nun die Bitte: Es besteht die Chance, einen Teil 
des Bundes-Verfassu ngsgesetzes, nämlich die 
Budge tkontrollrechte des Parlaments , neu zu ord­
nen . Ich darf daran erinnern und ein Beispiel a us 
den Bundesländern nennen: Der Sa lzburger 
Landtag diskutiert soeben eine eufassung des 
Landesrechnungshofgesetzes. ·Ich würde dies dem 
österreichischen Rechnungshof auch wünschen . 
/ 4.54 

Vorsitzende Präsidentin Dr. Heide Schmidt: 
Nächster: Herr Ministerialrat Dr. Stichler. - Bit­
te . 

/4.54 
Ministerialrat Dr. Werner Stichler (Rech­

nungshof): Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr 
gee hrte Damen und Herren Abgeordnete! Sehr 
geehrte Herren Präs identen! Geschätzte Damen 
und Herren! Die Perso nalvertretung im Rech­
nungshof hat an dem Wahrnehmungsbericht in 
eigener Sache, der 1990 dem Nationalrat vorge­
legt wurde, intensiv mitgewirkt und zahlreiche 
Anregungen erstattet. Daher danke ich , da ß mir 
heute die Gelegenheit gegeben wird, Ihnen im 
Namen unserer Dienstnehmer ein paar Worte sa­
gen zu dürfen . 

Ich möchte vor allem auf eine Entwicklung auf­
merksam machen, die hier noch gar nicht zur 
Sprache gekommen ist. Es wird sinnvollerweise 
von verschiedensten Verbesserungsvorschlägen 
gesprochen. Diese sind alle mit einer erheblichen 
Mehrarbeit für die Mitarbeiter unseres Hauses 
verbunden, welche wir jedoch gerne erbringen 
werden, weil jeder von uns auch im Rahmen der 
Prüfungstätigkeit, aber noch mehr im Rahmen 
der Berichterstattung sehr gerne bereit war und 
ist , jedem Abgeordneten im Rahmen der gegebe­
nen Möglichkeiten zusätzliche Auskünfte zu er­
teilen und jedem zu zeigen, wie sinnvoll unsere 
Arbeit ist und wie gut sie geleistet wurde. 

Diese Leistungsbereitschaft zeigt sich auch dar­
in, daß wir zunehmend dazu bereit sind, a uch in­
ternationale Aufgaben zu übernehmen , welche in 
verstärktem Ausmaß an den Rechnungshof her­
angetragen werden. 

Ich habe im Laufe meiner sechsjährigen Tätig­
keit in einem europäischen Laboratorium in Hei­
delberg erlebt, daß wir immer wieder angespro­
chen wurden, ob wir nicht weitere Aufgaben 
übernehmen würden. Österreich als kleines Land 
ist gerade für Kontrollaufgaben sehr geeignet. Die 
großen Staaten haben die Führungsaufgaben, 
kleinere sind für die Kontrolle vorgesehen . Wir 
mußten wegen Arbeitsüberlastung und zum Teil 
auch aus familiären Gründen ablehnen. Aber die 
Entwicklung geht weiter. Der voraussichtliche 
Beitritt zur EG, aber auch die immer engere Ver­
netzung in internationalen Organisationen wird 
weitere Aufgaben bringen. Auch die Ostöffnung 
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\lini~terialrat Dr. Werner Stichler 

bringt '>olche mit ~ich. Die T:\t'>Jche. daß da'> (je­
nerahekret:lriat der Rechnung'ihöfe \eit J;\hren in 
\\'ien angesiedelt i,>t und in dem Bereich immer 
größere Vernetzung eintritt. wird Url'> zu:itzliche 
Aufgahen bringen und ",ird die Be,>ten alls un'ie­
rem Hause zu weiteren AufgJben her:\Ilziehen. 

E~ i~t notwendig. Möglichkeiten zu ,>chaffen. 
daß wir uns regenerieren können. dal) wir zus:itz­
liche Kr;ifte gewinnen können. Ich möchte auch 
claran erinnern. daß in den nächsten zehn Jahren 
ein Drittel unserer 'vlitarbeiter in den Ruhestand 
treten wird und auf diese Weise möglicherweise 
wertvolles Know-how verlorengehen wird. 

Ich bitte also. daß Sie das im Auge behalten. 
denn derzeit sind die Bedingungen. neue Mitar­
beiter zu gewinnen. :iußerst schlecht. 

Als ich vor zwölf Jahren die Leitung der Prü­
fung'iabteilung für den Wissenschaftsbereich 
ühernommen habe. gab es noch keine Schwierig­
keiten. neue \Iitarbeiter zu gewinnen. Heute ist 
clas 'iehr ~chwierig. Seit ..J. 1,2 Jahren kann etwa 
eine freie Pbnstelle eines Juristen nicht mehr be­
setzt werden. Das verwundert aber nicht. wenn 
man in eier Zeitung liest. daß das Innenministeri­
um Polizeibeamte mit einem Anfangsgehalt in 
der Höhe von 27 000 S anwirbt. Das ist ein Be­
trag. der bei uns von Anf:1ngern nicht erreicht 
werden kann. auch nicht dann. wenn .,ie Akade­
miker ,>ind. 

Es ist weniger das Besoldungsrecht. das uns 
Probleme macht - es bereitet uns :lUch Proble­
me. aber dazu gibt es Gespräche. die vielleicht 
noch einiges an Verbesserungen bringen werden: 
ich hoffe es zumindest -. sondern vielmehr die 
Rahmenbeclingungen. Die Mitarbeiter sind etwa 
seit 25 Jahren als Prüfer tätig. Das bedeutet na­
türlich. daß in der sich schnell wandelnden Zeit 
eine Weiterbildung dringend notwendig ist. wozu 
die Bereitschaft vorhanden wäre, nur fehlen zum 
Teil die Mittel. Gerade die Weiterbildung wird 
sehr stark auf privatwirtschaftlichem Sektor ange­
boten. und das kostet einiges. Uns fehlen immer 
wieder die Mittel, wir sind also schon zu einem 
frühen Zeitpunkt in den Budget jahren gezwun­
gen. weitere Bildungswünsche abzuweisen. weil 
eben die Mittel dazu fehlen. 

Ein ganz besonderes Problem in diesem Zu­
sammenhang ist die Reisegebührenvorschrift. die 
noch JUS urdenklichen Zeiten stammt. Wenn 
man heute einem jungen Akademiker - wir neh­
men keine Studienabgänger auf. sondern Leute. 
die sich schon anderswo bewährt haben - sagt. er 
werde größte Schwierigkeiten haben. ein Hotel­
zimmer zu finden. und wir müßten entweder auf 
Sonderkonditionen hoffen oder er müsse dann 
wirklich im hintersten Winkel ohne Dusche und 
WC wohnen, dann ist seine Bereitschaft, bei uns 
einzutreten, sehr gering. 

Die Problematik de'i T:1I'it\ 11 hr;\Llche ich nicht 
LU er\\iihnen. Das kann überhaupt niemand ver­
,>tehen. daß jemand. ",enn er n:1(h vier Wochen. 
nach denen ihm dieser Ort. :111 dem er prüfen 
muß. ohnedies '>chon zum Hals herau'>hängt und 
das Familienleben sehr darunter gelitten hat. 
noch weniger dafür hezahlt hekoml1lt. wenn er 
dann noch \ier Wochen oder noch sechs Wochen 
dort bleiben muß. Und eine Prüfling einer größe­
ren Einrichtung dauert nun einmal acht bis zehn 
Wochen. Wenn das "0 be.,tehen hleibt. wird es 
wirklich schwierig werden. Mitarbeiter zu gewin­
nen. 

Ich bitte Sie: Wir brauchen die besten Leute. 
die es gibt. Wir 'iollten uns nicht mit unterdurch­
schnittlichen 'vlitarbeitern lufriedengeben. Ich 
bitte Sie. denken Sie daran und <;chaffen Sie uns 
die gesetzlichen Voraussetzungen. daß wir uns re­
generieren und gute Mitarbeiter finden können. 
- Ich danke sehr. I·Ci') 

Vor.,i tzende Präsielenti n Dr. Heide Schmidt: 
Als niichster Herr Ministerialrat Aschermayr. Bit­
te. 

I-I .. 'i<; 

Ministerialrat \1ag. Joset' Aschermayr (Rech­
nungshof): Sehr geehrte Frau Priisidentin! Sehr 
geehrte Abgeordnete' Sehr geehrte Herren Präsi­
denten! Werte Professoren! Meine Damen und 
Herren! Was den ~Iitarbeitern eies Rechnungsho­
fes besonders am Herzen liegt. I:ißt sich ganz kurz 
zusammenfassen. 

Wir möchten eine verstärkte Zusammenarbeit 
und Kommunikation zwischen dem Nationalrat 
und elen Landtagen auf der einen Seite und dem 
Rechnungshof auf der anderen Seite. Die Mitar­
beiter des Rechnungshofes würden sich freuen, 
wenn die Abgeordneten des Nationalrates und der 
Landtage weit mehr als bisher von der Möglich­
keit Gebrauch machten, bei Behandlung von Be­
richten des Rechnungshofes ihr Wissen und Kön­
nen in Anspruch zu nehmen. Berichte zu bespre­
chen. Auskünfte zu verlangen et cetera. Wir wol­
len also mehr Service für alle Abgeordneten des 
Hauses. 

Um den hohen Leistungsstandard aller Mitar­
beiter des Rechnungshofes zu erhalten. möchte 
ich in Ergänzung zu meinem Vorredner noch 
mitteilen. daß es wirklich notwendig ist. ausge­
zeichnete Nachwuchskräfte zu bekommen. Wie 
auch aus Wortmeldungen von Vorrednern zu ent­
nehmen ist. besteht doch ein wesentlicher Unter­
schied zwischen der Tätigkeit des Prüfers im 
Rechnungshof und einer reinen Verwaltungstä­
tigkeit. 

Der Vorschlag des Bundeskanzleramtes für ein 
neues Besoldungssystem nimmt auf die Belange 
der Bediensteten des Rechnungshofes in keiner 
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Weise Rücksicht. Ich darf da her im Sinne einer 
wirksamen Gebarungskontrolle die Abgeordne­
ten a ller Fraktionen des Hohen Hauses ersuchen, 
die Mitarbeiter des Rechnungshofes bei der 
Durchsetzung einer auf die Eigenart ihres Dien­
stes Rücksicht nehmenden Besoldung zu unter­
stützen. - Ich danke Ihnen . / 5.0l 

Vorsitzende Präsidentin Dr. Heide Schmidt: 
Wir kommen jetzt wieder zu einer Abgeordneten­
Runde, die Herr Abgeordneter Kräuter eröffnet. 
- Bitte. 

/5 JJl 
Abgeordneter Dr. Günther Kräuter (SPÖ): 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine Damen 
und Herren! Ich möchte mich in meiner Wort­
meldung mit dem Rollenbild der Prüfer , mit ih­
rem Aufgabenfeld auseinandersetzen. Das hängt 
auch mit den Kompetenzen des Rechnunghofes 
zusammen. 

Der Herr Präsident hat hervorgehoben , daß der 
Nationalrat der Träger der Kontrollhoheit ist. Er 
hat auch besonders betont, daß der Rechnungshof 
dem Nationalrat unterstellt ist und als Organ des 
Nationalrates tätig wird - so auch Artikel 122 
Abs. I Bundes-Verfassungsgesetz. 

Es ist klar, und alle werden darin übereinstim­
men, daß es zu einer möglichst optimalen Koope­
ration kommen sollte, die friktionsfrei ist und auf 
einer Vertrauensbasis beruht. Es liegt aber auch 
in der Natur der Sache, daß es immer Probleme 
geben wird zwischen Nationalrat und Rechnungs­
hof, Rechnungshof und Nationalrat. 

Beim angesprochenen Problemabbau, Herr 
Präsident, fehlt aber mindestens ein Problem, 
nämlich das Rollenverständnis einzelner Prüfer. 
Zum Beispiel ist es laut "profil" vom 2. Novem­
ber, laut einem Artikel zur Causa Pyhrn, der auf 
einem streng geheimen Rohbericht beruht, Tatsa­
che, daß sich Abteilungsleiter Eckel vom Straßen­
bau herausnimmt, die Straßenbau-Sondergesell­
schaften in sinnvoll beziehungsweise nicht sinn­
voll einzuteilen. In völliger Kompetenzüber­
schreitung bezeichnet er eine Auflösung aller 
Sondergesellschaften als seine Vision. Eilfertig ist 
Abgeordneter Anschober auch dabei, der sich 
dieser Meinung anschließt. Dazu fällt mir das 
Schlagwort von Professor Pelinka ein: Opposition 
durch den Rechnungshof - kann das so sein in 
der Praxis? Von dem Beamten wird der staunen­
den Öffentlichkeit dessen Gefühl mitgeteilt, daß 
"man" - wer immer das ist - nicht ausreichend 
nachdenke. 

Meine Damen und Herren! Es ist unzumutbar, 
daß Mitarbeiter, Beamte des Rechnungshofes in 
der Verantwortlichkeit der Abgeordneten wil­
dern. Jetzt kommt mir der Zufall zu Hilfe: Zur 
Stunde gibt es Beratungen im Bautenausschuß 

über diese Frage, und ich glaube, dort liegt die 
Zuständigkeit, und sonst nirgends. 

Dieses Beispiel ist kein Einzelfall. Kompetenz­
überschreitungen gab es in den letzten Jahren 
mehrfach. Professor Plöchl weist in seinem Bei­
trag auf die Möglichkeiten und Grenzen eier Kon­
trolle öffentlicher Unternehmungen hin. Es gibt 
eine Reihe von Eingriffen des Rechnungshofes in 
fremde Zuständigkeiten - unter dem Gesichts­
punkt der Rechtmäßigkeit der Gebarung. Bei­
spiel : 1986, Kritik am Strompreisverfahren und 
an dessen Ergebnissen; Beispiel 1989, pädagogi­
sche Urteile über Schulversuche; Beispiel 1989 
Beanstandung von Gutachten im Habilitations­
verfahren ; Beispiel 1990, ästhetische Würdigung, 
Rektorenporträts an der Uni Graz. Ich glaube, es 
ist wichtig, daß eine Rückbesinnung auf die Ge­
barungskontrolle stattfindet, denn der Wortlaut 
des Artikels 121 Buneles-Verfassungsgesetz über­
trägt dem Rechnungshof nach wie vor die Aufga­
be, die Gebarung zu überprüfen . 

och einmal zurück zum aktuellen Beispiel, 
zum visionären Gebarungsprüfer in der Pyhrn­
Causa. Herr Präsident! Ich ersuche, darauf einzu­
wirken . Die Abgeordneten - vielleicht mit weni­
gen Ausnahmen - erwarten eine Änderung, und 
mit gemeinsamer Anstrengung wird es schon ge­
lingen , das Vertrauen zwischen Nationalrat und 
Rechnungshof zu stärken. Wenn man von Miß­
verständnissen spricht, dann ist es auch wichtig, 
daß hier bereinigt wird, daß einzelne Beamte ihre 
Rolle mißverstehen. - Dann wird das Postulat 
stimmen, daß der Rechnungshof nicht die Aufga­
be hat, Politik zu machen, sondern daß der Rech­
nungshof pOlitische Entscheidungen aufbereiten 
und nicht vorwegnehmen soll. 

Meine Damen und Herren! Abschließend noch 
ein Wort zum Vizepräsidenten. Ich glaube, die 
schlechtesten Berater in dieser Frage sind Macht­
politik, Parteipolitik, tagespolitische Geschäfte. 
Bessere Berater sind schon Wissenschafter , wie 
Professor Brünner gesagt hat. In Summe glaube 
ich aber, daß der Nationalrat derzeit gut beraten 
ist, von einer Nominierung, von der Wahl eines 
Vizepräsidenten Abstand zu nehmen . - Danke 
schön. (Abg. Wa b l: Ist das eine österreichische 
Lösung? Es gibt ja ein Gesetz zu vollziehen! Es 
gibt die Bundesverfassung!) /5 .06 

Vorsitzende Präsidentin Dr. Heide Schmidt: 
Der Herr Präsident Fiedler hat sich gemeldet. -
Bitte. 

/5 .06 

Präsident des Rechnungshofes Dr. Franz Fied­
ler: Sehr geehrte Frau Präsidentin! Herr Abge­
ordneter Kräuter! Sie haben im Zusammenhang 
mit einem Artikel im "profil" eine Erklärung ei­
nes Beamten des Rechnungshofes zitiert und dar-

III-105 der Beilagen XVIII. GP - Bericht  - 01 Hauptdokument (gescanntes Original)52 von 121

www.parlament.gv.at



54 Parlamen[ari~che I-,nquetc - Dicn~(ag. 17. Novcmher IlJ9::! 

Präsident des Rechnungshofes Dr. Franz Fiedler 

aus grundsätzliche Kompetenzüberschreitungen 
des Rechnungshofes abge leitet. 

Ich möchte Ihnen dazu folgendes sagen: Mir ist 
natürlich dieser Artikel aus dem "profil" bekannt. 
Es ist der dort genannte Beamte des Rechnungs­
hofes seit geraumer Zeit im Ausland . Er ist auch 
jetzt noch im Ausland . (Abg. BI/. r g S t a II e r: 
Bleibt er dort, Herr Präsidem? - Abg. Dr. Made­
leine P e t r 0 vi c: Vielleicht in Trinidad.' - Abg. 
M a r i z z i: Flüsterasphalt.') Ich hatte bisher keine 
Gelegenheit, ihn zu befragen, wie dieses Inter­
view, das dann im " profil" seinen iederschlag 
gefunden hat, stattfand beziehungsweise ob eine 
solche Erklärung überhaupt abgegeben wurde. Es 
wird noch einige Tage, über eine Woche dauern, 
bevor ich überhaupt eine derartige Befragung 
vornehmen kann . 

Ich darf Sie daher ersuchen, einmal dieses Pro­
blem zurückzustellen. Ich bin nicht in der Lage, 
eine Aussage zu treffen , ob das , was im achrich­
tenmagazin " profil" in der Ausgabe vom 2. 11. 
über die diesbezüglichen Erklärungen steht, tat­
sächlich richtig ist oder nicht. atürlich ist es 
meine Aufgabe, dem nachzugehen. Das kann ich 
Ihnen versprechen. Aber ich kann dazu im Mo­
ment nichts sagen. (Abg. M a r i z z i: Das " profil" 
findet den Beamten, der Präsident nicht!) 

Das "profil" ist mit dem Beamten zu einem 
Zeitpunkt zusammengetroffen , als er noch im In­
land war , Herr Abgeordneter! So einfach war das. 
Ich weiß auch, wo er ist, Herr Abgeordneter Ma­
rizzi, aber dort ist er nicht erreichbar. (A bg. 
W abi: Bergsteigen tut er!) 

Das zweite ist die Frage der Kompetenzüber­
schreitungen des Rechnungshofes, Herr Abgeord­
neter Kräuter! Sie haben sich dabei auf Sekundär­
literatur bezogen, nämlich auf Herrn Professor 
Plöchl und das, was er über unsere Berichte ge­
schrieben hat. Ich würde Sie bitten, Herr Abge­
ordneter, die von Ihnen genannten Beispiele -
Strompreis, Schulversuche, Rektorenporträts, 
Habilitationsverfahren und dergleichen - unse­
ren Berichten selbst zu entnehmen. Sie würden 
vermutlich zu einem anderen Bild kommen als zu 
jenem, das Ihnen Professor Plöchl aus seiner Sicht 
bieten kann. Es würde dann vermutlich auch wie­
der ein Beitrag dazu geleistet werden können, daß 
Mißverständnisse zwischen Nationalrat und 
Rechnungshof abgebaut werden. 

Denn ich halte es an sich für bedauerlich, wenn 
sich Abgeordnete nicht aus den Berichten des 
Rechnungshofes informieren, sondern aus Kom­
mentaren, die andere über die Berichte des Rech­
nungshofes schreiben. (Abg. He in z in ger: Bü­
cher lesen ist gefährlich, Herr Präsident! - Heiter­
keit!) 15.09 

Vorsitzende Präsidentin Dr. Heide Schmidt: 
Herr Abgeordneter Schwärzler hat sich gemeldet. 
- Bitte. 

15.1)9 
Abgeordneter lng. Erich Schwärzler (ÖVP): 

Frau Präsidentin! Meine Herren Präsidenten! 
Liebe Experten! Liebe Damen und Herren! Heute 
in dieser Enquete wurde über die Zukunftsper­
spektiven einer effizienten Gebarungskontrolle 
gesprochen, und wir haben vor allem auch die 
Experten gehört. Wir haben ein sehr breites 
Spektrum vernommen, wie die Gebarungskon­
trolle in Zukunft besser und effizienter gestaltet 
werden kann . Unsere Aufgabe ist es nun, daraus 
entsprechende Schlüsse zu ziehen. 

Zum ersten: begleitende Kontrolle . Ich habe 
mir das auch überlegt. Ich glaube, daß nicht die 
begleitende, sondern die nachprüfende Kontrolle 
sehr wichtig und entscheidend ist. 

Was der Rechnungshof nicht tun sollte und was 
wir uns auch nicht wünschen sollten, ist, daß die 
unternehmerische Verantwortung zum Rech­
nungshof kommt. Die unternehmerische Verant­
wortung soll beim zu prüfenden Betrieb bleiben. 
Das ist für mich ganz wichtig und entscheidend . 

Zum zweiten: Zeitablauf der prüfenden Stelle, 
Prüfbericht und Behandlung im Parlament. Die 
entscheidende Frage für mich ist: Gelingt es uns 
in Zukunft, diesen Zeitablauf zu verkürzen? 
Wenn heute darüber gesprochen wurde, daß der 
Rohbericht abgeschafft werden soll oder daß es 
Möglichkeiten geben soll, den Zeitablauf dadurch 
wesentlich zu verkürzen, dann bin ich sofort für 
die Abschaffung dieses Rohberichtes, um den Be­
richt von der prüfenden Stelle schneller ins Parla­
ment zu bringen, damit die entsprechenden 
Schlüsse daraus gezogen werden können. Das ist, 
glaube ich, ebenfalls sehr wichtig für die Behand­
lung dieser Prüfberichte. 

Ich möchte auch auf die Anregungen der Rech­
nungshofbeamten eingehen. Ich kann mich dem 
anschließen, daß es für die Rechnungshofbeam­
ten sehr wichtig und entscheidend ist, daß sie er­
stens gute Arbeitsvoraussetzungen haben und daß 
zweitens ihre Prüfberichte innerhalb kurzer Zeit 
im Parlament behandelt werden und nicht daß sie 
in der Zwischenzeit schon vier andere Berichte 
vorgelegt haben. 

Herr Vorsitzender des Rechnungshofausschus­
ses! Wir müssen einen Weg finden, damit die Be­
richte nicht monatelang liegenbleiben, sondern 
relativ rasch im Parlament behandelt werden. 

Zum vierten - das ist für mich ebenfalls ent­
scheidend -: Der Rechnungshof gibt Empfeh­
lungen ab. Wenn wir im Ausschuß der Meinung 
sind, diese Empfehlungen sind richtig - wir soll­
ten uns diese Frage stellen -, dann, glaube ich, 
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wäre es aber genauso wichtig und entscheidend, 
daß der Rechnungshof nach einer bestimmten 
Zeit feststellt, ob diese Empfehlungen der prü­
fenden Stelle vom Geprüften auch tatsächlich 
vollzogen wurden . Wenn nicht, dann sollte es un­
sere Aufgabe im Rechnungshofausschuß sein, die 
verantwortlichen Leute vorzuladen, und sie soll­
ten uns erklären. WartllTI sie diesen Empfehlun­
gen nicht nachgekommen sind. Vielleicht gibt es 
Begründungen dafür. Mit dieser Vorgangsweise 
würden wir erreichen, daß der Rechnungshof in 
Zukunft nicht nur Aufdecker von Skandalen ist , 
sondern vor allem auch Mahner einer effizienten 
Gebarungskontrolle. /5./ 2 

Vorsitzende Präsidentin Dr. Heide Schmidt: 
Frau Abgeordnete Petrovic, bitte. 

/5 ./2 
Abgeordnete Dr. Madeleine Petrovic (Grüne) : 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine Herren 
Präsidenten! Werte Experten! Sehr geehrte Da­
men und Herren! Zunächst wird als Pflichtübung 
ein Statement zum Vizepräsidenten erwartet. 
Ganz kurz und bündig: Zum Betätigen des licht­
schalters zu teuer. (Abg. B II r g S t all e r : Das 
war weder gescheit noch passend! So sind Sie halt! 
Wir kennen uns inzwischen schon!) Sie werden 
mir ja das Gegenteil noch beweisen können, Sie 
haben ja noch die Möglichkeit, ein Statement hier 
abzugeben. 

Es hat mich eigentlich sehr - muß ich sagen -
erschüttert, daß die niemals gezogenen Konse­
quenzen aus den Berichten - ob das jetzt Rohbe­
richte oder letztendlich vorliegende Berichte sind 
- zum Anlaß für eine Diskussion darüber ge­
nommen werden, wer die Kompetenzen über­
schritten hat, anstatt die einzig sinnvolle Diskus­
sion zu führen , warum keine Konsequenzen gezo­
gen werden. Oder müssen Mißstände immer eine 
Dimension der Causa Noricum annehmen, bis ir­
gend etwas passiert in dieser Republik? - Ich 
habe tatsächlich diesen Eindruck. 

Das hängt sehr stark damit zusammen, daß of­
fensichtlich keine Bereitschaft dazu besteht, so­
wohl im Zusammenhang mit dem Rechnungshof 
als auch mit dem unerläßlichen Pendant hier im 
Hause, dem Budgetausschuß, eines nach Muster 
des deutschen Haushaltsausschusses aufgewerte­
ten Budgetausschusses, Konsequenzen zu ziehen. 
Ohne diese wird der Vorsitzende des Ausschus­
ses, werden die Ausschußmitglieder immer nur 
beklagen können, wo irgendwelche Indiskretio­
nen passiert sind. 

Wenn Abgeordneter Marizzi in seinem State­
ment gesagt hat, es gehe doch letztlich darum, 
daß das Geld des Steuerzahlers sinnvoll eingesetzt 
werde, dann würde ich das ja durchaus unterstüt­
zen, aber dazu wird es nicht kommen, wenn wir 
nicht eine umfassende Wirksamkeitskontrolle der 

Regierungspolitik ermöglichen. In diesem Zu­
sammenhang geht es a uch um die Minderheiten­
rechte hier im Parlament, das kann man doch 
drehen und wenden, wie man will. Die Regie­
rungsparteien in sich werden nie zu einer wirksa­
men Kontrolle kommen. 

Wenn man das nicht will , dann sollte man das 
hier und heute sagen. Wenn man das will, dann 
sollte man aber die Konsequenzen ziehen, und 
das bedingt die Gewährung von Minderheitsrech­
ten sowohl im Zusammenhang mit dem Rech­
nungshofausschuß als auch mit dem Budgetaus­
schuß. 

Das führt gleich zu der Frage: Was soll der 
Rechnungshof kontrollieren können?, und auch 
hier ist die umfassende Wirksamkeitskontrolle 
der Regierungspolitik angesprochen. 

Wir wollen nicht deswegen eine ökologische 
Kontrolle , weil das Wort "Okologie" derzeit mo­
dern und in ist, sondern weil wir glauben, daß das 
Unterlassen einer ökologischen Kontrolle den 
Staat und die Steuerzahler langfristig sehr teuer 
zu stehen kommen wird , und weil sich alles, was 
unterlassen wird, später via Spitalskosten, via Ko­
sten für Schutzwaldsanierungen, Lawinenbauten 
und so weiter zu Buche schlagen wird. Das muß 
einmal festgehalten werden. 

Die Grundlagen hierfür sind ja in den 
§§ 14 und 17 Bundeshaushaltsgesetz vorgezeich­
net. Aber das ist mehr oder minder - leider Got­
tes - totes Recht, weil es nicht angewandt wird 
und weil es bislang auch nicht die Bereitschaft 
gibt, effiziente Kontrollrechte zu statuieren. 

Wenn man sich aber darauf einigt, daß es eine 
umfassende Wirksamkeitskontrolle geben muß, 
dann muß man selbstverständlich das Geld , wie 
immer es fließt, aus welchen Titeln es fließt, egal , 
ob es aus irgendwelchen hoheitlichen Rechtstiteln 
oder letztlich aus privatwirtschaftlichem Handeln 
ausgegeben wird, im Hinblick auf die Wirksam­
keit nachverfolgen können. 

Das heißt aber für mich selbstverständlich Sub­
ventionskontrolle, Kontrolle öffentlicher Bauvor­
haben und Bauträger und Kontrolle öffentlicher 
Unternehmungen. Hier sind wir aber absolut 
noch nicht soweit. 

Wenn die Causa Grundig oder die Frage der 
Länderbank angesprochen wurde, dann müssen 
wir sagen, daß wir weit davon entfernt sind, so­
wohl die Wirtschaftlichkeit als auch allfällige po­
litische Verantwortungen aufgezeigt zu haben. Im 
Fall der Firma Grundig war es das Förderungsan­
liegen, Arbeitsplätze zu erhalten. Das Argument 
lautetet viermal: Wenn wir die Förderung nicht 
bekommen, dann wird zugesperrt. Beim fünften 
Mal gab man dieser - sage ich einmal - Erpres-
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sung nicht nach. und es wurde dann doch nicht 
zugesperrt. Daher frage ich mich sehr wohl, ob 
die ersten vier Male wirklich kausal waren. 

Oder: die Frage eier Länderbankfinanzierung. 
Ich halte es für rechtswidrig - auch wenn man 
hier eine andere Rechtsform gewählt hat, nämlich 
das Budgetüberschreitungsgesetz - , 2,5 Mil­
liarden Schilling nach erfolgter Fusionierung und 
noch 136 Millionen Schilling via Budgetüber­
schreitungsgesetz als Zubrot zu zahlen . 

Wenn man nicht bereit ist , über diese Dinge 
mit a llen Konsequenzen zu reden, dann bleibt der 
Rechnungshof dabei , Skandalaufdecker zu sein. 
Wir wollen das nicht. Aber das heißt auch. Bud­
getausschuß aufwerten bis hin zum Sperren ent­
sprechender Haushaltskapitel. Das müßte die 
Konsequenz sein. / 5./8 

Vorsitzende Präsidentin Dr. Heide Schmidt: 
Herr Sektionschef Weber, bitte. 

/5./8 
Sektionschef Dr. Hubert Weber (Rechnungs­

hof): Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte 
Präsidenten des Rechnungshofes! Sehr geehrte 
Damen und Herren! Ich möchte auf zwei Punkte 
zurückkommen, und zwar auf die Maßnahmen 
des Gesetzgebers und auf das Verhältnis zwischen 
Parlament und Rechnungshof. 

Wünsche an den Gesetzgeber wurden von den 
Vorrednern bereits ausführlich vorgetragen . Es 
ist in diesem Zusammenhang nur zu unterstrei ­
chen, wie wichtig es ist, daß die Vollstreckbarkeit 
der Erkenntnisse des Verfassungsgerichtshofes 
gewährleistet ist. Es muß nämlich als unbefriedi ­
gend empfunden werden , wenn mit der Feststel­
lung der Zutändigkeit des Rechnungshofes durch 
den Verfassungsgerichtshof für den Rechnungs­
hof damit nichts gewonnen ist, da doch die Mög­
lichkeit einer Prüfung nicht gegeben ist . 

Als eine gesetzgeberische Maßnahme wäre zu­
dem zu überlegen, nach ausländischem Beispiel 
den Prüfungskriterien des Bundesverfassungsge­
setzes ein weiteres Kriterium anzufügen , nämlich 
das Kriterium des Umweltschutzes. Obwohl die 
Legitimation zu derartigen Prüfungen aus dem 
Kriterium der Wirtschaftlichkeit ableitbar ist, ha­
ben jüngste Erfahrungen aus der Unternehmens­
prüfung doch gezeigt, daß die Einbeziehung von 
volkswirtschaftlichen Aspekten einen möglichen 
Konfliktstoff beinhaltet. Daran vermag auch der 
Umstand nichts zu ändern, daß sich die geprüften 
Stellen grundsätzlich für solche Prüfungen aus­
sprechen. 

Ich darf dazu noch auf das Verhältnis zwischen 
Parlament und Rechnungshof eingehen, und zwar 
im Zusammenhang mit der Durchsetzung von 
Empfehlungen. 

Ei.~1 übera us wichtiges Element dabei scheint 
die Offentlichkeit der Berichte zu sein. Tatsäch­
lich vermag die Veröffentlichung von Fehlent­
wicklungen im öffentlichen Sektor zu einer be­
schleunigten Bereinigung derselben beizutragen . 
Es gibt a llerdings a uch gegensä tzliche Auffassun­
gen. und es fehlt auch nicht an Stimmen. welche 
die Behandlung von solchen Konfliktpunkten in 
der Öffentlichkeit als kontraproduktiv betrach­
ten. 

Es ist nicht unbekannt, daß in der Öffentlich­
keit vorgetragene, allzu scharf empfundene Kritik 
bei den geprüften Stellen gelegentlich Kränkun­
gen ausgelöst hat, die der Bereitschaft zu korrek­
tiven Maßna hmen durchaus im Wege stand. 

Bei all diesen Vorbehalten gegen die öffentliche 
Behandlung von Fehlentwicklungen kann den ­
noch mit Rücksicht a uf den Anspruch des Steuer­
zahlers auf umfassende Behandlung und Infor­
mation a uf solche Fragen nicht verzichtet wer­
den . Dem Rechnungshof muß es gelingen, ohne 
die Bestimmtheit seiner Aussagen in Frage zu 
stellen. die geeignete Formulierung zu finden. 

Ein weiterer wichtiger Punkt für die Durchset­
zung von Empfehlungen scheint deren fachliche 
Qualität zu sein. Diese Frage ist allerdings im Zu­
sammenhang mit der Attraktivität des Dienstes 
im Rechnungshof zu sehen, die wiederum mit Be­
soldung, Aus- und Fortbildung des Personals ver­
bunden ist. 

Das wohl entscheidendste Element für die Fra­
ge der Durchsetzung von Empfehlungen des 
Rechnungshofes ist die Art, wie sich das Parla­
ment mit diesen Empfehlungen auseinandersetzt. 
Von Bedeutung ist hier eine zeitliche Komponen­
te, also daß der Rechnungshof zeitnahe zu berich­
ten hat , aber diese Zeitnähe auch für das Parla­
ment gilt. Es ist vielleicht nicht uninteressant, zu 
erwähnen , daß im Rahmen eines Besuches von 
Parlamentariern aus Irland festgehalten worden 
ist, daß in Irland der Rechnungshofausschuß ein­
mal wöchentlich zusammentritt. Auch für Groß­
britannien haben wir diese Information bekom­
men. 

Die künftig geplante stärkere Betonung des 
Einzelberichtes schafft auch in Österreich die 
Voraussetzung für eine eingehende parlamentari­
sche Behandlung. Und die inhaltliche Auseinan­
dersetzung mit den Berichten sollte nicht von 
vornherein auf die Behandlung im RH-Ausschuß 
beschränkt werden. Es sollten vielmehr dazu ge­
eignete Berichte - ich betone das -, meist in 
Form von Einzelberichten, zusätzlich im entspre­
chenden Fachausschuß des Nationalrates behan­
delt werden. Unter der Mitwirkung von Vertre­
tern der geprüften Stelle, gegebenenfalls von Ver­
tretern der Wissenschaft, von Vertretern des 
Rechnungshofes sollte dieser Bericht weit über 
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den Anlaßfall hinaus Weichenstellunge n auslö­
sen . Daß sich damit auch für das Parla ment 
Chancen eröffnen. versteht sich von selbst. - Ich 
danke. 15.23 

Vorsitzende Präsidentin Dr. Heide Schmidt: 
Danke. 

Herr Hofrat Dr. Lieb , bitte . 

15.23 

Hofrat Dr. Herbert Lieb (Landesrechnungshof 
Steiermark): Frau Präsident! Meine Damen und 
Herren! Die Leiter der Kontrolleinrichtungen al­
ler neun österreichischen Bundesländer sind heu­
te der Ein ladung zu dieser Enquete gefolgt, und 
ich a ls Leiter des steirischen Landesrechnungsho­
fes darf für diese Einladung sehr herzlich danken . 
Sie zeigt uns einerseits doch eine föderalistische 
Gesinnung, andererseits aber glauben wir, darin 
eine Anerkennung unserer bisher geleisteten effi­
zienten Tätigkeit zu sehen. Wir haben das auch 
einigen Referaten der Herren Professoren so ent­
nehmen können . 

Ich möchte aber in diesem Zusammenhang dar­
an erinnern, daß die KontrOlleinrichtungen der 
Bundesländer große Verschiedenheiten sowohl in 
rechtlichen als auch in verfassungsmäßigen 
Grundlagen a ufweisen. Die Skala reicht von der 
Kontrollabteilung, die voll in das Amt der Lan­
desregierung eingegliedert ist , über die Kontroll­
ämter mit Anbindung an den jeweiligen Kontroll­
ausschuß des Landtages und den landeskontroll­
beamten in Oberösterreich bis hin zu den Landes­
rechnungshöfen in Salzburg und in der Steier­
mark. Die Unterschiede betreffen in erster Linie 
den Grad der Unabhängigkeit von der Verwal­
tung, sprich von der Landesregierung, liegen aber 
auch in verschiedenen Kompetenzbereichen. 

Am heutigen Tag sind viele Probleme ange­
klungen, die auch uns beschäftigen , Probleme, die 
im Land in ähnlicher Weise auftreten. Wir woll­
ten uns heute in unserer Stellungnahme, die wir 
vor dieser Enquete noch gemeinsam beraten ha­
ben, einem Problem zuwenden, das diesen Kreis 
hier besonders betrifft, nämlich die Koordination 
zwischen dem Rechnungshof und den Landes­
kontrolleinrichtungen. 

Die Kontrollkompetenzen überschneiden sich 
weitgehend. Die Zusammenarbeit läuft dank gu­
ter persönlicher Kontakte im allgemeinen rei­
bungslos ab. So hat zum Beispiel erst kürzlich -
ich darf daran erinnern - eine gemeinsame Prü­
fung zwischen dem Rechnungshof und dem Lan­
desrechnungshof Steiermark bezüglich Pyhrn 
Autobahn stattgefunden. Dabei wurde eine ein­
vernehmliche Teilung des Berichtes vorgenom­
men. Wir halten beide Einrichtungen für einan­
der ergänzend und daher für sinnvoll. 

Der jetzige Präs ident des Rechnungshofes ha t 
uns gegenüber bereits deutlich erkennen lassen, 
daß ihm besonders an einer guten Zusammen ar­
beit mit den KontrolleinriChtungen der Bundes­
länder liegt , aber auch auf der Ebene der Prüfor­
gane wird meist der Konta kt zu den Kontrollein­
richtungen des jeweiligen Bundeslandes herge­
stellt. 

Wünschenswert wäre jedoch auch eine gewisse 
formelle Regelung der Prüfungen im überschnei ­
denden Kompetenzbereich zwischen dem Rech­
nungshof und der jeweiligen Landeskontrollein­
richtung. Es wäre wünschenswert, wenn es kla r 
wäre , daß solche persönlichen Kontakte vor jeder 
Prüfung zu erfolgen haben, aber wir würden es 
auch schätzen , wenn wir die Zumittlung der Be­
richte, soweit sie unsere Bereiche betreffen , erzie­
len könnten , und zwar nicht in der gekürzten 
Form, wie sie jetzt dem Landtag nach der letzten 
Novelle zukommt, sondern in der ungekürzten 
Form, wie sie die Landesregierung bekommt, ein­
schließlich der Stellungnahmen und einer a llfä lli ­
gen Replik . 

Ich glaube, da ß eine solche Regelung, die 
durchaus keine gesetzliche sein müßte , sondern 
auch eine paktierte sein könnte, alle Doppelglei­
sigkeiten und Doppelprüfungen verhindern und 
zur gegenseitigen Information dienen würde. 
Selbstverständlich sind auch wir bereit, unsere 
Berichte dem Bundesrechnungshof zuzumitteln . 
- Ich danke vielmals. 15.27 

Vorsitzende Präsidentin Dr. Heide Schmidt: 
Herr Sektionschef Fehrer, bitte. 

15.27 
Sektionschef Dr. Helmut Fehrer (Rechnungs­

hof): Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine Her­
ren Präsidenten! Meine Herren Professoren! Mei­
ne Damen und Herren! Gestatten Sie, daß ich 
mich kurz vorstelle. Ich bin Leiter einer Prü­
fungssektion im Rechnungshof. Der Sektion ge­
hören acht Prüfungsabteilungen an, und diese 
sind zuständig für die Prüfung der Hoheitsver­
waltung und der Sozialversicherungsträger. 

Mein Statement wird unter dem Motto stehen: 
"Effektivitätssteigerung ohne entsprechendes 
Personal wird kaum möglich sein." 

Wie jede Institution hat sich auch der Rech­
nungshof geänderten Verhältnissen anzupassen 
und darauf Bedacht zu nehmen, daß er seine ver­
fassungsgesetzlich festgelegte Aufgabe optimal 
erfüllen kann . Von der Gesetzgebung ist zu er­
warten , daß sie für den Rechnungshof entspre­
chende Rahmenbedingungen zur klaglosen Erfül­
lung seiner Kontrollaufgaben schafft. 

Der Rechnungshof selbst hat vorzusorgen , daß 
er eine entsprechende Aufbau- und Ablauforga­
nisation anzubieten vermag. Das wichtigste Mit-
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te l. das der Rechnungshof jedoch bereitzustellen 
hat. sind die Prüfungsbeamten , die mit ihren Ein­
schauleitern in der Regel vor Ort die Prüfungs­
feststellungen treffen und die Prüfungsergebnisse 
erarbeiten . Bei den Prüfungsbea mten des Rech­
nungshofes handelt es sich um fachlich hochqua­
lifizierte Bea mte, die im Spannungsfeld Prüfer -
Geprüfter ihren Prüfungsaufgaben nachkommen. 

Wie ist nun das Anforelerungsprofil für diesen 
Beamten? Er soll jene Fachkenntnisse haben , die 
ihn zu einer sachlichen Kritik berechtigen . Er soll 
die Spürnase eines Maigret haben . Selbstverständ­
lich muß er die Rechtsgrundlagen des Rech­
nungshofes , das Haushaltsrecht, Finanzrecht, 
Buchhaltungsbelange und so weiter beherrschen. 
Er muß aber auch bereit sein , oft wochenlang von 
der Familie getrennt zu sein und seine hä usliche 
Bequemlichkeit mit oft kargen Hotelzimmern zu 
tauschen . 

Sehr geehrte Damen und Herren! Der Rech­
nungshof hat bei seiner Persona lsuche Schwierig­
keiten, das haben wir gehört. Der Rechnungshof 
muß aber auch , um seinem Auftrag nachzukom­
men , in der Frage der Personalrekrutierung neue 
Wege beschreiten . Neben entsprechenden finan ­
ziellen Anreizen sollte meiner Ansicht nach ver­
sucht werden , junge Absolventen von Universitä­
ten und Hochschulen zu gewinnen, sie durch 
"Learning on the job" und durch Fachseminare 
zu jenen hochqualifizierten Prüfern auszubilden , 
welche die Prüfungsaufgaben erfordern. - Ich 
danke. /5.3/ 

Vorsitzende Präsidentin Dr. Heide Schmidt: 
Fra u Abgeordnete Graenitz ist a ls nächste am 
Wort. - Bitte. 

/ 5.31 .. 
Abgeordnete Dkfm. Ilona Graenitz (SPO): 

Fra u Präsidentin! Meine Herren Präsidenten! 
Meine Herren Professoren! Sehr geehrte Damen 
und Herren! Die Frage, wer kontrolliert die Ko­
trollore, wie kann eine Kontrolle der Kontrollore 
vor sich gehen , ist schon heute vormittag ange­
schnitten worden . Ich meine, daß es auch notwen­
dig sein wird, auch einmal in der Frage Klarheit 
zu schaffen, ob nicht der Rechnungshof so wie 
andere Dienststellen auch einmal geprüft werden 
sollte . Die Berichte sollten diesem Haus zugeleitet 
und im Rechnungshofausschuß und dann später 
im Plenum behandelt werden . 

Es hat ja in der XVII . GP den Bericht "Wahr­
nehmungen in eigener Sache" gegeben, der dann 
bedauerlicherweise verfallen ist und in dieser Ge­
setzgebungsperiode nicht mehr im Haus disku­
tiert werden konnte . Ich würde meinen, daß das 
Prinzip des Verfallens von Berichten am Ende 
der Gesetzgebungsperiode eigentlich dazu führt, 
daß wir vieles nicht so diskutieren können, wie es 
diskutiert werden sollte. 

Es ist von meinen Vorrednerinnen und Vorred­
nern auch vielfach schon angemerkt worclen , daß 
die Berichte nicht aktuell sind , daß Dinge erst 
sehr spät diskutiert werclen. Ich glaube. da ß man 
sich überlegen sollte. auch in Anbetracht dessen . 
was Herr Dr. Lieb und Herr Professo r Hengst­
schläger gesagt haben , zu einer anderen Regelung 
eies Prüfungsverfa hrens zu kommen . Vielleicht 
wäre es möglich , anstelle einer RohberichtersteI ­
lung in die Berichte unmittelbare Stellungna h­
men der betroffenen Orga nisationen einzuarbei­
ten , wodurch allfällige Mißverständnisse sogar 
vermieden werden könnten und Stellungna hmen 
im nachhinein überflüssig würden. Eine solche 
Verfahrensregelung, die sicherlich mit den Lan­
deskontrollämtern oder Landesrechnungshöfen , 
wie immer sie heißen , abgestimmt werden müßte, 
könnte vielleicht zu einer Verkürzung des Ver­
fahrens führen . 

Auch ein anderer Punkt, meine ich , sollte im 
Prüfungsverfahren stärker beachtet werden . Es 
hat Herr Präsident Fiedler schon davon gespro­
chen , daß ökologische Gesichtspunkte berück­
sichtigt werden müssen. Frau Kollegin Petrovic 
hat das ebenfalls angeführt. Ich würde meinen , 
daß es nicht so sehr darum gehen sollte, die öko­
logischen Gesichtspunkte zu berücksichtigen , 
sondern daß vielmehr neben der Prüfung der 
Wirtschaftlichkeit eine Prüfung der Nachhaltig­
keit stattfinden sollte, weil Nachhaltigkeit für 
mich mehr als rein ökologische Standpunkte, 
nä mlich auch viel stärker gesundheitliche Stand­
punkte, allenfalls volkswirtschaftliche Stand­
punkte miteinbezieht. Ich meine, daß die Ergeb­
nisse manchmal anders sein würden , a ls wenn 
man die reine Wirtschaftlichkeit prüft. 

Herr Professor Winkler hat darüber gespro­
chen, was passiert, wenn sich der Rechnungshof 
irrt, welche Möglichkeiten die betroffenen ge­
prüften Stellen haben , wenn sich Vorschläge als 
falsch erweisen, zu Rechtsmitteln zu greifen. 
Auch dies sollte man sich einmal überlegen. 

Vielleicht könnte sich der Rechnungshof -
etwa stichproben weise - einmal anschauen , was 
aus den Vorschlägen geworden ist, die umgesetzt 
wurden, ob das wirklich die richtige Vorgangswei­
se - auch im nachhinein betrachtet - war oder 
ob die Empfehlungen etwa nicht zu jenen Ergeb­
nissen geführt haben, die gewünscht worden sind. 

Ich kenne aus meiner eigenen Erfahrung als 
Kommunalpolitikerin, die ich ja war, bevor ich in 
dieses Hohe Haus berufen wurde, einen Fall , wo 
ein Nichtbefolgen der Empfehlungen des Rech­
nungshofes zu Kosteneinsparungen geführt hat. 

Abschließend würde ich meinen, daß die be­
gleitende Kontrolle, die heute auch schon mehr­
fach angeschnitten worden ist, nicht in dem Sinne 
verstanden werden sollte, den Organisationen, 

III-105 der Beilagen XVIII. GP - Bericht  - 01 Hauptdokument (gescanntes Original) 57 von 121

www.parlament.gv.at



Ahgeordnete Dkfm. Ilona Gnlenitz 

dem \bn:1gement :\ufg:\ben :1bzunehmen. ,>on­
dem eher :1ls 7eitn:1h gc~ehen werden ~ollte. ~o­
chß ;tI~o durch eine Kontrolle von :1ußen Fehlent­
\l.icklungen verhindert werden können. Ich mei­
ne. (laß cI:1s '>ehr wohl eine Aufg:1he w:ire. die der 
Rechnungshof wahrnehmen könnte und die letzt­
lich ~ehr fruchthringend '>ein würde. - D:1nke. 
/5.311 

V O\''ii tzende Pr:isidenti n Dr. Heide Schmidt: 
Herr Abgeordneter Flicker ist eier nüch ... te Red­
ner. - Bitte. 

/5.31) 

Abgeordneter Dipl.-Ing. Fr:1nz Flicker (ÖVP): 
Sehr geehrte Fr:1u Prüsidentin! Werte Teilnehmer 
eier Enquete! An der Wiege unserer Kultur und 
der De\l1okr:1tie h:1t \l1:1n gebetet - erinnere ich 
mich jetzt angesichts der Beitrüge -: Oh Götter. 
geht uns Fehler. cb\l1it wir vlenschen hleiben! -
Ich möchte ehs vor:1nschicken. cbmit wir nicht in 
elen gleichen Fehler verf:1l1en. zu meinen. wir 
können :1l1es so perfekt machen. daß es üL1erhaupt 
keine Be:1nsunelungen mehr gibt. Aus meiner be­
scheidenen Erfahrung aus zehnjühriger Rech­
nung ... hofausschuß-Angehörigkeit möchte ich an­
merken. elaß es hinsichtlich der Effizienz dieses 
Organs und auch der Reaktion geprüfter Unter­
nehmen durch:1us sehr viel Positives gibt. Wir be­
müngeln ja sehr häufig. daß der Rechnungshof 
nur einen Teil herausnim\l1t. so n:1ch dem Motto: 
Beim Abgeordneten Wahl gefällt mir das Sakko, 
:1her der offene Hemdkragen nicht. D:1s beurteilt 
ja nicht die Gesamtpersönlichkeit. 

\Ieine Damen und Herren! Ich habe selbst in 
einer Institution miterlebt, wie reagiert wurde. 
und zwar positiv. nÜ\l1lich in der Sozialversiche­
rungsanstalt der Bauern, die den Rechnungshof­
bericht als kostenlose Betriebsberatung gewürdigt 
hat. Das ist klug von einem Unternehmen! - So 
viel also zu der Wirksamkeit. Dieses Instrument, 
das sich das P:1rlament geschaffen hat. ist wi rk­
sam. Aber nichts ist so perfekt, daß wir nicht im­
mer danach streben müssen, es zu verbessern. 

Ich möchte zu drei Punkten klar Stellung neh­
\l1en, die sehr interessant waren. wo ich geglaubt 
hahe, schon bei den Vortragenden. nümlich den 
Herren Professoren, einen Faden zu sehen. 

Das eine ist - und wir diskutieren das schon 
lange - die begleitende Kontrolle. Ich merke hier 
:1n. daß die Erwartungen, die vielleicht hineinge­
setzt werden - das glaube ich ganz persönlich -. 
nicht erfüllt werden können. Ein Beispiel: Glau­
ben wir, daß wir ZU\l1 Beispiel das "Bruneum" in 
Kagran durch eine begleitende Kontrolle hütten 
verhindern können'? Glauben wir, daß d:1s Atom­
kraftwerk Zwentendorf, wenn wir von fehlgelei­
teten Mitteln sprechen - je nach dem Stand­
punkt, von dem aus wir es sehen -. durch eine 
begleitende Kontrolle hätte verhindert werden 

können und da~ Cefühl. d:\1.\ versch\l.endet oder 
mißhr:wcht \l.ird. bei der Bevölkerung. bei u\)'; 
'verschwunden w;ire') Das w:1re sicher nicht bei 
diesen Beispielen eier Fall gewe')en. denn cbs "incl 
j:1 politi"che Enbcheiclungen und (hher :lIlders zu 
werten und ')0 nicht in den Criff zu bekommen. 
Also hier merke ich meine Skep"is an. 

Der l\l.eite klare Standpunkt: E'> ist :1uch "ehr 
die 'vleinung durchgekommen. ehs Them:1 Roh­
hericht ..,ch:1ffe nicht nur Lnbehagen. sondern -
50 h:1ben einige Vortr:1gencle ge.;agt - richte 
Schaden :1\1. \Vir reden ja von Verböserungen im 
Sinne der Verhe-;serung des \Vohlbefindens unse­
rer Bevölkerung. nicht um jemanden anzupr:1n­
gern oder aus Lust daran. jemandem etwas auszu­
wischen. Lnd der Rohbericht ist ein stindiger 
Zankapfel. Es .,ind Vorschl:ige gekommen. den 
Rohbericht wegzulassen und sofort die Stellung­
nahmen einzubinden. Ich glaube. das i5t ein sehr 
guter Vorschlag. dem ich persönlich niihertreten 
könnte. 

Dritter und letzter Punkt: Ausschuß: Dieses 
Thenu Int <;ich durchgezogen durch elie Beitriige 
von Professor Brünner über Professor Hengst­
schl3ger bis zu Professor WinkleI' und Prisielen­
ten Fiedler. Ein Redner hat gesagt - ich gl:1ube. 
Professor Pelinka war es -: Das Parlament ist so 
gut wie die Opposition. - Herr Professor. wir 
sind besser! Alles habe ich nicht gesagt! Aber 
schauen Sie. was haben wir hier im Plenum mit 
Rechnungshofberichten erlebt' Wir Vland:1tare 
sitzen tage-. stunden-. wochenlang und diskutie­
ren die Ausschußberichte. Aber im Plenum geht 
dann eier entsprechende Tagesordnungspunkt 
sehr hiufig unter. "licht zuletzt ist in letzter Zeit 
auch - nicht nur - die Opposition mit schuld 
claran. weil sie mit Einwendungsdebatten. Abset­
zungsdebatten, Unterbrechungen, mit einer Infla­
tion der dringlichen Anfragen die Behandlung 
der Sachfragen zeitlich 50 einengt. daß nicht 
mehr viel übrigbleibt. 

Ich glaube nicht. daß das in Zukunft besser 
wird. Eine Ausschußaufwertung und eine Effi­
zienzsteigerung kann ich mir vorstellen. 

Sehr konkret ist auch von Professor Brünner. 
glaube ich. und anderen gesagt worden, daß ein 
gemeinsames Diskussionsforum der Rechnungs­
hofbeamten mit den Ausschußmandataren über 
die Umsetzung von Empfehlungen eine solche 
Vlöglichkeit wäre. 

Ich möchte den Schluß ziehen: Es sind heute 
sehr viele interessante, brauchbare, wertvolle 
Vorschläge gekommen. Es liegt an uns Parlamen­
tariern. zu schauen. was wir davon umzusetzen 
haben. Ich freue mich. daß ich heute hier sehr 
wertvolle Beiträge gehört habe. 15.'J1 
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Vorsitzende Priisidentin Dr. Heide Schmidt 

Vew,itzende Pr:i"idel1tin 01'. Heide Schmidt: 
IIeIT Abgeordneter W:lhl h;H "ich 1um z\Veiten 
\bl zu Wort gemeldet. - Bitte. 

/.,1/ 

Abgeordneter Andreas Wahl (Grüne): Frau 
Pr;biclentin! Meine Damen uncl Herren! Frau Ah­
geordnete (Jraenitz! \lur eine kleine Anmerkung 
lU Ihrer ALI~sage. hedauerlicher\Vei-;e ... eien in der 
letzten GP einige Berichte verfallen. Ich \Veiß 
nicht. wen Sie da hedauern. clas Parlament. die 
Berichte oder den Rechnungshof. Es \Väre nicht 
sehr sch\Vierig gewesen. Termine für deren Be­
handlung zu finden. Es hat einfach bei den "Iehr­
heiten keinen Beschluß gegeben. einen Termin 
festzusetzen. Ich hätte o;elbstverst:incllich als Vor­
sitzender des Rechnungshofausschusses kraft eier 
Geschäftsordnung einen Termin ansetzen kön­
nen. '\iur w;ire ich clann mit dem Kollegen Haupt 
allein gesessen. und wir hätten uns gegenseitig 
anagitieren können. wie <;chlimm die Welt ist. 

Herr Abgeordneter Flicker! Zu Ihrer wuncler­
~chönen Geschichte mit dem Herunterbeten von 
Fehlern. Ich glaube, heute brauchen wir nicht 
mehr zu beten. Es ist nicht notwendig, daß uns 
die Götter Fehler herunterschicken, damit wir 
\Ienschen bleiben. Wir haben genug davon. Ich 
'>age Ihnen nur eines - und das ist. glaube ich, 
heute wieder ein Lehrstück für den gelebten Par­
lamentarismus -: Es kommen alle hierher. Die 
Beamten eies Rechnungshofes wollen mehr Po­
~ten. weil sie sagen. wir brauchen effizientere 
Kontrolle. Ich bin hundertprozentig dafür. Ich 
glaube auch, daß die Entlohnung entsprechend 
'>ein muß, cla hier höchstqualifizierte Personen 
ans Werk gehen müssen. 

Die Referenten erzählen uns, wie einiges ver­
bessert werden kann. Es melden die Abgeordne­
ten ihre guten Absichten hier an. Cnd dann 
kommt et\Vas ganz Entscheidendes, nämlich ein 
ganz bescheidener Antrag von einem Opposi­
tionsabgeordneten, und zwar folgenden Inhalts: 

"Die an der Enquete ,Zukunftsperspektiven ei­
ner effizienten öffentlichen Gebarungskontrolle 
durch Rechnungshof und Parlament' teilnehmen­
den Abgeordneten wollen beschließen: 

Gemäß § 98a Abs. 5 GOG wird das Stenogra­
phische Protokoll über die Enquete .Zukunfts­
perspektiven einer effizienten öffentlichen Geba­
rungskontrolle durch Parlament und Rechnungs­
hof' dem Nationalrat als Verhandlungsgegen­
stand vorgelegt." 

Was geschieht, meine sehr verehrten Damen 
und Herren? Abgeordneter Haupt und Abgeord­
neter Wabl stehen auf dem Antrag drauf. Wenn 
ich mich richtig erinnere, gehören Abgeordneter 
Haupt und Abgeordneter Wabl auf jeden Fall der 
Opposition an. Aber Abgeordneter Ettmayer 

fehlt. Abgeorelneter König fehlt. Ahgeordneter 
Flicker fehlt. Abgeordneter \hrizzi fehlt und Ab­
geordneter Kräuter fehlt. All die<;e :lrI11en Abge­
ordneten fehlen, denn .,ie <;incl nicht eier \tleinung, 
daß man da<;, \Va<; heute hier besprochen \Vird, 
auch als Verhandlungsgegenstand hier in diesem 
Haus weiterverfolgen soll. 

Zu diesem Bedauern. daß die Dinge nicht um­
gesetzt werden: Wissen Sie, sechs Jahre bin ich 
Vor"itzender deo;; Rechnungshofausschusses. 
Sechs Jahre hindurch versuchen wir, mit Ent­
schließungen und Entschließungsanträgen das. 
was der Rechnungshof empfiehlt, umzusetzen. 
die Regierung zu ersuchen, sie möge doch konse­
quenter handeln. Nur in einem einzigen Fall ist es 
in o;echs Jahren geglückt. und zwar im Zusam­
menhang mit clem ASTAG-Bericht. wo uns die 
Regierungsparteien regelmäßig vorgeworfen ha­
ben, wir 5kanclalisieren. wir übertreiben, wo be­
reits die Unterlagen vom Rechnungshof direkt 
zur Staatsanwaltschaft gegangen sind. wo ein ver­
antwortlicher Direktor in Cntersuchungshaft ge­
sessen i'it. dort ist es geglückt, einen Entschlie­
ßung"antrag durchzubringen. Das ist aber auch 
schon wieder fast zwei Jahre her. Heute wird zu­
fällig darüber beraten. Innerhalb von sechs Jah­
ren ein einziger Entschließungsantrag, ein einzi­
ger EntschließungsantragI 

Ich will die vielen Entschließungsanträge nicht 
anführen, die Sie abgelehnt haben, die Sie igno­
riert haben. wo Sie zur Tagesordnung übergegan­
gen sind. Das ist das eigentliche Problem. Sie, 
Herr Abgeordneter Wolfmayr, Frau Abgeordnete 
Graenitz, Herr Abgeordneter Kräuter, sollten 
Farbe bekennen. Das ist eine wunderschöne Dis­
kussion. Ich freue mich, so hervorragende Aus­
führungen von Herrn Pelinka, von Herrn Hengst­
schläger, von Herrn Winkler und anderen zu hö­
ren. Es ist wirklich angenehm. als Parlamentarier 
auch bei dieser Auseinandersetzung dabei zu sein. 

Aber das Traurige ist doch: Haben Sie doch 
einmal Mut, da steht überhaupt nichts, das tut ja 
nicht weh. IAbg. He in z i Il ger: Genau das ist 
es.') Es soll nur weiterbehandelt werden. Es tut ja 
gar nicht weh. Es wäre nur einmal darum gegan­
gen, daß Sie das, was Sie ohnehin schon heute 
hier beteuern, einmal auf Papier festhalten. Herr 
Abgeordneter Heinzinger! Wissen Sie, das ist das 
Peinliche. (Abg. He in z i fl ger: Genau das Ge­
genteil der Debatte ist der Antrag.') Nein, nein, 
Herr Abgeordneter Heinzinger! Wir hätten nur 
ganz gern, daß das, was hier so konsensual ange­
klungen ist. so in dem Sinn: Machen wir doch 
etwas!, auch parlamentarisch verfolgt wird, so wie 
bei der Gen technik-Enquete, Herr Abgeordneter 
Heinzinger! 

Ich verstehe schon, Sie haben Schwierigkeiten, 
ich weiß das. Die Bereichsopposition funktioniert 
nur innerhalb der geprüften Stellen. Dort funk-
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Abgeordneter Andreas Wabl 

ti0l1iert sie sehr gut , denn das war heute wirklich 
eine Fehlwahrnehmung des Herrn Referenten 
Pelinka. 1m wesentlichen kommen die Rech­
nungshofberichte aus diesen Bereichsoppositio­
nen, die in den geprüften Stellen bestehen, wo 
sich irgend jemand freut oder auch nicht freut , 
daß sein Chef einmal ordentlich in der Tinte sitzt 
und der Rechnungshof etwas festgestellt hat. Von 
dort kommt das alles her . Diese Bereichsopposi­
tion sollten Sie ein bißchen pflegen , Herr Abge­
ordneter Heinzinger. Das wäre schön. / 5.47 

Vorsitzende Präsidentin Dr. Heide Schmidt: 
Als nächster gelangt Herr Sektionschef Wolf zu 
Wort. - Bitte. 

/ 5.47 
Sektionschef Dr. Winfried Wolf (Rechnungs­

hof): Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen und 
Herren! Ich möchte mich nur kurz vorstellen: Ich 
bin Leiter jener Sektion im Rechnungshof, die 
prüfungszuständig ist unter anderem für Straßen­
bau, Hochbau, Verkehrsunternehmungen und 
auch für die Landwirtschaft. 

Ich möchte einige Sätze zu einem Thema, das 
heute schon mehrfach angezogen wurde, und 
zwar zu dem Thema Ausgliederungen aus der öf­
fentlichen Verwaltung, sagen . Seit längerer Zeit 
mehren sich nämlich diese Ausgliederungen 
staatlicher Aufgaben, und zwar auf dem Wege der 
Schaffung eigener Rechtsträger. Man gründet Ak­
tiengesellschaften, man gründet GesmbHs und 
überträgt ihnen staatliche Aufgaben. 

Der Zweck dieser Unternehmensgründungen 
ist meist verschieden. Einige Beispiele: Es werden 
Gesellschaften gegründet, um staatliche Investi­
tionstätigkeit durchzuführen. Wir haben heute 
vom Straßenbau schon gehört, auch vom Univer­
sitätsneubau, die WU in Wien . Und dann werden 
Gesellschaften gegründet, um die Förderungen 
durchzuführen . Es gibt einen eigenen For­
schungsförderungsfonds, es gibt eine BÜRGES 
für die gewerbliche Förderung, und es gibt eine 
Exportabwicklungsgesellschaft, die AMEA, die 
für die Milchproduktexporte zuständig ist. Und es 
gibt auch Gesellschaften , die Finanzierungsaufga­
ben des Bundes übernommen haben; ich denke 
dabei an die ASFINAG. 

All diese Tätigkeiten könnten staatliche Stellen 
durch die zuständigen Ressorts durchführen , 
doch von den Betreibern dieser Ausgliederungen 
werden zumeist immer gewisse Vorteile gegen­
über der staatlichen Verwaltung genannt. Es ist 
einerseits die größere Beweglichkeit dieser selb­
ständigen Gesellschaften in betrieblicher und in 
finanzieller Hinsicht, vor allem deshalb, weil sie ja 
aus dem Bundeshaushalt ausgegliedert sind. Sie 
sind nicht abhängig vom Bundeskanzleramt und 
nicht vom Finanzministerium hinsichtlich der 
Personalbewirtschaftung, und sie haben auch 

kaufmännische Gestaltungsmöglichkeiten . Sie 
können selbständig Mittel veranlagen , und sie 
können auch Beteiligungen eingehen. 

Aus der Sicht des Rechnungshofes sind aber da­
mit erhebliche Probleme für die öffentliche Kon­
trolle durch das Parlament u"nd auch durch sein 
Organ, nämlich den Rechnungshof, verbunden . 

Gerade durch diese finanziellen Aufsplitterun­
gen in selbständige Unternehmungen wird die 
Budgethoheit des Nationalrates eingeschränkt. 
Der Nationalrat ist Träger der Kontrollhoheit, 
und gerade deshalb möchte ich jetzt darauf hin­
weisen, daß auch die Aufsicht und die Kontrolle 
große Schwierigkeiten bereiten. Die Folge ist -
das wurde heute auch schon mehrfach angezogen 
- dieses unerwünschte Eigenleben dieser Gesell­
schaften , denken wir an die Straßenba u-Sonder­
gesellschaften et cetera . 

Oft werden die Ausgliederungen in der öffent­
lichen Verwaltung mit Managementversagen be­
gründet, daher sollte auch vom Nationalrat ver­
sucht werden , durch geeignete Maßnahmen im 
Wege der Behandlung unserer Berichte die Effi­
zienz und die Handlungsfähigkeit der öffentli­
chen Verwaltung zu steigern. Entbehrliche öf­
fentliche Aufgaben könnten abgegeben werden, 
und zwar unter dem Schlagwort .,Entschlackung 
der öffentlichen Verwaltung" . 

Wenn aber Aufgabenausgliederungen beab­
sichtigt sind, wäre der Zweck - einschließlich al­
ler kosten- und ertragsmäßigen Auswirkungen -
genau darzustellen, und gerade dies könnte dann 
von den Trägern der öffentlichen Finanzkontrol­
le, nämlich vom Nationalrat und vom Rechnungs­
hof, entsprechend überprüft werden . - Danke 
für Ihre Aufmerksamkeit. 15.52 

Vorsitzende Präsidentin Dr. Heide Schmidt: 
Als letzter Beamter des Rechnungshofes ist Herr 
Sektionschef Lechthaler zu Wort gemeldet. -
Bitte. 

15.52 

Sektionschef Dr. Peter Lechthaler (Rech­
nungshof): Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr 
geehrte Herren Präsidenten! Meine sehr geehrten 
Damen und Herren! Es ist leicht, mich Ihnen vor­
zustellen: Ich bin teilweise das "Pendant" jener 
neuen Kontrolleinrichtungsleiter der österreichi­
schen Bundesländer, die Sie - dankenswerter­
weise - zu dieser Enquete eingeladen haben. 

Im österreichischen Rechnungshof prüft die 
Sektion Länder und Gemeinden in acht Abteilun­
gen in einem Referat mit derzeit 53 Mitarbeitern 
neun Bundesländer, 24 Gemeinden samt den da­
zugehörigen Gemeindeeinrichtungen, Gemeinde­
verbänden und Krankenhäusern. 
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Sektionschef Dr. Peter Lechthaler 

Aus unserer Erfahrung und unserer Sicht 
möchte ich zur bunclesverfassungsrechtlichen 
Grundlage sagen , daß der Verfassungsgese tzgeber 
mit der faktischen Doppelorganschaft des Rech­
nungshofes eine moderne Regelung getroffen hat , 
die dem bundesstaa!.Iichen Aufbau entspricht und 
ein wirkungsvolles Uberprüfen der Gebarung der 
Gebietskörperschaften gewä hrleistet, zumal der 
Rechnungshof jenes Prüfungsorgan ist, das ein­
heitlich und nach gleichartigen Gesichtspunkten 
vorzugehen in der Lage ist. Diese meines Wissens 
europaweit einzigartige Verfassungslage zu be­
wahren, sollte - das möchte ich seitens der Län­
der- und der Gemeindesektion ganz ausdrücklich 
in den Raum stellen - Anliegen der Gebietskör­
perschaften sein . 

Ich möchte hier in aller Öffentlichkeit ganz 
klar erwähnen, daß wir eine außerordentlich 
gute, konstruktive Zusammenarbei t mit den An­
gehörigen jener Ausschüsse der Landtage hatten, 
die Berichte - und früher die Prüfungsergebnis­
se - des Rechnungshofes oder Landesgesetzes­
vorlagen bearbei teten . 

Sehr geehrter Herr Hofrat Lieb, ich möchte 
ganz kurz Ihrem Referat einige Worte hinzufü­
gen. Es freut mich , von Ihnen für die Länderseite 
gehört zu haben , daß in regelmäßiger informel ­
ler , das heißt , nehme ich an, persönlicher Abstim­
mung unsererseits mit den Ländern vorgegangen 
worden ist. Ich stehe dazu und werde von Beam­
tenseite mein möglichstes tun, diesen Gedanken 
weiter auszubauen , obwohl ich - das möchte ich 
ganz leise anmerken - kein besonderer Freund 
von Institutionen und Kommissionen bin , wenn 
diese nicht klare Vorgaben bekommen haben. 

Noch kurz, Herr Hofrat, zu Ihrem - das muß 
ich dazusagen - ganz begründeten Gedanken­
gang, nicht unsere zu veröffentlichenden Berichte 
als Produkte auf den Tisch zu bekommen, um 
sich einen Überblick über die Prüfungsergebnisse 
zwischen Bodensee und eusiedler See zu ver­
schaffen, sondern die sogenannten Prüfungser­
gebnisse; ich möchte das mit "Regierungsbericht" 
umschreiben. - Allein : Das wird nach der derzei­
tigen Rechtslage nicht gehen. Der Bericht richtet 
sich - nicht zur Veröffentlichung bestimmt - an 
das Vollzugsorgan Landesregierung und wird da­
durch zu einem Geschäftsstück des Amtes der 
Landesregierung; alles Weitere brauche ich nicht 
mehr zu erwähnen. 

Meine Damen und Herren! Früge man mich , 
was wir uns im Bereich Länder und Gemeinden, 
also aus der Praxis , wünschen, so sind das zwei 
kleine Änderungen im Bereiche des Rechnungs­
hofgesetzes. 

Erstens, daß nicht nur die Landesregierungen 
und die Bürgermeister verpflichtet sind, uns Jah­
resrechnungen vorzulegen, sondern auch die Be-

triebe dieser Gebietskörperschaften quasi Pflicht­
exemplare vo rlegen. 

Zweitens, bei solchen Prüfungsfä llen , wo meh­
rere Gemeindegesellschafter a n Betrieben betei­
ligt sind oder wo Zwischenbeteiligungen von Lä n­
dern vor liegen, eine Bagatellgrenze einzuführen, 
damit wir nicht aufgrund der formalen Verfas­
sungslage verpflichtet sind, Gemeinden mit einer 
Beteiligung von 0,09 Prozent oder 0,21 Prozent 
in das vo lle Berichtsve rfahre n miteinzubeziehen 
und dann mit Prüfungsberichten zu beteilen, und 

drittens, last , not least, würde ich mir wün ­
schen , aus dem Länder- und Gemeindebereich 
Bewerber um die Aufnahme in den österreichi­
schen Rechnungshof zu bekommen. Eine Bitte an 
den Verfassungsgesetzgeber seitens der Praktiker 
ger ichtet: So sehr Artikel 21 Abs. 4 Bundes­
Verfassungsgesetz die Vora ussetzung dafür in 
idealer Formulierung zu sichern scheint - die 
Praxis spricht dagegen. - Ich danke vielmals. 
/5.57 

Vorsitzende Präsidentin Dr. Heide Schmidt: 
Als nächster Redner zu Wort gemeldet ist Herr 
Abgeordneter König. - Bitte. 

/5.57 
.. Abgeordneter Dkfm. DDr. Friedrich König 

(OVP): Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten 
Damen und Herren! Gestattten Sie mir, einerseits 
aus meiner beruflichen Erfahrung in der Wirt­
schaft, andererseits aus der Erfahrung, die ich als 
Vorsitzender des Rechnungshofausschusses etli­
che Jahre hindurch sammeln konnte , festzustel­
len, daß eine der wichtigsten Funktionen der 
Rechnungshofkontrolle darin besteht, daß sie 
Präventivwirkung hat. 

Natürlich kann der Rechnungshof nicht alles zu 
jeder Zeit prüfen: Es kommt auf die Intervalle an, 
es kommt auf die Auswahl an. Gerade deshalb 
war es so wesentlich, daß bereits vor Jahren - das 
war damals die Initiative des Präsidenten Broesig­
ke und des Rechnungshofausschusses - die inter­
ne Revision , wie sie selbstverständlich jedes grö­
ßere Unternehmen hat, auch in der Hoheitsver­
waltung, in den einzelnen Ressorts eingeführt 
wurde. Diese kann natürlich dann laufend prüfen, 
und vor a llem: Sie kann feststellen, ob die Organi­
sation das wichtigste Kontrollinstrument sicher­
stellt, nämlich das Vier-Augen-Prinzip. 

Damit bin ich auch bei der Frage, die die Kolle­
gin Graenitz aufgeworfen hat, nämlich: Wer kon­
trolliert denn die Kontrollore? Gerade das bedeu­
tet doch eigentlich, daß man an der Position , an 
der Funktion des Vizepräsidenten des Rech­
nungshofes festhalten muß. Denn das Vier-Au­
gen-Prinzip, das für jede kleine Kasse , für jede 
kleine Buchhaltung gilt, muß doch auch und ge­
rade im Rechnungshof gelten. Das ist die einzige 
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Abgeordneter Dkfm. DDr. Friedrich König 

Möglichkeit einer wirksamen Vier-Augen-Kon­
trolle , und zwar auf gleichberechtigter politischer 
Ebene. (Ruf bei der SPÖ: Das ist ja kein Kontroll­
organ.' ) Eben kein Kollegialorgan, aber die Kon­
trolle hat der Rechnungshof. Dem Vizepräsiden­
ten mußten und müssen sämtliche Akten vorge­
legt werden , er hat überall Einsichtsrecht: es ist 
also eine wirkliche Vier-Augen-Kontrolle ge­
währleistet. 

Ich meine, gerade wir Abgeordneten sollten da­
für Verständnis haben : Man kann nicht einem po­
litischen Mandatsträger, der politisch verantwort­
lich ist, wie das im monokratischen System des 
Rechnungshofes der Präsident ist. als Vertretung, 
wenn er verhindert ist, einen Beamten an seine 
Stelle setzen. Dieser kann noch so tüchtig sein, 
aber er ist eben kein politischer Mandatsträger, 
und er kann daher politisch diese Funktion nicht 
wahrnehmen und den Präsidenten politisch nicht 
vertreten; auch kann er dessen Verantwortlichkeit 
nicht übernehmen. 

Ich meine daher, man sollte nicht aus dem Au­
genblick heraus - damit bin ich in Übereinstim­
mung mit den Herren Referenten Professsor 
WinkleI' , Brünner und Präsidenten Fiedler; ich 
habe allerdings auch keine gegenteilige Stimme 
von der Referentenbank zu dieser Feststellung 
gehört -, man sollte also nicht aus einem plötzli­
chen politischen Anlaß heraus leichtfertig die 
Verfassung ändern . 

Ich würde auch meinen, daß Skepsis angezeigt 
ist beim Schlagwort "begleitende Kontrolle" . Die 
begleitende Kontrolle, und zwar in der Form, wie 
sie vielfach verstanden wird, nämlich daß sich der 
Rechnungshof miteinschaltet - etwa während ei­
ner längeren Bau- oder Errichtungsphase -, 
würde dazu führen, daß der Rechnungshof selbst 
auch in die Managementverantwortung miteinbe­
zogen wird. Wie soll er denn nachher dann noch 
unbeeindruckt kontrollieren können, objektiv 
kontrollieren können, wenn er mithineingezogen 
wird?! 

Was aber notwendig ist - das hat die Erfah­
rung gezeigt, und ich glaube, Frau Kollegin Grae­
nitz, Sie so verstehen zu können -, was möglich 
ist, ist, daß bei Großprojekten, die sich über einen 
langen Zeitraum erstrecken, abschnittsweise ge­
prüft wird, daß man nicht erst Jahre abwarten 
muß - so habe ich Sie verstanden -, sondern 
daß man abschnittsweise prüft, daß man abge­
schlossene Projekte, abgeschlossene Abschnitte 
auch tatsächlich einer Kontrolle durch den Rech­
nungshof unterziehen kann. (Abg. Dkfm. lLona 
G ra e nil z: Sehr richtig!) 

Was den Antrag der grünen Fraktion anlangt: 
Herr Kollege Wabl, so einfach kann man es sich 
nicht machen, daß man nämlich all diese wertvol­
len Vorstellungen sozusagen nur ins Plenum 

,.schaufelt", sondern man muß sich schon geistige 
Spesen machen und. jede Fraktion für sich, in ei­
nen Antrag kleiden. von dem man meint, es auch 
verantworten zu können . 

Ich persönlich finde. da ß heute sehr viele wert­
volle Anregungen gekommen sind, und ich würde 
meinen , daß wir vor allem jene Anregungen , die 
aus der Praxis gekommen sind - von den Herren 
des Rechnungshofes , vom bisherigen Präsidenten 
und vom jetzigen Präsidenten - , zur Priorität der 
Überlegungen auch hier im Hause machen soll­
ten . /6 .02 

Vorsitzende Präsidentin Dr. Heide Schmidt: 
Als nächster zu Wort gemeldet ist Herr Abgeord­
neter Haupt. - Bitte . 

/ 6.02 

Abgeordneter Mag. Herbert Haupt (FPÖ) : 
Frau Präsidentin! Sehr geehrte Herren Präsiden­
ten! Sehr geehrte Damen und Herren! Ich möchte 
dort fortsetzen, wo Kollege König geendet hat. 
Ich bin deswegen dem Antrag des Kollegen Wabl 
beigetreten, weil ich auch aus der täglichen Er­
fahrung des Parlaments heraus glaube, daß es ein­
mal wichtig ist, Erkenntnisse von Enqueten nicht 
nur im jeweiligen Fachausschuß - sprich in die­
sem Fall im Rechnungshofausschuß - , sondern 
durchaus im gesamten Plenum zu diskutieren. 

Ich glaube, daß uns die Erfahrungen mit der 
Enquete-Kommission betreffend Gentechnologie 
durchaus recht gegeben haben, daß nämlich nicht 
nur allein rechtliche Probleme auf der einen Sei­
te, sondern allgemeine demokratiepolitische Vor­
stellungen , die jedem Abgeordneten des Hohen 
Hauses ein Anliegen sein sollten, einmal zur 
Grundlage einer Diskussion und einer Erweite­
rung dienen sollten, eben eines Fachpapieres von 
solch wissenschaftlicher Qualität, wie sie diese 
Enquete bis dato seitens der Referenten gezeigt 
hat. Das sollte ein wünschenswertes Ziel sein, 
auch was die Verbesserung der Diskussionsgrund­
lage dieses Hohen Hauses beziehungsweise die 
Verbesserung des Images der Abgeordneten an­
langt . 

Nun möchte ich aber zum eigentlichen Thema 
meiner zweiten Wortmeldung heute hier kom­
men, das ist eigentlich eine Bitte. Ich selbst habe 
es als Obmann des Umweltausschusses mehrfach 
erlebt, daß mit der Frage des individuellen Daten­
schutzes einerseits, andererseits aber auch mit der 
Frage des gesamten Datenschutzes in unserem 
Rechtssystem die Arbeit des Parlamentariers er­
schwert wird, aber auf der anderen Seite ist es für 
mich als Mitglied von "amnesty international" 
auch einsichtig, daß Individualrechte deutlicher 
und besser in den Verfahren auch des Rechnungs­
hofausschusses und seiner Tätigkeit zu wahren 
sind. 
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Ich möc hte daher von dieser Stelle a us noch­
mals die Bitte an die Referenten richten , die Fra­
ge Datenschutz und auch die Grenzen des Daten ­
schutzes - des individuellen Datenschutzes ei ­
nerseits und der notwendigen parlamentarischen 
Einsichtnahme - doch deutlicher aufzuzeigen , 
a ls das in den bisherigen Statements geschehen 
ist. 

Ich darf dazu ein Beispiel anführen , etwa die 
jüngste Diskussion um den Rechnungshofbericht 
beziehungsweise um die Rechnungshof-Sonder­
prüfung des Wasserwirtschaftsfonds. Wir haben 
uns wirklich eindringlich bemüht, mit den Instru­
mentarien , die uns im Par lament zur Verfügung 
stehen - Anfrage. dringliche Anfrage, Einset­
zung eines Untersuchungsausschusses -, Licht 
ins Dunkel zu bringen, mußten aber hinnehmen , 
daß zunächst die Frau Bundesministerin für Um­
welt , Jugend und Familie und dann auch der Herr 
Finanzminister unter Hinweis auf den Daten­
schutz beziehungsweise a uf ähnliche finanzge­
setzliche Regelungen Antworten a uf Fragen ver­
wehrt haben - und das im Zusammenhang mit 
einem Mindersteueraufkommen von rund 180 bis 
360 Millionen Schilling, so Experten-Meinungen 
der entsprechenden Kommissionen und der dort 
genannten Zahlen über Altlasten in Österreich. 

Ich meine, es kann doch nicht so sein, daß un­
ter dem Hinweis auf Datenschutz auf der einen 
Seite betroffene Regierungsmitglieder Arbeits­
grund lagen dem Parlament verweigern, auf der 
anderen Seite aber dann die Mehrheit im Parla­
ment die entsprechenden Überprüfungen durch 
den Rechnungshof beziehungsweise den Rech­
nungshofausschuß blockiert beziehungsweise -
ein noch stärkeres Kontrollinstrument - die Ein­
setzung eines parlamentarischen Untersuchungs­
ausschusses verweigert. 

Ich erwarte mir, was die Abgrenzung des Da­
tenschutzes anlangt, eine deutlichere Position, als 
sie in den vorliegenden Papieren zu finden ist. In 
Ihrem Schlußstatement hier würde ich die Refe­
renten um Präzisierung dieser Abgrenzungs­
grund lagen bitten - noch dazu, da wir im zitier­
ten Fall von der Datenschutzkommission ein ent­
sprechendes Papier übermittelt bekommen ha­
ben, das einen Hinweis zu einem Präzedenzfall im 
niederösterreichischen Landtag enthält und das 
dortige Verhalten der Frau Landesrätin Prokopp 
aufzeigt, ebenso die deutliche Ineffizienz der par­
lamentarischen Kontrolle. Dort haben Regie­
rungsmitglieder, eben unter Hinweis auf den Da­
tenschutz, Antworten verweigert. 

Ich bitte also nochmals um Präzisierung, denn 
ich meine, daß das ein zentrales Thema unserer 
hinkünftigen Arbeit ist. - Danke. 16.06 

Vorsitzende Präside ntin Dr. Heide Schmidt: 
Nächste Wortmeldung: Fra u Abgeordnete Petro­
vic . - Bitte. 

/ 6.06 
Abgeordnete Dr. Madeleine Petrovic (Grüne): 

Frau Präs identin! Meine sehr geehrten Damen 
und Herren! Da sic h in den - zwischenzeitlich 
mit erstaun licher Flexibilität - abgeführten Be­
ratungen offenba r Einigkeit ergeben hat , bringe 
ich jetzt noch einmal diesen Antrag ein, da bei der 
Begründung offenbar etwas von großer "Trag­
weite" geändert wurde. Der Text des Antrages ist 
ansonsten unverändert . 

Antrag 

Die an der Enquete .. Zukunflsperspektiven einer 
effizienten öffentlich en GebarungskofltroLLe durch 
Parlament und Rechnungshof" teilnehmenden Ab­
geordneten woLLen beschließen: 

Gemäß § 98a Abs. 5 GOG wird das Stenogra­
phische Protokoll über die Enquete ,.Zukunftsper­
spekliven einer effizienten öffentlichen Gebarungs­
kontrolle durch Parlament und Rechnungshof" 
dem Nationalrat als Verhandlungsgegenscand vor­
gelegt. 

Meine Damen und Herren! Ich hoffe , daß nicht 
nur dieses Protokoll als Verhandlungsgegenstand 
vorgelegt wird , sondern daß tatsächlich auch bei 
den derzeit laufenden Beratungen zur Geschäfts­
ordnungsreform diesem Gedanken , den ich ange­
sprochen habe, nämlich der besseren Vernetzung 
von Parlament und Rechnungshof, um Konse­
quenzen ziehen zu können, Rechnung getragen 
wird . 

Heute bin ich eigentlich nicht sehr optimistisch, 
ob das wirklich erwünscht ist, denn ich habe den 
Eindruck, daß vor allem die VertreterInnen der 
Regierungsparteien eher besser auf einem Ohr 
hören, nämlich dann , wenn irgend etwas, was ih­
nen heute sehr unangenehm ist, von den Wissen­
schaftern gerügt wird. Das, glaube ich, darf jetzt 
nicht dazu führen , daß man diese einzige Effi­
zienz, die heute so einigermaßen funktioniert -
und sei es durch Indiskretionen! -, zudreht. 

Die RH-Rohberichte sind ja deswegen so ein 
gefundenes Fressen für die Medien, weil eben lei­
der Gottes diese Berichte hier irgendwann um 
Mitternacht, wenn überhaupt, diskutiert werden, 
oder sie verfallen - oder es geschieht nichts. Das 
heißt, aufgrund der Veröffentlichung von Rohbe­
richten und der Tatsache, daß der öffentliche 
Druck oft so stark ist, ist ja heute oft die einzige 
Garantie, daß irgend etwas passiert! Das heißt, 
wenn man an der Praxis der Rohberichte , daß 
darüber diskutiert wird, etwas ändern will, dann 
muß man das in die Richtung ändern, daß diese 
rascher, und zwar rascher auch mit der Gegenäu-
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Ahgeordnete Dr. \ladeleine Petro\ir 

ßerung. di ... kutiert v..erden können. Da ... hieße für 
mich hei.,piel'iv..ei-;e. den Rohhericht mit einer 
lv..ei- oder Drei-Tageo.;-Frist an die helangte Be­
hörde zu gehen und v..arUlll denn nicht zum Bei­
~piel auch in einem öffentlichen Streitge'iprJch 
I\\.i,>chen der helangten Behörde und dem Rech­
nungshof ahzuklJren: \Nao.; ist dran an elen Vor­
würfen. und wie üherzeugend kann die bel:1ngte 
Behörde diese Vorwürfe entkrJften'~ Das wJre ja 
dann auch für die Konsequenzen sehr wichtig. 
denn \\.enn zum Beispiel ein Vorwurf überzeu­
gend vom Ti-;ch gefegt werden kann. dann. glaube 
ich. hat doch niemand Interesse claran. auf solch 
einem Punkt IJnger herumzureiten. 

leh komme aber noch einmal zurück zu Fra­
gen. die auch Herr Sektionschef Wolf ange'ipro­
chen hat. n:imlich: Wie handelt der Staat üher­
h:wpt'J Was 'iincl öffentliche Aufgaben'! 

leh verlange bei allen öffentlichen Aufgaben 
auch eine öffentliche Kontrolle. Lnd da ist e" mir 
auch egal, ob das dann eine private GesmbH he­
'iorgt. Leider Gottes aber wird dieses AU'iglieclern 
aus der Staatsverwaltung ja heute ohne geschlm­
senes Konzept der Privatisierung durchgeführt. 

leh glaube. üherall dort, wo es keine funktio­
nierende Konkurrenzwirtschaft gibt, handelt es 
sich um öffentliche Aufgaben - auch wenn man 
das einer privaten GesmbH überantwortet hat. 

:Vlir kann man nicht wirklich weismachen, daß 
die Vermittlung von Langzeitarbeitslosen ein sehr 
lukratives Geschäft i'it. Dort, wo es lukrative Ge­
schäfte gibt. findet .,ich sogar gegen clas Gesetz 
illlmer jemand, der clas auf einem Markt macht. 
unel sei es auf schwarzen Märkten. Aber dort. wo 
es keine Märkte gibt, hanclelt es sich um öffentli­
che Aufgaben, um die Wahrnehmung der öffent­
lichen Aufgaben. Der Mitteleinsatz dafür braucht 
die Kontrolle. Daher halte ich eliese Privatisie­
rungsdiskussion ohne Konzept, warum was priva­
tisiert werden soll und ob das wirklich eine wirt­
schaftliche Lösung ist. für sinnlos. Wenn wir jetzt 
auch eine sehr kritische Einsichtsbemerkung des 
Rechnungshofes zur Privatisierung eier Staats­
schuldenverwaltung, des Debt-Managements, 
hatten, so kann ich mich dem nur anschließen. 
Ich halte das für eine klassische öffentliche Auf­
gabe, die auch der vollen und uneingeschränkten 
öffentlichen Kontrolle bedarf, und daher die 
Überantwortung an eine GesmbH für sehr witz­
los. 

Und zum Argument, die staatliche Verwaltung 
sei so schwerfällig, so wenig flexibel. Ich habe 
auch im zust:indigen Ausschuß gefragt: Was ist 
denn so schwerfällig') Sind es die Normen? -
Dann bitte ich um einen Vorschlag, wie wir sie 
Jndern sollen. Ich glaube nicht, daß es die Nor­
men sind. Ich glaube auch nicht, daß es notwendi­
gerweise die Entlohnung ist, denn wenn man die 

Polizei he~'ier entlohnen kann al<. die Rechnungs­
hofbedien.,teten. dann v..ürde ich meinen. wir <;011-
ten die ... :inclern. Lnd wenn es ohnehin die \Iög­
lichkeit von SoncierverrrJgen giht. v..arum ergrei­
fen wir diese \Iöglichkeit nicht, 'Wenn wir <;agen. 
das sei \\irt'>chaftlich'1 

Alles in allem also: ein Konzept der Privati,ie­
rung und eine Kontrollbefugnis für den Rech­
nungshof bei ~\lIen öffentlichen Aufgaben. denn 
die \Vahl privater Handlungsformen dient heute 
leider zu einem Ciutteil nur einer gewissen Ver­
schleierungsraktik. Lncl das kann. glaube ich, 
nicht im Sinne des Parlaments sein. II>.I~ 

Vor<;itzende Pr:isidentin Dr. Heide Schmidt: 
Wir sind jetzt am Ende der Diskus,>ionsheitr:ige 
des Plenums, wenn ich so sagen darf. une! kom­
men nun zur Runde unserer Referenten. 

Als erster zu Wort gemeldet ist Herr Professor 
Hengstschläger. Ich ersuche ihn um ~eine Wort­
meldung. 

I h.l: 

Referent Lniversit:itsprofessor Dr. Johannes 
Hengstschläger (SchllljJwoni: \loch einmal ganz 
kurz zu elen Rohberichten. Eine Bemerkung viel­
leicht zu deren Üualit:it. Eine Beschuldigung auf­
grund von Rohherichten nimmt natürlich in 
Kauf. daß es eine Beschuldigung ist, zu der eier 
Betroffene noch keine Stellungnahme abgegeben 
hat. Lnd das ist klar gegen die EuropJische \llen­
schenrechtskonvention. Wenn man das für die 
Publizit:it in Kauf nehmen will, ist das eine ande­
r:e Sache. (Abg. W abi: Herr Professor.' Das iSl 

noch keine Strafe, das ist keill Uneil.', Ich habe die 
Rohberichte so gemeint, wie sie Frau Abgeordne­
te Graenitz und auch Herr Abgeordneter Flicker 
angesprochen haben. 

Zum Herrn Sektionschef. Er hat gemeint, es sei 
ein papierloses Verfahren. Natürlich habe ich mir 
das nie vorgestellt. Herr Sektionschef. Auch das 
Verwaltungsverfahren ist kein papierloses Ver­
fahren, sondern es gibt schriftliche Stellungnah­
men, es gibt mündliche Stellungnahmen, die pro­
tokolliert werden, und so weiter. Und am Schluß 
gibt es keinen Vorbescheid oder Rohbescheid, 
sondern eben einen Bescheid. Das gleiche ist im 
gerichtlichen Verfahren der Fall. 

Was die Frage anlangt, daß ich gemeint habe, 
es sollen zunächst einmal nur die Ergebnisse der 
Rechnungshofprüfung publiziert werden: Damit 
habe ich zum Ausdruck bringen wollen, daß es 
einen Bericht geben solL der eine bessere Lesbar­
keit haben soll, der sehr benutzerfreundlich sein 
soll, sowie einen erweiterten Bericht, eier eine 
umfassende Stellungnahme, eine umfassende 
Kommentierung beinhalten soll. Wenn aber die 
Praxis meint, daß für alle Abgeordneten solch ein 
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Refen'nt l-ninrsitiitsprofessor Dr. Johannes Hengstschliig('r 

lImL\~~ender Bericht d~l~ Richtioe \\:ire dann hin 
ich d~lmit völlig ein\cr'ilanden_ I=' • 

!\lIn möchte ich noch ganz kurz auf die Fracre 
der /\u~hll<;haftung eing;hen. die Herr Pr:-i~ide~t 
Broesigke ange..,prochen hat. Das ist \Nirklich ein 
Prohlem. das derzeit sehr lInhefriedi oend uelö~t 
i'it. Die Verfassung sieht eine Rechn~lngsh~flLl­
'itändigkeit nur bei einer entsprechenden Beteili­
gung oder bei einer entsprechenden Behert·­
'ichung vor ... Entsprechend" ist d~IS entscheidende 
\Vort. 

Herr Präsident Broesigke hat ge~agt: 1\a ja, es 
i'it einmal im Zusammenhang mit der Unverein­
harkeit eine Ausfallsh:tftung ~h Beteiligung ange­
~ehen worden_ Schwierig ist es hier, w'eil die Be­
teiligung .. entsprechend'':" sein muß. Das heißt. die 
Ausf:lllshaftung muß so kon'itruiert werden, daß 
'iie einer Beteiligung in einer Höhe von minde­
'iten'i 50 Prozent gleichkommt. und eine 50pro­
zentige Beteiligung bedingt - und clas \Nar der 
Kern der ganzen Lnternehmenskontrolle - ein 
sogenanntes Abblockungspotential. Wenn nun 
aber die Gemeinde überhaupt keinen Einfluß auf 
die Lnternehmung hat, hat sie auch kein Abblok­
kungspotential. Lnd c1:1l1n kommt auch eine quasi 
50prozentige Beteiligung, das heißt eine Gleich­
stellung, nicht in Betracht. Und deshalb ist dies so 
unbefriedigend gelöst. 

Ich glaube, man sollte nicht da ansetzen, daß 
man die Ausfallshaftung unter die Rechnungshof­
kontrolle subsumiert, sondern man sollte dort an­
setzen, daß es nicht zul:-issig sein soll. für etwas 
eine Ausfallshaftung zu übernehmen, und zwar 
zu 100 Prozent. ohne daß derjenige, der zu 
100 Prozent haftet, überhaupt ein Ingerenzrecht 
auf die Unternehmung hat. Er hat also nur die 
Haftung und sonst nichts. (Zwischenruf Fon Dr. 
B r 0 e s i g k e.) Richtig, alle Gemeinclesparkassen 
sind nach demselben Schema konstruiert. Ich 
glaube, dort sollte der Ansatzpunkt sein und nicht 
bei der Rechnungshofkontrolle. Die Rechnungs­
hofkontrolle erg:-ibe sich dann unter diesen Vor­
aussetzungen mehr oder weniger von selbst. 

Was mich noch gewundert hat, ist, daß einfach 
hingenommen wird, daß eine geprüfte Unterneh­
mung im Kontrollverfahren vor dem Verfas­
sungsgerichtshof überhaupt keine ParteisteIlung 
hat, obwohl in ihre verfassungsgesetzlich gew:-ihr­
leisteten Rechte eingegriffen wird, nämlich in den 
Eigentumsschutz, in die Berufsfreiheit, in den 
Datenschutz und so weiter, was auch der Euro­
päischen Menschenrechtskonvention wider­
spricht. (ZI,\,'ischellruf I'on Dr. B r 0 l' si g k e.) 

L nd die umgekehrte Seite ist, daß dann heraus­
kommt, daß der Unternehmung das Erkenntnis 
gar nicht zugestellt werden kann, weil die Unter­
nehmung nicht Partei ist und daher das Erkennt­
nis strenggenommen für diese Unternehmung 

keine Wirkung hat. Lnd soviel ich \\eiß. giht e., 
'>chon eine Lnternehll1ung. die ..,ich auf :Iiesen 
Standpunkt <;tellt und ..,agt: Das Erkenntnis i~t der 
Gehiet<;körperschaft zugestellt worclen, aber nicht 
un .... cLther berührt uns das nicht, und \Nil' I;tssen 
den Rechnungshof nicht prüfen. - Ein Zustand. 
der dringend saniert werden müßte. /(>.1-: 

VOI'iitzenele Pdsidentin Dr. Heiele Schmidt: 
Danke, Herr Professor. 

Herr Profe<;sor Pelinka \N:-ire der nächste. -
Bitte. 

!fl.r 

Referent Lniversitätsprofessor Dr. Anton Pe­
\inka ISchllljh'or(): Frau Pr:-isidentin! Meine Da­
men und Hellen' Ei nige Anmerk ungen zu m 
Schluß. Zunächst zu Pr:-isidenten Broesigke: Der 
Begriff eies Zusammenspiels von Beamten und 
vledien war von mir nicht so formuliert. daß dar­
unter ein intentionales, permanentes System im 
Sinne einer Art Verschwörung zu verstehen ist. 
sehr wohl aber ein de facto funktionierendes Sy­
stem eies ständigen Du rchsickerns. 

\Jun nehme ich sehr gerne zur Kenntnis, daß es 
nicht in erster Linie Beamte eies Rechnungshofes 
sind. <,onclern nur ausnahmsweise. Nur in wenigen 
F:-illen, hat Pdsielent Broesigke gesagt, und a~ch 
Abgeordneter Wabl hat sich in diese Richtung ge­
:lußert. Aber das ist nicht mein Punkt, ob das nun 
Beamte der geprüften Stellen sind oder andere. 
Entscheidend ist, daß elie T:-itigkeit des Rech­
nungshofes diese quasi oppositi<:)l1elle Funktion 
über die Medien bekommt. Und in Zeiten des in­
vestigativen Journalismus, der ja auch in unserer 
Demokratie eine wichtige Rolle spielt, ist das als 
Funktion wesentlich mitzudenken. Es geht also 
überhaupt nicht um eine Schuldzuweisung aus 
meiner Sicht, wo diese Informationen durchsik­
kern, sondern um die Tatsache, daß sie e1urchsik­
kern und daß es naiv wäre, zu glauben, man 
könnte sich dieses Durchsickern einfach wegelen­
ken oder es durch neue Normen von der politi­
schen Wirklichkeit wegbekommen. 

Zweitens zu einer Art Interpellationsrecht. dem 
sich der Präsident des Rechnungshofes parlamen­
tarisch stellen müßte. Herr Präsident Broesigke 
hat gemeint. das wäre eine Anomalie, weil sich 
normalerweise das parlamentarische Interpella­
tionsrecht auf Bereiche eier Vollziehung bezieht. 
Nun, das mag ein Argument sein, aber aus meiner 
Sichtweise, die die institutionelle Form der Ge­
waltentrennung ohnehin als obsolet bezeichnet. 
ist es eigentlich kein entscheidendes. Wichtig ist 
das, was Broesigke dann gemeint hat mit der Ge­
fährdung der Prüfungstätigkeit. Diesem wichti­
gen Einwand, glaube ich, kann man gerecht wer­
den, wenn man grundSätzlich ein solches Inter­
pellationsrecht ex post. das heißt nach Abschluß 
des Verfahrens, statuiert. Dann wäre die Prü-
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Referent Universitätsprofessor Dr. Anton Pelinka 

fLtngstätigkeit nicht gefährdet. sehr wohl aber 
eine Kontrolle der Kontrollore gegeben . 

Ich halte das aus folgendem Grund für wichtig: 
Es hat vor einigen Jahren eine Prüfungstätigkeit 
des Rechnungshofes in bezug auf die Österreichi­
sche Rektorenkonferenz gegeben. Und dieser 
Prüfungstätigkeit ist - zufällig oder nicht - po­
litische Kritik an der Rektorenkonferenz im Zu­
sammenhang mit einem Forschungsprojekt, be­
zogen auf die Stellung der Volksgruppen in 
Österreich, vorausgegangen. (Abg. Bur g SI al -
I e r: Das war wichtig, Herr Professor. denn da wa­
ren ja 800 000 S Budgel!) Einverstanden. 

Mir geht es nur darum, daß ich glaube, es 
könnte im Interesse des Rechnungshofes se lbst 
liegen, daß hier ex post die Motive für diese Prü­
fung erfragt werden, damit eben klargestellt ist, 
was ich zunächst einmal annehme, nämlich daß 
kein politischer Druck aus einem bestimmten 
Bundesland dazu geführt hat, daß sich d~r Rech­
nungshof gerade zu dem Zeitpunkt die Osten'ei­
chische Rektorenkonferenz vornahm, zu dem 
diese ein offenkundig für manche Politiker nicht 
angenehmes Forschungsprojekt durchführte. 
(Abg. Bur g SI a II e r: Wer hat denn das jetzi ver­
langt, die Medien oder eine Partei?) Es haben ei­
gentlich Politiker mehrerer Parteien eines be­
stimmten Bundeslandes das verlangt. Das war 
eine Kärntner Problematik und keine spezifische 
Parteiproblematik. 

Zuletzt die Gretchenfrage" Vizepräsident" . Ich 
möchte auch etwas dazu sagen. Würde ein Parla­
mentsforscher beispielsweise aus Australien kom­
men und diese Diskussion beobachten und könn­
te man ihm dann die Frage stellen: Welche Frak­
tion scheint Interesse an der Besetzung und wel­
che Fraktion scheint kein Interesse an der Beset­
zung zu haben? , so würde die Antwort sehr 
leichtfallen, denn bei simpler teilnehmender Be­
obachtung ist ziemlich klar, wir hier die Interes­
sen verlaufen. Ich möchte Kollegen Brünner aus­
drücklich ausnehmen, weil er seine Lehrmeinung 
konsistent hier vertreten und in diesem Sinne 
nicht a ls Fraktionsvertreter gesprochen hat, aber 
sonst ist doch hier ganz massiv klar, daß es um 
Interessen von Fraktionen geht, und diese Inter­
essen von Fraktionen tarnen sich gelegentlich als 
theoretische Aussagen. Und mit dieser Bemer­
kung möchte ich auch schon die Behandlung der 
Gretchenfrage der Funktion des Vizepräsidenten 
beenden. - Ich danke schön. (Abg. Bur g S tal -
l e r: Aber Sie sind schon hier im Parlament, wo 
demokratisch gewählte Parteien letztlich über den 
Rechnungshof bestimmen!) Es gibt die Freiheit 
der Wissenschaft! Ich kann die Meinung zu einem 
Parlament frei sagen! Zum Glück gibt es die Frei­
heit der Wissenschaft! (Abg. Dr. Madeleine Pe -
t r 0 vi c: Man kann auch Interessen haben!) /6.22 

Vorsitzende Präsidentin Dr. Heide Schmielt: 
Herr Professor Pauger gelangt als nächster zu 
Wort. - Bitte, Herr Professor. 

/ 6.22 
Referent Universitätsprofessor Dr. Dietmar 

Pauger (Schlußwort): Sehr geehrte Frau Präsi­
dentin! Meine Damen und Herren! Zu zwei 
Punkten möchte ich etwas sagen , und dann folgt 
eine Wahrnehmung in eigener Sache. 

Erstens zu den öffentlichen Unternehmen. Die 
Frage der Ausfallshaftung, die Präsident Broesig­
ke angesprochen hat, ist für mich keine Fahnen­
frage. Ich glaube nur nicht, daß es hier um Zu­
ständigkeitsverschiebungen gegangen ist, um der 
Rechnungshofkontrolle zu entgehen. Bei der 
Länderbank-Fusion ist das sicherlich nicht einmal 
ein Nebenzweck gewesen, sondern es dürften an­
dere Erfordernisse hinter dieser Entscheidung ge­
standen sein. 

Ich muß jetzt auf das Rechtliche nicht einge­
hen; das hat mir Professor Hengstschläger schon 
abgenommen. Man muß aber doch nach der 
Funktionalität einer solchen Kontrolle fragen . 
Erstens - ich habe das ausgeführt - ist das keine 
Kontrolle der Verwaltung, denn die Verwaltung 
hat ja auf die Länderbank oder die Bank Austria 
und so weiter keinen oder kaum Einfluß, und 
zweitens muß man nach dem Nutzen einer sol­
chen Kontrolle fragen. 

Ich habe vor mir einen Auszug aus dem Bericht 
des Rechnungshofes über die Oberbank, also die 
Bank für Oberösterreich und Salzburg AG. Nach 
mehreren Prüfversuchen - der erste geht auf das 
Jahr 1981 zurück - gab es 1989 ein Erkenntnis 
des Verfassungsgerichtshofes, daß diese Bank 
prüfungsunterworfen ist. Im Jahr 1990 wurde 
dann der Bericht über die Jahre 1979 bis 1990 
vorgelegt. Und darin heißt es, daß es der Bank 
gelungen ist - ich zitiere jetzt wörtlich -, "ihre 
marktbeherrschende Stellung im Bundesland 
Oberösterreich zu halten und auszubauen und im 
Rahmen des angestrebten Raumes ihre geschäfts­
politischen Vorstellungen weitgehend zu verwirk­
lichen. Es liegen jedoch noch Schwächen in der 
regionalen Aufgliederung der Zweigstellen und 
Filialen vor, weil vor allem im Bundesland Salz­
burg eine eher geringe Marktdurchdringung be­
steht." - Also ich würde das nicht als Betriebsbe­
ratung ansehen, was da herausgekommen ist. 

Ich glaube, es ist wesentlich, die öffentliche 
Aufgabe beziehungsweise die Erfüllung öffentli­
cher Aufgaben einzufangen, und dazu sind Vor­
schläge gemacht worden. Es ist aber nicht wichtig, 
sondern eher kontraproduktiv, die erwerbswirt­
schaftliche Tätigkeit zu kontrollieren, wenn es 
sich um Unternehmen handelt, an denen die öf­
fentliche Hand beteiligt ist. Man könnte hier auch 
Prüfungskapazität einsparen. Die Vorschläge des 
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Referent Univel'sitätsprofessor Dr. Dietmar Pauger 

Rech n u ngshofes zu r Personal rek rutieru ng si nel 
bemerkenswert, richtig und überlegenswert. Es 
gibt aber auc h Felder, wo man die Prüfung zu­
rückdrängen kann . Ich glaube, hier liegt ein sol­
ches Feld vor. 

Zweiter Punkt: die Innenrevision. Herr Präsi­
dent Broesigke! Ich möchte die Wichtigkeit un­
terstreichen. Und ich habe an Hand der Berichte 
die Bemühungen des Rechnungshofes gesehen, 
zu einer zufriedenstelIenden oder, sagen wir , zu 
einer guten Innenrevision in der Verwaltung zu 
gelangen . Ich glaube aber auch , daß hier der An­
satz wieder nicht richtig ist. 

Im Amtsentwurf des Rechnungshofes heißt es, 
daß der Rechnungshof darauf zu ac hten hat , daß 
bei den überprüften Stellen ein leistungsfähiges 
internes Kontrollsystem sowie ausreichende und 
ange messene Einrichtungen der inneren Revision 
bestehen . Wieder wird bei der Installation von 
Kontrolle angefangen. Warum sagt man nicht: 
Es muß bei den überprüften Stellen ein lei­
stungsfähiges internes Kontrollsystem bestehen, 
und es müssen ausreichende und angemessene 
Einrichtungen der inneren Revision vorhanden 
sein? Und der Rechnungshof legt fest , nach wei­
chen Richtlinien diese Prüfungen vor sich zu ge­
hen haben , und er überprüft schließlich dieses Sy­
stem. Es käme dann auch zu einer Aufgabentei­
lung zwischen dem Rechnungshof und der inter­
nen Revision. Und wenn der Rechnungshof die 
Möglichkeit hat, das grundsätzliche System fest ­
zulegen und zu kontrollieren, kann seine Kon­
trolle auf der internen Revision effektiv aufbau­
en. Also wieder nicht Kontrolle , sondern einmal 
eine Pflicht zur Einrichtung bestimmter Kon­
trollmaßstäbe, Kontrollinstitutionen . 

Ich habe auch erwähnt: Vergabegesetz, Subven­
tionsgesetz. Alle Zuständigkeitserweiterungen in 
diesem Bereich werden nichts nützen, wenn man 
nicht zu den ausreichenden Maßstäben kommt 
und jene normiert, welche die kontrollierten Stei­
len binden. 

Und damit zur Wahrnehmung in eigener Sa­
che. Ich habe 20 Minuten zur Verfügung gehabt 
für meinen Bericht, und ich habe gesehen, der 
Herr Präsident hat das am Vormittag sehr genau 
exekutiert. Aber es ist doch irgendwie verständ­
lich, daß man dann in diesem Bericht nicht alles 
unterbringen kann zu einem Thema, das einem 
vorgegeben wird. Ich habe deshalb eine schriftli­
che Unterlage abgeliefert, die ich möchte jetzt 
nicht sagen wertfrei ist , aber ich habe mich be­
müht , in dieser Unterlage Abwägungen zu treffen 
und auch verschiedene Positionen darzustellen. 

Herr Mag. Barmüller! Sie haben gefragt: Was 
kann man rasch, sozusagen mit kleinen Änderun­
gen machen? Sie haben mir eine Diplomarbeit 
abgeliefert, als kleine Gegengabe liefere ich Ihnen 

diese schriftliche Unterlage ab. aber nicht nur Ih­
nen. so ndern allen hier Anwesenden. Und ich 
würde bitten , daß man nicht nur das hier gespro­
chene Wort, sondern vielleicht auch diese Unter­
lage mit berücksichtigt. - Danke. (Abg. Mag. 
Bar m ii II e r: Ich kenne leider nur die Verbind· 
lichkeit der schriftlichen UnterlageIl.' - Abg. Dr. 
Madeleine P et r 0 v i c: Viele können nicht lesen!! 
- Manche wollen nicht. / 6.28 

Vorsitzende Präs identin Dr. Heide Schmidt: 
Danke. 

Herr Professor Brünner, bitte. 

/ 6.28 
Referent Universitätsprofessor Dr. Christian 

Brünner (SchLußwort): Ich möchte nur einige 
Punkte aus der Diskussion ansprechen. 

Erstens: Ich möchte den Ausführungen der 
Herren Kollegen Funk und Pelinka zu den Struk­
turprinzipien der parlamentarischen Demokratie 
grundsätzlich beitreten. Diese Strukturprinzipien 
bedeuten: Die Virulenz des Kontrollinteresses 
verläuft an der Grenze zwischen Regierung und 
Parlamentsmehrheit auf der einen Seite und Op­
position auf der andere Seite. In Anerkennung 
dieser Linie sind in den letzten Jahren nicht nur 
im Zusammenhang mit dem Rechnungshof Min­
derheiten- und Individualrechte verankert wor­
den, und ich möchte meinen, daß wir diesbezüg­
lich noch nicht den Plafond erreicht haben . Es 
geht freilich darum, daß die Gegenstände dieser 
Minderheiten- und Individualrechte, so wie das 
Herr Präsident Fiedler auch in einem bestimmten 
Zusammenhang gesagt hat, genau definiert wer­
den seitens des Gesetzgebers, um unfruchtbare 
Querelen über den Umfang der Gegenstände von 
solchen Minderheiten- und Individualrechten zu 
vermeiden. 

Ein Zweites: Man sollte vielleicht nicht von 
"begleitender Kontrolle" reden, weil das Wort ir­
reführend ist. Wenn ich Ihnen richtig zugehört 
habe, so ist man sich in der Sache im großen und 
ganzen einig. Das Steiermärkische Landes­
rechnungshofNerfassungsgesetz spricht in die­
sem Zusammenhang von Projektkontrolle und 
Projektabwicklungskontrolle und meint mit Pro­
jektabwicklungskontrolle einen Ist-Soll-Kosten­
vergleich. Herr Kollege Pauger hat schon ausge­
führt, daß auch das nicht ständig vonstatten ge­
hen kann und soll, sondern daß dieser Ist-Soll­
Kostenvergleich in bestimmten Abschnitten , des 
Fortschritts des Bauwerkes zum Beispiel, erfol­
gen soll. 

Um sich Vorstellungen von der Größenord­
nung dieser Projekte zu machen, sagt das Steier­
mär kische Landesrechn u ngshof N erfassu ngs­
gesetz, daß die Kontrolle dann durchgeführt wer­
den kann, wenn die Gesamtherstellungskosten 
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2 Promille des Gesamtausgabevolumens des letzt­
gültigen Landesvoranschlages übersteigen . Das 
sind in absoluten Zahlen derzeit 70 Millionen 
Schilling. Wenn man das auf die Bundesebene 
umlegen würde und ich richtig rechne: Wir kä­
men zu einem Projektumfang für diese Projekt­
kontrolle von zirka 1,6 Milliarden Schilling. 

Frei li ch sind dieser neuen Aufgabe des Rech ­
nungshofes - wenn man sie verankert - auch 
die Kosten gegenüberzustellen, wobei freilich 
wieder bei der Kostenseite durch Contracting-out 
eine kostengünstige Situation geschaffen werden 
kann . - Wobei festzuhalten ist , daß dieses Con­
tracting-out dann nicht erfolgen soll. wenn die ge­
prüfte Stelle hoheitlich tätig wird . 

Ein Drittes zu den Prüfzielen Wirtschaft lich­
keit und Zweckmäßigkeit. Es ist vollkommen 
klar, daß bei diesen Prüfma ßstäben jeweils auch 
vom Rechnungshof die Zielreflexion anzustellen 
ist. Bei der Zweckmäßigkeit geht es darum, ob die 
Mittel adäquat sind im Hinblick auf die Errei­
chung der Ziele, und bei der Wirtschaftlichkeit 
um Kosten-Nutzen-Überlegungen vor dem Hin­
tergrund von Zielen . 

Es wäre daher eine Fehlmeinung, zu glauben, 
daß die Tätigkeit des Rechnungshofes keine poli­
tische ist. Sie ist insoweit eine politische, als er bei 
der Handhabung dieser Prüfziele Zielreflexionen 
anstellen muß. 

Freilich möchte ich ein Zweifaches hier anmer­
ken . Es soll informelle Spielregeln für diese Ziel­
reflexion des Rechnungshofes geben, nämlich 
eine Art self restraint, eine Zurückhaltung des 
Rechnungshofes , wenn er politisch agiert. Und es 
gibt eine formelle Grenze, die durch die Verfas­
sung ganz klar gezogen ist. Es ist letztendlich 
Aufgabe des Nationalrates, über Ziele zu ent­
scheiden und damit politische Entscheidungen zu 
treffen. 

Nicht zuletzt aus diesem Grund bin ich dage­
gen, daß der Rechnungshof aus der politischen 
Verantwortung gegenüber dem Parlament her­
ausgebrochen wird. 

Ein Viertes und Letztes: Herr Sektionschef 
Schwab, ich gestehe Ihnen zu, daß mein Vor­
schlag betreffend Entschließungen gegenüber 
dem Rechnungshofpräsidenten irreführend sein 
könnte. Selbstverständlich habe ich nicht ge­
meint, daß Prüfungsergebnisse vorgegeben wer­
den. Weil aber das, was Gegenstand einer Ent­
schließung sein könnte, schwer gesetzlich zu defi­
nieren ist, möchte ich meinen diesbezüglichen 
Vorschlag nicht aufrechterhalten. Aufrechterhal­
ten möchte ich aber meine Ausführungen zum 
Aufhänger " Bundesrat". Es ist der Rechnungshof 
eben ein Doppelorgan. Er ist im Dienste des Na­
tionalrates und in Diensten der Landtage, und 

man sollte daher überlegen. ob diese funktionelle 
Organschaft a uch in Richtung eines dualistischen 
Systems auf der organisationsrechtlichen Seite 
weiterentwickelt werden sollte. 

Ich habe diesbezüglich einige Vorschläge ge­
macht. möchte aber festhalten , daß ich nicht alle 
Vorschläge als gleich wichtig ansehe. So , Herr 
Kollege Haupt. beispielsweise die Wahl des Präsi­
denten in der Bundesversammlung. Man sollte 
aber überlegen. ob es nicht doch zweckmäßig ist, 
hier einige organisationsrechtliche Aspekte aus 
Ländersicht hinzuzufügen. 

Zum Anliegen von Herrn Hofrat Lieb , daß der 
Rechnungshof dem Landesrechnungshof die Be­
richte an die Landesregierung in gleicher Weise 
und vollständig überantwortet, möchte ich fol­
gendes festhalten : Ich kann dieses Anliegen ver­
stehen und möchte es aus Zweckmäßigkeitsgrün­
den auch unterstreichen . Und wenn die Herren 
des Rechnungshofes anmerken , daß dem gesetzli­
che Barrieren entgegenstünden, dann wäre ich 
dafür, darüber nachzudenken, ob hier nicht 
durch Gesetzesänderung eine solche Möglichkeit 
der Übermittlung der Prüfberichte des Rech ­
nungshofes an die Landesrechnungshöfe in glei­
cher Weise wie an die Landesregierung geschaf­
fen werden kann. (Abg. Wa b l: Und an die Mit­
glieder des Ausschusses!) /6 .3-1 

Vorsitzende Präsidentin Dr. Heide Schmidt: 
Danke . 

Als nächster kommt Herr Professor Funk zu 
Wort. Bitte. 

/6.34 
Referent Universitätsprofessor Dr. Bernd­

Christian Funk (Schlußwort ): Gegen begleitende 
Kontrolle wurde vorgebracht, daß sie notwendi­
gerweise zu einer Involvierung des Kontrollors in 
die Geschäftsführung führen müsse. Ich meine, 
das muß nicht sein. Ich sehe die begleitende Kon­
trolle als ein Problem der Leistungsfähigkeit des 
kontrollierenden Organs. Aber eine notwendige 
Involvierung in die Geschäftsführung bedeutet 
begleitende Kontrolle, speziell als Großprojekt­
kontrolle , nicht. Man kann sich doch vorstellen , 
daß eine solche Kontrolle kommissarisch auf dem 
Informationsprinzip beruht, etwa nach dem Mu­
ster der laufenden Staatsaufsicht über größere 
Kreditinstitute, wo es auch keine Involvierung in 
Geschäftsführungsagenden gibt. 

Das Anfragerecht als Gefährdung eines laufen­
den Verfahrens - Herr Sektionschef Schwab, 
Herr Pelinka hat das Nötige schon gesagt, und ich 
kann es nur unterstreichen: So ist das nicht ge­
meint. Gedacht ist eine Möglichkeit, ein Indivi­
dualrecht jedes Abgeordneten zur Information, 
zur zusätzlichen Information über bereits vorlie­
gende Prüfungen und Prüfungsergebnisse. 

III-105 der Beilagen XVIII. GP - Bericht  - 01 Hauptdokument (gescanntes Original)68 von 121

www.parlament.gv.at



70 Parl a menta r i,c he r. nq uete - Dienstag. 17. Nove mhe r 1992 

Referent Universitätsprofessor Dr. Bernd-Christian Funk 

Je stärker der Rechnungshof und damit auch 
das Parlament an Informationen herankommen 
- Stichwort: a uch etwa Einschau in Unterlagen. 
die ich sehr zurückhaltend beurteilen würde -. 
desto mehr sind Fragen der Amtsverschwiegen­
heit und des Datenschutzes angesprochen . -
Herr Hengstschläger hat diesen Zusa mmenhang 
sehr stark unterstrichen. 

Wenn man die Systemwelt mit den Augen von 
Günther Winkler sieht - sprich : Rechnungskon­
trolle als eine Art Kontrollministerium -, dann 
stellen sich jedenfalls im Bereich des Rechn ungs­
hofes hier keine größeren Schwierigkeiten , weil 
das dann sowieso alles wohl als Vollziehung zu 
werten ist und daher die dort geltenden Schutz­
mechanismen , die rechtlichen Kautelen greifen. 

Aber spätestens dort, wo es um den Geheimnis­
schutz und etwaige Haftungsfolgen auf parlamen­
tarischer Ebene geht, stößt man auf Schwierigkei­
ten, weil wir keine Staatshaftung für Fehlleistun­
gen im Bereich der Gesetzgebung haben und letz­
ten Endes auch ein Bruch der Vertraulichkeit 
durch Abgeordnete selbst nicht sanktioniert ist , 
weder direkt noch indirekt auf dem Umweg über 
Staatshaftung. Einer direkten Sanktion würde ich 
nicht das Wort reden , wohl aber - das taucht 
hier als ein notwendiges Reformanliegen auf -
der Einführung einer Staatshaftung für Gescheh­
nisse im Bereich der Legislative. 

Es trifft sich , wenn man will , zufällig, daß uns 
dieses Thema auch von einer ganz anderen Seite 
her wird beschäftigen müssen , nämlich von der 
Seite der Europäischen Integration her. Das gilt 
für einen EG-Beitritt, und das gilt wohl auch 
schon für eine Mitgliedschaft beim EWR. 

Der Gerichtshof der Europäischen Gemein­
schaften hat kürzlich in einer Entscheidung, die 
als Frankowitsch-Urteil bekannt wurde, festge­
halten, daß die beteiligten Staaten für unterlasse­
ne Gesetzgebung haften. Es ging um eine nicht 
gehörige Umsetzung einer Richtlinie des Rates 
der EG. 

Ich will damit sagen, daß das Hohe Haus und 
die Politik in Österreich sich dem Thema "Staats­
haftung im Bereich der Legislative" werden stei­
len müssen. 

Zuletzt: Wenn man davon ausgeht, daß die 
Qualität eines parlamentarischen Systems so gut 
ist wie das Ausmaß und die Qualität von Minder­
heitsrechten , dann leben wir in Österreich sicher 
noch lange nicht in der besten aller Welten. Auch 
hier kann ich mich an Pelinka anschließen. 

Die Stärkung von Minderheitsrechten im Zu­
sammenhang mit der finanziellen Kontrolle ist si­
cherlich ein Anliegen. Wir haben gesehen, daß es 
Ausbaukapazitäten gibt. Darüber hinaus gibt es 

a uch in anderen Bereichen ga nz allgemein Mög­
lichkeiten einer solchen Stärkung. 

Es weiß jeder, daß es hier nicht um eine partei­
politische Frage geht. Es liegt die Stärkung sol­
cher Rechte im wohlverstandenen Interesse der 
parlamentarischen Mehrheit selbst. Ich komme 
zu konkreten Einzelheiten am Schluß zurück . 

Die Einführung eines Anfragerechts für jeden 
einzelnen Abgeordneten, die Möglichkeiten des 
individuellen oder minderheitlichen Zuganges 
zur Prüfung von Kontrollwirkungen. das Aufgrei­
fen von verfallenen Berichten sind Dinge, die 
sehr leicht - sehr leicht! - hergestellt werden 
könnten. Das kostet nichts , das tut auch nicht 
weh. 

Es ist aus der Sicht eines Vertreters des Staats­
rechts eigentlich schwer begreiflich. warum man 
darüber immer nur redet. Die Staatsrechtslehre 
befaßt sich damit ständig und weist immer wieder 
darauf hin, es müßten bei uns die Minderheits­
rechte gestärkt werden . Aber es geschieht eigent­
lich gar nichts. In diesem Sinne kann ich mich 
diesem Frustrationsgefühl nur anschließen, das 
Herr Abgeordneter Wabl zum Ausdruck gebracht 
hat. - Danke schön. /6.39 

Vorsitzende Präsidentin Dr. Heide Schmidt: 
Danke. 

Herr Professor Winkler, bitte. 

/6.40 
Referent Universitätsprofessor DDr. Günther 

Winkler (Schlußwort) : Frau Präsidentin! Meine 
Damen und Herren! Ich werde mich kurz fassen 
und nur ein paar Punkte hervorheben. Es geht 
sicher nicht um eine große Systemänderung des 
Rechnungshofs organisatorisch und funktionell, 
aber es geht um einige wichtige Maßnahmen. 
Eine Maßnahme, die mir wichtig erscheint - ver­
fassungsrechtlicher Handlungsbedarf ist hier ei­
gentlich nicht gegeben, aber in gewisser Hinsicht 
vielleicht doch -, ist die Aufwertung der parla­
mentarischen Minderheit. 

Die Demokratie ist keine vornehme Staats­
form, aber sie hat einige vornehme Grundzüge, 
und ein vornehmer Grundzug ist die Respektie­
rung der Existenz und auch der Wirkungsmög­
lichkeit von Minderheiten überhaupt. Dieser Ge­
danke setzt sich politisch um in die Repräsenta­
tion , in das parlamentarische System, und sollte 
da auch berücksichtigt werden. 

Winston Churchill hat einmal die Autokratie 
und die Demokratie miteinander verglichen und 
gesagt: Die Autokratie gleicht einem Luxusdamp­
fer, einem Hochseedampfer. Es ist alles voll von 
Komfort, wenn er aber auf einen Eisberg aufläuft, 
dann sinkt er. Aber solange das nicht der Fall ist, 
ist es wunderbar. Die Demokratie hingegen 
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gleicht einem Floß . Die darauf Befindlichen sind 
ständig mit den Füßen im Wasser. und wenn das 
Floß auf einen Eisberg au fläuft, sinkt es nicht. 

Wenn ich das Bild jetzt auf den Gedanken um­
setzen will, den ich vorhin erwähnt habe, würde 
ich sagen, die parlamentarische Minderheit sollte 
e igentlich auf das Floß geholt werden und nicht 
hintennachschwimmen müssen , auch wenn sie -
wie a lle anderen - mit den Füßen im Wasser 
stehen muß. 

Meine Damen und Herren! Zu Fragen der 
Rechts reform auf einfach-gesetzlicher Ebene, 
glaube ich , tut das Parlament gut daran, einige 
rechtsstaatliehe Erinnerungen im Rechnungshof­
gesetz von ParteiensteIlung, materieller Wahrheit 
und Rechtspositionsgewährle istung für den ein­
zelnen zu überlegen und legistisch zu fassen. Hier 
besteht echter Handlungsbedarf. 

Meine Damen und Herren! Was aber wirklich 
zu tun ist , soweit ich den Rechnungshof beobach­
te . .. - ich war dazu genötigt, ich bin sozusagen 
ein Rechnungshof-Geprügelter gewesen, Herr 
Präsident. Ich war sehr beleidigt, und es hat mir 
wehgetan , aber ich bin Ihnen dankbar, Herr Prä­
sident. Ich habe den Rechnungshof damals erst 
richtig kennengelernt und verstehe ihn jetzt bes­
ser. (Abg. Dr. E t t m a y e r: Der einzige Praktiker 
in der Runde.' - H eiterkeit. ) Nein, das bin ich 
nicht, aber manch Praktisches habe ich wirklich 
gelernt, und die Frage der Reform des Rech­
nungshofes ist zunächst eine praktische, nämlich 
die Frage des Verhaltens a ller Beteiligten des 
Rechnungshofes, des Ausschusses insbesondere, 
der eine ganz starke Schlüsselposition hat und 
auch haben soll , und natürlich des Hohen Hauses. 
Es muß das Hohe Haus eine ganz andere, diszipli­
nierte und anders verantwortungsvolle Zuwen­
dung zu diesem ganzen Bereich einnehmen, als 
ich es jedenfalls in einem konkreten Fall einmal 
beobachtet habe. 

Zur begleitenden Kontrolle - das wäre der 
zweite Punkt - : Ich bin strikt gegen eine beglei­
tende Kontrolle, ich bin strikt gegen eine präven­
tive Kontrolle, ich halte das für kontraproduktiv 
und verfassungswidrig. Man müßte die Verfas­
sung ändern, um das für zulässig zu erklären , 
denn die Kontrolltätigkeit des Rechnungshofes ist 
ex definitione eine nachfolgende. 

Und dann frage ich mich : Weiß man denn 
überhaupt, welche Staatstätigkeit sozusagen be­
gleitend kontrolliert werden soll? - Doch nicht 
die Hoheitsverwaltung? Die schlichte Hoheitsver­
waltung? Die Verwaltung des Verwaltungsvermö­
gens? - Nein. Die Förderungsverwaltung? Die 
Unternehmensführung? (A bg. M a r i z z i: Groß­
projekte!) Großprojekte! Gut. Kontrolle der 
Großprojekte. 

Meine Damen und Herren! Ich bringe nur ein 
ganz kleines Beispiel. Der Rechnun gshof wurde 
von mir gebeten - Herr Präs ident , ich habe Sie 
aufgesucht - , das Juridicum zu prüfen. Ich habe 
den Herrn Präsidenten besucht. und ich habe ihn 
mündlich und schriftlich gebeten , erst mit der 
Prüfung anzufangen , wenn die Bautätigkeit been­
det ist. Der Rechnungshof hat das nicht gemacht. 
Was dem Herrn Präsidenten verborgen geblieben 
sei n mag, ist, daß das überraschende Erscheinen 
der Prüfungskommission drei Monate lang Bau­
stillstand verursacht hat, weil jeder Angst hatte, 
irgendwo noch irgendeine Verantwortung zu 
übernehmen . - Das ist das egative. Das Positi ­
ve aber: Man soll die Bedeutung des Rechnungs­
hofs nicht unterschätzen. Die psychische Wir­
kung ist enorm, meine Damen und Herren , viel 
grö ßer, a ls man glaubt. und viel größer, als jene 
glauben, die den Rechnungshof immer wieder 
herabsetzen . 

Zur begleitenden Kontrolle möchte ich noch 
etwas sagen: Überlegen Sie sich bei den Großpro­
jekten: Wer ist denn daran beteiligt? An der Pla­
nung der Großprojekte sind immer mehrere Res­
sorts beteiligt, herrscht a uch Mitbestimmung, 
herrscht auc h Beteiligung von verschiedenen 
Staatsrepräsentanten und Trägern von Kompe­
tenzen , etwa der Baubehörde und anderer. Es ist 
ein derart dichtes kollegiales Prüfungssystem, und 
da soll der Rechnungshof noch eine Mitbestim­
mung haben und soll eine Tätigkeit vollbringen, 
die er nicht wirklich gelernt hat, nämlich verant­
wortlich verwalten und gestalten und nicht kon­
trollieren. - Natürlich verantwortlich gestalten 
und nach Sachkenntnis gestalten und sparsam 
und so weiter, nach all diesen Gesichtspunkten. 

Wenn der Rechnungshof dort präventiv mit­
wirkt - er kann sich ja nicht mehr selbst prüfen 
- , wer prüft dann das ganze Projekt am Ende? 
Ein Super-Rechnungshof oder irgend jemand an­
derer? Die Personalvermehrung, die notwendig 
wäre, ist enorm. Und der psychologische Effekt 
und auch die Qualitätsverminderung der unter­
nehmerischen Tätigkeit, auch bei Großprojekten, 
die zweifellos zu kontrollieren sind , aber anders, 
sollten nicht unterschätzt werden. 

Nun noch einen Schlußpunkt zum Rohbericht: 
Man regt sich so auf über die Veröffentlichung. 
Ich habe mich auch aufgeregt über die Veröffent­
lichung des Rohberichts zum Juridicum; ich war 
Betroffener. Da hat es geheißen: Fehlplanung, 
und wir werden nicht davor zurückscheuen, auch 
bedeutendere Leute zu kritisieren. Das hat der 
Herr Präsident damals gesagt. Ich war furchtbar 
irritiert, aber wäre der Bericht nicht da, ich hätte 
gar nichts gewußt davon, wäre er nicht in den 
Zeitungen gestanden. Ich habe mich aufgemacht, 
ihn zu studieren und Schritt für Schritt zu über­
prüfen. Ich war auch einmal ein Kontrollor des 
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Rechnungshofes und habe das auch schriftlich 
a usged rück t. 

Dabei ist mir etwas widerfahren, was in dieser 
Republik bis dahin einmalig war und achah ­
mung verdient. Das Parlament hat mich geehrt 
und ausgezeichnet , indem es meinem Wunsch , 
mir als Geprüftem ein Hearing zu gewähren, Fol­
ge geleistet hat. 

Meine Damen und Herren , das kann ich Ihnen 
nur empfehlen: dann und wann einen Geprüften 
herbeizuholen , nicht bloß als Angeklagten, son­
dern vielleicht a ls Ankläger , wie ich es damals ge­
wesen bin. Ich bin heute dem Hohen Ha us zu 
großem Dank verpflichtet. 

Noch etwas zum Rohbericht. Ein Sektionschef 
des Rechnungshofes hat mir das System erklärt. 
Er hat gesagt: Sie müssen sich das mit den Beri­
chen und dem Verfahren so vorstellen wie einen 
Schlagabtausch : Zuerst haut der Rechnungshof 
hin, dann haut der Geschlagene zurück , und dann 
haut der Rechnungshof wieder hin, und so hin 
und her, wie Ping-Pong etwa. 

Das Problem dabei ist, daß im Rohbericht viel­
fach Behauptungen stehen, die nur auf Denunzia­
tionen und intrigante Informationen zurückzu­
führen sind, und daß der Geprüfte jetzt eine 
" Viechsarbeit" leisten muß, um mit diesen Kriti­
ken , die zum Teil haltlos sind, zu Rande zu kom­
men und sie zu widerlegen . 

Es ist eine Art Dialogverfahren, das die Ge­
währleistung einer ParteisteIlung sozusagen sub­
stituiert, weil der betroffene Geprüfte , nämlich 
das Organ, immer wieder die Möglichkeit hat, 
schlußendlich doch noch einmal Stellung zu neh­
men . 

Aber eine Untugend möchte ich dem Rech­
nungshof schon ankreiden: Damals - ich hoffe, 
es war nur einmalig - habe ich das ganze Ge­
schehen beobachtet: Da war das Ping-Pong - du 
schlägst mich, ich schlage dich; ich war schon ein 
fest Geprügelter - noch im Gang, als der Rech­
nungshof bereits einen gedruckten Bericht dem 
Parlament abgegeben hat, und der Geprüfte hat 
die Endäußerung noch gar nicht abgeben können . 
Und das Parlament wurde so informiert, als wäre 
das Prüfungsverfahren bereits abgeschlossen . 

Meine Damen und Herren! Das waren nur eini­
ge Punkte - es gibt viele Details, die jetzt interes­
sant wären; das Leben besteht aus Details. Ich will 
aber keines mehr erwähnen, sondern möchte nur 
noch sagen: Ich danke für die Einladung zur heu­
tigen Enquete. 16.50 

Vorsitzende Präsidentin Dr. Heide Schmidt: 
Herr Abgeordneter Barmüller meldet sich zur 
Geschäftsordnung. - Bitte. 

/ 6.511 

Abgeordneter Mag. Thomas Barmüller (FPÖ) 
(zur Geschäftsordnung): Fra u Präsidentin! Ich 
entnehme der letzten Wortmeldung des Herrn 
Professor Pauger. daß offenbar die mündlichen 
Ausführungen weniger umfa ngreich a ls die abge­
gebenen schriftlichen Ausführungen sind, und ich 
ersuche daher , daß man diese schriftlich abgege­
benen Ausführungen dem Stenographischen Pro­
tokoll anfügt. Da dies eine Entscheidung des 
Herrn Präsidenten ist, bitte ich , meine Anregung 
in der Präsicliale vorzubringen . - Danke. / 6.51 

Vorsitzende Präs identin Dr. Heide Schmidt: 
Wird geschehen. 

Frau Abgeordnete Petrovic hat sich zur Ge­
schäftsordnung gemeldet. - Bitte. 

/6 .5/ 

Abgeordnete Dr. Madeleine Petrovic (Grüne) 
(zur Geschäftsordnung): Es haben nicht nur die 
Experten, sondern auch die Fraktionen schriftli­
che Stellungnahmen abgegeben. Ich möchte da­
her beantragen , daß auch diese schriftlichen Stel­
lungnahmen der Fraktionen dem Protokoll ange­
fügt werden . 16.51 

Vorsitzende Präsidentin Dr. Heide Schmidt: 
Ich darf nunmehr Herrn Präsidenten Broesigke 
das Wort erteilen . Bitte. 

/6.5 / 

Referent Präsident des Rechnungshofes a. D. 
Dr. Tassilo Broesigke (SchLußwort) : Frau Präsi­
dentin! Meine Damen und Herren! Ich möchte 
nur zu einigen Punkten Stellung nehmen , die 
meine Amtszeit betreffen. 

Zunächst einmal: Rektorenkonferenz. Auf ein 
einstimmiges Ersuchen der Kärntner Landesre­
gierung in der Zeit des Landeshauptmanns Wag­
ner wurde ich ersucht, die Rektorenkonferenz zu 
überprüfen . Nun muß ich dazu sagen, daß ich zu 
allen Zeiten , wenn ein Land einstimmig haben 
wollte , daß eine an sich in die Kompetenz des 
Bundes fallende Angelegenheit überprüft wird, 
dem entsprochen habe. Ich habe es bei der Salz­
burger Gebietskrankenkasse zum Beispiel auf Er­
suchen des Salzburger Landtages gemacht, und 
hätte es . .. (A bg. Bur g S taL L e r : Das ist ja kein 
VergLeich!) Aber sicher! (Abg. Bur g s taL L e r: 
Aber nein!) Sie meinen, wegen der Größenord­
nung? Herr Abgeordneter, was es wiegt, das hat's! 

Wenn also die Parteien eines Landes einstim­
mig der Meinung sind, das soll geprüft werden, so 
kann ein Bund-Länder-Organ nicht sagen, justa­
ment prüfe ich das nicht, umso mehr, als unter 
Umständen die Meinung besteht, das betreffende 
Organ fürchte sich wegen eventueller übler Nach­
rede im Zusammenhang mit dieser Prüfung. 
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Es ist a lso diese Prüfung erfolgt, sie ist - ich 
möchte sagen - entpolitisiert worden. und zwar 
insofern, als letzten Endes nur über die Frage be­
richtet wurde, ob die Rektorenkonferenz nach 
dem Gesetz berechtigt war, diese Ausgabe zu täti­
gen oder nicht. Das Ergebnis war nein . Das war 
im Tätigkeitsbericht drinnen. Es gab keine einzi­
ge Wortmeldung, und damit war die Sache aus. 
Das ist das erste. 

Das zweite ist die Sache mit den vorzeitigen 
Veröffentlichungen . Es ist in meiner Amtszeit 
kein Fall gewesen, in dem ein Rechnungshofbe­
amter überwiesen wurde, daß er etwas hinausge­
hen hat lassen. Wenn man jemandem nichts nach­
weisen kann , kann man ihn anständigerweise 
auch nicht beschuldigen . Das ist also das Ergeb­
nis. Ich persönlich vermute in einigen Fällen , daß 
doch aus dem Rechnungshof etwas hinausgegan­
gen ist. Die Fälle sage ich nicht , weil ich es nicht 
beweisen kann. 

un wollen Sie aber bitte verstehen, wir haben 
über die Arbeitsbedingungen der Rechnungshof­
beamten gesprochen: Es gibt auch ideelle Arbeits­
bedingungen, und zu denen müssen Sie rechnen, 
daß es sehr drückend ist, wenn die Beamtenschaft 
laufend unter dem Gerede ist: Aus dem Rech­
nungshof geht es hinaus , da wird Po litik betrie­
ben, man weiß nicht, welche, aber es wird eine 
betrieben . In dieser Weise werden die dauernd 
beschuldigt, natürlich auch bei der Prüfung. 
Wenn der als Prüfer kommt, egal wohin, wo das 
gar keine Rolle spielt, wird gesagt: Na ihr; da geht 
alles an die Zeitungen . 

Es ist daher ein Punkt, wo sich der Rechnungs­
hof dieser - ich sage es jetzt vornehm - Nachre­
de widersetzen muß. Wir kommen aber seltsa­
merweise, Herr Professor, zum selben Ergebnis, 
nämlich mit der quasi oppositionellen Stellung 
des Rechnungshofes. Das ist nämlich viel einfa­
cher. Der Rechnungshof kritisiert die Regierung 
und ihre Organe, die Opposition kritisiert die Re­
gierung und ihre Organe. Infolgedessen gibt es 
eine Parallelität, deswegen ist der Rechnungshof 
kein Organ der Opposition, sondern des ganzen 
Parlamentes, aber im Bild, das sich der Offent­
lichkeit bietet, das sich in der Auseinandersetzung 
der politischen Parteien bietet, hat er einen oppo­
sitionellen Charakter, und insofern würde ich die­
se Meinung übernehmen, aber, wie gesagt, nur als 
eine optische und nicht als eine tatsächliche, denn 
in Wirklichkeit muß der Rechnungshof natürlich 
alles prüfen und kontrollieren, ganz ohne Rück­
sicht auf die Partei. Es gibt ja bekanntlich auch 
Stellen, die zu prüfen sind und von der Opposi­
tion geleitet werden, und da gibt es halt auch Kri­
tik des Rechnungshofes. Das könnte ich Ihnen an 
Beispielen nachweisen. 

Das zweite war Herr Professor Pauger mit dem 
Nutzen. Herr Professor, da sind wir über den 

Zweck des Rechnungshofes völlig unterschiedli­
cher Meinung. denn der Rechnungshof überprüft 
die Gebarung, nicht jene Gebarungsüberprüfung 
gibt den meisten Nutzen, die den größten Skandal 
aufzeigt. denn wenn die Gebarungsüberprüfung 
zu dem Ergebnis kommt. in dieser Unterneh­
mung geht es gut, und das war bei der Bank für 
Oberösterreich und Salzburg, ist es ein positives 
Ergebnis, aber kein Grund , eine Prüfung zu un­
terlassen . 

Es hat Herr Abgeordneter König bei seiner 
Wortmeldung darauf verwiesen - das ist eine in­
ternational bekannte Angelegenheit - : Beim 
Rechnungshof liegt bis zu 50 Prozent seiner Be­
deutung darin, daß es ihn gibt und daß er die 
Kompetenz hat, zu kommen und zu prüfen! 

Daher muß er auch Sachen. die klein sind, prü­
fen. Er kann nicht nur das Finanzamt Innere 
Stadt prüfen und irgendein Finanzamt im Wald­
viertel nicht , weil das einen " kleinen Umsatz" -
unter Anführungszeichen - hat, und er kann 
nicht nur das Landesgericht für ZRS Wien prüfen 
und das Bezirksgericht Purkersdorf nicht, son­
dern es muß die allgemeine Überzeugung vor­
handen sein , daß der Rechnungshof jederzeit 
kommen und kontrollieren kann . Das ist eine we­
sentliche Grundlage, und würden wir davon zu­
gunsten einer Kosten-Nutzen-Rechnung abgehen, 
so wäre das, glaube ich. von negativer Bedeutung. 

Bezüglich der Innenrevision bin ich Ihrer Mei­
nung. Die Formulierungen sind eine Erkenntnis 
aus der Praxis. Ich weiß, welche erbitterten Wi­
derstände der Innenrevision entgegengesetzt wer­
den, und hätte ich damals in Anspruch genom­
men, daß der Rechnungshof die Richtlinien für 
alle internen Revisionen vorgibt, wäre ja ein Auf­
ruhr entstanden, welche Ansprüche der Rech­
nungshof nun auf einmal stellt. Also das ist der 
Grund. Ich weiß nicht, ob in Amerika die Richtli­
nienbestimmung beim GIO liegt, ich glaube ja, 
also dort ist es eine Selbstverständlichkeit, aber 
bei uns ist es eben keine Selbstverständlichkeit. 
Auch darüber müßte man sich Gedanken ma­
chen. 

Herr Professor Winkler! Die Sache mit dem Ju­
ridicum wollen wir ja nicht noch einmal aufrol­
len. Es ist ein Beispiel mehr dafür, daß das derzei­
tige Verfahren des Rechnungshofes bedingt, daß 
unter Umständen einer draußen steht, der sehr 
wesentlich an dem Ergebnis interessiert ist. 

Besonders arg ist es dann, dafür gibt es auch 
eine Anzahl von Beispielen , wenn ein Unterneh­
men kontrolliert wird und der bisherige General­
direktor gegangen ist und an der Prüfung nicht 
beteiligt wird, und von seinen Nachfolgern er­
fährt er nichts, und alles wird auf ihn abgeladen. 
Das kann man dann nur dadurch bereinigen, daß 
man den als Auskunftsperson befragt und derglei-
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ehen mehr. Aber juristisch ist er an sich nicht a ls 
Partei - oder wie immer man das nennen soll -
heranzuziehen, und daher wäre es auch zweckmä­
ßig, daß aufgrund einer Reform. die wäre auf Ge­
setzesebene möglich, diese löglichkeiten der 
Stellungnahmen den Betroffenen eingeräumt 
werden. Das sind nicht nur Unternehmen als sol­
che, sondern unter Umständen auch EinzeIperso­
nen . - Danke für Ihre Aufmerksamkeit. / 7.0 / 

Vorsitzende Präsidentin Dr. Heide Schmidt: 
Danke. 

Hinsichtlich der Wortmeldungen der Abgeord­
neten Barmüller und Petrovic gehe ich davon aus, 
daß das Anregungen waren . Wir werden diese in 
der Präsidiale beraten . 

Als letzter zu Wort gemeldet ist Herr Präsident 
Fiedler. Bitte. 

/ 7.0 / 

Referent Präsident des Rechnungshofes Dr. 
Franz Fiedler (Schlußwort) : Sehr geehrte Frau 
Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Es gab eine derartige Fülle von Anregun­
gen, Statements, Vorschlägen , daß es mir ver­
ständlicherweise nicht möglich ist, zu allem Stel­
lung zu nehmen. Es gab allerdings einige, die die 
übliche Bandbreite überschritten haben, die einen 
im negativen und die anderen im positiven. Ich 
möchte mich zuerst den negativen zuwenden. 

Ganz besonders gestört hat mich, daß - und 
das nicht vereinzelt - der Wunsch geäußert wur­
de , der Rechnungshof möge aus der Kontrolle der 
Länder und Gemeinden entlassen werden. Ge­
stört hat mich das deshalb, weil diejenigen, die 
solche Vorschläge hier in den Raum gestellt oder 
vielleicht auch ernst genommen haben, sich viel­
leicht nicht ganz im klaren darüber sind, welche 
Konsequenzen daraus erwüchsen . 

Man müßte sich in diesem Zusammenhang ein­
mal die Berichte des Rechnunghofes im Länder­
und Gemeindebereich ganz genau ansehen und 
dann prüfen, ob man zu diesem Vorschlag gelan­
gen kann. 

Ich schätze die Landeskontrolleinrichtungen, 
die in den neun Bundesländern bestehen, und 
habe dies immer wieder zum Ausdruck gebracht. 
Ich schätze das Engagement ihrer Leiter. Ich 
schätze das Engagement der Beamten, die dort 
tätig sind . Und ich schätze vor allem ihre Koope­
ration mit dem Rechnungshof. Ich lege Wert auf 
diese Kooperation; und ich würde mir wünschen, 
daß diese Zusammenarbeit mit den Landeskon­
trolleinrichtungen noch enger werden, aber je­
denfalls aufrecht bleiben kann und nicht eine ein­
seitige Verschiebung erfährt , wodurch der Rech­
nungshof mit einem Male nicht mehr in der Län­
derprüfung vertreten ist. 

Ich darf statt vieler Argumente nur ein einziges 
bringen: Nur der Rechnungshof ist in der Lage, 
wirklich quer durch Österreich , in allen Ländern 
und in den seiner Prüfungszuständigkeit unterlie­
genden Gemeinden, die Querschnittsbelange 
wahrzunehmen und überregionale Vergleiche an­
zustellen. Dies allein, nämlich das Wissen , das 
daraus resultiert und das a uch den jeweils ande­
ren Bundesländern zugute kommen kann , sollte 
an sich Grund genug sein, den Rechnungshof 
nicht so ohne weiteres aus der Landeskontrolle zu 
entlassen. 

In diesem Zusammenhang darf ich auf die 
Wortmeldung von Herrn Hofrat Lieb eingehen, 
der meiner Ansicht nach durchaus berechtigt die 
Forderung erhoben hat, es mögen den Landes­
kontrolleinrichtungen die Vollberichte des Rech­
nungshofes zur Verfügung gestellt werden, also 
nicht nur die Tätigkeitsberichte, die zur Veröf­
fentlichung bestimmt sind, sondern die Vollbe­
richte . 

Ich würde noch einen Schritt weitergehen, Herr 
Hofrat! Ich würde anregen. man sollte überhaupt 
einmal den im Zusammenhang mit der Länder­
kontrolle eingeschlagenen Weg des Jahres 1988 
dahin überprüfen, ob damals wirklich das Richti­
ge geschehen ist , als man sich von der Vorlage der 
Vollberichte des Rechnungshofes an die Landtage 
verabschiedet hat. 

Ich glaube, damals ist ein Fehler begangen wor­
den , den man sich eingestehen sollte und der 
durchaus reparabel ist. Es müßten nur die Land­
tage, die Länder von sich aus etwas unternehmen . 
Sie müßten vorstellig werden, und ich glaube 
nicht, daß der Nationalrat eine Rückkehr zu der 
seinerzeitigen Rechtslage verhindern würde. Es 
ist mir noch etwas zu wenig Echo aus den län­
dern gekommen; es gibt aber einige Vertreter, die 
sich dafür einsetzen. 

Würde die im Jahre 1988 beschlossene Ände­
rung rückgängig gemacht werden, dann würde es 
überhaupt kein Problem für Sie darstellen, auch 
die Vollberichte des Rechnungshofes zu bekom­
men, und die Abgeordneten in den Landtagen 
hätten eine wesentlich größere Informationsmög­
lichkeit als derzeit. 

Ich glaube, man sollte wirklich überdenken, ob 
damals der richtige Weg beschritten wurde, der 
letztlich nur deshalb eingeschlagen wurde, um ei­
ner formalen Gleichheit ohne tieferen Sinn zu 
entsprechen. 

Etwas Weiteres hat mich sehr gestört, und das 
waren die Vorschläge im Zusammenhang mit der 
Unternehmensprüfung, und zwar, daß sich der 
Rechnungshof entweder selbst Zurückhaltung 
auferlegen sollte oder daß überhaupt die Prüfun­
gen des Rechnungshofes vom Gesetzgeber Ein-
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schrä nkungen erfahren sollten. Und wenn gesagt 
wurde, die erwerbswirtschaftliche Tätigkeit sollte 
nicht vom Rechnungshof überprüft werden, so 
bin ich geradezu fassunglos. In einer Zeit , da die 
öffentliche Hand immer mehr Probleme mit ih ­
ren Unternehmungen bekommt, soll offenbar der 
Rechnungshof immer mehr ausgeschaltet werden . 
Das sind Vorschläge , denen ich in keiner Weise 
folgen kann. 

Ähnlich unangenehm berührt war ich von dem 
- ich zitiere wörtlich , um mich nicht eines Fehl­
zitates schuldig zu machen - von Professor Pe­
linka verwendeten Satz: " Die informelle relative 
Öffentlichkeit baut auf einem Zusammenspiel 
zwischen Medien und Beamten des Rechnungs­
hofes auf." - Es hat bereits Präsident Broesigke 
dazu Stellung genommen. Es wurde auch von 
Herrn Professor Pelinka repliziert, was mich eini­
germaßen zufriedengestellt hat, aber nicht ganz. 
Denn die Quintessenz, die darin zum Ausdruck 
kommt, ist doch eine sehr scharfe Kritik , ein sehr 
scharfer Vorwurf an die Beamten des Rechnungs­
hofes , die sie sicher nicht verdient haben. Beson­
ders stört mich daran, da ß sehr wesentliche 
Schlußfolgerungen, Herr Professor, die in Ihrem 
Papier enthalten sind und die Sie auch ausgeführt 
haben , genau an dieser Feststellung anknüpfen , 
der ich in keiner Weise folgen kann . Das möchte 
ich hier ganz eindeutig kla rstellen. 

Wenig erfreut war ich auch von Vorschlägen , 
die eine völlige Umgestaltung des Berichtsverfah­
rens zum Gegenstand hatten , wie sie vor allem 
von Professor Hengstschläger vorgetragen wor­
den sind , denn ich kann bei aller Respektierung 
des Ernstes und der Überlegungen , die in diesen 
Vorstellungen enthalten sind , nicht ganz ersehen , 
wie sie administrierbar sein sollen. Zumindest 
habe ich Schwierigkeiten, das nachzuvollziehen. 
Möglicherweise bedarf es weiterer Erläuterungen. 

Auch die Zweiteilung des Berichtes, wie sie von 
Ihnen vorgeschlagen wurde, Herr Professor 
Hengstschläger, scheint mir nicht ganz stimmig 
zu sein ; insoweit bin ich wesentlich mehr auf der 
Linie des Herrn Abgeordneten Marizzi , der eine 
Dreiteilung der Berichte vorgeschlagen hat, denn 
diese kommt meinen Vorstellungen wesentlich 
näher. 

Wenn von Ihnen , Herr Professor, ausgeführt 
wurde, daß es keine besondere Resonanz hervor­
gerufen hat, daß die geprüfte Unternehmung vor 
dem Verfassungsgerichtshof keine ParteisteIlung 
hat, so , muß ich sagen, ist mir diese fehlende Re­
sonanz auch aufgefallen. Aber auf der anderen 
Seite scheint es mir doch signifikant zu sein. Es 
wurde eben von den Abgeordneten hier im Haus 
der Realverfassung Rechnung getragen. Anders 
ausgedrückt: Besonderes Mitleid braucht man mit 
solch einer Unternehmung nicht zu haben. Sie 
findet Mittel und Wege, wie sie sich zur Wehr 

setzen kann . Und wenn Sie die Auffassung vertre­
ten . da ß man sich nur deshalb , we il keine Zustel ­
lung des Erkenntnisses e rfolgt ist. nicht an dieses 
Erkenntnis des Verfass ungsgerichtshofes gehal­
ten habe, so wage ich das auch zu bezweifeln , wo­
bei ja nicht zu vergessen ist und bemerkenswert 
erscheint , da ß gerade dieses Unternehmen Stra ß­
burg angerufen. dort a llerdings nicht recht be­
kommen hat. Das sei in diesem Zusa mmenhang 
auch noch angemerkt. 

Die begleitende Kontrolle, die von ma nchen ins 
Spiel gebracht wurde, scheint mir in der Formu­
lierung etwas zu wenig ausgereift gewesen zu sein , 
um abschließend Stellung nehmen zu können . 
Gewisse Skepsis wage ich ihr entgegenzubringen . 

Anders verhielt es sich bei der gleichfalls hier 
erwähnten und auf den Steiermärkischen Landes­
rechnungshof zurückzuführenden Projektab­
wicklungs- und Projektkontrolle. Sie würden sich 
besser als die begleitende Kontrolle e ignen , wobei 
ich allerdings einsch ränkend hinzufüge. man 
müßte noch klären , wie die begleitende Kontrolle 
nach den Vorstellungen der Proponenten tatsäch­
lich aussehen soll . 

Wesentlich besser haben mir andere Vorstel ­
lungen gefallen , wobei die allgemeine Aufbruchs­
stimmung, sich überhaupt eine Gesetzesnovellie­
rung anzutun , a n sich einmal positiv vermerkt 
werden soll. Auch die Bekundungen zur Koope­
ration habe ich mit Freuden vernommen; und ge­
wisse Vorstellungen , die auch von mir schon bei 
früheren Gelegenheiten geäußert wurden , wie 
zum Beispiel kein Verfa ll der Berichte und Me­
dienöffentlichkeit in den Ausschüssen , habe ich 
mit Wohlgefallen vernommen. Ich wa rte dara uf, 
daß sie umgesetzt werden. 

Sehr gut gefallen hat mir , was von Professor 
Winkler gesagt wurde: Der Rechnungshof solle 
sich mehr die Wirtschaftlichkeitskontrolle angele­
gen sein lassen. Dies liegt genau auf der Linie, die 
ich immer schon verfolgt habe und die ich jetzt in 
meiner Funktion als Rechnungshofpräsident erst 
recht verfolgen werde. 

Auch möchte ich auf die Worte von Professor 
Winkler zurückkommen, a ls er von einer Respek­
tierung der Rechte der Geprüften gesprochen hat . 
Mir scheint dies sehr wesentlich zu sein. Es ver­
dienen die Geprüften, es verdienen vor allem die 
Beamten, die geprüft werden , daß ihnen und ih­
rer Arbeit Respekt entgegengebracht wird, mag 
dies derzeit auch nicht formell in einer Verfah­
rensordnung festgeschrieben sein. Aber - das 
soll auch einmal erwähnt werden, und auch der 
Rechnungshof sollte sich dessen nicht verschwei­
gen - daß die Beamtenschaft in Österreich zu 
den besten Europas zählt, kann nicht oft genug 
betont werden. Und daß aus dieser inneren Ein­
stellung heraus, die man dieser Beamtenschaft 
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entgegenzubringen hat, von seiten des Rech­
nun gshofes zu prüfen ist , ist meine feste Über­
zeugung. 

Umgekehrt verdienen es allerdings auch die 
Bea mten des Rechnungshofes, daß ihnen das nö­
tige Vertrauen und a uch die nötige Akzepta nz 
von seiten der Abgeordneten entgegengebracht 
werden. Kritik an dem einen oder anderen mag 
durchaus angebracht sein , das ist verständlich , 
aber eine Pauschalabwertung, eine Pauschalab­
qualifizierung der Beamten des Rechnungshofes 
würde ich mir nicht nur nicht wünschen , sondern 
ich müßte dem entgegentreten. 

Und wenn immer wieder vom "Rechnungshof" 
die Rede ist und davon , was "der Rechnungshof" 
kann und was "der Rechnungshof" macht und 
was "der Rechnungshof" machen soll , so bitte ich 
Sie, vor allem bitte ich die Abgeordneten darum , 
nicht zu vergessen, daß "der Rechnungshof" aus 
Beamten , aus Menschen besteht und daß diese 
Menschen in ihrer Tätigkeit geachtet werden wol­
len wie alle anderen Menschen auch und daß ge­
rade auf den Schultern dieser Leute die Haupt­
verantwortung bei der Kontrolle liegt. Denn -
und das sage ich immer wieder , ich sage es auch 
hier - was der einzelne Prüfer nicht sieht, bleibt 
ungesehen ; darin ist die ureigenste Verantwor­
tung jedes einzelnen Prüfers gelegen . Es ist daher 
auch durchaus legitim, wenn heute von seiten der 
Standesvertretung des Rechnungshofes Wünsche 
vorgetragen wurden, damit den besonderen Auf­
gabensteIlungen der Prüfer des Rechnungshofes 
entsprechend Rechnung getragen wird , und zwar 
von jenem Organ , von jenem gesetzgebenden 
Körper , nämlich dem Nationalrat , dem der Rech­
nungshof und dem die Beamten des Rechnungs­
hofes verpflichtet sind . 

Ich darf Sie auch ersuchen, die Wünsche der 
Beamten weitgehend zu berücksichtigen und in 
diesem Zusammenhang - Herr Präsident Broe­
sigke hat das bereits getan - auch auf eine sehr 
alte Entschließung des Nationalrates aus dem 
Jahre 1948 zurückzukommen, die den Beamten 
etwas versprochen hat, was leider bis heute nicht 
eingelöst werden konnte. Es wäre ein schönes 
Zeichen , das Sie setzen könnten , ein Zeichen der 
Wertschätzung für diese Beamten, wenn die Ent­
schließung des Jahres 1948 umgesetzt werden 
könnte , sodaß die Beamten des Rechnungshofes 
das Gefühl haben könnten, man schätzt ihre Tä-

tigkeit, man achtet sie , und die beschworene Ko­
operation zwischen Nationalrat und Rechnungs­
hof ist tatsächlich mehr a ls nur ein Lippenbe­
kenntnis. I7.N 

Vorsitzende Präsidentin Dr. Heide Schmidt: 
Danke. Damit ist die Rednerliste erschöpft. 

Wir kommen jetzt zur Ab s tim m u n g über 
den Antrag der Abgeordneten Wabl , Mag. Haupt, 
Marizzi , Dr. Ettmayer und Dr. Petrovic, das Ste­
nographische Protokoll über diese Enquete dem 

ationalrat a ls Verhandlungsgegenstand vorzule­
gen. 

Abstimmungsberechtigt sind naturgemäß jene 
Nationalratsabgeordneten , die Teilnehmer dieser 
Enquete sind . 

Ich bitte jene, die sich für diesen Antrag aus­
sprechen , um ein entsprechendes Zeichen. - Das 
ist ein s tim m i g a n gen 0 m e n. 

Damit ist auch die Tagesordnung erschöpft , 
und es ist meine Aufgabe, diese Enquete zu 
schließen . Ich glaube, daß das Ziel des heutigen 
Tages jedenfalls erreicht wurde, das nicht nur in 
der Bestandsaufnahme bestand, sondern vor al­
lem in einer Sammlung von Gedanken und Vor­
schlägen für eine Weiterentwicklung dieser Geba­
rungskontrolle; das sowohl in Hinsicht auf die Ef­
fizienz der Prüfung, vor allem aber auch der Aus­
wertung der Prüfung, hinsichtlich des Aufgaben­
bereiches, hinsichtlich aber auch der Struktur die­
ser Institution. 

. Wenn dieses Ziel des heutigen Tages allerdings 
Sinn machen soll , dann wird es wohl notwendig 
sein, daß das Parlament jetzt seine Schlüsse dar­
aus zieht. In der Hoffnung, daß das geschieht, be­
danke ich mich bei allen Teilnehmern an dieser 
Enquete, bei den Herren Referenten, bei den Be­
amten des Rechnungshofes, bei den Landeskon­
trolloren , bei den Abgeordneten . Ich bedanke 
mich aber vor allem auch bei den Organisatoren 
dieser Enquete. Das sind nicht nur die Beamten 
der Parlamentsdirektion, sondern insbesondere 
auch die Frau Dr. Meyer des Grünen Klubs , die 
wesentlich zum organisatorischen Gelingen dieser 
Veranstaltung beigetragen hat. 

Die Sitzung ist damit ge s chi 0 s sen. Ich 
wünsche Ihnen noch einen schönen Nachmittag. 

Schluß der Enquete: 17 Uhr 16 Minuten 
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Anhang 

Der Präsident des Nationalrates hat aufgrund eines Ersuchens des Abgeordneten 
Mag. Barmüller und aufgrund eines Ersuchens der Abgeordneten Dr. Madeleine 
Petrovic ohne Präjudiz verfügt, die nachstehenden während der Enquete vorgeleg­
ten schriftlichen Unterlagen diesem Stenographischen Protokoll als Anhang beizu­
drucken. 

In diesem Zusammenhang wird ausdrücklich darauf hingewiesen, daß diese Un­
terlagen n ich t Gegenstand der Verhandlung des Nationalrates im Sinne des 
§ 98a Abs. 4 bzw. Abs. 5 im Zusammenhang mit § 21 Abs. 1 des GOG sind, sondern 
lediglich eine ergänzende Information darstellen . 
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Der sc hriftliche Beitrag des Herrn Universitäts­
professors Dr. Bernd-Christian Funk, Karl -F ran­
zens-Universität Graz, lautet wie folgt : 

Das System der parlamentarischen 
Finanzkontrolle unter besonderer 

Berücksichtigung der Minderheiten- und 
Individualrechte 

- Leitsätze -

I. Das bestehende System ist durch folgende 
Hauptmerkmale geprägt: 

- Dualismus von unmittelbarer Kontrolle durch 
das Par lament und Prüfung durch den Rech­
nungshof 

- Organisatorische Zuordnung des Rechnungs­
hofes zum Bund, funktionelle Betätigung als Or­
gan des Bundes oder eines Landes 

- Zuordnung des Rechnungshofes zur Legislati -
ve 

- Unabhängigkeit des Rechnungshofes von der 
Vollziehung 

- Keine Kompetenz des Rechnungshofes zur 
Prüfung von legislativen Entscheidungen 

- Kontrolle der Wirtschaftlichkeit und der 
Rechtmäßigkeit 

- Keine Beteiligung des Rechnungshofes an der 
Normenkontrolle 

- Monokratische Organisation 

- Kontrolle ex post 

- Keine Entscheidungs- und Sanktionskompe-
tenzen des Rechnungshofes 

- Verfassungsgerichtliches Streitaustragu ngs­
verfahren ohne exekutionsfähiges Ergebnis 

- Überwiegen des Mehrheitsprinzips im parla­
mentarischen Bereich 

2. Alle Komponenten dieses Systems sind Ge­
gensta nd der Reformdiskussion, die sich insbe­
sondere um folgende Punkte elreht: Hera uslösung 
eies Rechnungshofs a us eier Legislative: Mitwir­
kung der Länderkammer bei Organisationsent­
scheidunge n; kollegiale Leitung; Amt des Vize­
präsidenten: Verfahren bei der Bestellung des 
Präsidenten; Teilprivatisierung; Ausweitung der 
Prüfungsbefugnisse; Antragsrechte zur Gesetzes­
und Verordnungsprüfung; Systemmängelkontrol­
le; begleitende Kontrolle und Beratung; Erzwing­
barkeit von Prüfungen; Verhältnis zu den Kon­
trolleinrichtungen der Lä nder; Geheimnisschutz; 
Verbesserung des Berichtswesens; Stellung des 
Rechnungshofausschusses. 

3. Die Verankerung von Individual- und Min­
derheitenrechten im parlamentarischen Ge­
schäftsordnungsrecht ist nicht sehr weit gediehen . 
Gerade im Bereich der Kontrolle sind jedoch sol­
che Rechte am Platz und für die Qualität des de­
mokratischen Systems von größter Wichtigkeit. 

4. Bei der Bestellung des Präsidenten und des 
Vizepräsidenten des Rechnungshofes könnte ein 
bedingtes Vorschlagsrecht einer parlamentari­
schen Minderheit eingeführt werden. 

5. Der bestehende Zugang einer Minderheit 
von 20 Abgeordneten zur Initiative für Sonder­
prüfungen könnte flexibler gestaltet werden. 

6. Das Anfragerecht jedes Abgeordneten an 
den Präsidenten des Rechnungshofes sollte nicht 
auf Angelegenheiten der Rechnungshofverwal­
tung beschränkt bleiben, sondern auf Gegenstän­
de der finanziellen Kontrolle ausgedehnt werden. 
Ein Durchgriff des Parlaments auf Prüfungsun­
terlagen des Rechnungshofes erscheint hingegen 
nicht sinnvoll. 

7. Stark ausbaufähig sind auch die Rechte ein­
zelner oder mehrerer Abgeordneter in bezug auf 
die Ermittlung und Mobilisierung von Kontroll­
folgen. 

***** 
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Der schriftliche Beitrag des Herrn Universitäts­
professors Dr. Dietma r Pauger, Karl-Franzens­
Universität Graz, hat folgenden Wortlaut: 

Zuständigkeitserweiterungen für den 
Rechnungshof im Zusammenhang mit der 

Kontrolle von Subventionen und Bauträgern 
öffentlicher Vorhaben sowie der öffentlichen 

Unternehmen 

In hai tsverzeich n is 

I. Unternehmenskontrolle 

I. B-VG 

2. Rechnungshofgesetz (RHG) 

3. Amtsentwurf 1991 und Ausfallshaftung 

4. Grundsätzliche Revision des Beteiligungs­
und Beherrschungstatbestandes? 

II. Bauträger, die öffentliche Vorhaben ver­
wirklichen 

I. Rechtslage 

2. Amtsentwurf 1991 

3. Projektkontrolle 

III . Subventionen 

I. Rechtslage 

2. Amtsentwurf 1991 

IV. Neues Profil für den Rechnungshof? 

V. Zusammenfassung 

I. Unternehmenskontrolle 

I. B-VG 

Zentrale verfassungsrechtliche Vorschrift der 
Unternehmenskontrolle für den Bundesbereich 
ist Art 126b Abs 2 B-VG. 

Der Rechnungshof überprüft danach die Geba­
rung von Unternehmungen, an denen der Bund 
allein oder gemeinsam mit anderen der Zustän­
digkeit des Rechnungshofs unterliegenden 
Rechtsträgern mit mindestens 50 Prozent des 
Stamm-, Grund- oder Eigenkapitals beteiligt ist; 
einer solchen finanziellen Beteiligung ist die Be­
herrschung von Unternehmungen durch andere 
finanzielle , wirtschaftliche oder organisatorische 
Maßnahmen gleichzuhalten. Die Prüfbefugnis er­
streckt sich auch auf Unternehmungen weiterer 
Stufen. Schließlich ist der Rechnungshof nach 
Art 126b Abs 2 B-VG noch zur Überprüfung der 
Gebarung von (unselbständigen) Unternehmun­
gen berufen, die der Bund allein oder gemeinsam 

mit anderen der Rechnungshofkontrolle unterlie ­
genden Rechtsträgern betreibt. 

Eine Kompetenz zur Prüfung eier vom Bund 
(allein) betriebenen unselbständigen Unterneh­
mungen (Regie- und Eigenbetriebe) ve rmittelt 
auch Art 126b Abs 1 B-VG [normativ bedeu­
tungslose Doppelregelung - näher Johannes 
He n g S t s chi ä ger. Die Kontrolle des Rech­
nungshofes über öffentliche Unternehmungen , 
in: Kor i ne k (Hrsg). Die Kontrolle wirtschaft­
licher Unternehmungen durch den Rechnungshof 
(1986) , 1]. Eine Prüfungskompetenz besteht wei ­
ters für Unternehmungen, die von den der Rech ­
nungshofkontrolle nach Art 126b Abs I B-VG 
unterliegenden Stiftungen , Fonds und Anstalten 
betrieben werden, sowie für die unternehmeri ­
schen Tätigkeiten öffentlich-rechtlicher Körper­
schaften mit Mitteln des Bundes (Art 126b Abs 3 
B-VG). 

Für die L ä n der, Gern ein den und 
Gern ein d e ver b ä nd e trifft das B-VG den 
Zustäneligkeitsvorschriften der Art 126b Abs I -
3 B-VG analoge Regelungen (Art 127 Abs I, 
127a Abs 1 und 127a Abs 8); für Kleingemeinelen 
kann eine Überprüfung allerdings lediglich auf 
begründetes Ersuchen eier zuständigen Landesre­
gierung stattfinden (Art 127a Abs 7 B-VG) . 

Schließlich sind auch die unternehmerischen 
Aktivitäten von Sozialversicherungsträgern er­
faßt (Art 126c B-VG). Nach Art 121 Abs 1 B­
VG er faß bar sind weitere durch (einfaches) 
Gesetz zu bestimmende Rechtsträger. Die Er­
mächtigung ermöglicht es , auch von Verfassungs 
wegen nicht der Kontrollkompetenz unterworfe­
ne Unternehmungen in die Prüfungskompetenz 
des Rechnungshofs einzubeziehen. 

Die Vorschriften des B-VG über die Unterneh­
menskontrolle können als we i t geh end u n -
s y s te m a t i s eh und k 0 n z e p t los quali­
fiziert werden . Historisch gesehen bezeichnet sie 
H eng s t s chi ä ger als " Flickwerk" 
[ He n g s t s chi ä ger, Kontrolle , 8]. Die einzig 
feststellbare durchgehende Entwicklungslinie be­
steht in einer ständigen Ausweitung. So wurden 
nach den Verstaatlichungsmaßnahmen der Nach­
kriegszeit mit dem RHG 1948 die selbständigen 
Unternehmen der Rechnungshofkontrolle unter­
worfen; bis dahin hatte der Rechnungshof bei öf­
fentlichen Unternehmungen lediglich die Betäti­
gung der öffentlichen Hände als Teilhaber zu 
überprüfen . Als die in die Wiener Holding einge­
brachten Wiener Gemeindebetriebe aus dem 
Kontrollbereich des Rechnungshofs herauszufal­
len drohten , wurden sie mittels des Beherr­
schungstatbestandes wieder "eingefangen" (B­
VG-Nov 1977). Heute sind ähnliche Bestrebun­
gen hinsichtlich der ehemaligen Österreich ischen 
Länderbank AG festzustellen . 
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Inhaltlich differenziert das B-VG ni c h t 
nach der Art der u n te r n e h -
me r i sc h e n T ä t i g k e i t. Vielmehr unter­
liegen im Rahmen der Gebarungsprüfung von 
kontrollunterworfenen Rechtsträgern alle von 
diesen betriebenen Unternehmungen der Rech­
nungshofprüfung. Auch die selbständigen , das 
heißt die mit eigener Rechtspersönlichkeit a usge­
statteten Unternehmungen werden nicht auf­
grund ihrer Aufgabe, Tätigkeit oder Zielsetzung, 
sondern im Fall der Hälftebeteiligung bezie­
hungsweise der Beherrschung durch einen rech­
nungshofgeprüften Rechtsträger der Kontrolle 
unterworfen . Selbst der Unternehmensbegriff -
a ls " Unternehmung" wird eine in einer bestimm­
ten Organisationsform in Erscheinung tretende 
wirtschaftliche Tätigkeit, die sich auf Vermögens­
werte stützt und die mit Ein- und Ausgaben ver­
bunden ist, verstanden (VfSlg 3296/ 1957) - ver­
mag kaum spezifizierende Kraft zu entfalten. 

Die Ver f a s s u n g s b e s tim m u n gen 
sind n ich t fr ei von Re c h t s fra gen, die 
durch eine positive Entscheidung des Gesetzge­
bers relativ einfach geklärt werden könnten . So 
stellt sich angesichts von "Der Rechnungshof 
hat .. . zu überprüfen" (Art 126b Abs 1 B­
VG) beziehungsweise von ,.Der Rechnungshof 
ist be f u g t .. . zu überprüfen" (Art I26b 
Abs 3 B-VG) die Frage, ob die Formulierung 
"Der Rechnungshof übe r p r ü f t " in 
Art 126b Abs 2 B-VG eine Pflicht oder eine Be­
fugnis zur Prüfung auslöst [vgl Rolf 
Ost he i m , Gedanken zur Zulässigkeit er­
werbswirtschaftlicher Tätigkeit der öffentlichen 
Hand und zur Prüfungskompetenz des Rech­
n ungshofs bei wirtschaftlichen Unternehmungen, 
in : Kor i n e k (Hrsg), Die Kontrolle wirtschaft­
licher Unternehmungen durch den Rechnungshof 
(1986) 59 (84 ff) ]. Die Ermächtigung zur Zu­
ständigkeitserweiterung (Art 121 Abs 1 B-VG) 
überläßt es der Interpretation , wie abschließend 
die Regelungen der Art 126b ff B-VG sind: Kön­
nen zum Beispiel die in Art 126b Abs 3 B-VG 
genannten Prüfungskompetenzen hinsichtlich der 
öffentlich-rechtlichen Körperschaften erweitert 
werden [so Johannes He n g s t s chi ä ger, Der 
l3-echnungshof (1982) 238f; aA Robert Wal te r, 
Osterreichisches Bundesverfassungsrecht (1972) 
803] oder nicht beziehungsweise kann dort , wo 
der Verfassungsgesetzgeber eine Prüfungsbefug­
nis vorsieht, einfach-gesetzlich eine Prüfungs­
pflicht des Rechnungshofes begründet werden [so 
etwa 0 s t h e i m, Gedanken, 92 f]? Schließlich 
wird auch das Problem der zyklisch vernetzten 
Unternehmungen nur durch einen Willensakt des 
Gesetzgebers zu lösen sein. 

Was den Vergleich zwischen B und, L ä n -
der nun d Ge m ein den anlangt, so ent­
sprechen die Zuständigkeitsbestimmungen zur 
Unternehmensprüfung auf Landes- und Gemein-

deebene - mit Ausnahme der bewußt anders ge­
haltenen Regelung für Kleingemeinden - jenen 
auf Bundesebene. Trotz der Gleichartigkeit mei ­
ne ich . daß man die Kontrolle im Laneles- und 
Gemeindebereich ruhig den Ländern überlassen 
könnte . Inkongruenzen bestehen hinsichtlich 
Prüfungsinitiative und Berichtswesen. So besteht 
keine verfassungsrechtliche Prüfungsinitiative für 
elie Landesregierung bezüglich der Großgemein­
den (vgl dagegen § 18 Abs 4 RHG) und ist etwa 
eier Bericht über eine Landesprüfung auch an die 
Bundesregierung zu übermitteln (Art 127 Abs 6 
B-VG) , während eine analoge Bestimmung für 
den Bundesbereich betreffende Berichte nicht 
vorgesehen ist. 

2. Rechnungshofgesetz (RHG) 

Dem Art 126b Abs 2 B-VG entspricht im 
Rechnungshofgesetz § 12 Abs 1 RHG, der eine 
beinahe wortgleiche Wiederholung der verfas­
sungsrechtlichen Anordnung enthält. Analoges 
gilt für die Länder und Gemeinden beziehungs­
weise Gemeindeverbände (§ 15 Abs 1 und § 18 
Abs. 1 beziehungsweise § 17 RHG) . Die Lücke, 
die sich daraus ergibt, daß § 19 Abs 2 RHG über 
die Kleingemeindeprüfung nicht auf § 18 Abs 4 
über die besondere Gebarungsüberprüfung ver­
weist, schließt He n g s t s chi ä ger interpreta­
tiv über den Sinn der Regelung, sodaß sich das 
Ersuchen der Landesregierung auf Kleingemein­
deprüfung auch auf besondere Akte der Geba­
rungsprüfung beschränken kann [ He n g s t -
sc h I ä ger, Rechnungshof 255 f]. 

Eine singuläre Anordnung für den Bundesbe­
reich trifft § 11 RHG. Nach dessen Abs 1 besteht 
eine Prüfungspflicht bei wirtschaftlichen Unter­
nehmungen mit eigener Rechtspersönlichkeit, die 
durch ein besonderes Gesetz geschaffen werden 
und die B und e s ver m ö gen als T r e u -
h ä n der zu verwalten haben oder für die der 
Bund eine Aus fall s h a f tun g trägt. Die 
Prüfungskompetenz erstreckt sich auch auf Un­
ternehmungen, an denen ein derartiges Unter­
nehmen finanziell beteiligt ist oder welches es be­
herrscht (§ 11 Abs 5 RHG) . 

§ 11 Abs 1 RHG vermittelt nach He n g s t -
sc h I ä ger nur dann eine Prüfungskompetenz, 
wenn Beherrschung oder Beteiligung iS des 
Art 126b Abs 2 B-VG vorliegt [ He n g s t­
sc h I ä ger, Rechnungshof 236] . 

Für die Auffassung können einige verfassungs­
rechtliche Überlegungen ins Treffen geführt wer­
den; ob sie angesichts des klaren Wortlauts des 
Gesetzes tragfähig ist, mag bezweifelt werden. Je­
denfalls werden nach H eng s t s chi ä ger s 
Auffassung durch § 11 Abs 1 RHG keine über 
Art 126b Abs. 2 B-V hinausgehenden Zuständig­
keiten begründet. Der normative Gehalt des § 11 
Abs 1 RHG liegt diesfalls im direkteren und in-

III-105 der Beilagen XVIII. GP - Bericht  - 01 Hauptdokument (gescanntes Original) 79 von 121

www.parlament.gv.at



Parlal11cntari'il,;hc Enqucte - Anhan g - Dienstag. 17. Novcmher 1 qq2 81 

tensiveren Prüfungsverfahren. das leg. cit. nor­
miert. 

Auch nach B r 0 e si g k e vermittelt § II 
Abs I RHG keine über Art 126b Abs 2 B-VG 
hinausgehenden Zuständigkeiten. Der Genannte 
geht allerdings davon aus. daß die Übernahme ei­
ner Ausfallshaftung einer Beteiligung iS des 
Art 126b Abs 2 B-VG gleichzusetzen ist, sodaß 
Unternehmungen, für die eine Ausfallshaftung 
besteht, jedenfalls prüfungsunterworfen sind. Das 
Erfordernis der Rechnungshofkontrolle begrün­
det B r 0 e si g k e mit dem Kontrollinteresse bei 
der haftenden Gebietskörperschaft [Tassilo 
B r 0 e si g k e, Probleme der Rechnungshofre­
fom (Eine Bestandsaufnahme), ÖHW 1992,85]. 

Folgt man der Auffassung von B r 0 e si g k e, 
dann sind auch jene Rechtsträger der Rechnungs­
hofkontrolle unterworfen. für die ein Land oder 
eine Gemeinde eine Ausfallshaftung trägt. Aus 
dem Rechnungshofgesetz allein kann sich eine 
solche Prüfungskompetenz nicht ergeben, weil 
das Gesetz keine dem § II Abs I RHG analoge 
Vorschrift für den Landes- und Gemeindebereich 
trifft. Macht man sich aber B r 0 e s i g k e s Auf­
fassung zu eigen, bestünde schon von Verfassungs 
wegen eine Prüfungskompetenz bezüglich der 
Zentralsparkasse und in weiterer Folge der Bank 
Austria AG. 

3. Amtsentwurf 1991 und Ausfallshaftung 

Nach dem Amtsentwurf 1991 (AE 91) des 
Rechnungshofs soll der Tatbestand der "gesetzli­
chen Haftung" jenem der SO-Prozent-Beteiligung 
gleichzuhalten sein (Art 122 Abs 2 AE B-VG 91; 
vgl auch § 16 AE RHG 91). In den Erläuterun­
gen wird diesbezüglich auf die Fälle eines Aus­
bruchs aus der Budgethoheit der zuständigen Ge­
bietskörperschaft(en) und in diesem Zusammen­
hang auf die Besorgung öffentlicher Aufgaben 
nach Abschluß privatrechtlicher Verträge durch 
Privatrechtssubjekte verwiesen (AE B-VG 91, 
S 16, 22). Im Fall der gesetzlichen Haftung geht 
es jedoch nicht um die Aufgabenbesorgung durch 
Privatrechtssubjekte, sondern um Einrichtungen 
wie die PSK, die Landeshypothekenbanken oder 
die Gemeindesparkassen. 

Eine Gleichstellung von gesetzlicher Haftung 
und 50-Prozent-Beteiligung kann natürlich erfol­
gen , man muß sich aber dessen bewußt sein, daß 
es sich nicht um das gleiche handelt. Mit einer 
Haftung ist nämlich kein ein dem Hälfteeigentü­
mer vergleichbarer Einfluß auf die Unterneh­
mung verbunden. Es ist demnach spätestens an 
dieser Stelle der Zeitpunkt gekommen, nach den 
die Prüfungskompetenzen für Unternehmungen 
tragenden Grundsätzen zu fragen. 

Zum einen ist dies sicherlich der Ein s atz 
ö f f e n t I ich e r Mit tel. An deren ord-

nungsgemäßer Verwendung besteht sowohl ein 
Interesse der Allgemeinheit und auch eines der 
die Mittel einsetzenden Gebietskörperschaft 
(Verwaltungsstelle) . Das Bestehen einer Haftung, 
die ja zum Einsatz öffentlicher Mittel führen 
kann , indiziert demnach ein gewisses Interesse an 
Kontrolle. Zum anderen ist aber die finanzielle 
Kontrolle des Rechnungshofs primär eine Kon­
trolle der (über die) Verwaltung. Es ist dem­
nach systemgerecht, wenn das B-VG die Kontrol­
le von Unternehmungen auf jene Fälle be­
schränkt, in denen der Verwaltung eine I n ge -
ren z m ö g I ich k e i t bestimmter Intensität -
50-Prozent-Beteiligung oder so n s t i ge Be­
herrschung - zusteht. Denn die vom Parlament 
und als dessen Hilfsorgan vom Rechnungshof be­
sorgte Kontrolle soll primär die Verantwortlich­
keit der Verwaltungsorgane aufzeigen. Verant­
wortlich kann aber nur sein, wem auf die kontrol­
lierte Tätigkeit entsprechender Einfluß zusteht. 
Ein solcher ist durch das Bestehen einer (gesetzli­
chen) Haftung allein nicht gegeben. 

Dem unerwünschten Zustand, daß Haftungen 
ohne entsprechende Ingerenz bestehen bezie­
hungsweise übernommen werden, kann nicht 
durch Einrichtung einer Kontrolle über den 
Rechtsträger, für den gehaftet wird , entgangen 
werden. Vielmehr müßte mit dem verfassungs­
rechtlichen Gebot Ernst gemacht werden, daß 
Haftungen ohne entsprechende 
I n ger e n z n ich t übe r n 0 m m e n werden 
dürfen . Ein wichtiger Schritt in diese Richtung ist 
§ 59 Abs 1 BHG gewesen, wonach für den Bund 
Anteilsrechte an Gesellschaften und Genossen­
schaften des Privatrechts unter anderem nur er­
worben werden dürfen, wenn die Zahlungsver­
pflichtung des Bundes mit einem bestimmten Be­
trag begrenzt ist. Die positive Entwicklung in die­
se Richtung sollte nicht durch systemfremde Ein­
zelbestimmungen, durch die vermeintliche Lük­
ken geschlossen werden sollen, konterkariert (sei 
es, daß aus der Kontrollbestimmung auf die Zu­
lässigkeit der Haftungsübernahme geschlossen 
,:,:,ird; sei es, daß die Kontrollbestimmung als 
Aquivalent für Ingerenz - zumal bei einer 
Gleichsetzung mit der Beteiligung - angesehen 
wird) werden! Meiner Meinung nach bedeutet es 
das Pferd vom Schwanz aufzäumen, wenn Kon­
troll befugnisse ohne Ingerenzmöglichkeit instal­
liert werden. 

4. Grundsätzliche Revision des Beteiligungs­
und Beherrschungstatbestandes? 

Die Tatbestände der Unternehmenskontrolle 
sollten jedoch nicht nur an den die einschlägigen 
Vorschriften des B-VG tragenden Grundsätzen 
gemessen, sondern es sollte die verfassungsrecht­
liche Grundentscheidung selbst auch auf ihre Er­
forderlichkeit hinterfragt werden. Es zeigt sich 
nämlich, daß die Neubewertung der öffentlichen 
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Lnternehmen»tiitigkeit \l1r dem Hintergrund der 
ei ngetretenen S t r u k t u r:1 n Li e run gen hi,,­
lang ohne Einfluß ;lL\f Kontmllüherlegungen ge­
hl iehen i~t. 

Die öffentlichen Lnternehmen werden nach 
\\ie vor nach dem \lerkll1al eies öffentlichen An­
teilshesitze~ definiert. Dieses \tlerkrnal vermag 
aher elen Funktionswanclel, der ~ich im Kürzel 
"Pril.atisierung" signifikant wielerspiegelt. nicht 
zum Ausdruck zu bringen. \Ian mag hecbuern, 
cbß clas Denken in einzelwirtschaftlichen Ratio­
naliütsk:"ltegorien die Bedeutung der .,teuernden 
Funktion der öffentlichen Lnternehmen in den 
Hintergrund gedrängt hat, dennoch darf nicht 
cbr:lI1 vorbeigesehen werden, daß eier Gemein­
wohlauftrag immer weniger über die Rechtsform 
oeler den Einfluß durch Anteilsbe;;itz als vielmehr 
über vertraglich fixierte Aufgaben, elie Bestim­
mung von Preisen oder spezielle gesetzliche Rah­
menhedingungen erfolgt. Damit geht die Aufga­
bensignifikanz eier einzelnen Rechtsformen verlo­
ren und erweisen 'Sich die an eler Eigentümer­
.,;chaft orientierten Grenzen als zunehmend flie­
ßend, von elen öffentlichen Lnternehmen zur 
Verwaltung hin ebenso (Netto-Etatisierung von 
Eigenbetriehen) wie zur Privatwirtschaft (Beteili­
gungsbesitz eler öffentlichen Hand ohne öffentli­
chen Auftrag). Die rein formal-organisatorischen 
Kompetenzen müssen demnach auch unter funk­
tiOtlelien Gesichtspunkten betrachtet werden. 

So stellt sich vor allem die Frage, worin ange­
sichts eier Privatisierung öffentlichen Anteilsbe­
.,;itzes an der Börse elie sachliche Re c h t fe I' t i -
gun g für ein e S 0 n eI e r k 0 n t r 0 I I e eier 
"öffentlichen" Unternehmungen liegt. Hiebei 
wird in eine Erfolgsbilanz die Auf w a n d s -
Er tr a g s - Re la t ion der Kontrolle einzu­
stellen sein. Die Oreinungsgemäßheit kontrollie­
ren die Wirtschaftsprüfer, elie Gesch:1ftspolitik 
wird von elen Gesellschaftsorganen gemacht, elie 
Wirtschaftsaufsicht besorgen BMF unel ÖNB, der 
wirtschaftliche Erfolg ist Sache der Eigentümer: 
wo bleibt in diesem Geflecht die Kontrollnische 
für elen Rechnungshof? Es wird aber auch zu be­
rücksichtigen sein, daß mit der Sonderkontrolle 
z we i Kat ego I' i e n von Lnternehmungen 
geschaffen werden. Die Prüfungsma ßstäbe des 
Rechnungshofs sind gleichzeitig Handlungsmaxi­
me für die Gesellschaftsorgane. Der Pflicht des 
§ 70 AktG, Aktiengesellschaften so zu leiten, wie 
es das Wohl des Unternehmens unter Berücksich­
tigung der Interessen eier Aktionäre und der Ar­
beitnehmer sowie des öffentlichen Interesses er­
fordert. treten solcherart die Kriterien der Wirt­
schaftlichkeit, Sparsamkeit und Zweckmäßigkeit 
gleichrangig zur Seite. Sind damit spezielle staat­
liche Prüfungsziele vorgegeben, die ein Abwei­
chen vom rein am Wohl des Unternehmens 
orientierten Handeln rechtfertigen? Obgleich 
nicht anzunehmen ist. elaß der Vorstand einer AG 

etw:l eine Kalkulation üher die FreisetLung von 
Arheitshtiften unter Berücksichtigung dC'i vom 
Staat zu hezahlenden Arbeitslo'iengelde~ vorneh­
men darf oder eine steuer<;parende Konstruktion 
mit der Begründung aU5.,;chlagen darf, der öffent­
lichen Hand würden dadurch Einnahmen in der 
Höhe der Einsparung entgehen. ~o ist zumindest 
die :"tlllosph:irische und opti'iche Wirkung der 
Sonderkontrolle in Rechnung zu 'itellen. 

Echte Pr i va t i sie run g 5taatlicher Lnter­
nehmen erfordert auch volle Akzeptanz deren 
Privatheit. Diese clrückt sich auch im Ahschied 
von (letzten) staatlichen Vorrechten aus. Nur 
wenn die öffentliche Hand ihre Vorstellung von 
einer Art Letztverantwortung auch ;;ichthar ab­
gibt. können clie L'nternehmensorgane Ernst ma­
chen mit ihrer rechtlichen Verantwortlichkeit 
und können sie auch erll5tlich für ihre Tätigkeit 
verantwortlich gemacht werden. 

Von Interesse wäre in diesem Zusammenhang 
ein umfassenderer Vergleich mit aus I ä nd i -
<; ehe n Vor b i Iel ern. So besteht in Frank­
reich eine mit Österreich vergleichbare Prüfungs­
zuständigkeit: danach prüft eier Cours 
des Comptes (seit 1976) obligatorisch die öffent­
lichen Unternehmungen sowie elie Einrichtungen 
(insbesondere Tochtergesellschaften), deren Ka­
pital oder Entscheidungshefugnisse bei Einrich­
tungen liegen, für die der Cours des Comptes 
prüfungszuständig ist. In der Bunelesrepublik 
Deutschbnd unterliegen nur bundesunmittelbare 
juristische Personen eies öffentlichen Rechts (zum 
Beispiel Bundesanstalt für Arbeit) einschließlich 
der Unternehmungen in dieser Rechtsform (Bun­
desbank, Treuhandanstalt) der Rechnungshof­
kontrolle: darüber hinaus wird die Betätigung des 
Bundes - ähnlich wie in Österreich bis 1948 -
bei Unternehmungen des privaten Rechts, an 
denen der Bund beteiligt ist, geprüft. In England 
wird die verstaatlichte Industrie nicht geprüft. In 
den USA besteht eine Unternehmenskontrolle, 
allerdings auch eine andere Prüfungsphilosophie 
(s. unten). 

Die Frage nach der Erforderlichkeit und Be­
rechtigung der Rechnungshofkontrolle darf selbst 
vor Mon 0 pol u n tel' n e h m u n gen (des 
Staates) nicht haltmachen. Zwar wird kaum je­
mand bestreiten, daß gegenüber monopolisierten 
Wirtschaftszweigen eine besondere Aufsicht er­
forderlich ist. Der systematische Standort hiefür 
ist aber das Recht gegen Wettbewerbsbeschrän­
kungen (in Österreich das Kartellrecht). Dies gilt 
auch für staatliche Monopolunternehmungen. 
Deren Ausnahme vom Anwenelungsbereich eies 
Kartellgesetzes (§ 5 Abs 1 Z 3. und 4. KartellG) 
ist daher abzulehnen (zumal für den Anwen­
dungsbereich internationaler Verträge eine Rück­
ausnahme verfügt werden mußte - § 7 Kar­
tellG). Die Doppelrolle als Eigentümer und Auf-
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\ichl\bchörde ",o\\ie die \liLht:lnd\\teuerung über 
die Eigentümerbefugni\"e "ind nicht korrekt. Die 
\lono~x)lstcllLlng \c~I;1I1gt keine Rechnung'ihof­
kontrolle (und ist nach dem l\.artellG ;lUch nicht 
\orgesehen). Dem \lißhrauch marktbeheIT'>chen­
der Stellung i'it vielmehr clurch das Wettbewerbs­
recht Lind 7dlenblb das Preisrecht mit dement­
sprechenden Sanktionsmöglichkeiten entgegen­
zutreten. 

II. Bautriger, die öffentliche Vorhahen 
ver\\irklichen 

I. Rechtslage 

An sich waren die S t i f tun gen, Fon d s 
u n cl An<; tal te n jene typischen Verwaltungs­
helfer, die "einerzeit fi.'tr die Gebietskörperschaf­
ten öffentliche Aufgahen he<;orgt haben, für die 
heute zunehmend private Rechtsformen einge­
setzt werden. Werden Stiftungen, Fonds oder An­
o-;talten als Bautriger eingesetzt, unterliegen sie 
hei Zutreffen der Voraussetzungen des Art 126b 
Ahs I B-VG eier Rechnllngshofkontrolle. 

Bau tri ger, elie als "Unternehmung" 
(VfSlg :;29611957) eingerichtet 'lind. sincl im Fall 
eier 50-Prozent-Beteiligung beziehungsweise Be­
herrschung der Rechnung<;hofkontrolle nach 
Art 126b Abs 2 B-VG unterworfen. Beim Verein 
"l\.lIratorium zur Förderung der Wirtschaftsuni­
versitit Wien" konnte der Verfassungsgerichtshof 
allerdings die Frage nach der Unternehmereigen­
schaft offenlassen. Er qualifizierte clas Kuratori­
um als sonstigen Rechtstriger, dem B u n cl e s -
mittel zur Erfüllung bestimmter 
Z w eck e zur Verfügung gestellt wurden (§13 
Abs 3 RHG). Der Gerichtshof hat diesen Tatbe­
st:lllcl als gegeben angenommen, weil der Bund 
dem Kuratorium Betrige als Mietzinszahlllngen 
und \llietzinsvorallszahlungen überlißt. die -
verkürzt dargestellt - aufgrllnd vertraglicher 
Verpflichtungen unmittelbar zur Zahlung pro­
jektbezogener Kosten verwendet werden müssen. 
Den Unterschied zu "normalen" Zahlungen im 
Wirtschaftsleben hat der VfGH darin erblickt. 
daß die Leistungen aus üblichen Miet-(Kauf-, 
etc)vertrigen dem Vertragspartner zur freien 
Verfügung stehen. 

Abermals bestehen für Linder und Gemeinden 
analoge Vorschriften (Art 127 Abs I und 127a 
Abs I B-VG beziehungsweise §§ 15 Abs :; und IR 
Abs :; RHG). 

2. Amtsentwurf 1991 

Eine wesentliche Zielsetzung des Amtsentwurfs 
ist es auch, die Besorgung jener öffentlichen Auf­
gaben. die nach Abschluß privatrechtlicher Ver­
träge Privatrechtssubjekten übertragen werden. 
einer Kontrolle des Rechnungshofs zu unterwer­
fen. Als Beispiele werden die Errichtung von 

HllCh'ichulhauten oder Llie Be\orgung der Ver\\:11-
tung eier öffentlichen Hand mit Hilfe von AOV­
Anlagen genannt. [)emgem:iL\ 5011 nach Art 122 
Ahs.f AE 91 B-VCi der Rechnung<;hof die Geba­
rung von Recht'>trigern hin'>ichtlich jener V 0 I' -

hab e n. die mit mindestens 50 Pro zen t 
aus \Iitteln n:iher genannter 
Re eh t ~ t 1':1 ger finanziert werden. überprü­
fen. Die durch Göetz zu be<;timmenden Gesamt­
ko,>ten. die eine solche Üherprüfung auslösen sol­
len. betragen nach § 1- Ah<;.2 AE 91 RHC; 
100 Millionen Schilling. 

Der Kontrollkompetenz. die nicht nur Baulei­
stungen. 'ionclern für die öffentliche Hand zu er­
bringende Leistungen ganz allgemein erfaßt. 
kann von eier Sache her voll zugestimmt werden. 
Wenngleich bislang clie Kontrolldefizite nicht 
üherm:ißig groß gewesen sein dürften - die im 
Amtsentwurf genannten Beispielsfille dürften 
gleichzeitig die zwei einzigen Problemfälle gewe­
sen sein -. empfiehlt '>ich dennoch eine aus­
drückliche gesetzliche Festschreibung dieser Prü­
fungskompetenz. "licht ausgemacht scheint da­
mit. daß diese Festschreibung in der Verfassung 
selbst erfolgen muß. Ebenso wie sich § 13 Abs 3 
RHG heute auf Art 121 Abs I B- VG stützt. 
könnte die vorgeschlagene Prüfungsbefugnis un­
ter Nutzbarmachung des Art 122 Abs I Z 7. 
AE 91 B-VG ( .. anderer durch Gesetz bestimmter 
Rechtstriger") auch durch eine Bestimmung im 
RHG normiert werden. Ein solches Vorgehen 
könnte sich schon angesichts der Formulierungs­
probleme empfehlen. Textschwächen scheinen in 
einem einfachen Gesetz allemal ertriglicher als in 
der Verfassung. 

Im besonderen richten sich die Bedenken gegen 
clas im AE 91 B-VG verwendete Wort .. finanzie­
ren". Der Begriff bringt nicht nur zum Ausdruck. 
daß Vorhaben geprüft werden sollen. für die die 
öffentliche Hand das Geld aufbringt. Finanzieren 
bedeutet auch. daß jemand in der Art einer Bank 
Geld verleiht: in diesem Sinne wird der Ausdruck 
sogar in Art 122 Abs .f AE B-VG selbst verwen­
det, wenn von der Vereinbarung von Zahlungen 
,,für die F i na n z i e run g" gesprochen wird. 
Konsequenz des vorgeschlagenen Wortlauts 
könnte demnach sein. daß man mit Abs .f alle von 
Landeshypothekenbanken (Anstalten iS des 
Art 122 Abs I Z 5. AE 91 B-VG) finanzierten 
Vorhaben der Rechnungshofkontrolle unterwirft. 

Unklar ist aber auch die Ab g ren z u n g zu 
Art 122 Abs 3 AE 91 B-VG. Diese Vorschrift ist 
nach den Erläuterungen zum Amtsentwurf die 
Nachfolgebestimmung des Art 126b Abs:; 
(Art 127 Abs 4 und Art 127a Abs 4) B-VG. Prü­
fungsunterworfen ist danach die Gebarung sonsti­
ger Rechtsträger insoweit. als ihnen Mit tel 
z LI r Be s 0 r gun g von .. Auf gab e n" der 
Rechtsträger der öffentlichen Verwaltung zur 
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Verfügung gestellt werden, während Art 122 
Abs 4 AE 91 B-VG die Gebarungsprüfung an 
von aus ö f fe n t I ich e n Mit tel n f i -
na n z i e r t e V 0 I' hab e n a nknüpft. Je nach 
Interpretation des Wortes "Aufgabe" dürfte sich 
daraus eine mehr oder minder weite Parallelkom­
petenz zwischen den Abs 3 und 4 ergeben. Schon 
B r ü n ne r hat Kritik an der Aufnahme des un­
klaren Begriffs "Aufgabe" in das B-VG geübt 
[Christian B r ü n ne 1' , Die Amtsentwürfe 1991, 
in Kr aus - Sc h w a b (Hrsg) Finanzkontrolle 
(1992), 148 (154) ] , der auch nicht klarer wird, 
wenn er in den Erläuterungen des Amtsentwurfs 
mit " Durchführung von Verwa ltungsaufgaben" 
umschrieben wird . 

Schließlich scheint mir durch die Formulierun­
gen der Abs 3 und 4 des Art 122 AE 91 B-VG 
a uch die Ab g ren z u n g zum p r i va te n 
Auf t rag n e h me r nicht ausreichend klarge­
ste llt. So verständlich der Wunsch nach einer 
Kontrolle eines von einer Gemeinde zur Besor­
gung der Müllabfuhr eigens eingerichteten 
Rechtsträgers ist, ebenso klar sollte es auch sein, 
daß das private Müllunternehmen, dem die Müll­
abfuhr mittels eines öffentlichen Auftrags verge­
ben wird, nicht kontrollunterworfen ist. Der Be­
griff der "Aufgabe" nach Abs 3 wirkt in diesem 
Fall nicht differenzierend. 

Das entscheidende Differenzierungskriterium 
scheint hier vielmehr in der Art der Aufgaben­
übertragung zu bestehen. Erfolgt diese im Wege 
einer öffentlichen Ausschreibung, also unter 
K 0 n kur ren z, spricht dies für Prüfungsfrei­
heit und umgekehrt. Demnach müßte etwa auch 
ein Unternehmen , dem im Wege einer öffentli­
chen Ausschreibung die Errichtung und der Be­
trieb einer Straße (wohl eine Aufgabe eines 
Rechtsträgers der öffentlichen Verwaltung; auch 
eine Verwaltungsaufgabe?) zu im vorhinein fest­
gesetzten Bedingungen übertragen wird, von der 
Rechnungshofkontrolle ausgenommen bleiben. 

Dennoch soll in diesem Bereich keinem Rigo­
rismus in der Abgrenzung von Staat und Gesell­
schaft gehuldigt werden . Es mag durchaus Fälle 
geben, in denen selbst bei Übertragung im Wett­
bewerb Kontrollbedürfnisse bestehen , wie etwa 
bei der Ausschreibung der Entwicklung von neu­
en und demnach weder in den Kosten noch in 
ihren Wirkungen abschätzbaren Systemen (vgl 
etwa die Kontrolle über private Rüstungsbetriebe 
in den USA). Für solche Fälle wäre es denkbar, 
die Möglichkeit vorzusehen, bei der Auftragsver-
gabe eine K 0 n t r 0 I I kom pet e n z z u 
ver ein bar e n. 

Ich s chi a g e dem n ach vor, Art 126b 
Abs 3 B-VG im wesentlichen zu belassen und le­
diglich von öffentlich-rechtlichen Körperschaften 
auf Rechtsträger im allgemeinen zu erweitern. 
Die Prüfungskompetenz hinsichtlich der öffent-

lich finanzierten Aufgaben durch vo n der öffent­
lichen Hand getragene Privatrechtssubjekte sollte 
lediglich im RHG festgeschrieben werden. Die 
verfassungsrechtlichen Kompetenzen sollten hin­
gegen um den Fall erweitert werden , daß sich die 
öffentliche Hand die Kontrolle im Wege einer 
Vereinbarung vorbehalten hat. 

3. Projektkontrolle 

Die Bauträgerfinanzierung sollte Anlaß sein, 
über die Einführung einer Pro je k t- und 
Projekt a bwicklungskontrolle 
nachzudenken , wie sie etwa in § 11 Stmk LRH­
VG normiert ist. Nach dieser Vorschrift kann der 
Landesrechnungshof die Soll-Kosten-Berechnun­
gen von Projekten bestimmter Größe und in der 
Folge laufend die Ist-Kosten auf ihre Überein­
stimmung mit den Soll-Kosten überprüfen . 

Diese Projekt- und Projektabwicklungskontrol­
le stellt ein effizientes Mittel prä v e n t i ver 
Kontrolle dar, das den immer wieder erhobenen 
Vorhalt mildert, Kontrolle zeige Mißstände bloß 
auf, beseitige sie aber nicht. Bei Auseinanderklaf­
fen von Ist-Kosten von der Soll-Berechnung kann 
nämlich noch in die Projektausführung eingegrif­
fen werden. Dieser Eingriff in das laufende Ge­
schehen weist zudem nicht die Nachteile der Ver­
mengung von Mitverantwortung und Kontrolle 
wie andere Maßnahmen begleitender Kontrolle 
auf. Auf der anderen Seite bleibt freilich zu be­
denken, daß begleitende Kontrolle zu keinen 
gen e re I I e n System veränderungen führt , auf 
die die Rechnungshofkontrolle vom Grundsatz 
her angelegt zu sein scheint. 

III . Subventionen 

I. Rechtslage 

Weder das B- VG noch das RHG 
normieren die Sub v e n t ion s g e w ä h -
run g als prüfungsauslösenden Tatbestand. Na­
türlich kann bei allen der Rechnungshofkontrolle 
unterliegenden Rechtsträgern auch eine Subven­
tionskontrolle durchgeführt werden. Darüber 
hinaus unterliegen - gestützt auf Art 126b Abs 3 
B-VG - die Gebarung öffentlich-rechtlicher 
Körperschaften mit Mitteln des Bundes und mit 
den ihnen aus öffentlichen Mitteln zur Förderung 
der Zwecke der Hoheitsverwaltung des Bundes 
zur Verfügung gestellten Geldbeträgen (§ 13 
Abs 1 RHG) sowie - gestützt auf die Erweite­
rungskompetenz des Art 121 Abs 1 B-VG -
Rechtsträger außerhalb der Bundesverwaltung, 
denen Bundesmittel zur Erfüllung bestimmter 
Zwecke zur Verfügung gestellt werden (§ 13 
Abs 3 RHG) , der Rechnungshofkontrolle. Die 
Tatbestände des § 13 RHG können Subventions­
gewährungen erfassen, sind - wie das Beispiel 
des Kuratoriums zur Förderung der WU Wien 
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he\\eist - :lher nicht :wf die Suhventioll'ige\\;ih­
rung he'ichr:inkt. 

Die öffentlich-rechtlichen Körper:'.ch:lf'ten un­
terliegen n:-tch Lier r\nordnung des ~ 13 Ab<; I 
RHC; auch einer Kontrolle in Hinhlick :-tuf Spar­
samkeit, Wirtsch:-tftlichkeit und Zweckm:ißigkeit. 
Die 'ionstigen Rechtstr:iger sind nur einer Kon­
trolle auf :-tuftrags- und widl1lungsgem:iße Ver­
wendung der \Iittelunter\\ort'en. 

Aherm:-tls treffen Art 127 Abs -I- und Art 127a 
Ahs -I- B- VG sowie § 15 Abs J und § I ~ Ab" 3 
RH G korrespond ierencle Besti Illmungen für cl ie 
Under und die Gemeinden. 

2. Amtsentwurf 1941 

Benüngelt an eier ge'ietzlichen Regelung wird 
vor :-tllem. daß eine K 0 n t roll e der w i cl -
m u n g s g e m :i ß e n Ver \\ end u n g von 
Subventionen für eine .,achgerechte Prüfung oft 
ni c h t alls r e ich e. weil zur Verwirklichung 
des Suhventionszwecks meist Eigen- und Sub­
ventionsmittel eingesetzt würden und eine ent­
sprechende Belegvorlage in der Höhe der gew:ihr­
ten Subvention demnach eine Beurteilung eies 
Gesamtvorh:-tbens nicht erlaube: weiters. daß nur 
die vom Bund direkt vorgenommene Subventio­
nierung. nicht :-tber die über Subventionsmittler 
(selbst:indige Fonds. Kapitalgesellsch:-tften. Verei­
ne oeler ähnliche Institutionen) :-tbgewickelten 
Subventionen der Kontrolle unterworfen seien. 
Aus diesem Grunde schbgt der Amts­
entwurf 1991 vor. daß der Rechnungshof die Ge­
barung von Rechtstr:igern hinsichtlich jener 
Vor hab e n überprüft. die :-tus Mitteln be­
stimmter öffentlicher Rechtsträger unmittelbar 
oder mittelbar ge f ö r der t werden (Art 122 
Abs 5 AE 9\ B-VG). 

Soweit kein Vorhaben bezeichnet ist und durch 
Gesetz nichts anderes bestimmt ist. soll die ge­
samt~ Gebarung des geförderten Rechtsträgers 
der überprüfung durch den Rechnungshof unter­
liegen (Art 122 Abs 5 AE 9\ B-VG sowie § 18 
Abs I AE 91 RHG). Zuwendungen an natürliche 
Personen aufgrund eines gesetzlichen Anspruchs. 
:-t\s Anerkennung für erbrachte Leistungen oder 
für die Bestreitung des Lebensunterhalts sollten 
ausgenommen bleiben (§ 18 Abs 2 AE 9\ RHG). 

Das Anliegen nach einer Erweiterung der Prü­
fungszuständigkeit erscheint insofern berechtigt. 
als damit eine den verfassungsgesetzlichen Prü­
fungszielen entsprechende Rechnungshofkontrol­
le über die widmungsgem:iße Verwendung von 
Subventionen ermöglicht werden soll. Es ist dem­
nach sachgerecht. auch mittelbare Förderungen 
einzubeziehen und die Prüfung von den einge­
setzten Ylitteln auf das gesamte geförderte Vorha­
ben zu erstrecken. 

Die Schaffung einer eigenen Vel·LI'i'iung<;bc­
<;timll1ung wird pO'iitiv beurteilt. zUlllal der Be­
griff eier Förderung heute ah :lu'ireichend hc-
~til1lmt er~cheint [Grundlegend Kar I 
Wen ger (Hrsg). Förderungo.;venvaltung 
( 1973)]. Der zweite S:ltZ eies Art 122 Abs 5 
AE 91 B-VG (über den Lmfang der Gebarung'i­
prüfung im Fall. daß kein Vorhaben hezeichl;et 
ist) scheint jedoch entbehrlich zu sein und müßte 
als ,ehr detaillierte Regelung :luch nicht im Ver­
bssung"rang "tehen. Als Variante .,ei auf den he­
reit" von Wen ger gel1l:-tchten Voro.;chlag ver­
wiesen. nicht ein~ Che~prüfung der Geb~Hung 
geförderter Rechtstr:iger vorzusehen. sondern 
eine Prüfung eier Ciebarung ins Auge zu fassen. 
so fe r n und so we i t dies zur Beurteilung 
der widll1ung"gem:ißen Verwendung der Förde­
rungsmittel notwendig ist [K:-trl Wen ger. Die 
Kontrolle des Rechnungshofs über die Verwen­
dung öffentlicher \Iittel durch priv:-tte Lnterneh­
mungen. in: Kor i ne k (Hr<;g). Kontrolle JJ 
(56) ]. 

Eine Erweiterung der Suhventionskontrollhe­
fugnis eies Rechnungshofs verpflichtet zu Gedan­
ken üher eine 5achgerechte Auf gab e n te i -
lung z\\ischen Verw:-tltung und 
K 0 n t roll e. Wie die rechtswissenschaftliche 
Literatur herausge:-trbeitet hat. stellt eier Subven­
tionszweck das Kernstück (elen "Angel pu nkr·) 
eier Subventionslierwaltung dar. Die Kontrolle 
eies Subventionszwecks ist demnach ein integrie­
render Bestandteil der Subventionsverg:-tbe. So 
führt Wen ger zu Recht an. daß bei Geh:-t­
rungsüberprüfungen der Rechnungshof :-tuch zu 
t'rüfen hat. ob der geprüfte Förclerungstr:iger im 
Wege eies Förelerungsvertr:-tges die geförderte Un­
ternehmung zur Vorlage ausreichender Verwen­
elungsnachweise beziehungsweise in geeigneter 
Weise (lazu verpflichtet hat. Verwendungsprü­
fungen durch Organe eies Förderungsgebers an 
Ort und Stelle vornehmen zu lassen. die erforder­
lichen Auskünfte zu erteilen und Unterlagenein­
sicht zu gestatten [Wen ger. Kontrolle, -1-9]. 
Es kann demnach auch im F:-tlle der genannten 
Zuständigkeitserweiterung nicht die prim:ire Auf­
gabe des Rechnungshofes sein. selbst Subven­
tionskontrollen durchzuführen. Solche Nachprü­
fungen mögen in Einzelfällen angebracht sein. 
Die Hauptaufgabe des Rechnungshofs besteht 
aber darin, zu prüfen. ob die Ver wal tun g 
die Subventionen ordnungsgemäß vergeben und 
deren Verwendung ausreichend kontrolliert hat. 
Für diese Art von Kontrolle ist aber die Erlassung 
eines Subventionsgesetzes mit entsprechenden 
Richtlinien unverzichtbar. 

IV. Neues Profil für den Rechnungshof? 

Die Gedanken leiten über zu Überlegungen 
nach einem neuen Funktionsverständnis sowie al­
lenfalls auch neuen Aufgaben für den Rech-
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nung~hof. '\icht vereinzelt i.,t die I\:ritik, ein 
ClroLlteil der ,-.... rheit de, Rechnung5hofes ,ei hlo­
ßen Fmmalakten wie eier CherJ1rüfung eier zah­
lenl11;1ßigen Richtigkeit und der Rechtm;1ßigkeit 
gewidmet: gefragt ,ei hingegen mehr eine Kon­
trolle der Wirtschaftlichkeit und Effektivität 
[ V ;\ n der Bell e n, Zur I\:ontrolle öffentli­
cher Lnternehmen, Annalen eier Gemeinwirt­
<;chaft (50), 12, 75: Andreae \lit­
te re g ger. Privatisierung des Rechnungshofs'), 
ÖHW~19!\-+. 15-+: Öhlin~ger. in: Qu~ vadis. 
Rechnung5hof? ÖH\V I Q90, LN]. Eine solche 
Akzentverschiehung ist ohne Begleitmaßnahmen 
nicht möglich. 

\lach § 7 Ahs -+ BvlG ist die Schaffung von 
Einrichtungen zur i 11 ne ren Re vi s ion eier 
Verwaltung nur möglich. Es verdient positiv her­
vorgehoben zu werden, elaß eier Rechnungshof 
bereil'i 19R I eine Prüfung der Einrichtungen der 
Innenrevision bei den Bunelesministerien unel öf­
fentlichen Unternehmen durchgeführt hat. Bei 
dieser Gelegenheit wurden auch grundsätzliche 
Empfehlungen über die Organisation und die 
Prüfung<;t:üigkeit erstattet. Dennoch ist elie In­
nenrevision bis heute nicht auf einem Stanel, daß 
sie eine allgemeine Grundlage für die Finanzkon­
trolle des Rechnungshofs abgeben könnte und 
diesem etwa elie Ordnungsgemäßheitskontrolle 
großteils ahnehmen würde. So beklagt 
Sc h wa 11, daß die Innenrevision beispielsweise 
nicht in den Prozeß der Subventionsvergabe ein­
geschaltet ist [Waltel' Sc h wa h, Öij:entliche 
Kontrolle und Wirtschaftsförderung, in: Ga n t­
ne I' - R in cl e re r (Hrsg), Staatliche Wirt­
schaftsförderu ng, ( I 9l'll'l) , 159]. 

Die Zielsetzung eies § 11 Abs 3 AE 91 RHG, 
wonach der Rechnungshof darauf zu achten hat. 
daß bei elen überprüften Stellen ein leistungsfähi­
ges internes Kontrollsystem sowie ausreichende 
und angemessene Einrichtungen eier inneren Re­
vision bestehen. ist positiv zu beurteilen. Eine 
Kontrollbestimmung vermag aber nicht die 
Pflicht zur Einrichtung einer internen Revision 
und Kontrolle zu ersetzen. ohne die ein weitge­
hender Verzicht auf die Richtigkeitskontrolle des 
Rechnungshofs aber nicht denkbar ist. 

Als Beispiel einer gelungenen Umstrukturie­
rung möge der Wandel des Gen er al Ac­
co u n tin gOf f i c e in den USA dienen. 

Mit dem .. Budget ancl Accounting Procedures 
Acr' (BAPA) aus 1950 verlagerten elie CSA die 
Verantwortung für ein ordnungsgemäßes Haus­
halts- und Rechnungswesen vom General Ac­
counting Office auf die jeweiligen Behörden und 
bauten damit die ehemalige Rechnungskontroll­
behörde (der Bundesregierung) zu einer Art Auf­
sichtsbehörde aus. Aufgabe war es nunmehr, die 
Vorschriften und Richtlinien für die Rech­
nungslegung festzusetzen, Rechnungssysteme auf 

ihre l\:onfOi'll1ität mit die-;en Richtlinien zu prü­
fen und die tahächlich angewendeten Systeme 
q;inclig zu kontrollieren. vlit dieser Funktionsän­
derung war eine Reduktion des Personalst:iI1e1es 
von ehemals 1-+ 000 auf - his heute etwa gleich­
gehliebene - 5 000 \Iitarheiter verhunden. Den 
Kontrolleinrichtungen bei elen Behörden kommt 
relative Selhständigkeit zu. die ..,ich darin doku­
mentiert. daß deren Leiter (Cieneralinspektor) 
mit Zustimmung des Senats vom Präsidenten er­
nannt \\ird [Donalcl R. [) ra eh, Länclerprofile: 
Das General Accounting Office eier Vereinigten 
Staaten, Internation;lle Zeitschrift für staatliche 
Finanzkontrolle . .Juli 19R4, 15: Peter Süß­
mi Ich. Öffentliche Finanzkontrolle in den 
LSA, ÖHW I 9R,1. 31]. 

Heute ist das General Accounting Office ein­
deutig eine Ein r ich tun g cl e s K 0 n -
g res ses. an dessen Inforl11ationsbedürfnissen 
"ich die Aufgabenfelder orientieren [Rainer 
C h r u ba s si g, Prüfungspolitik und Planung 
eier öffentlichen Finanzkontrolle. Am Beispiel 
eier US-amerikanischen Finanzkontrollbehörde. 
ÖHW 19l'l6, 16l'l]. Auf diese klare Zuordnung ist 
auch der Wandel in den Prüfungsschwerpunkten 
zurückzuführen. Das GAO besorgt: 

- Wir t s c h a f t I ich k e i t s- u n cl Wir k -
sam k e i t s p r ü fun gen von Aktivitäten und 
Programmen der Regierung. Es handelt sich um 
die Prüfung und Bewertung von Programmen 
und Aktivitäten, die aus Mitteln eier öffentlichen 
Hand finanziert werden: 1970 wurde dieser Funk­
tionsbereich mit Verabsch iedung des .. Legislative 
Reorganisation Act" auf Programmevaluationen 
ausgeweitet. an hand elerer festgestellt werden soll. 
ob die angestrebten Programmziele auch tatsäch­
lich erreicht worden sind (in praxi vor allem im 
Verteicligungs- und Sozialbereich). In diese Rich­
tung hat etwa B r ü n n e r vorgeschlagen, den 
Rechnungshof zur Kontrolle der Berechnung von 
Normenkosten zu ermächtigen, die nach § 14 
BHG jedem Entwurf für ein Bundesgesetz oder 
eine Verordnung anzuschließen sind [Christian 
B r ü n n e r, Haushaltsrechtsreformen, 965]. 

- Unterstützung des Kongresses und seiner 
Ausschüsse in fiskalischen und budgetären Ange­
legenheiten. um eine Ver s t ä r k u n g 
seiner Stellung im Budgetprozeß 
zu erreichen. Auf dieser Ebene liegt ein Vor­
schlag von No wo t n y, die Effizienz eier Buel­
getpolitik dadurch zu erhöhen. daß. dem Rech­
nungshof etwa die nachträgliche Uberprüfung 
eier tatsächlichen Kosten von Gesetzen überant­
wortet wird [Ewald No w 0 t n y. Bemerkungen 
zum Amtsentwurfl991, in: Kraus­
Sc h wa b (Hrsg). Wege zur besseren Finanz­
kontrolle, 160]. 

- Zur Prüfung von Regierungsprogrammen 
und Programmevaluationen ist die Unterstützung 
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durch ex te r n e fa chI ich e Bel' at e I' 

und Gutachter in den USA unersetzlich. Eine 
entsprechende Ermächtigung zur Beiziehung von 
Sac hverständigen sieht auch § 14 RHG vor. An­
d I' e a e - Mit t e re g ger haben darüber hin­
aus vorgeschlagen. das Parlament selbst mit der 
Vergabe von Prüfungsaufträgen (per Ausschrei­
bung) an private Prüfungsgesellschaften zu be­
trauen, welche durch den Konkurrenzdruck ua 
ständig zu Produkt- und Prozeßinnovationen , die 
gerade bei Programm prüfungen notwendig sind, 
gezwungen wären . 

V. Zusammenfassung 

Die Überlegungen zeigen : Vor einer Reform 
muß Klarheit über die Funktion und das Anfor­
derungsprofil des Rechnungshofs herrschen . Ent­
scheidet man sich für grundsätzlich neue Aufga­
benfelder, ist eine Reform der verfassungsrechtli­
chen Grundlagen unausweichlich. Andernfalls ist 
eine eufassung zwar nicht unzweckmäßig; klei­
nere Korrekturen könnte man aber auch mittels 
einer Novellierung des RHG anbringen. 

Die Frage der optimalen Prüfungskompeten­
zen ist nicht nur nach dem Kontrollinteresse 
staatlicher Stellen oder gar einem einmal erreich­
ten " Besitzstand" zu entscheiden. sondern auch 
eine Frage nach Aufwand (sowohl beim Rech­
nungshof als auch beim überprüften Rechtsträ-

ger) und Ertrag sowie nach der Abgrenzung zur 
privaten Tätigkeit. Diese Gesichtspunkte spre­
chen dafür, nicht nur über Zuständigkeitserweite­
rungen, sondern auch über Zuständigkeitsbe­
schränkungen nachzudenken. Dies trifft vor a l­
lem auf die am formalorganisatorischen Gesichts­
punkt der 50-Prozent-Beteiligung anknüpfenden 
Prüfungstatbestände zu. Für Bauträgerleistungen 
und Subventionsgewährungen sollten neue Prü­
fungskompetenzen geschaffen werden. a llerdings 
in maß haltendem Sinne, um die Grenze zur pri­
va ten Wirtschaftstätigkeit nicht zu überschreiten. 

Eine Verbesserung unerwünschter Zustände in 
der Verwaltung, im Subventionswesen oder bei 
der Erbringung von Leistungen für die öffentli­
che Hand kann nicht allein durch Einführung von 
Kontrolle und somit nicht allein mit einer Reform 
der Vorschriften über den Rechnungshof bewerk­
ste lligt werden . Ohne Handlungspflichten und 
-maßstäbe für den Kontrollunterworfenen muß 
Kontrolle leerlaufen; die allgemeinen Maßstäbe 
Sparsamkeit, Wirtschaftlichkeit und Zweckmä­
ßigkeit sind vielfach nicht ausreichend . Kontrolle 
kann daher keinesfalls ausreichendes Surrogat für 
eine fehlende interne Revision , für ein fehlendes 
Subventionsgesetz oder ein fehlendes Vergabege­
setz sein . 

***** 
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88 Parlarnenrari ,c hc 1',nLJuete - I\ nhang - Diensrag. 17. Novcmher 1992 

Die schriftlich vorge legte Gliederung des Vor· 
trages von Universitätsprofessor Dr. Johannes 
Hengstschläger (Johannes- Keppler- Universität 
Linz) hat folgenden Wortlaut: 

Berichterstattungswesen des Rechnungshofes -
Datenschutz und verbesserte Information der 

Öffentlichkeit und Abgeordneten 

Referat an läßlich der parlamentarischen 
Enquete betreffend "Zukunftsperspektiven einer 

effizienten öffentlichen Gebarungskontrolle 
durch Parlament und Rechnungshof" am 

17. November 1992 

I. Problemstellung 

2. Anwendbarkeit des Art 20 Abs 3 B-VG LInd 
des Datenschutzgesetzes auf den Rechnungshof 

im Hinblick auf dessen Einordnung in die Trias 
der Staatsfunktionen 

3. Schutzrichtungen des Grundrechts auf Da­
tenschutz 

4. Rechtsgrund lagen für eine Durchbrechung 
des Grundrechtsschutzes 

5. Ergebnisse einer Harmonisierung des 
Grundrechts mit den verfassungsrechtlichen Ein­
griffsnormen 

a. Verhältnis Rechnungshof - geprüfte Stelle 

b. Verhältnis Rechnungshof - Parlament 

c. Verhältnis Rechnungshof - Öffentlichkeit, 
insbesondere auch im Hinblick auf das Problem 
der "Rohberichte" 

***** 
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Parlamentarische I-.nqucte - Anhang - Dienstag. 17. November 199:2 R9 

Der in schriftlicher Form vorgelegte Vortrag 
von Universitätsprofessor Dr. Christian Brünner 
(Karl -Franzens-Universität Graz) hat folgenden 
Wortlaut : 

Der Rechnungshof als Kontrollorgan dreier 
Gebietskörperschaften 

[) Organisatorische und funktionelle Stellung des 
Rechnungshofes 

Gemäß den Bestimmungen des 5. Haupt­
stückes des B-VG ist der Rechnungshof 0 r g a­
n is a tor i sc h eine Einrichtung des Bundes, 
ein Bundesorgan. Fun k t ion e I I ist der 
Rechnungshof in Angelegenheiten der Bundesge­
barung als Organ des Nationalrates, in Angele­
genheiten der Länder- , Gemeindeverbände- und 
Gemeindegebarung als Organ des betreffenden 
Landtages tätig (A rt /22 Abs / B-VG J. 

Obwohl der Rechnungshof funktionell ein 
Bund-Länder-Organ ist , zieht der Verfassungsge­
setzgeber daraus im Hinblick auf die organisatori­
sche Stellung des Rechnungshofes keine Konse­
quenz: Art 122 Abs 1 I. Satz B-VG unterstellt 
den Rechnungshof unmittelbar dem Nationalrat. 
Der Rechnungshof ist demgemäß organisato­
risch k ein d u a I ist i sc h es 0 r g a n, son­
dern ein Bundesorgan. 

Art 122 Abs 1 Satz 2 erweckt den 
Ans ehe i n, daß die fun k t ion e II e 0 r -
ga n e i gen s c h a f t für den Bundesbereich 
und für den Landesbereich ein e g lei c h e 
sei . Die Regelungen betreffend den Rechnungs­
hof zeigen jedoch, daß dem nicht so ist. Die Be­
ziehung des Rechnungshofes zu den Organen der 
Gesetzgebung und Vollziehung des Bundes einer­
seits und der Länder andererseits ist unterschied­
lich ausgestaltet. Gleiches gilt für die Ausgestal­
tung der Prüf tätigkeit des Rechnungshofes im 
Bundesbereich einerseits und im Landesbereich 
(beziehungsweise Gemeindebereich) andererseits: 

a) Der Rechnungshof untersteht unmittelbar 
dem Nationalrat. Eine analoge Bestimmung be­
treffend die Landtage fehlt (wenn der Rechnungs­
hof aLs Organ des betreffenden Landtages tätig 
wird). 

b) Die Wahl und die Abberufung des Präsiden­
ten und des Vizepräsidenten des Rechnunghofes 
obliegt ausschließlich dem Nationalrat. Es gibt so­
mit keine politische Verantwortung gegenüber 
den Landtagen. 

c) Der Nationalrat bewilligt die Sach- und Per­
sonalausgaben des Rechnungshofes. 

d) Der Rechnungshof verfaßt den Bundesrech­
nungsabschluß (Art 12/ Abs 2 B- VG), nicht je-

doch die Rechnungsabsc hlüsse der Länder. Die 
La ndesregierunge n haben die Rechnun gsab­
schlüsse dem Rechnungshof lediglich vorzulegen 
(Art 127 Abs 2 B-VGJ . 

e) Die Landesregierungen haben die Voran­
schläge dem Rechnungshof zu übermitteln 
(Art 12 7 Abs 2 B-VGJ . Eine analoge Bestimmung 
für den Bundesbereich fehlt. 

f) Gemäß Art 127 Abs 3 B-VG gegenzeichnet 
der Präsident des Rechnungshofes die Urkunden 
über die Finanzschulden des Bundes, nicht jedoch 
die der Länder. Das Teilnahme- und Anhörungs­
recht des Präsidenten beziehungsweise des Vize­
präsidenten des Rechnungshofes ist gemäß 
Art 123a B-VG nur für den Nationalrat, nicht je­
doch für die Landtage vorgesehen . 

Festzuhalten ist freilich , daß aus dem Fehlen 
gleichartiger Bestimmungen für den Landesbe­
reich allein keine Schlüsse über die mangelnde 
Gleichrangigkeit betreffend die Organeigenschaft 
gezogen werden dürfen. So können vor dem Hin­
tergrund der re I a t i ve n Ver f a s s u n g s -
a u ton 0 m i e der L ä nd erden Bestim­
mungen für den Bundesbereich analog Bestim­
mungen für den Landesbereich, zum Beispiel bei 
der Frage der Teilnahme- und Anhörungsrechte 
im allgemeinen Vertretungskörper erlassen wer­
den. 

Von der Ver wal tun g ist der Rechnungs­
hof unabhängig; er ist nur den Bestimmungen des 
Gesetzes unterworfen (Art 122 Abs 2 B-VG J. 

Angesichts der gleichartigen Bedeutung der 
Prüf tätigkeit des Rechnungshofes für den Bun­
desbereich und für den Landesbereich erscheint 
es als zweckmäßig, die Organeigenschaft des 
Rechnungshofes stärker in Richtung eines duali­
stischen Organes auszugestalten. Für die 
re c h t s pol i t i sc he Dis k u s si 0 n möch­
te ich folgende Vorschläge festhalten: 

a) Präsident und Vizepräsident werden durch 
die Bundesversammlung bestellt und abberufen . 

b) Dem Bundesrat beziehungsweise einer quali­
fizierten Minderheit von Mitgliedern des Bundes­
rates wird das Recht eingeräumt, dem Rech­
nungshof Prüfaufträge zu erteilen. 

c) Ein Teil der leitenden Beamten des Rech­
nungshofes soll aus Berufsstellungen in den Län­
dern entnommen werden. Damit sich tatsächlich 
BewerberInnen melden, müssen freilich verschie­
dene faktische und rechtliche Voraussetzungen 
für Mobilität geschaffen werden . 

d) Die Prüf tätigkeit des Rechnungshofes wird 
formell mit der Prüf tätigkeit der landeseigenen 
Prüfeinrichtungen koordiniert. 
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e) Die Beziehungen z\\i.;,chen dem Rechnung'i­
hof und elem Landtag \\erclen in gleicher \\"ei~e 
gestaltet heziehungs\Nei'ie verhessert, wie die Be­
ziehung zwischen Rechnung'ihof und Nation:1lr:1t 
(\'gl ill1 einzelnen die Liindc/Tondlhige belretfend 
den Rcchnllng\hoj lillll Bl'~chlIlß der Landcsal1l1s­
direkloren/"ollfercnz \'(lll1 2-1, iO, Jl)SS). 

f) Die Prüfung des Rechnungshofes I \151 den 
5. Ahschllill dcs Ennt'llrfl"i des BKA /lelre/fend ein 
BUlldcsgesclz. mil dell1 das Rechnllng\'/zofgclclz gc­
lindert wird, \'0111 2-1. 5. i(NI) ist eine gemeins:1me 
Bu nd -[.änder:1 u fgabe. 

Indem e1:IS B-VG elen Rechnungshof dem ;\l:1-
tion:1lrat unterstellt, die politische Ver:1ntwortung 
des Rechnungshofes gegenüber dem N:1tionalrat 
festlegt und den Rechnungshof funktionell :1ls 
Bund-Länder-Organ einrichtet. wird der Rech­
nung"hof elen S t r u k t u r p r i n z i pie n 
parl:1mentarischer Demokratie 
unterworfen. Ferner sind Prüfmaßsühe eies 
Rechnungshofes nicht nur die liffernllläßige 
Richtigke~it und die Cberein'itill1ll1ung mit den be­
stehenden Vorschriften, 'iondern auch clie Sp:1r­
'iall1keit. Wirtsch:1ftlichkeit uncl Z\\eckmäßigkeit. 
Letztere Pr LI f 111 a ß s t:l be heinhalten auch 
die Zweckkritik :1ls Aufgabenkritik im engeren 
Sinn und somit eine politische 
Auf gab e. Weil dem so ist. erscheint es sach­
lich geboten, den Rechnungshof einem allgemei­
nen Venretungskörper zu unterstellen und den 
Rechnungshof gegenüber einem allgemeinen 
Vertretungskörper in politische Verantwortung 
zu nehmen. Es wäre somit aufgabeninadäquat, 
den Rechnungshof zum Beispiel :1ls Gericht zu 
organisieren und ihn damit den Strukturprinzi­
pien parlamentarischer Demokratie zu entziehen, 
es sei denn. die Prüfmaßstäbe werden auf Über­
einstimmung mit Gesetzen und 'ionstigen Vor­
schriften beschränkt. Dies hielte ich freilich nicht 
für zweckmäßig, weil die Staatsorganisation oh­
nehin arm :1n institution:1lisierter, system:1tischer 
Zweckkritik als Aufgabenkritik im engeren Sinn 
ist. 

Auch Asp e k ted e I' m at e I' i e II e n 
Ge wal te n te i I u n g stützen die Hypothese, 
d:1ß eier Rechnungshof dann. wenn der Katalog 
der Prüfmaßstäbe unverändert bleibt. nicht als 
Gericht organisiert sein soll. So ist zum Beispiel 
dem Verwaltungsgerichtshof die inhaltliche Prü­
fung von Ermessensentscheidungen entzogen; er 
darf nur prüfen. ob das gesetzliche eingeräumte 
Ermessen im Sinne des Gesetzes ausgeübt wurde. 

Aus dem Gesagten ergeben sich verschiedene 
Konsequenzen. Ich habe diese in meinem Beitrag 
zu dem von Herbert Kraus und Walter Schwab 
herausgegebenen Band "Wege zur besseren Fi­
nanzkontrolle" auf Seite 155 f ausgeführt; fest­
halten möchte ich. daß ich vor dem Hintergrund 
meiner Ausführungen mit verschiedenen Vor-

..,chl~igen der t\l11tsent\\ürfe I L)lJ! fllr eine :\eufas­
'iung eies Rechnung~llOfrechte'i nicht eil1\er"t~ln­
den bin. 

Exkur<;: Zur Frage der InstJllierung eines Vize­
pr:isic1enten. 

Angesichts eies Umfanges der Aufgaben des 
Rechnungshofes heliehungs\\eise allenfalls eier 
:\otwencligkeit. dem Rechnung'ihof weitere Auf­
gahen zu ühertr:1gen I Pro}c/.:[· IIlld Proiekla/lwick-
111I1F,skolllrolle: V ergabc priijllllg. C. 'onlraCl i!lF,-out: 
\/iirkcrc Lukrientng deI' Rcchllungshojn·KlloH'­
ho\\'s für Orglillisli/iolll'clll\\'icklullg I/Iut Verll'(Z/­
IIwgsreforlll e[c). ist eine beträchtliche Leitungs­
kapazität erforderlich. Es sollte daher hei Auf­
rechterhaltung der monokr:1tischen Leitungsor­
ganisation des Rechnungshofes die Leitungskapa­
lität durch die Institution eines (ceilleIl) Vizeprä­
..,identen erweitert werden können. Ich bin ebher 
- dies habe ich bereits im Herhst 1991 zum Aus­
druck gebracht - gegen den Vorschlag der Amts­
entwürfe. einen {bloß slcl/\'cnrelc/ufclll Vizeprä­
'iidenten in der Form eines ranghöchsten Beam­
ten zu installieren. <;owie gegen die Vorschläge 
der Abschaffung des Organes .. Vizepräsident" 
und für die Beibeh:1ltung der jetzigen Rechtsbge: 
Ein Vizepräsident sollte den Präsidenten im Sin­
ne des Ressortsystems (An 12-1 Abs 3 B-VG) ent­
l:1sten. Bedingung für den Entlastungseffekt und 
die Erweiterung der Leitungsk:1pazität ist es frei­
lich, daß der Präsident von der Ermächtigung des 
Art 124 Abs 3 B-VG weitreichend Gebr:1l1ch 
macht, ferner ein Amtsverständnis pflegt. das 
vom Management by Delegation geprägt ist. 

Damit ein etwaiges Auswahlverfahren für die 
Funktion des Vizepräsidenten nicht in den Ge­
ruch partei taktischer Winkelzüge kommt. schlage 
ich folgendes Procedere vor: 

I) Nominierllngsverfahren. 

2) Hearing vor dem Plenum des Parlaments. 

J) formelle Beschlüsse der Klubs, daß in der 
Frage der Wahl kein Klubzwang besteht. und 

4) geheime Wahl durch das Parlamentsplenum. 

Rechnungshof und Gemeinden: 

Die Gebarung der Gemeinden mit mindestens 
20 000 Einwohnern unterliegt eier amtswegigen 
Rechnungshofkontrolle (Art 127a Abs 1 B-VG). 
Kleinere Gemeinden können dieser Rechnungs­
hofkontrolle unterworfen werden (An 127a 
Abs 7 B- VG). Obwohl somit die Gemeinden der 
Rechnungshofkontrolle unter den genannten Be­
dingungen unterliegen. sind die direkten Bezie­
hungen zwischen Rechnungshof und Gemeinde 
verfassungsrechtlich nur spärlich ausgestaltet {das 
Prüfverjahren lasse ieh in diesem Lusammenhang 
außer Be/racht!. 
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Die Bürgermeister von Gemeinden mit minde­
stens 20 000 Einwohnern haben alljährlich die 
Voranschläge und Rechnungsabschlüsse auch 
dem Rechnungshof zu übermitteln (Art J 27a 
Abs 2 B-VG) . der Rechnungshof erstattet auch 
dem Gemeindera t dieser Gemeinden über seine 
Tätigkeit im vorausgegangenen Jahr , soweit sie 
sich auf die betreffende Gemeinde bezieht , Be­
richt fArt 127a Abs 6 B-VG! . Im übrigen werden 
die gemeindlichen Anliegen gegenüber dem 
Rechnungshof von der Landesregierung wahrge­
nommen (zum BeispieL Art J 26a B- VG : Mei­
nungsverschiedenheiten iiber die Zuständigkeit des 
Rechnungshofes; J 27a Abs 7 B- VG : Ersuchen um 
besondere Gebarungspriifung - vgl. auch Art J 27 
Abs 7 B-VG). Auch bei der Gemeindegebarungs­
prüfung ist der Rechnungshof funktionell Organ 
des betreffenden Landtages (Art J 22 Abs 1 B­
VG), die Geltendmachung der staatsrechtlichen 
Verantwortlichkeit obliegt dem Landtag (Art 123 
Abs 1 iVm Art J 22 Abs 1 B-VG!. 

Angesichts der verfassungsrechtlich verbürgten 
Gemeindeautonomie sollte eine Dis k u s s ion 
darüber geführt werden, ob die re c h t I ich e 
S tel I u n g der Gemeinde, vertreten durch den 
Gemeinderat, gegenüber dem Rechnungshof 
nicht aus g e bau t werden sollte. 

IJ) Beziehung zwischen dem Rechnungshof und 
dem ParLamenl: 

Die Beziehung zwischen Rechnungshof und 
Parlament ist keine problemlose. Der Rechnungs­
hof fühlt sich durch das Parlament beziehungs­
weise die Parlamentsmehrheit einerseits oftmals 
im Stich gelassen. Andererseits spielt der Rech­
nungshof im täglichen Bewußtsein des Parlamen­
tariers keine Rolle. 

Re c h nun g s hof und Par I a me n t (so­
wie parLamentarische Demokratie) sind freilich 
s y s t em a t i s c h miteinander ver b u n -
den . Reform des Rechnungshofes muß daher 
auch Reform des Parlaments (und der parLamen­
tarischen Demokratie) sein . 

Die Beziehung zwischen Rechnungshof und 
Parlament hat informelle und formelle Aspekte. 
Die i n f 0 r m e I I e n könnten insbesondere 
über intensivierte Aktivitäten der Kommunika­
tion, Information und "human relations" gepflegt 
werden . Dem f 0 r m e I I e n Aspekt der Bezie­
hung könnten unter anderem folgende Vorschlä­
ge dienen : 

a) Zu Art 127 Abs 9 B-VG idF Amtsentwürfe 
(AE) 1991: Der Nationalrat soll nicht nur das 
Recht haben, Anfragen an den Präsidenten des 
Rechnungshofes zu richten, sondern auch Ent­
schließungen gegenüber dem Rechnungshofpräsi­
denten zu fassen. 

b) Art 127 Abs9 B-VG idF AE 1991 : Dem 
Präsidenten des Rechnungshofes sollte das Anwe­
senheits- und Rederecht bei den Beratungen des 
gesamten Entwurfes eines Bundesfinanzgesetzes 
(und nicht nur hinsicllllich der den Rechnungshof 
betreffenden Kapitel) eingeräumt werden . Klarge­
stellt sollte werden, daß der ationalrat auch 
Gutachten des Rechnungshofes zum Entwurf des 
Bundesvoranschlages verlangen kann (Art 123 
Abs 4 B-VG idF AE 1991) . Ausgehen möchte ich 
davon, daß Art 123 Abs 3 B-VG idF AE 1991 
dem Rechnungshof das Recht einräumt, auch 
zum Entwurf des Bundesvoranschlages Stellung 
zu nehmen . Dem Rechnungshof sollte das Recht 
eingeräumt werden, diese Stellungnahme dem 

ationalrat unmittelbar vorzulegen . 

c) Die Berichte des Rechnungshofes an den Na­
tionalrat sollten nicht mit dem Auslaufen der Ge­
setzgebungsperiode verfallen (Konlinuilät anstelle 
von Diskontinuität betreffend die PrüfberichteJ . 
Das wäre nicht nur sachadäquat, dadurch könnte 
auch ein unwürdiges Ballspiel des Parlamentes, 
wie es am Beginn der laufenden Legislaturperiode 
hinsichtlich der in der abgelaufenen Legislaturpe­
riode eingebrachten Berichte des Rechnungshofes 
praktiziert wurde (sechs Berichte des Rechnungs­
hofes sind verfaLLen; die ParLamenlsmehrheit stand 
auf dem Standpunkt, daß diese Berichte vom Rech­
nungshof neu eingebracht werden soLLten), vermie­
den werden. 

d) Ich begrüße die Bestimmung des Art 121 
Abs 6 B-VG idF der Amtsentwürfe, wonach die 
Gebarung des Rechnungshofes vom Nationalrat 
überprüft wird (vgl. auch Art 127b des oben zi­
tierten Enlwurtes des BundeskanzLeramtes). Frei­
lich sollte der Rechnungshof auch über den Prüf­
kalender und damit über eine Prioritätensetzung 
bei der Prüfung Rechenschaft ablegen, indem die­
ser dem ationalrat gegenüber begründet wird. 

e) Zuzustimmen ist den Ausführungen in den 
Amtsentwürfen (S 7) sowie den Intentionen des 
Bundeskanzleramtes im oben zitierten Entwurf 
eines B-VG, mit dem das B-VG geändert werden 
soll (Art 126d Abs 4 B-VG) , den Empfehlungen 
des Rechnungshofes mehr Gewicht zu verleihen, 
als dies § 5 des derzeit geltenden Rechnungshof­
gesetzes vorsieht. Vorschlagen möchte ich, den 
Rechnungshofausschuß des Parlaments gesetzlich 
dazu zu verhalten, darüber zu beraten und zu be­
schließen, ob, inwieweit und wie den Empfehlun­
gen des Rechnungshofes Rechnung getragen wer­
den soll (zum BeispieL durch Gesetzesinitiativen 
oder Entschließungen an die Bundesregierung) . 
Voraussetzung dafür wäre freilich eine bessere 
Zusammenfassung und Darstellung der Vorschlä­
ge des Rechnungshofes sowie ein gemeinsames 
Diskussionsforum zwischen Parlament und Rech­
nungshof betreffend die Umsetzung der Vor­
schläge. (ln der Zwischenzeit hat der Rechnungs-
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hof in seinem Tätigke itsbericht betreffend das Ver­
walllll1gsjahr 1990 erstmals eine schwerpunktmä­
ßige Auflislllilg der wesentlichen .. Vorschläge des 
Rechnungshofes zu gesetzlichen Al1lterungen und 
zllr Verwaltttngsreform in den itn Jahre 1991 dem 
Nationalrat vorgelegten Berichten vorgenommen.) 
Außerdem sollten die Berichte des Rechnungsho­
fes im Rechnungshofausschuß des Parlaments 
kontinuierlich beraten werden . 

f) Nochmals sei auf das oben vorgeschlagene 
Hearing im Zusammenhang mit dem Bestellungs­
verfahren für Präsidenten und Vizepräsidenten 
verwiesen. 

Was ich für die Beziehung zwischen Rech­
nungshof und Nationalrat gesagt habe. gilt grosso 
modo auch für die Beziehung zwischen Rech­
nungshof und Landtag. 

IIJ) Die Beziehung zwischen Rechnungshof und 
landes- beziehungsweise gemeindeeigenen 

Kontrolle in richlllnge n: 

In den Ländern sind in letzter Zeit L a n des -
k 0 n t roll ein r ich tun ge n (zum Beispiel 
Landesrechnungshöfe) errichtet worden, die in 
gleicher Weise positioniert beziehungsweise aus­
gestaltet sind wie der Rechnungshof. Folgende 
Sachverhalte möchte ich in diesem Zusammen­
hang ansprechen: 

a) Obwohl die Frage der verfassungsrechtli­
chen Zulässigkeit einer mit dem Rechnungshof 
konkurrierenden parlamentarischen Prüfinstanz 
auf Landesebene insbesondere in der Vergangen­
heit kontrovers diskutiert wurde, dürfte sich die 
Meinung durchgesetzt haben , daß dem Rech­
nungshof vor dem Hintergrund der relativen Ver­
fassungsautonomie der Länder kein Monopol zur 
finanziellen Kontrolle im Landesbereich einge­
räumt ist. 

b) Wegen diesc::r analogen Ausgestaltung 
kommt es zu einer Uberschneidung von Prüfzu­
ständigkeiten des Rechnungshofes und zum Bei­
spiel eines Landesrechnungshofes. In gewissen 
Bereichen haben die Landeskontrolleinrichtun­
gen freilich eine die Prüfzuständigkeit des Rech­
nungshofes ergänzende Funktion. Soweit über­
schneidende Prüfkompetenzen bestehen , ist eine 
Koordinierung unerläßlich : 

- Die Prüfkalender sollen aufeinander abge­
stimmt werden. 

- Eine Arbeitsteilung erscheint als zweckmäßig: 
Landeskontrolleinrichtungen prüfen sektorieIl , 
der Rechnungshof prüft "quer" (horizontal, ver­
gleichend). Ich plädiere aus Gründen der Flexibi­
lität nicht dafür, die Koordination gesetzlich zu 
detaillieren. 

- Die unterschiedliche Ausgestaltung der Lan­
deskontrolleinrichtungen erfordert eine differen­
zierte Betrachtung der Beziehungen zwischen 
dem Rechnungshof und den landeseigenen Kon­
trollei n rich tu ngen . 

- Ferner ist darauf hinzuweisen, daß die Lan­
deskontrollämter - jedenfa lls grundsätzlich -
der Diensthoheit der Landesregierungen unter­
stehen (vgl. Art 21 Abs 3 1. Satz B- VG gegenüber 
Art 21 Abs 3 2. Satz B-VGJ. 

c) Eine Art l26a B-VG analoge Möglichkeit, 
Zuständigkeitsstreite zu schlichten, fehlt für die 
Landeskon trollein richtu ngen . 

Die Beziehung zwischen dem Rechnungshof 
und ge m ein d e ei gen e n K 0 n t roll -
ein r ich tun gen möchte ich der Vollständig­
keit halber ansprechen. Freilich kann ich die für 
diese Beziehung relevanten Aspekte nur in eini­
gen Strichen andeuten: 

Der Rechnungshof ist wie bereits gesagt 
wurde - auch zur Prüfung der Gemeindegeba­
rung berufen. Das B-VG weist in diesem Zusam­
menhang der Landesregierung Befugnisse zu , 
nicht aber (zumindest in gleicher Weise) dem 
Landtag (vgl. zum Beispiel Art 127a Abs 7 B-VG; 
vgl . jedoch Art 122 Abs 1 Z 3 der Amtsentwürfe 
[AEJ 1991). 

Zuständigkeit der Landeskontrolleinrichtungen 
zur Gemeindegebarungsprüfung: 

Der Prüfkompetenz der landeseigenen Kon­
trolleinrichtungen betreffend die Gemeindegeba­
rung sind verfassungsrechtliche Grenzen gesetzt. 
Das B-VG räumt den Gemeinden im gewissen 
Rahmen Autonomie ein. Eingriffe von außen in 
diese Autonomie bedürfen der bundesverfas­
sungsrechtlichen Fundierung (vgl. zum Beispiel 
Art f2f iVm Art f27a B-VG oder Art f f9a Abs 3 
B- VG: Gebarungskontrolle im Rahmen der Ge­
meindeaufsicht). In Beachtung dieser Grenzen be­
stimmt zum Beispiel das steiermärkische Landes­
rechnungshof-Verfassungsgesetz, daß eine Kon­
trolle durch den Landesrechnungshof nur dann 
zulässig ist, wenn die Gemeinde vom Land Steier­
mark Mittel erhalten und das Land sich eine sol­
che Kontrolle vertraglich vorbehalten hat. 

Gebarungskontrolle durch die Gemeindeauf­
sichtsbehörde gemäß Art lIga Abs 2 B-VG: 

Art lIga B-VG normiert das Aufsichtsrecht ge­
genüber der Gemeinde bei Besorgung ihres eige­
nen Wirkungsbereiches. Art lIga Abs 2 B-VG 
räumt dem Land ferner das Recht ein, die Geba­
rung der Gemeinde auf ihre Sparsamkeit, Wirt­
schaftlichkeit und Zweckmäßigkeit zu überprü­
fen. 
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Die dem Land übertragene Gebarungskontrolle 
ist von den Behörden der allgemeinen staatlichen 
Verwaltung auszuüben; diese sind die Landesre­
gierung und die Bezirksverwaltungsbehörden. 

Gebarungskontrolle durch gemeindeeigene 
Kontrolleinrichtungen: 

[n fast allen Gemeindeordnungen und Stadtsta­
tuten ist als gemeindeeigenes Kontrollorgan ein 
besonderer Gemeinderatsausschuß vorgesehen. 
Die Gemeinde-Landesgesetze stimmen im großen 
und ganzen darin überein. daß der Prü­
fungs(kontroll)ausschuß ein besonderer Aus­
schuß des Gemeinderates ist, der jedenfalls gebil­
det werden muß, dessen Einrichtung also nicht 
im Belieben der Gemeinde steht. Darüber hinaus 
gibt es städtische Kontrollämter. Die gemeindeei­
genen Kontrolleinrichtungen sind entweder Hilfs­
organe des Gemeinderates oder Teile des Magi­
strats. 

Auch im Zusammenhang mit gemeindeeigenen 
Kontrolleinrichtungen wird die Frage der verfas­
sungsrechtlichen Zu lässigkeit aufgeworfen. Ich 
zähle mich jenen zu , die die Interpretationshypo­
these der verfassungsrechtlichen Zulässigkeit ge­
meindeeigener Kontrolleinrichtungen neben dem 
Rechnungshof vertreten. Daß dem Rechnungshof 
kein Prüfmonopol betreffend die Gemeindegeba­
rung zukommen soll, ergibt sich zum Beispiel aus 
Art 119a Abs 2 B-VG. Darüber hinaus wird 

durch die gemeindeeigene Gebarungskontrolle in 
die Kompetenzen des Rechnungshofes nicht ein­
gegriffen. Mögliche faktische Konkurrenz 
(Art 127a Abs 1 beziehungsweise Abs 71 muß 
durch Koordination zwischen den Kontrollein­
richtungen aufgelöst werden. 

Prüfungsgegenstände der gemeindeeigenen 
Kontrolleinrichtungen (Prüfungs[kontroLljaus­
schüsse des Gemeinderates) dürfen nur Angele­
genheiten des eigenen Wirkungsbereiches der Ge­
meinde sein. Weil und insoweit diese Ausschüsse 
Hilfsorgane des Gemeinderates sind. dürfen ihre 
Zuständigkeiten nicht über jene des Gemeindera­
tes hinausgehen. Hat die Gemeinde Aufwendun­
gen im übertragenen Wirkungsbereich zu tätigen, 
gehören diesbezügliche Gebarungsakte in den ei­
genen Wirkungsbereich der Gemeinde. 

IV ) So LL au.ch der Rechnllngshof einer Kontrolle 
unterliegen ? 

Ich möchte nochmals festhalten, daß ich die 
Vorschläge begrüße, wonach die Gebarung des 
Rechnungshofes ebenfalls überprüft wird. Bei 
dieser Prüfung sollte jedenfalls auch der Bundes­
rat als ein Länderorgan mitwirken können (vgl . 
zum Beispiel § 101 der deutschen Bundeshaus­
haltsordnung, wonach die Rechnung des Bundes­
rechnungshofes vom Bundeslag und dem Bundes­
ral geprüfl wird. die auch die Entlaswng leilen) . 
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Die in schriftlicher Form vorgelegte Fassung 
des Vortrages vo n Professor Dr. Anton Pelinka 
(Institut für Politikwissenschaft, Innsbruck) hat 
fol genden Wortlaut: 

Demokratische Kontrolle durch den 
Rechnungshof 

1. Der Rechnungshof hat eine Funktion , die 
von einer der ältesten Funktionen des Parlaments 
abgeleitet werden kann . Zwa r geht der heutige 
Rechnungshof auf die von Maria Theresia 176 1 
eingesetzte " Hofrechenkammer" zurück, doch 
mit der Parlamentarisierung - die in Österreich 
ve rspätet und zögernd 1867 einsetzte - wurde 
auch die Kontrolle der vom Par lament bewilligten 
Ausgaben zu einer parlamentarischen Funktion . 

Daß ein vom Parlament bestellter Rechnungs­
hof in Österreich erst 1920, durch das Bundes­
Verfassungsgesetz, eingerichtet wurde, ist Aus­
druck der parlamentarischen Verspätung Öster­
reichs. Da her kann erst recht die demokratische 
und parlamentarische Realität des Rechnungsho­
fes als Indikator für die Qua lität des österreichi­
schen Parlamentarismus herangezogen werden. 

2. In der politischen Wirklichkeit der Zweiten 
Republik wurde der Rechnungshof Bestandteil 
des Parteienstaates. Ähnlich wie den Verfassungs­
gerichtshof "besetzten" ÖVP und SPÖ den Rech­
nungshof - eine parteipolitische Domina nz, die 
insbesondere bei der Bestellung des Präsidenten 
des Rechnungshofes zum Ausdruck kam . 

Anders als beim Verfassungsgerichtshof verlor 
die von ÖVP und SPÖ etablierte Konkordanzde­
mokratie aber schon relativ früh die zentrale 
Kontrolle über den Rechnungshof. Daß 1964, Er­
gebnis eines ersten realen Versuches zur Etablie­
rung einer Kleinen Koalition , das Amt des Rech­
nungshofpräsidenten der FPÖ " übergeben" wur­
de, bringt dies deutlich zum Ausdruck . Seither ist, 
anders als bei der Bestellung des Präsidenten, des 
Vizepräsidenten und der übrigen Mitglieder des 
Verfassungsgerichtshofes, die Bestellung des Prä­
sidenten und des Vizepräsidenten des Rechnungs­
hofes zwar weiterhin ein parteipolitischer Vor­
gang, aber diese Bestell.~.II1g wir9 nicht mehr im 
Einvernehmen von SPO und OVP von diesen 
beiden Parteien kontrolliert. 

Während es zu den Merkmalen des Verfas­
sungsgerichtshofes gehört, daß er durch Politisie­
rung entpolitisiert ist, ist es ein Merkmal des 
Rechnungshofes, daß er eben durch Politisierung 
politisiert ist und bleibt. Die Kontrolltätigkeit des 
Rechnungshofes ist, gerade durch das Zusam­
menspiel mit Medien, ein breit gefächerter politi­
scher Vorgang, an dem die Öffentlichkeit relativ 
intensiv Anteil nimmt. 

3. Durch dieses Nebe ne inander vo n parteipoli­
ti scher Dominanz und parteipolitischer Offenheit 
steht der Rechnungshof zwischen dem Verfas­
su ngsgerichtshof und der Volksanwa ltschaft. Der 
Verfassungsgerichtshof drückt die parteienstaatli­
che Kultur der ersten beiden Ja hrzehnte der 
Zweiten Republik aus; die Volksanwaltschaft ist 
Konsequenz der politischen Kultur der "Ära 
Kreisky", die durch die volle Etab lierung der 
FPÖ a ls grundsätzlich gleichwertige, dritte Partei 
gekennzeichnet ist. Der Rechnungshof steht da­
zwischen - und ist eben deshalb, in seinem Ent­
scheidungsvorfeld, politischer, weil die parteipoli­
tisehen Zugänge weniger eindeutig fixiert sind. 

Eben deshalb ist der Rechnungshof das Kon­
trollorgan, das für eine stärkere Emanzipation 
des Pa rlaments von der Bundesregierung und 
auch vom Parteienstaat relativ offen ist. Die Be­
setzung der führenden Funktionen des Rech­
nungshofes ist, anders als die Besetzung der füh­
renden Funktionen im Verfassungsgerichtshof 
und in der Volksanwaltschaft, nicht apriori ver­
regelt; untersc hiedliche Koalitionen mit nicht 
vorhersehbaren Ergebnissen sind daher, anders 
als beim Verfassungsgerichtshof und bei der 
Volksanwaltschaft, bei der Bestellung der Füh­
rung des Rechnungshofes möglich. In diesem 
Sinn zählt der Rechnungshof zu den "Hoffnungs­
gebieten" des Parlamentarismus. 

4. Die Kontrollfunktion des Rechnungshofes 
wird von der relativen Durchlässigkeit seiner Tä­
tigkeit wesentlich beeinflußt. Es zählt zu den Be­
standteilen der politischen Kultur nach dem Ende 
der ersten Großen Koalition , daß Erhebungen 
des Rechnungshofes - noch ~or Vorlage eines 
Prüfungsberichtes - an die Offentlichkeit sik­
kern . 

Diese informelle, relative Öffentlichkeit baut 
auf einem Zusammenspiel zwischen Medien und 
Beamten des Rechnungshofes . Durch dieses Zu­
sammenspiel kommt dem Rechnungshof eine 
quasi-oppositionelle Funktion zu, die er im Um­
weg über und durch die Medien ausübt. Weil 
durch dieses Zusammenspiel auch "Rohberichte" 
an die Öffentlichkeit kommen , wird das ebenso 
mögliche und übliche Zusammenspiel zwischen 
Kontrolloren (Rechnungshof) und Kontrollierten 
relativiert - denn die Berücksichtigung der Stel­
lungnahmen der Kontrollierten , die dann in die 
endgültige Formulierung des Prüfungsberichtes 
eingeht, verliert durch Vorausveröffentlichungen 
von Teilen von Rohberichten an politischer Be­
deutung. 

5. Der Rechnungshof ist somit ein Instrument 
potentieller, informeller Opposition . War in den 
ersten Jahrzehnten der Zweiten Republik, Aus­
druck der Situation des damaligen Parlamentaris­
mus, der Rechnungshof vor allem Instrument der 
zwischen ÖVP und SPÖ geübten "Bereichsoppo-
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sition". so ist die gegenwärtige, quasi-oppositio­
nelle Funktion des Rechnungshofes komplexer. 
Sie dient nicht nur der Verstärkung der Möglich­
keiten der parlamentarischen Opposition, sie 
dient auch der Herstellung einer außerpar lamen­
tarischen Opposition in Form der Kontrolle der 
Regierenden durch die Medien . 

Diese potentielle, informelle Oppositionsfunk­
tion macht die reale Tätigkeit des Rechnungsho­
fes teilweise unabhängig von der Dominanz durch 
die Mehrheit des Nationalrates. Dem Wortlaut 
des Bundes-Verfassungsgesetzes zufolge (Art 122 
3 und 4 sowie Art 123) werden Präsident und Vi ­
zepräsident auf Vorschlag des Hauptausschusses 
vom ationalrat gewählt und können auch durch 
einfachen Beschluß des Nationalrates abberufen 
werden . Diese Bindung an die parlamentarische 
Mehrheit bedeutet, auf den ersten Blick , auch 
eine Bindung an die Regierung, die ja politisch 
mit der Mehrheit des Nationalrates identisch ist. 
Durch die relative Offenheit des partei politischen 
Vorfeldes und durch das Zusammenspiel mit den 
Medien ist die T ätigkeit des Rechnungshofes je­
doch weitgehend autonom von den parteipoliti -

se hen Mehrheitsverhiiltnissen im Nationalrat zu 
sehen . 
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Der in schriftlicher Form vorgelegte Vortrag 
von Universitätsprofessor Dr. Günther Winkler 
(Rechtswissenschaftliehe Fakultät der Universität 
Wien) hat folgenden Wortlaut: 

Rechnungshofkontrolle und Verwaltung aus 
verfassungsrechtlicher Sicht 

I. Die verfassungsrechtlichen Perspektiven 

Die Organisation und die Aufgaben des Staates 
sind in der Verfassung festgelegt. In ihren Vor­
schriften über den Rechnungshof sind beide Re­
gelungsbereiche zu einer Einheit verbunden. In 
diesem Sinn sind die einschlägigen Vorschriften 
der Verfassung zum Thema von Belang. In erster 
Linie gehören dazu die Art 121 bis 128 B-VG 
über Organisation und Aufgaben des Rechnungs­
hofs. Dazu zählen ferner die Art 51 und 51 a bis 
Sie über den Staatshaushalt sowie Art 123 in Ver­
bindung mit Art 142 B-VG betreffend die "politi ­
sehe" und die "staatsrechtliche" Verantwortung 
des Rechnungshofpräsidenten . 

Das Thema hat eine organisationsrechtliche 
Außenperspektive und eine organisationsrechtli­
che Innenperspektive. Nach außen ist der Rech­
nungshof kein "Hof" wie etwa der Verwaltungs­
gerichtshof, der Verfassungsgerichtshof und der 
Oberste Gerichtshof. Diese Höchstgerichte sind 
als Kollegialorgane eingerichtet. Der Rechnungs­
hof ist nach außen - als Behörde - verfassungs­
rechtlich identisch mit seinem Präsidenten . Die­
ser ist als ein rechtlich selbständiges monokrati­
sches Organ eingerichtet. Dem Präsidenten ist der 
Rechnungshof im inneren Rechtsverhältnis un­
tergeordnet. Aber auch nach innen ist der Rech­
nungshof kein Kollegialorgan , sondern eine 
Dienststelle, ein rechtlich unselbständiges Kollek­
tivorgan, das unter der Verantwortung des Präsi­
denten die ihm zugewiesenen Aufgaben zu erfül­
len hat. Daher sind die Beamten des Rechnungs­
hofs nicht "Mitglieder" im organisationsrechtli­
chen Sinn, sondern unselbständige Organe ohne 
eigenständige behördliche Kompetenzen . 

Für die verfassungsrechtliche Sicht der Organ­
steIlung des Rechnungshofs ist die Außenper­
spektive bedeutsam. Sie führt zur Frage nach der 
verfassungsrechtlichen Stellung des Präsidenten 
und nicht des Rechnungshofs als komplexe orga­
nisatorische Einheit im Rang eines Amtes. In der 
Dreiteilung der Staatsfunktionen, in ihrer Auftei­
lung auf oberste Organe und in deren organisato­
rischer und funktioneller Verbindung hat nur der 
Rechnungshofpräsident einen selbständigen ver­
fassungsrechtlichen Stellenwert und nicht der 
Rechnungshof. Der Präsident trägt allerdings 
auch die Verantwortung für die Aufgabenerfül­
lung durch den Rechnungshof als Amt. 

ac h dem Wortlaut der Verfassung scheint in 
Frage zu stehen , ob der Rechnungshof zur Ge­
setzgebung oder zur Vollziehung im Sinn von 
Verwaltung zählt. Diese Frage scheint zwar nur 
vo n theoretischer Bedeutung, sie bedarf aber den­
noch einer KlarsteIlung. Dabei bieten sich drei 
Aspekte an: einerseits der 0 r g a n isa t 0 -

I' i sc h e (organisationsrechtliche), andererseits 
der fun k ti 0 n e I I e (funktionsrechtliche) 
und schließlich der m a t er i e II e (materiell­
rechtliche) Aspekt. 

Die Analyse dieser Aspekte führt schließlich zu 
den in das Thema eingeschlossenen Fragen: 

- Ist der Rechnungshof ein 0 r g an der 
G e set z g e b u n g? 

- Ist der Rechnungshof ein 0 r g a n der 
Voll z i eh u n g im Sinn von Verwaltung? 

- Worin besteht die T ä t i g k e i t des Rech ­
nungshofes? 

- Worin besteht der Ge gen s ta n d der Tä­
tigkeit? 

Die Antworten auf diese Fragen setzen eine 
Analyse der einschlägigen verfassungsrechtlichen 
Vorschriften voraus und ergeben sich aus deren 
Sinnzusammenhang. Es genügt offensichtlich 
nicht , bloß auf Art 122 Abs 1 B-VG zu verwei­
sen. Dort heißt es: " Der Rechnungshof untersteht 
unmittelbar dem Nationalrat". Dieser Satz ist 
mißverständlich. Der Rechnungshof untersteht 
unmittelbar nur seinem Präsidenten, und der Prä­
sident .,un tersteht" dem ationalrat. Der Begriff 
,;untersteht" ist dabei keineswegs als" weisungs­
gebunden" zu verstehen. Er hat überdies sowohl 
eine organisatorische als auch eine funktionelle 
Bedeutung. Beide Bedeutungen ergeben sich aus 
dem Sinnzusammenhang der einschlägigen Ver­
fassungsvorschriften. Isolierte Textinterpretatio­
nen sind "Sünden wider den Geist" des Juristen . 
Rechtsvorschriften schließen Sinneinheiten in 
sich. 

Die folgenden Ausführungen zum Thema sind 
hauptsächlich auf den Prä si den t endes 
Rechnungshofs abgestellt und nicht auf den 
Rechnungs hof als geschäftsordnungsgemäß or­
ganisiertes, rechtlich unselbständiges Kollektivor­
gan. Die Aufgabe des Rechnungshofes zur Prü­
fung der Länder und Gemeinden wird hier ver­
nachlässigt. Ihre rechtliche Beurteilung begegnet 
im Sinn der folgenden Ausführungen keinen 
Schwierigkeiten. 

II . Die organisatorische Stellung des 
Rechnungshofpräsidenten (des Rechnungshofs) 

im Gefüge der obersten Staatsorgane 

Die Frage nach der verfassungsrechtlichen Or­
ganqualität richtet sich also nicht schlechthin auf 
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den Rechnungshof als Amt, sondern auf seinen 
Präsidenten als Behörde . Sie lautet: Ist der Rech­
nungshofpräsident ein Organ der Gesetzgebung 
oder ein Organ der "Vollziehung" im Sinn von 
"Verwaltung"? Die Antwort scheint sich einfach 
aus dem Wortlaut des Art 122 Abs I B-VG zu 
ergeben. Dort heißt es: "Der Rechnungshof un­
tersteht unmittelbar dem ationalrat". Hier wird 
der Rechnungshofpräsident mit dem Amt als Ein­
heit aufgefaßt. Damit ist zweifellos eine organisa­
torische Zuordnung auch des Rechnungshofprä­
sidenten zum ationalrat gemeint. Wird der 
Rechnungshofpräsident mit seinem Amt dadurch 
auch schon zum Organ der Gesetzgebung? Er ist 
doch keinesfalls ein Gesetzgebungsorgan. Gesetz­
gebungsorgan ist zweifellos nur der Nationalrat 
selbst. Das leuchtet ein. Was bedeutet dann aber 
die erste Formulierung: Organ des Nationalrats? 

Die Antwort auf diese Frage ergibt sich aus den 
Verfassungsvorschriften in ihrem Zusammenhalt, 
soweit sie organisatorische Belange zum Inhalt 
haben. Zu diesen Vorschriften zählen hauptsäch­
lich : 

- Art 122 Abs 3. Danach besteht der Rech­
nungshof aus dem Präsidenten, einem Vizepräsi­
denten und den erforderlichen Beamten und 
Hilfskräften. 

- Art 122 Abs 4 regelt die Bestellung des Präsi­
denten und des Vizepräsidenten durch den Natio­
nalrat auf Vorschlag des Hauptausschusses und 
ihre Angelobung durch den Bundespräsidenten. 

- Art 122 Abs 5 regelt die Unvereinbarkeit des 
Amtes des Präsidenten und des Vizepräsidenten 
mit der Zugehörigkeit zu einem allgemeinen Ver­
tretungskörper (in erster Linie zum Nationalrat!) 
sowie zur Bundesregierung und zu einer Landes­
regierung. 

- Art 123 Abs I regelt die Verantwortlichkeit 
des Präsidenten analog zur Verantwortlichkeit 
der Mitglieder der Bundesregierung (beziehungs­
weise einer Landesregierung). 

- Art 123 Abs 2 B-VG regelt die Abberufung 
des Präsidenten und des Vizepräsidenten des 
Rechnungshofs durch Beschluß des Nationalra­
tes. Diese Kompetenz hat den staatsrechtlichen 
Rang eines amtsvernichtenden Mißtrauensvo­
tums. Ihm fehlt die Festlegung eines besonderen 
Quorums (Art 74 Abs 2) . 

- Art 124 regelt die Stellvertretung des Rech­
nungshofpräsidenten und die Gleichstellung sei­
nes Vertreters in der Verantwortung. 

- Art 142 Abs 2 Iit b B-VG regelt die Zustän­
digkeit des Verfassungsgerichtshofs für eine 
staatsrechtliche Anklage gegen den Präsidenten 
(Vizepräsidenten) durch Beschluß des National­
rates wegen "Gesetzesverletzung" . 

- Art 125 Abs I B-VG regelt die Bestellung der 
Beamten des Rechnungshofs durch den Bundes­
präsidenten auf Vorschlag des Rechnungshofprä­
sidenten. 

- Art 125 Abs 2 gibt dem Rechnungshofpräsi­
denten die Kompetenz zur Ernennung der Hilfs­
kräfte des Rechnungshofs. 

- Art 18 Abs 2 regelt die Verordnungskompe­
tenz des Rechnungshofpräsidenten als Behörde. 

- Art 126a regelt Kompetenzstreitigkeiten zwi­
schen elem Rechnungshof und der Bundesregie­
rung. einem Bundesminister oder einer 
Landesregierung, auszutragen vor dem Verfas­
sungsgerichtshof. 

- Alle diese Verfassungsvorschriften sind ver­
bindliche Bestimmungsgründe für das gemäß 
Art 128 durch den Nationalrat zu erlassende 
Rechnungshofgesetz . 

Der Sinn dieser Regelungen ergibt in ihrem 
Zusammenhang, daß der Rechnungshofpräsident 
in keiner Hinsicht ein Organ der Gesetzgebung 
ist. Er ist grundsätzlich einem Bundesminister 
gleichgestellt. Unterschiede bestehen nur in der 
Bestellung und in der "Entlassung". Beide Befug­
nisse stehen für den Rechnungshofpräsidenten 
(und dem Vizepräsidenten) dem ationalrat und 
nicht etwa auf Grund eines Vorschlages des a­
tionalrates dem Bundespräsidenten zu . Der Rech­
nungshof ist nur ein Amt, eine Dienststelle des 
Präsidenten als Behörde. Die Beamten - sie sind 
keine "Mitglieder" (Art 126 B-VG) des Rech­
nungshofs im organisationsrechtlichen Sinn -
werden, wie alle anderen Bundesbeamten, vom 
Bundespräsidenten auf Vorschlag (des Rech­
nungshofpräsidenten) ernannt! Nach diesen orga­
nisationsrechtlichen Vorschriften ist der Rech­
nungshofpräsident ein Organ der "Vollziehung" 
im Sinn von Verwaltung, und zwar als Oberstes 
Organ. Er ist bei der Ausübung seines Amtes an 
keine Weisungen des Nationalrates gebunden. 
Prüfungsaufträge des Nationalrates und Ersuchen 
der Bundesregierung oder eines Bundesministers 
haben die rechtliche Qualität von Anträgen im 
Sinn von Interorganinitiativen zwischen den 
obersten Verfassungsorganen. Der Präsident ge­
nießt sogar eine Art von indirekter Immunität für 
Gesetzesverletzungen. (Dabei ist fraglich, ob 
auch die Amtsdelikte des Strafrechts darunterfal­
len, wie etwa der Amtsmißbrauch). Die Regelung 
der Verfassung weist in ihren Vorschriften über 
den Rechnungshof zweifellos eine Tendenz zum 
Parlamentarismus auf, sie bedeutet aber weder 
für den Rechnungshof noch für seinen Präsiden­
ten eine organisationsrechtliche Qualitätszuwei­
sung als Gesetzgebungsorgan, weder an den Prä­
sidenten noch an den Rechnungshof als Ganzes. 
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Die organi~:Hori,;che Vergleichbarkeit des 
Rechnung,>hofpr:i"identen und des Rechnungs­
hot\ mit dem oher.,ten Vollzugsurgan "Bundes­
minister" und seinem ,,\linisteriul11" liegt auf eier 
Hand. Dem Rechnungshofpr:isidenten kommt 
nach der Verfas5ung eine organi.,ationsrechtliche 
Stellung zu. die jener eines \linister,> al., oberstes 
monokratisches Buncle..,organ vergleichbar ist. 
Auch ein Bundesminister .. unter<;teht" organisJ­
tori5ch dem Nationalrat. Die organisatorische 
Bindung des Rechnungshofpril'>identen an elen 
'iationalrat iq gewiß etwa'> enger als die eines 
Bundesministers. Der Rechnungshofpr:isiclent 
h:ingt nur vom Vertrauen eies Nationalr:lts ab. 
Der Minister h:ingt :wch 'vom Vertrauen eies Bun­
c1espr:isielenten ab. Dieser Lnter'ichied :inden 
aber nichts an der verf:1ssungsrechtlichen Selb­
st:indigkeit und Eigenverantwortung eies Rech­
n ungshofpr:isiclenten. 

Die Formulierung im Art 122 Abs \ B-VG: 
Der Rechnungshof .. untersteht unmittelb:1r elem 
\i:1tionalrat'". hedeutet zweifellos ein organisJ­
tionsrechtliches "i:1heverh:iltnis zum NJtionalrat. 
doch keineswegs eine qUJlitJtive Gleichstellung 
mit diesem. 

Im Gefüge orgJnisJtorischer Gewaltentren­
nung und GewJltenverbindung ist der Rech­
nungshofpr:isiclent ein selbständiges Oberstes 
Staatsorgan mit Eigenverantwortung und in einer 
qualifizierten verfassungsrechtlichen Abhängig­
keit vorn NationJlrat. Er ist :1ber dennoch kein 
OrgJn eier Gesetzgebung. Er ist ein administrati­
ves HilfsorgJn eies Gesetzgebers. in dieser Hin­
sicht vergleichbJr dem PJrlament'>präsidenten. 
Gleich diesem ist er Jls Behördenchef selbständig, 
unabh:ingig und gem:iß Art 123 und Art 142 zu­
gleich stJJtsrechtlich verantwortlich und verfol­
gungsgeschützt. 

Der Rechnungshofpräsident ist eine Behörde. 
ein monokratisches OrgJn - ähnlich einem Mi­
nister ein oberstes Organ des Bundes. Der Präsi­
dent unterschreibt die Erledigungen des Rech­
nungshofs Jn elen NationJlrJt und beurkundet die 
Verbriefung von Finanzschulden. Der Präsident 
erläßt die Verordnungen des Rechnungshofs. Der 
Präsident ist Behörde nJch außen und Chef eier 
Tätigkeit des Rechnungshofs nach innen. Er übt 
die Diensthoheit und die Dienstaufsicht über die 
Bediensteten des Rechnungshofs aus. Der Rech­
nungshof ist ein Amt. eine Dienststelle des Bun­
des, ein Kollektivorgan - ähnlich einem Ministe­
rium und der Parlamentsdirektion. All das erweist 
den Rechnungshof und seinen Präsidenten als ein 
Organ der .. Vollziehung" . besser gesagt der Ver­
waltung; allerdings als ein Organ der Staatsver­
waltung von verfassungsrechtlichem Rang eines 
Obersten Organs! Die "Unterstellung" unter den 
NationalrJt bedeutet keine qualitative organisato­
rische Gleichstellung mit dem Nationalrat, son-

dern nur ein hesonderes. organisatorisches \;ahe­
verh:iltni" zu diesem. 

111. Die T:üigkeit oder die funktionelle Stellung 
des Rechnullgshof~ 

Dieses Ergebnis einer verfJssungsrechtlichen 
Analyse für die orgJni5atorische QUJlifikJtion 
eies Rechnungshofes und seines Präsidenten wird 
durch den fun k t ion e 11 e n Aspekt der Ver­
fJ'>sung hekriHtigt. Dieser knüpft Jn die FrJge 
nJch eier Tiitigkeit des Rechnungshofs bezie­
hungsweise seines Prä.,iclenten Jn. Die T:itigkeit 
eies Rechnungshofs ist in mehreren VerfJssung<;­
vorschriften ausdrücklich festgelegt: 

- Art 12\ Abs \ B- VG weist dem Rech n u ngs­
hof elie Überprüfung der Geh a run geles 
Bundes etc zu (nicht der .. V 0 I I zug S t :i t i g -
k e i r' schlechthin). Die Kompetenz zur Geba­
rungsprüfung der Länder sei hier JusgeklJm1l1ert. 

- Art 121 Abs 2 B-VG betraut den Rechnungs­
hof mit der Abfassung ( .. verfaßt") des Bundes­
rechnungsJbschlusses für den NJtionalrat. 

- Art 121 Abs .) B-VG betraut elen Präsidenten 
des Rechnungshofes mit einer Urkunds- und Le­
gJlisierungsfunktion der Verbriefung von Finanz­
schulden durch Gegenzeichnung. 

- Art 126b Abs I umschreibt die Aufgabe des 
Rechnungshofs mit der Überprüfung der gesam­
ten Staats wir t s c ha f t eies Bundes. 

- Art 126b Abs 5 regelt die Kriterien eier Prü­
fungstätigkeit: Die L:herprüfung des Rechnungs­
hofes hat sich Juf 

- die z i f fe r n m :i ß i geR ich t i g k e i t. 

- die Übe r ein s tim m u n g mit den beste-
henden Vorschriften. 

- ferner auf die S par sam k e i t. 

- Wir t s c ha f t I ich k e i t und 

- Z we c k m ä ß i g k e i t zu erstrecken. 

- Art \26d regelt die jährliche Berichterstat-
tung des Rechnungshofs an den Nationalrat "über 
seine Tätigkeit". 

Die Begriffe .. Gebarung" und "Staatswirt­
schaft" in den Art 12\ und 126b bedeuten nicht 
schlechthin .. Vollziehung" im Sinn von Verwal­
tung. Sie erfJssen den Umgang mit Geld und Ver­
mögen durch die Ver wal tun g. Für elen 
Bund stehen sie in einem unlösbaren funktionel­
len Zusammenhang mit den Regelungen der Ver­
fassung über den Staatshaushalt: 

- Im II. Hauptstück (Art 24 ff) regelt elas B-VG 
elie "Gesetzgebung des Bundes". 
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- Im Abschnitt E desselben Hauptstückes 
(Art 50 ff) ist die " Mitwirkung des Nationalrates 
a n der Vollziehung des Bundes" geregelt. 

- Gemä ß Art 51 beschließt der Nationalrat das 
Bundesfinanzgesetz (mit dem Bundesvoranschlag 
und Stellenplan ) a ls jährliche Ha ushaltsordnung. 

ach Art 121 Abs 2 verfaßt der Rechnungs­
hof den jährlichen Rechnungsabschluß zum Bun­
deshaushalt. 

- In den Art 51 a bis 51c B-VG liegt die verfas­
sungsrechtliche Grundlegung der Gebarungskon­
trolle des Bundes gemä ß Art 126b. 

Dieser Regelungszusammenhang bedeutet im 
ersten Ansatz eine Kontrolle des Finanzministers. 
Von ähnlicher Qualität ist die Mitwirkung an der 
Beurkundung der Verbriefung von Finanzschul­
den . 

Auf der Grundlage des Staatsha ushalts erfolgt 
die Geba!:ungskontrolle gemäß Art 121 Abs I 
und die Uberprüfung der gesamten Staatswirt­
schaft des Bundes gemä ß Art 126b Abs 1. Dabei 
geht es durchwegs um Finanzen und Vermögen 
des Staates und um den Umgang der staatlichen 
Verwaltung (im weiteren Sinn) mit diesen . Es 
geht um die "Gebarung", also um das "Wirtschaf­
ten" in der Besorgung von Staatsaufgaben und 
nicht schlechthin um die "Verwaltung" und eine 
Kontrolle ihrer Gesetzmäßigkeit. Dabei sind zwei 
Kompetenzen notwendig aufeinander bezogen: 

- Die Zuständigkeit des ationalrats zur .,Mit­
wirkung an der Vollziehung" im Sinn des Art 51 
B-VG: Die darin eingeschlossene Aufgabe ist vor­
sorgend (Voranschlag) und nachprüfend (Rech­
nungsabschluß) . Ihre verfassungsrechtliche Ge­
währleistung liegt in den parlamentarischen Kon­
trollrechten. 

- Die Zuständigkeit des Rechnungshofes zur 
Kontrolle des Vollzuges des Staatshaushalts: Die­
se Aufgabe ist zwangslä ufig nachfolgend und re­
pressiv . 

Eine in jüngerer Zeit zuweilen geforderte "be­
gleitende Kontrolle" durch den Rechnungshof ist 
verfassungsrechtlich nicht vorgesehen . Die Geba­
rungskontrolle als Wirtschaftskontrolle ist über­
dies keine selbständige Tätigkeit des Rechnungs­
hofs . Sie ist eine institutionell zugeordnete Tätig­
keit des Nationalrates (und der Landtage) zur 
Kontrolle der Verwaltung. Sie ist neben der Inter­
pellation, der Resolution, der Enquete, den Un­
tersuchungsausschüssen und dem Mißtrauensvo­
tum das bedeutendeste K 0 n t roll ins t r u -
ment des Nationalrates gegen­
übe r der Ver wal tun g. Der Rechnungs­
hof hat für den Nationalrat (beziehungsweise für 
die Landtage) die Handhabung der Geldmittel 
und des Vermögens durch die Verwaltung des 

Bundes im weiteren Sinn in Erfüllung ihrer ge­
setzlichen Aufgaben zu prüfen . 

Funktionell gesehen ist die Tätigkeit des Rech ­
nungshofs jedenfa lls e ine nachgeordnete. Der 
Rechnungshof ist ein Hilfsorgan des ationalra­
tes bei dessen verfassungsrechtlicher " Mitwir­
kung an der Vollziehung" . Seine Tätigkeit ist eine 
unselbständige. Auch in diesem Sinn ist der Rech­
nungshof dem Nationalrat unterstellt. Die Tätig­
keit des Rechnungshofs ist daher der Verwa ltung 
nicht nur rangmä ßig nachgeordnet , sondern sie 
ist der Verwaltung auch nachfolgend. Diese Art 
von Hilfestellung fü r den Nationalrat zur Kon ­
trolle der " Vollziehung" im Sinn von Verwaltung 
durch den Rechnungshof ist ihrer Eigenart ge­
mäß keine primäre, sondern eine sekundäre Ver­
waltungstätigkeit. Sie ist beschränkt a uf die Ge ­
b a r u n g, auf das Wirtschaften des Staa tes . Der 

ationalrat wirkt im Sinn der Art 50 ff durch 
Kontrolle an der "Vollziehung" im Sinn von 
.,Verwaltung" mit. Der Rechnungshof wirkt 
durch seine Kontrolltätigkeit gegenüber der Ver­
waltung an dieser Kontrolle der "Vollziehung" im 
Sinn von "Verwaltung" durch den Nationalrat 
mit. Er stellt dem ationalrat die von ihm durch 
seine Prüfungstätigkeit erarbeiteten Grundlagen 
für die Ausübung seiner Kontrollfunktion gegen­
über der Verwaltung zur Verfügung. Er leistet 
dem ationalrat eine administrative Hilfe. Ge­
waltentrennung und Gewaltenverbindung der 
Verfassung finden darin eine ganz besondere 
Ausformung, die zur Meinung verleiten könnte , 
die Rechnungshofkontrolle sei eine vi e r t e 
G e wal t im Staat. 

So gesehen erweist sich die Anordnung der Rei­
henfolge der Prüfungsziele im Art 126b Abs 5, 
vor allem aber im § 2 des Rechnungshofgesetzes 
als irreführend. 0 e r wir t s c h a f t I ich e 
Aspekt müßte den ersten R a ng 
ein ne h me n. Der Vorrang der Legalitätskon­
trolle vor der Wirtschaftlichkeitsprüfung im 
Art 126b Abs 5, durch den Rechnungshof auch 
praktiziert , hat sich vielfach als problematisch er­
wiesen . Vor allem deshalb , weil die Legalitätskon­
trolle als Gebotskontrolle verstanden wird und 
nicht als Verbotskontrolle. Das heißt, der Rech­
nungshof geht immer wieder primär von der Fra­
ge aus, was durch die Vorschriften erlaubt ist, und 
nicht davon, was durch die Vorschriften verboten 
ist. 

Von seiner Fun k t ion her gesehen ist der 
Rechnungshof zweifelsfrei ein Verwaltungsorgan 
in einer Hilfsstellung zum Gesetzgebungsorgan in 
dessen gewaltenverbindender "Mitwirkung" an 
der "Vollziehung" im Sinn von Verwaltung. 
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IV. Dei (Jegenstand dei Rechnung'ihofkontlolle 

Oe I m a tel i e I I e (111 a tel i e I I I' e c h t -
li ehe) A ~ P e k t ~chließt daran unmittelhar 
an. Er hetrifft elen Cl e gen s t an cl elel Rech­
nungskuntrolle. Worauf richtet sich die T:itigkeit 
dö Rechnungshofes '>ubstantiell".' Die\e FIage 
wurde hi,>her durch elen Hinwei'i ;lUf die Verwal­
tung nur vordergründig beant"ortet. Im An­
'>chluß an das hisher Ausgeführte ist lU flagen, 
worauf .,ie sich helieht und worauf sie gerichtet 
i,>t. Die Tiitigkeit des Rechnung<;hoh i.,t in er'>ter 
Linie Kontiolle von T:itigkeiten 
und nicht von Personen. Die Per\onen sincl al'> 
Rechtspersonen in elen verfassungsrechtlichen 
Regelungen nur formale Abgrenzungen für Tä­
tigkeitsbereiche. Gegenstand der Regelungskon­
trolle ist die Gebarung, die Wirtschaft de~ Staates, 
als L'mgang mit öffentlichen Geklern und öffent­
lichem Vermögen. Der Rechnung,>hof ist mate­
riellrechtlich nicht schlechthin zur Kontrolle der 
Verwaltung herufen. Die rechtliche Kontrolle ist 
Aufgabe des Verwaltungsgerichtshofs. Gewiß ist 
auch mit der Prüfungstätigkeit eies Rechnungs­
hofs eine Art von Kontrolle der Verwaltung als 
Erfüllung von Aufgaben zwangsliiufig verbunden, 
doch ist diese nicht eier primär aufgetragene Ge­
genstand. Der Rechnungshof zeigt in der Praxis 
allerdings die Tendenz, seine Kompetenzen auf 
die ganze Verwaltungstätigkeit auszuweiten. Als 
Rechtstitel dient ihm der Begriff der "gebarungs­
relevanten"' Tiitigkeit. Der Verfassung'>gerichts­
hof leistet in einer falsch verstandenen Rechts­
staatlichkeit dazu Schützenhilfe. (Die Entwick­
lung ist problematisch. Sie ist ein Erklärungs­
grund für ein Dilemma eies Rechnungshofs. Seine 
Tätigkeit wird mehr und mehr ins Uferlose ausge­
weitet. Die Effizienz der Kontrolle leidet darun­
ter. Die rechtlichen Beurteilungen durch den 
Rechnungshof sinel überdies nicht kontrollierbar 
[appellabel]. Damit ist aber auch die Frage nach 
der juristischen Sachkundigkeit oder Sachverstän­
eligkeit des Rechnungshofs unlösbar verbunden.) 

Doch selbst unter einem engeren Sinnverständ­
nis von der Gebarungskontrolle als Wirtschaft­
lichkeitsprüfung erweist es sich als sinnvoll. zu 
fragen, was "Verwaltung"' in diesem Zusammen­
hang bedeutet. Was ist "Vollziehung" im Sinn 
von "Verwaltung"? Vollziehung im Sinn von Ver­
waltung besteht in der Erfüllung von Staatsaufga­
ben außerhalb der Gerichtsbarkeit auf Grund der 
Materiengesetze. Dabei sind zu unterscheiden: 

- Die Hoheitsverwaltung (Verfahren, Entschei­
dung). 

- Die schlichte Hoheitsverwaltung (verwal­
tungstechnische Hilfsfunktionen ) und nicht 
förmliches Staatshandeln zur Betreuung der Bür­
ger. 

- Die Vel',,:dtung dl'" Ver"altung'ivermögens 
(Kapital- und S;\ch"erte). 

- Die Förderung-;- und Subventionsver"altung. 

- Die Führung eier Staatstl1onopole und der ge-
meinwirtschaftlichen Betriehe (Post. Eisenhahn, 
\Vasserversorgung, etc). 

Die sogenannte "Privatwirtschaftsverwal­
tung" oeler der Staat als Unternehmer und der 
Staat :11<; Auftraggeber an die Wirt'>chaft. 

Der Rechnung<;hof ist zusLindig, den Umgang 
der Verwaltung mit Geld- und Vermögenswerten 
nach rechtlich geregelten Haushalts- und Wirt­
schaftsaspekten zu überprüfen. Gegenstand ist 
die finanzielle und wirtschaftliche Seite der Ver­
waltung und nicht ihre Tätigkeit schlechthin. Die 
gesetzmäßig tätige Verwaltung steht außerhalb 
diesel Kontrolle, nicht nur weil sie elen Willen des 
Gesetzgebers erfüllt. sondern weil für die Prü­
fung der Gesetzmäßigkeit eier Verwaltung andere 
Zuständigkeiten he<;tehen. Der Rechnungshof ist 
üherdies keine Verwaltungsreforminstanz. Er 
kann durch seine Tätigkeit allerdings Verwal­
tungsreformimpulse geben. Die Grenzziehung 
zwischen Geharungskontrolle und Verwaltungs­
kontrolle wird darin als Problem abermals deut­
lich sichtbar. 

Eine begleitende (vorbeugende) Kontrolle ist 
dem Rechnungshof verfassungsrechtlich ver­
wehrt. Die Rechnungshofkontrolle kommt im­
mer na c h der Verwaltung. Sie ist nachrangig 
und kommt daher zwangsläufig immer zu spät. 
Das liegt im Wesen der Tätigkeit als Kontrolle 
und ist nicht sinnvoll reparierbar. Die sogenannte 
"begleitende Kontrolle"' ist Sache der Verwaltung 
selbst (Aufsicht und Weisung). Ihr korrespondie­
ren die parlamentarischen Instrumentarien der 
Interpellation, der Resolution, der U n tersu­
chungsausschüsse, der Enquete und des Mißtrau­
ensvotums des Nationalrats. 

Die Rechnungshofkontrolle kann weder ein 
Fehlverhalten der Verwaltung noch eine Geldver­
schwendung verhindern. Sie kann aber eine Prä­
ventivwirkung haben - wie alle Kontrolleinrich­
tungen - und sollte darin nicht unterschätzt wer­
elen. Fazit ist, daß die Rechnungskontrolle keine 
Verwaltungskontrolle schlechthin ist. sondern 
nur eine Gebarungskontrolle im Sinn von Wirt­
sc haftl ichkeitskon trolle. 

In diesem Zusammenhang gibt es einen großen 
Problem katalog. Dazu gehören: 

- Die Entlastung des Rechnungshofs durch 
Ausgliederung der Bundesländergebarung in de­
ren selbständigen Wirkungsbereichen. 

- Die Interpretation der Legalität als Gebots­
richtlinie und nicht als Verbotsaspekt. 
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- Die Beschränkung auf den Gegenstand der 
Prüfungstätigkeit a ls Gebarung und Wirtschaft, 
nicht als Verwaltung schlechthin. 

- Die Setzung des Schwerpunktes auf die Geba­
rung des Staates als Gegenstand der Kontrolle , 
nicht auf juristische Personen oder Organe. Diese 
dienen mit ihren Kompetenzbereichen nur der 
Bereichsabgrenzung der Kontrolle. 

- Juristische Personen und ihre Organe sind 
Prüfungspartner. Im Rechtsstaat haben sie An­
spruch auf Rechtsschutz. Neben den juristischen 
Personen sind auch die von der Prüfung betroffe­
nen Organe nicht nur verantwortliche Wahrer 
von Kompetenzen . Als solche sind sie Träger von 
Rechten und Pflichten . 

- Es gibt keine rechtsstaatlichen Kriterien für 
die Prüfungsverfahren des Rechnungshofs. Der 
geprüfte einzelne hat nicht einmal ein Minimum 
an rechtlich gewährleisteter ParteisteIlung. 

- Die Grundrechte des Geprüften (Organe und 
juristische Personen) sind in der Rechnungshof­
kontrolle ein unbekannter Begriff. Rechtsstaat 
und Grundfreiheiten sind bis heute nicht in das 
rechtliche Ordnungsgefüge der Rechnungshof­
kontrolle vorgedrungen, von der Praxis ganz zu 
schweigen. 

- Der Zeitfaktor. Die Rechnungshofkontrolle 
kommt zwangsläufig immer zu spät. Sie soll den­
noch zeitgerecht sein. Sie soll nicht präventiv, 
wohl aber aktuell sein (nicht "alter Schnee" von 
gestern) . 

Me r k I und K eis e n haben in den frühen 
zwanziger Jahren wohlbegründet dargetan, daß 
dem demokratischen Gesetz nur eine autokrati­
sche Verwaltung gerecht werden kann. Diese Ein­
sicht hat noch immer Gültigkeit. Doch das Auto­
kratische der Rechnungshofkontrolle ist ein Zu­
viel des Guten. Die Rechnungshofkontrolle hat in 
der Praxis vielfach autoritäre und nicht rechts­
staatliche Züge. Nicht selten werden Verwal­
tungsorgane (Organwalter) durch den Rech­
nungshof zu "Prügelknaben" des Staates. Sie sind 
für den Rechnungshof anscheinend nicht rechts­
staatlich verantwortliche und rechtsstaatlich ge­
schützte Menschen, die auch als Träger von Rech­
ten und Pflichten in dienstrechtlicher Verantwor­
tung stehen und nicht bloß als "Handlanger" für 
den Staat tätig sind. 

V. Eine Gesamtcharakteristik 

Das Ergebnis dieser verfassungsrechtlichen 
Analyse mag dem Rechnungshof unbefriedigend 
und diskriminierend erscheinen . Die Aufgabe des 
Rechnungshofs wird als nachfolgend und, gemes­
sen an der Verwaltung, als eine zweitrangige 
Staatsaufgabe dargestellt. Doch eine Einschät-

zung dieser Auffassung von der Aufgabe des 
Rechnungshofs a ls Wertung oder gar a ls Abwer­
tung wäre völlig falsch. Der Rechnungshof ist 
durch se inen Präsidenten , als eines der obersten 
Staatsorgane. im Sinne der Gewaltenteilung unse­
rer Verfassung allen höchsten Rechtsschutz- und 
Kontrolleinrichtungen des Staates an Bedeutung 
ebenbürtig. Gewiß , der Rechnungshof ist ein 
Hilfsorgan des Nationalrates (der Landtage). Mit 
dem Nationalrat (den Landtagen) gemeinsam ist 
er aber eine höchst bedeutsame Kontrolleinrich­
tung. Die Rechnungshofkontrolle ist zwar we­
sensgemäß nachfolgend und auf die Gebarung 
und Wirtschaft beschränkt. Doch gerade in ihrem 
besonderen Bezug auf Finanzen, auf das Vermö­
gen und auf das Wirtschaften des Staates liegt der 
hohe Rang dieser Staatstätigkeit. Es geht um die 
verantwortungsvolle Haushaltung des Staates und 
um den verantwortlichen Umgang mit dem Ver­
mögen der Allgemeinheit. Finanzen gehören zum 
Wesen des Staates. Nach ihnen bestimmt sich das 
Wohl der staatlichen Gemeinschaft. Nur eine or­
dentliche Geld- und Vermögenswirtschaft ermög­
licht eine ordentliche Staatsverwaltung. Was 
funktionell sekundär und als Hilfsaufgabe einge­
richtet ist, hat in Wahrheit eine staatstragende 
Bedeutung. Es liegt daher am Nationalrat, durch 
ein sorgsameres, durch ein intensiveres, durch ein 
positiveres und effektiveres Engagement dieser 
Kontrolltätigkeit jenen Stellenwert zu verschaf­
fen , der ihr nach dem Konzept der Verfassung 
zukommt: den verantwortungsvollen Umgang der 
staatlichen Verwaltung mit dem Staatsvermögen 
zum Wohl der staatlichen Gemeinschaft zu ge­
währleisten. 

VI. Reformperspektiven 

Auch für den Rechnungshof gibt es in Etappen 
immer wieder neue Reformvorschläge und Re­
formdiskussionen . Einige Vorschläge sind be­
deutsam. Einige Vorschläge sind hingegen ver­
fehlt. Sei es, weil sie Unkenntnis der Institution 
und ihrer Funktion, sei es weil sie tagespoliti­
schen Opportunitäten entspringen. 

Für eine mögliche Rechnungshofreform ist 
grundsätzlich zu bedenken, daß es sich dabei um 
die Verbesserung des Funktionierens einer Insti­
tution handeln soll. Institutionenreformen haben 
auf zwei Aspekte Bedacht zu nehmen: 

- auf den rechtlichen und 

- auf den praktischen. 

Institutionenreformen im legistischen Bereich 
tendieren nicht selten in Utopien. Institutionen 
sollten aber nur strukturierte Rah m e n be -
d i n gun gen für verantwortliches menschli­
ches Verhalten sein. Ein Mehr an Regelung ist 
daher zumeist auch ein Zuviel, jedenfalls auf der 
Verfassungsebene! Reformanlaß ist zumeist ein 
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Feh lverhalten der Menschen. welche eine Institu­
tion tragen. Die Institution wird nicht selten im 
Hinblick auf dieses Fehlverhalten nach Idealvor­
stellungen verändert. Doch die Menschen bezie­
hungsweise ihr praktisches Routineve rhalten blei­
ben davon unberührt. Damit ist der Schwerpunkt 
geklärt. Primärer Reformansatz für den Rech­
nungshof ist nicht das Organisations- und Funk­
tionsgefüge der Institution , sondern ihres Betrie­
bes in der Prax is. 

Die R e f 0 r m der R e c h t s g run dia -
ge n des Rechnungshofs (die Institutionenre­
form) hat mehrere Ebenen: 

- das Verfassungsrecht, 

- das einfach-gesetzliche Recht , 

- das Verordnungsrecht. 

Auf der Ver fa s s u n g s e ben e sollen 
.,Reformen" tunlichst unterbleiben . Korrekturen 
sollten nur soweit a ls notwendig vorgenommen 
werden . Dazu gehören nach meiner Meinung: 

- die Ausklammerung der Landesverwa ltung 
aus der Kontrolle durch den Rechnungshof; es 
gibt bereits ausreichend organisierte Landeskon­
trollorgane, 

- die Definition der T ä t i g k e i t des Rech­
nungshofs pr i m ära I s Wir t s c h a f t s­
und nicht primär als Rechtskontrolle. 

- eine klare G ren z z i e h u n g für die 
T ä t i g k e i t der Reichweite durch eindeutige 
Bezeichnung der betroffenen juristischen Person 
bereits auf Verfassungsebene (Grundrechtsper­
spektive), 

- eventuell eine Art von pol i t i s c her U n -
a b set z b a r k e i t des Rechnungshofpräsiden­
ten, unter Ausschluß der Wiederbestellungsmög­
lichkeit , 

- eine Abschaffung des Vizepräsidenten ist un­
nötig und verfehlt. Der Rechnungshof soll auch 
in der Vertretung eine " politische" und nicht eine 
beamtete Spitze haben (wer kontrolliert den Prä­
sidenten?). 

Auf ein f a c h - g e set z I ich e r E ben e 
wären rechtsstaatliche Prinzipien zu verankern , 
wie etwa: 

- ein Parteiengehör des geprüften einzelnen 
(des Organs) , 

- ferner die Möglichkeit einer Aufsichtsbe­
schwerde für das geprüfte Organ; 

- die Ermöglichung eines Inzidentverfahrens 
oder eines nachfolgenden Feststellungsverfahrens 
vor dem Verwaltungsgerichtshof in Fragen recht-

licher Be urteilunge n durch den Rechnungshof 
(Art 6 EMRK); 

- Bindung an den Verfahrensgrundsatz der ma­
teriellen Wahrheit. 

- Die Aufgabe des Rechnungshofs wä re primär 
der Gebarungs- und Wirtschaftlichkeitskontrolle 
zuzuord nen . 

- Die Gesetzmäßigkeitskontrolle müßte als 
Re c h t sv er let z u n g s k 0 n t roll e formu­
liert und nachrangig se in . Dari n liegen zwei 
Hauptaspekte: 

* Ra um für den Sachverstand im Wirtschaften 

* Anlaß für Reformvo rschläge durch den Rech­
nungshof für mange lhafte Rechtsvorschriften an 
den Gesetzgeber. 

Die Ver 0 r d nun g s e ben e (Geschäfts­
ordnung) wäre mit der Verfassungsordnung zu 
harmonisieren. Bereits jetzt besteht k ein 
rechtliches Hindernis, das in der Geschäftsord­
nung derzeit bloß angedeutete Verfahren rechts­
staatlich zu gestalten . Die Grund- und Freiheits­
rechte sind aus der rechtlichen Organisation des 
Rechnungshofes durch die Verfassung nicht aus­
geschlossen . 

Daran schließt die Fra ge der P ra xis -
re f 0 r m unmittelbar an. Sie ist höchst komplex 
und vielfältig. Sachkundigkeit, Verantwortung 
und Amtsethos gegenüber den eigenen Kompe­
tenzen und gegenüber den durch deren Wahrneh­
mung betroffenen Menschen sollten im Vorder­
grund stehen. Sie sind über die Dienstaufsicht 
durch den Präsidenten herbeiführbar. 

Damit ist auch die Frage verknüpft, wer den 
Rechnungshof als Institution kontrolliert. Nach 
der Geschäftseinteilung sind die ersten Kontrollo­
re die jeweiligen Dienstvorgesetzten . Diese wer­
den durch den Präsidenten kontrolliert. Wer kon­
trolliert aber den Präsidenten? - Der Vizepräsi­
dent? Auf jeden Fall der Nationalrat über die po­
litische und die staatsrechtliche Verantwortlich­
keit des Präsidenten. Doch solche Mittel prägen 
bloß die verfassungsrechtliche Eigenart der Insti­
tution . Sie sind praktisch kaum wirksam. 

Die Kontrolle des Rechnungshofs obliegt dem 
Nationalrat. Diese wird praktisch wirksam vor al­
lem durch seinen Rechnungshofausschuß und 
über Verhandlungen im Plenum. Wie effizient ist 
diese Kontrolle gegenüber dem Rechnungshof? 
Die Kontrollkonsequenzen gegenüber dem ge­
prüften Ressort etc liegen beim Nationalrat. Der 
Nationalrat verfügt über die parlamentarischen 
Mittel der Interpellation, der Resolution , der En­
queten, der Untersuchungsausschüsse, der Geset­
zesreform und der strafrechtlichen Anzeige von 
Amtsmißbräuchen. 
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Der Rechnungshof wird dann und wann als ein 
" zahnloser Löwe" charakterisiert. Ihm stehen kei­
ne S a n k t ion e n zur Verfügung. Ich würde 
meinen. völlig zu Recht. Sanktionen sind in Fra­
gen der Gebarungskontrolle des Staates Sache des 
Nationalrates. Sie liegen auf der Ebene von 
Staatsverantwortung und Gewaltenverbindung 
nach der Verfassung. 

Die Frage der Zuweisung von Sanktionen an 
den Rechnungshof läßt die Fr a g e des 
Re c h t s s t a a t e s abermals in einem grellen 
Licht erscheinen . Der einzelne Geprüfte ist jetzt 
schon der Rechnungshofkontrolle hilflos ausge­
setzt. Sanktionen des Rechnungshofs würden ihn 
dem Rechnungshof völlig schutzlos ausliefern. 

[n diesem Zusammenhang ist auch noch auf die 
Frage der [ r r t um s f ä h i g k ei t des 
Re c h nun g s hof e s hinzuweisen . Nach der 
derzeitigen Rechtslage sind möglicher Irr t u m 
und mö g liche Willkür de s Rech­
nun g s hof s durch elen geprüften einzelnen 
nicht wirksam bekämpfbar. Wo bleibt der Schutz 
nach Art 6 Abs I EMRK? In Frage kämen für 
den einzelnen allerdings die Anzeige wegen 
Amtsmißbrauchs und die Beschwerde bei der 
Volksanwaltschaft gemäß Art 148a Abs 1 B-VG. 
Diese Rechtsbehelfe begründen aber keinen 
Rechtsanspruch . 

***** 
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Der Pr:'tsident c1e... Rechnung~hllfes :wßer 
Dien<;t Dr. Ta..,,,i1o BI'oesigke hat folgende .,chrift­
liche Lnterlage vorgelegt: 

l'nterlage zu dem Diskussionsbeitrag bei der 
parlamentarischen Enquete 

.. Zukunftsperspektiven einer effizienten 
öffentlichen Gebarungskontrolle durch 

Parlament und Rechnungshof" 

In eier verg:lI1genen Zeit ist sehr ,iel bezüglich 
Ver:'tnderungen heim Rechnung5hof diskutiert 
worden. Eine Diskussion. die <;chon desh:lIb wert­
voll W:lr. weil cbdurch nicht nur die Prohleme 
deutlich wurden. sondern :luch die vielf:lch heste­
hende Unkenntnis bezüglich der ver'ichiedenen. 
die Titigkeit des Rechnungshofes betreffenden 
Fr:lgen. 

Im Oktober 1990 h:lhe ich ebher dem ':ltion:ll­
rat einen Bericht über W:lhrnehmungen in eige­
ner S:lche vorgelegt. in dem die verschiedenen. in 
der pr:lktischen Arbeit ~ich ergebenden Probleme 
geschildert wurden. so\\,eit sie nicht Änderungen 
eier Gesetzgebung erforderlich m:lchen. Dieser 
Bericht ist wegen Ende der Legisl:lturperioele 
vom N:ltion:llr:lt nicht mehr behandelt worden. 

In der Folge habe ich den p:lrl:lmentarischen 
Klubs Vorschl:'tge für eine wirkungsvollere Ord­
nungs- und Lei<;tungskontrolle öffentlicher Haus­
halte und öffentlicher Lnternehmungen zugelei­
tet (199 I). In diesen Vorschl:'tgen wurden die 
n:lch den Erf:lhrungen der vergangenen Jahre mir 
erforderlich erscheinenden Ä;derungen der 
Rechtsgrundl:lgen nicht nur aufgezeigt. sondern 
auch sowohl bezüglich Anderung der Bundesver­
fassung :lls :luch bezüglich ;\Jeugestaltung des 
Rechnungshofgesetzes formuliert. 

Ich würde es nun nicht für zweckm:'tßig h:llten. 
im Rahmen dieser Enquete all das zu wiederho­
len. was in diesen Unterlagen dargelegt wurde. 
Vielmehr scheint es mir angebr:lcht. in :lller Kür­
ze :lufzuzeigen. in welchen Punkten der österrei­
chische Rechnungshof vom internationalen Stan­
d:lrd abweicht. Denn eine Änderungsdiskussion 
bnn die auf diese Weise aufscheinenden 
Schwachpunkte nicht außer acht lassen. 

Der internationale Standard ist festgelegt in der 
Deklaration von Lima über die Leitlinien der Fi­
nanzkontrolle. die auf dem IX. Kongreß der IN­
TOS AI (1977) beschlossen wurde und seit dieser 
Zeit die Internationalen Richtlinien enthält be­
züglich der Erfordernisse. welche an die Rech­
nungskontrolle zu stellen sind. 

Natürlich entspricht die österreichische Rechts­
lage und Praxis im wesentlichen den Erfordernis­
sen dieser Deklaration. aber doch nicht lückenlos. 

I. § 1 der Deklaration lautet: 

.. ~ I. Z\\eck eier Kontrolle 

Die Institution der KontlOlie ist eier öffentli­
chen Fin:lnzwirtschaft :lls einer treuh:'tndigen 
Wirtsch:lft imm:lnent. Kontrolle ist nicht Selhst­
zweck. <;ondern ein unerl:'tßlicher Best:lndteil ei­
nes Regelsystems. der Ahweichungen von eier 
'iorm LInd Verletzungen der Grunds:'ttze der Ge­
... etzll1:'tßigkeit. der Wirtsch:lftlichkeit. der Zweck­
m:'tßigkeit und Sp:lr5amkeit der Geb:lrung <;0 

rechtzeitig :lufzeigen soll. daß korrektive \Ilaß­
nahmen im einzelnen F:lll ergriffen. die ver:lllt­
\\'ortlichen Organe haftend gem:lcht. Schadener­
,:1tz erl:lngt oder 'v1aßn:lhmen ergriffen werden 
können. die eine Wiederholung derartiger Ver­
stöße in der Zukunft verhindern oder zumindest 
er<;chweren." 

D:lI11it ist ein entscheidender Grunds:ltz festge­
legt. Bezüglich der geforderten Rechtzeitigkeit 
gilt eier p:lr:ldoxe Satz. daß clie restlose Erfüllung 
unmöglich ist. denn sonst müßte jedem St:l:ltsor­
gan ein Kontrollor zur Seite stehen. auf der ande­
ren Seite muß die Rechtzeitigkeit das <;tändige 
Ziel bei Ausübung der Kontrolle sein. 

Eine wesentliche Vor:lussetzung hiehei ist, elaß 
die Rechnungskontrollbehörden immer besser 
mit personellen und s:lchlichen Hilfsmitteln aus­
gestattet werden. 

2. Bezüglich der Innenrevision sagt § 3.2. der 
Dekl:lr:ltion: 

"Interne Kontrolleinrichtungen sind notwendi­
gerweise dem Leiter der Stelle. in deren Verband 
'iie errichtet sind. unterstellt." 

Das ist in Österreich nicht der Fall. Ich verwei­
se auf den Leitsatz des Prüfungsberichtes über die 
Einrichtungen der Innenrevision (Tätigkeitsbe­
richt 1989. Seite 19). 

3. In ihrem § 5 fordert die Deklaration einen 
:lusreichenden Rechtsschutz durch ein Höchstge­
richt gegen Eingriffe aller Art in die Unabhängig­
keit und die Gewährleistung der Prüfungskompe­
tenz. Das Wort Kompetenz ist hiebei <;icherlich 
nicht die Zust:'tndigkeit allein. denn der englische 
Text sagt ,,:luditing authority" und der französi­
sche "pol1voir de controle·'. Gemeint ist, daß die 
Prüfungsmöglichkeit gewährleistet sein muß, und 
wir wissen. daß dies in Österreich nicht der Fall 
ist. Denn es gibt einen Fall, in dem der Verf:ls­
sungsgerichtshof die Prüfungszuständigkeit des 
Rechnungshofes festgestellt. eine Exekution auf­
grund dieses Ergebnisses aber abgelehnt hat. Es 
besteht hier eine wesentliche Lücke in den 
Rechtsgrundlagen. 

4. Weiters fordert die Deklaration. daß oberste 
Rechnungskontrollbehörden das Recht haben 
müßten, die von ihnen für notwendig erachteten 
finanziellen Mittel bei der das Staatsbudget be-
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chließenden Körperschaft , erforderlichenfalls 
unmittelbar , zu beantragen. 

Augenblicklich legt der Bundesminister für Fi­
nanzen den Budgetentwurf dem Nationalrat vor, 
bezüglich des Dienstpostenplanes ist das Bundes­
kanzleramt ma ßgebend . Dies bedeutet, da ß kon­
trollierte Stellen darüber entscheiden, welche 
Mittel die Kontrollinstitution erhält, um die Kon­
trolle auszuüben. Nun könnte man natürlich sa­
gen, da ß nach der Verfassung der ationalrat das 
Budget und damit auch den Budgetabschnitt der 
Rechnungskontrolle beschließt. Wir wissen aber, 
daß sich das in Wirklichkeit anders vollzieht , weil 
nac h mühsamen Budgetverhandlungen die Regie­
rung das Budget vorlegt und dann keine Bereit­
schaft besteht, Änderungen vorzunehmen. Die 
Möglichkeit direkter AntragsteIlung an den Na­
tionalrat wäre daher einer ernsten Prüfung zu un­
terziehen . 

5. Im § 10 der Deklaration wird der Zugang zu 
a llen Unterlagen gefordert. Dieser Zugang ist in 
Österreich gegeben , aber mit gewissen Hindernis­
sen , wenn man zum Beispiel an die Weigerung 
denkt, dem Rechnungshof einen direkten An­
schluß an die Datenanlagen zu gestatten, was mit 
der Textierung des Gesetzes begründet wird, die 
wieder darauf zurückzuführen ist. daß es zur Zeit 
der Gesetzwerdung eben keine EDV gegeben hat. 

6. Die Gutachtertätigkeit wird in der Dekla ra­
tion ausdrücklich erwähnt. In Österreich ist die 
Angelegenheit nicht geregelt, was daz u führt , daß 
in der Vergangenheit dem Rechnungshof Vor­
würfe gemac ht wurden, wenn er e ine Gutachter­
tätigkeit ab lehnte, aber a uch. wenn er eine solche 
ausübte. 

Gerade heute , da über ei ne neue Besoldungs­
ordnung gesprochen wird , ist zu erwähnen, daß 
die Dekla ration ausdrücklich sagt, es sei eine den 
besonderen Erfordernissen entsprechende a nge­
messene Beso ldung anzustreben. Diesbezüglich 
gibt es bekanntlich auch eine Entschließung des 
Nationalrates aus dem Ja hre 1948, die bis zum 
heutigen Tage zu keinem Ergebnis geführt hat. 

Schließlich ist noch der Hinweis der Deklara­
tion zu erwähnen , daß die Subventionskontrolle 
weiter ausgedehnt werden sollte , wenn es der 
Kontrollzweck erfordert, besonders dann , wenn 
eine Subvention an sich oder im Verhältnis zu 
den Einnahmen oder der Kapita lanlage der Sub­
ventionseinrichtung besonders groß ist. 

Aus dieser kurzen Zusammenstellung ist er­
sichtlich, da ß die österreichische Einrichtung der 
Finanzkontrolle sich sicher international sehen 
lassen kann , daß aber eine Reihe von Verbesse­
rungen erforderlich ist. 

***** 
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Der Präsident des Rechnungshofes Dr. Franz 
Fiedler hat folgende schriftliche Unterlage vorge­
legt: 

Zukunftsperspektiven einer effizienten 
öffentlichen Gebarungskontrolle durch 

Parlament und Rechnungshof 

I Der Rechnungshof als Organ des 
Nationalrates 

Die österreich ische Bundesverfassung sieht für 
den Nationalrat und den Rechnungshof eine spe­
zifische Aufgabenteilung im Rahmen eier öffentli­
chen Finanzkontrolle vor. Dabei kommt dem Na­
tionalrat die Rolle des - eigentlichen - Trägers 
der Kontrollhoheit zu, die sich aus seiner Stellung 
als vom Volk gewäh lter und daher unmittelbar 
demokratisch legitimierter Vertretungskörper ab­
leitet und die Kehrseite und kontrollpolitisch not­
wendige Ergänzung seiner Budgethoheit (Art 51 
B-VG) bildet. Dies trifft für den Bereich der Län­
der in abgewandelter Form auf die Landtage zu , 
doch ich will meine Ausführungen im Rahmen 
dieser, auf der Grundlage der Geschäftsordnung 
des Nationalrates einberufenen Enquete aus­
sch ließlich auf den ationalrat als Träger der 
Kontrollhoheit auf Bundesebene beschränken. 

Der ationalrat übt das aus seiner finanziellen 
Kontrollhoheit abgeleitete Recht zur Rechnungs­
und Gebarungskontrolle nicht selbst aus, sondern 
bedarf hiezu einer eigenen Institution. Diese In­
stitution ist der Rechnungshof, der nach der Kon­
zeption der Bundesverfassung unmittelbar dem 

ationalrat unterstellt ist und als zur öffentlichen 
Finanzkontrolle berufenes Organ des Nationalra­
tes tätig wird. 

Die Stellung des Rechnungshofes als Organ des 
ationalrates kommt insbesondere darin zum 

Ausdruck, daß 

- dem Nationalrat die Wahl des Präsidenten des 
Rechnungshofes obliegt (Art 122 Abs 4 B-VG); 

- der Präsident des Rechnungshofes sowohl in 
rechtlicher (Art 123 Abs 1 B-VG) als auch in po­
litischer Hinsicht (Art 123 Abs 2 B-VG) dem Na­
tionalrat verantwortlich ist ; 

- der Nationalrat berechtigt ist, vom Rech­
nungshof die Durchführung besonderer Akte der 
Gebarungsüberprüfung zu verlangen (Art 126b 
Abs 4 B-VG); 

- der Rechnungshof gegenüber dem Nationalrat 
berichtspflichtig ist (Art 126d B-VG). 

Ungeachtet seiner OrgansteIlung gegenüber 
dem Nationalrat gilt es jedoch festzuhalten, daß 
die Bundesverfassung den Rechnungshof nicht 
etwa als unselbständigen verlängerten Arm des 

ationalra tes konzipiert. sondern ihn in Aus­
übung seiner Kontrollbefugnis mit einer eigen­
ständigen Funktionalität ausgestattet und ihn bei 
der Erste llung seines Prüfungsprogramms, der 
Wahl seiner Prüfungsschwerpunkte und seiner 
Prüfungsmethodik sowie der Gestaltung seiner 
Berichte - auch vom Nationalrat - unabhängig 
geste llt hat. 

Zur Realisierung seiner Kontrollhoheit bedarf 
der Nationalrat des Rechnungshofes und dessen 
Kontrolltätigkeit. Andererseits entbehrt der 
Rechnungshof - dies ist kein österreichisches 
Spezifikum - jeglicher Sanktionsmöglichkeiten 
und ist daher im parlamentarischen Bereich zur 
Umsetzung seiner gebarungsrelevanten Empfeh­
lungen auf die dem Nationalrat aufgrund der 
Bundesverfassung gegenüber der Vollziehung 
eingeräumten verfassungsrecht lichen Kontroll­
und Sanktionsrechte, von der Interpellation und 
Reso lution (Art 52 B-VG) bis zum Mißtrauens­
votum (Art 74 B-VG) , angewiesen. 

Die von der Bundesverfassung im Bereich der 
öffentlichen Finanzkontrolle vorgegebene Aufga­
benteilung zwischen Nationalrat und Rechnungs­
hof bedingt daher eine wechselseitige Abhängig­
keit beider Institutionen voneinander. Daraus 
wird aber auch deutlich, daß die effektive Wahr­
nehmung des Kontrollrechts eine Kooperation 
zwischen dem Nationalrat als Träger der Kon­
trollhoheit und dem Rechnungshof als dessen Or­
gan der Finanzkontrolle voraussetzt . Je enger und 
friktionsfreier diese Zusammenarbeit ist, desto 
schlagkräftiger und wirksamer können die Kon­
trollrechte gegenüber der Vollziehung wahrge­
rlOmmen werden. 

11 Probleme in der Zusammenarbeit zwischen 
Nationalrat und Rechnungshof 

Um eine solche reibungslose Kooperation zwi­
schen Nationalrat und Rechnungshof zu gewähr­
leisten , bedarf es eines Eingehens beider Institu­
tionen aufeinander und des Abbaus tatsächlich 
bestehender oder doch zumindest subjektiv als 
solcher empfundener Probleme im Verhältnis 
zwischen dem Nationalrat und seinem Kontroll­
organ. Es wäre realitätsfremd, leugnen zu wollen , 
daß es derartige Probleme gibt; und es sollte da­
her diese Enquete zum Abbau des Kooperations­
defizits von Nationalrat und Rechnungshof ge­
nützt werden. Voraussetzung hiefür ist, daß die 
Schwächen in der Zusammenarbeit offen ausge­
sprochen, ausdiskutiert und davon ausgehend 
konstruktive Lösungsmöglichkeiten gefunden 
werden. 

Dabei ist die Fragestellung, worin diese das 
Verhältnis von Nationalrat und Rechnungshof 
belastenden Probleme gelegen sind, aus der jewei­
ligen Sicht eine durchaus unterschiedliche. Ich 
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\\erde im folgenden den 'ver'iuch unternehmen. 
die im L:wfe der Zeit von beiden Seiten georteten 
prob lembeh;-Ifteten Sch\\ac h<;tellen aufzuzeigen. 
wohei ich zur Klar'itellung nochmal~ hetonen 
möchte. daß einige dieser Probleme oft nur sub­
jektiv al\ 'iolche empfunden werden. Zur Stär­
kung der Vertrauenshasi~ von Nationalrat und 
Rechnungshof hedarf es jedoch auch der Ausräu­
mung von derartigen. auf hloßen ['vIi ß\erstänelnis­
<;en beruhenden Schwach'>tellen in der Zu<,alll­
menarbeit eies Nationalrates mit seinem Organ 
der Finanzkontrolle. sodaß e<; mir ""esentlich er­
,>cheint. auch darauf einzugehen. 

I. Schwächen in eier Zusammenarbeit von 
!\Iationalrat und Rechnungshof aus der Sicht de''; 

\j a t io na I ra tes 

Die wiederholt von Abgeordneten als einer wir­
kungsvollen Zusammenarbeit zwischen National­
r:H und Rechnungshof abträglichen Schwachstel­
len lassen sich im wesentlichen wie folgt zusam­
menfassen: 

- Die Berichte des Rechnungshofes würden den 
Nationalrat vielfach zu <,pät. nämlich erst viele 
Monate. bisweilen <;ogar einige Jahre nach der 
vom Rechnungshof begonnenen Gebarungsüber­
prüfung erreichen und seien daher unaktuell: 

- die Berichte des Rechnungshofes ""ären wenig 
benutzerfreundlich abgefaßt: 

- der Rechnungshof komme mit seinen Über­
prüfungen meist zu spät: eine Beseitigung eier von 
ihm aufgezeigten vlißstänele sei elann nicht oder 
doch kaum mehr möglich: 

- der Rechnungshof vermittle den Abgeordne­
ten in seinen Berichten kein umfassendes Bild der 
überprüften Stelle. sondern beschränke sich auf 
eine reine Mängelberichterstattung: 

- eier Rechnungshof räume vielfach kleinen. 
kaum gebarungsrelevanten Fällen übermäßig viel 
Raum ein ("Der Rechnungshof ist kleinlich"); 

- eier Rechnungshof treffe in seinen Berichten 
politische Aussagen; 

- eier Rechnungshof lasse im Zuge der parla­
mentarischen Behandlung seiner Berichte elen 
Abgeordneten nicht alle von ihnen gewünschten 
Informationen zukommen und verweigere ihnen 
die Einsicht in rechnungshofinterne Aufzeich­
nungen sowie in die vom Rechnungshof bei elen 
überprüften Stellen erhobenen Unterlagen. (Die­
ser Vorwurf wird in erster Linie von Abgeordne­
ten der Opposition erhoben.) 

2. Schwächen in der Zusammenarbeit von 
Nationalrat und Rechnungshof aus der Sicht des 

Rechnungshofes 

- Der '\ationalr:1t hekunde - generell ge'>ehen 
- ein zu geringes Intere<;se an den Berichten de<; 
Rechnungshofes: 

- der 'Jationalrat lei'ite dem Rechnungshof hei 
"einen Bemühungen. seine Empfehlungen umzu­
setzen. zuwenig Lnterstützung: dies :iußere ,ich 
insbe50nelere darin. claß 

- eier '\ationalrat von den ihm gegenüher eier 
vollziehenden Gewalt zustehenden verfa.,slIngs­
rechtlichen Instrumentarien. inshesondere dem 
Resolutioll\l·echt. kaum Gebrauch macht: 

- die :\ationalratsrnehrheit. eies n;iheren die Ah­
geordneten der Regierungsparteien. würde viel­
fach den Standpunkt der Regierung und nicht elen 
eies eigenen Kontrollorgans Rechnungshof vt'rtre­
ten. 

III Verbesserung der Beziehungen zwischen 
"iationalrat und Rechnungshof 

Wenngleich es sich - wie er\\ähnt - hei man­
chen der aufgezeigten Probleme weniger um tat­
'iächlich bestehende als vielmehr um subjektiv als 
solche empfundene handelt. erscheint es zur Stär­
kung der Vertrauensbasis und zur Verhesserung 
eies Verhältnisses zwischen Nationalrat uncl Rech­
nungshof doch erforderlich. alle Schwachstellen. 
mögen sie auch nur auf Vlißverständnissen heru­
hen. auszuräumen. 

I. Beseitigung von Schwachstellen im Verhältnis 
:\ationalrat und Rechnungshof ohne 

Gesetzesänderu ng 

Dabei läßt sich vieles ohne die :\otweneligkeit. 
Gesetzesänderungen vorzunehmen. regeln. wie 
im folgenden ausgeführt wird. wobei ich mich im 
wesentlichen darauf beschränken möchte. auf die 
aus der Sicht des Nationalrates beziehungsweise 
von Abgeordneten des Nationalrates bestehenden 
Probleme in elen Beziehungen zwischen Rech­
nungshof und Nationalrat einzugehen: 

" "Mangelnde Aktualität der Berichte" 

Zu diesem wiederholt an die Adresse des Rech­
nungshofes gerichteten Vorwurf ist festzuhalten. 
daß die Überprüfungen durch den Rechnungshof 
und das anschließende Berichtsverfahren forma­
len. im Bundes-Verfassungsgesetz beziehungswei­
se im Rechnungshofgesetz normierten Mindest­
anforderungen zu entsprechen haben. die zu­
gleich auch nicht zu unterschreitende Zeitvorga­
ben bedingen. So sei nur beispielsweise daran er­
innert, daß allein die der geprüften Stelle einge­
räumte Frist, zum Prüfungsergebnis eies 
Rechnungshofes Stellung zu nehmen, von Geset­
zes wegen drei Monate beträgt. unter Hinzurech­
nung des für die Einschau durch den Rechnungs­
hof. die Erstellung des Prüfungsergebnisses. die 
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I !li' 

r\hf:\\\ung der Ciegen:iul3erung lllr Stellungnah­
me der g~prüften \telle und ~chließlich zu~' Be­
richt~verf:\..,..,ung :ln den \iation:lirat erforderli­
chen Zeitaufl,l,:tnde", wird erkhrlich, daß auch bei 
Einh:t!tuilg der gebotenen Expeditivität durch 
den Rechnungshof eine mehrmon:ltige Zeitspan­
ne zwischen Prüfungsbeginn und Vorlage des Be­
richte, an elen \iationalr:H nicht zu \ermeiden ist. 

Gleichwohl stehe ich nicht an, einzuhekennen, 
daß e, bei der Berichtsabfassung bisweilen zu 
Verzögerungen kommt, die eier Rechnungshof zu 
ver:tnt~orte71 hat. Es h:1t d:ther insoweit ~ein An­
liegen des Rechnung5hofes und n:ttürlich seines 
Präsidenten zu sein, d:tfür Sorge III tragen, daß 
derartige Verzögerungen vermi;c1en werci'en. 

Einen nicht unwesentlichen Beitrag zur he­
'ichleunigten Vorlage von Berichten hat eier Rech­
nungshof bereits in elen vergangenen Jahren zu 
leisten begonnen, indem er dem Nationalrat 
'ichon während des Jahres laufend W:thrneh­
l11ungsberichte vorgelegt und mit der Berichter­
st:lttung nicht bis zu dem erst am Jahresende ver­
faßten Tätigkeitsbericht zugewartet hat. 

""Wenig benutzerfreundliche Berichte" 

Den Vorwurf. die Berichte eies Rechnungshofes 
seien für die Abgeordneten wenig he~utzer­
freundlich, versucht der Rechnungshof durch 
eine ~eugestaltung seiner Berichte auszuräumen. 
Es war eine meiner er'iten Amtshandlungen, in 
meiner im Juli dieses Jahres neu anget,:-etenen 
Funktion, eine ArbeitsgruPP.t: mit der Aufgabe zu 
betrauen, Grundlagen für Anderungen der Be­
richte hinsichtlich ihres Inhaltes, ihres Aufbaues 
und ihrer Form unter dem Gesichtspunkt einer 
größeren Benutzerfreundlichkeit auszuarbeiten. 
Ich erhoffe mir davon eine verstärkte Akzeptanz 
der Berichte durch den Nationalrat. 

* "Zu späte Überprüfungen durch den Rech­
nungshof" 

Zu diesem sowohl innerhalb als auch außerhalb 
des Parlaments gegen den Rechnungshof erhobe­
nen Vorwurf erscheint der Hinweis angebracht, 
daß die verfassungsmäßig vorgegebene Aufga­
bensteIlung des Rechnungshofes in einer na c h -
pr ü fe nd e n Kontrolle besteht. Daraus ergibt 
sich notwendigerweise, daß sich der Rechnungs­
hof vielfach auf die Feststellung von in der Ver­
gangenheit unterlaufenen Mißständen in der Ver­
waltung beschränken muß, ohne in die Lage zu 
kommen, diese Mißstände von vornherein zu un­
terbinden. Dessenungeachtet lassen sich aus sei­
nen nachträglichen Feststellungen Konsequenzen 
für die Zukunft ziehen, die Wiederholungen der­
artiger Mißstände vermeiden helfen. 

Darüber hinaus geht der Rechnungshof ver­
mehrt dazu über, vor allem bei Großprojekten 

hereits die Planungsphasen zu üherprL"tfen, wo­
durch es möglich wird, hereits in einem sehr frü­
hen Stadium Empfehlungen für die "'-eitere Ver­
folgung deo; Projekts Jbzugeben und damit VOI11 

Rechnungshof erkannten Fehlentwicklungen 
noch I'echtzeitig gegenzu<;teuern. ~ 

"Amschlie ßliche \1ängelberich terstJttung 
durch den Rechnungshof' ~ ~ 

Es liegt im Wesen eines Kontrollorgans, in er­
'iter Linie Miingel :Hlfzuzeigen und zu kriti<;ieren. 
Dessenungeachtet bin Juch ich der Auffassung 
und habe ~Iies nach meinem Amtsantritt im Rech~ 
nungshof mehrmals klarge<;tellt, daß die Berichte 
ein ~Imfassencles Bild üb~er die geprüften Stellen 
geben sollen. Daraus resultiert, daß auch erkann­
te Positiva im Bericht Erwähnung zu finden ha­
hen. Damit soll gewährleistet werden, daß die Be­
richte den Abgeordneten eine quantitativ-qualita­
tive (lesamtaussage zu vermitteln geeignet sinel. 

.. "Kleinliche Kritik durch elen Rechnungshof" 

Darauf wäre zu erwidern, daß sich vielfJch ge­
harungsmäßig wenig hedeutsame Fälle geradezu 
als exemplarisch für mangelnde Spargesinnung 
erweisen und aus diesem Grunde - ungeachtet 
ihrer quantitativen Geringfügigkeit - für he­
richtswürclig erachtet werden. Bei generalisieren­
der Betrachtung bin allerdings auch ich der An­
sicht, daß der Rechnungshof sich nicht in kleinli­
chen Bemängelungen ergehen, sondern :wf geba­
rungsmä ßig bedeutsame Feststell ungen konzen­
trieren sollte. 

"Politische Aussagen in elen Rechnungshof­
berichten" 

Der Rechnungshof legt es nicht darauf an und 
es ist auch nicht seine Aufgabe, Politik zu ma­
chen. Es ist jedoch eine allgemein bekannte Er­
fahrungstatsache, daß seine Berichte politisch 
ausgelegt und als Waffe in der innenpolitischen 
Arena verwendet werden. Dieser Konsequenz aus 
seinen Berichten und der daraus resultierenden 
Verantwortung hat sich der Rechnungshof be­
wußt zu sein und daher besonderes Augenmerk 
auf die Exaktheit und Unanfechtbarkeit seiner 
Feststellungen sowie auf die Plausibilität seiner 
Empfehlungen zu legen. 

Darüber hinaus habe ich schon des öfteren be­
tont und gehe davon aus, hierin auch mit den In­
tentionen des Nationalrates übereinzustimmen, 
daß eier Rechnungshof in seinen Berichten die 
Grundlagen für die zu treffenden politischen 
Entscheidungen aufbereiten, nicht jedoch diese 
politischen Entscheidungen vorwegnehmen soll. 

2. Beseitung von Schwachstellen im Verhältnis 
Nationalrat und Rechnungshof durch 

Gesetzesänderung 
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Daneben erscheinen zur Verbesserung und 
Stärkung des Verhältnisses zwischen Nationalrat 
und Rechnungshof Gesetzesänderungen zweck­
mäßig. Es handelt sich dabei um : 

'" Informationsrecht der Abgeordneten (bezie­
hungsweise Informationspflicht des Rechnungs­
hofes) 

Es sollte eindeutig gesetzlich klargestellt wer­
den , welche Informationen jeder einzelne Abge­
ordnete beziehungsweise der Rechnungshofaus­
schuß in seiner Gesamtheit vom Rechnungshof 
verlangen darf. Derzeit ist man auf Interpretatio­
nen des Gesetzes angewiesen, wenn es um den 
Umfang des den Abgeordneten zustehenden In­
formationsrechts beziehungsweise umgekehrt der 
den Rechnungshof über seine schriftliche Be­
richterstattung hinaus treffenden Auskunfts­
pflicht gegenüber den Abgeordneten geht. Da die 
von der Mehrheit im Rechnungshofausschuß vor­
genommene Interpretation nicht selten von der 
der Abgeordneten der Opposition abweicht, 
kommt es immer wieder zu Auseinandersetzun­
gen, in die auch der Rechnungshof selbst hinein­
gezogen wird. Gleichgültig, welcher Auslegung 
sich dabei der Rechnungshof anschließt, läuft er 
Gefahr , sich der Kritik jener Abgeordneten aus­
zusetzen, deren Gesetzesauslegung er nicht teilt. 
Dies führt zu Spannungen zwischen dem Rech­
nungshof und einem Teil der Mitglieder des 
Rechnungshofausschusses , die durch eine gesetz­
liche KlarsteIlung des Umfanges der Informa­
tionsrechte der Abgeordneten beziehungsweise 
der Auskunftspflicht des Rechnungshofes, insbe­
sondere dessen Präsidenten, bei den Beratungen 
des Rechnungshofausschusses künftighin vermie­
den werden könnten. 

Von besonderer Bedeutung wäre in diesem Zu­
sammenhang auch die Beantwortung der den 
Rechnungshofausschuß immer wieder beschäfti­
genden Frage, ob beziehungsweise allenfalls wei­
che Unterlagen der Rechnungshof neben seinen 
Berichten den Abgeordneten beziehungsweise 
dem Ausschuß (mit oder ohne formelle Be­
schlußfassung hierüber) vorzulegen verpflichtet 
ist. 

* Gesetzliche Regelung über die Behandlung 
von Empfehlungen des Rechnungshofes durch 
den ationalrat beziehungsweise den Rechnungs­
hofausschuß 

Es erschiene vorstellbar, zur Behandlung von 
besonders bedeutsamen Empfehlungen des Rech­
nungshofes, die über den bloßen Anlaßfall hin­
ausgehen und an deren Umsetzung der Rech­
nungshof daher gesteigertes Interesse hat, ein for­
malisiertes Verfahren vorzusehen. Dabei sollten 
im Rechnungshofausschuß einerseits der Rech­
nungshof, andererseits das betroffene Ressort 
ihre voneinander abweichenden Standpunkte er-

läutern und den Abgeordneten für darauf bezug­
habende Fragen zur Verfügung stehen. Soelann 
hätte der Rechnungshofa usschuß (und später der 

ationalrat) zu befinden , ob er eier Empfehlung 
des Rechnungshofes folgt und eine entsprechende 
Resolution beschließt oder ob er die gegenteilige 
Ansicht der vollziehenden Gewalt teilt unel von 
einer an sie gerichteten Resolution Abstand 
nimmt. 

Eine solche gesetzliche Regelung würde ge­
währleisten , daß sich Rechnungshofausschuß und 

ationalrat mit den wichtigsten Empfehlungen 
des Rechnungshofes inhaltlich auseinandersetzen 
und klar zum Ausdruck bringen , welche Haltüng 
sie zu den einzelnen Empfehlungen des Rech­
nungshofes beziehen . 

* Begutachtung von Gesetzen durch den Rech­
nungshof 

Angesichts der bereits Jahrzehnte währenden 
Fortentwicklung vom Ordnungsstaat zum Lei­
stungsstaat wohnt den Gesetzen die Tendenz 
inne, Auswirkungen auf den Staatshaushalt zu 
zeitigen. Das möglichst frühzeitige Abschätzen 
der mit der Schaffung eines neuen Gesetzes ver­
bundenen Folgekosten gewinnt daher immer 
mehr an Bedeutung. Dem hat der Nationalrat be­
reits im Jahre 1981 insoweit Rechnung getragen, 
als er die Mitglieder der Bundesregierung im 
Wege einer Entschließung aufgefordert hat, Ge­
setzentwürfe dem Rechnungshof zur Abgabe ei­
ner Stellungnahme im Stadium des Begutach­
tungsverfahrens zuzuleiten . 

Wie der Rechnungshof in den vergangenen 
Jahren wiederholt feststellen mußte, halten sich 
die Bundesminister nicht immer an diese an sie 
ergangene Aufforderung, sodaß es der Rech­
nungshof vorzöge, wenn seine Einbindung in das 
Begutachtungsverfahren von Gesetzen (und Ver­
ordnungen) ausdrücklich gesetzlich verankert 
würde. 

Ein derartiges Verlangen erscheint im übrigen 
auch deshalb legitim, weil das im Jahre 1986 be­
schlossene Bundeshaushaltsgesetz in seinem § 14 
den Ministerien ausdrücklich vorschreibt, im Zu­
sammenhang mit Gesetzes- beziehungsweise Ver­
ordnungsentwürfen überprüfbare Berechnungen 
der Folgekosten der neuen Rechtsvorschriften 
anzustellen und zu erläutern , wie diese Kosten 
bedeckt werden sollen . Es wäre daher nahelie­
gend , den Rechnungshof von Gesetzes wegen in 
das Begutachtungsverfahren einzubinden, um 
ihm die gesicherte Möglichkeit zu bieten, einer­
seits zu überwachen, ob die Ministerien den ihnen 
auferlegten Pflichten im Sinne der zitierten Ge­
setzesstelle entsprechen (was im übrigen gegen­
wärtig durchaus nicht immer der Fall ist) , und 
andererseits die von den Ministerien angestellten 
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Folgekostenberechnungen auf ihre Pla usibilität 
zu überprüfen. 

Damit könnte der Rechnungshof dem Natio­
nah'a t im Zuge des Gesetzwerdungsprozesses we­
sentliche, die Kostenfrage betreffende Zusatzin­
formationen verschaffen und einem immer wie­
der geäußerten Wunsch des ationalrates nach 
stärkerer Befassung des Rechnungshofes mit den 
Folgekosten von Gesetzen entsprechen . Außer­
dem würde dadurch die Kooperation zwischen 
dem Nationalrat und seinem Kontrollorgan um 
e ine zusätzliche Facette bereichert werden. 

* Gutachtenerstattung durch den Rechnungs­
hof 

Eine solche Bereicherung würde auch die Mög­
lichkeit der Gutachtenerstattung durch den Rech­
nungshof für den Nationalrat bedeuten . Auf diese 
Weise könnte der Rechnungshof seine Erfahrun­
gen für die Interessen des a tionalrates nutzbar 
machen und einen - nicht zuletzt von Abgeord­
neten des Nationalrates selbst - immer wieder 
beklagten Informationsrückstand der Legisla ti ve 
gegenüber der Exekutive abbauen helfen . 

IV Gesetzesänderungen im Interesse der 
Stärkung der öffentlichen Finanzkontrolle 

eben den angeführten, auf eine unmittelbare 
Stärkung der Beziehungen zwischen dem Natio­
nalrat und dem Rechnungshof abzielenden Geset­
zesänderungen wären aus der Sicht des Rech­
nungshofes noch folgende gesetzliche Regelun­
gen wünschenswert: 

* Zuständigkeit des Rechnungshofes zur Prü­
fung von Unternehmungen , für die seitens der öf­
fentlichen Hand eine gesetzliche Haftung besteht 

Durch eine eindeutige gesetzliche Regelung 
sollte der bereits derzeit vom Rechnungshof ver­
tretene, jedoch nicht unbestrittene Standpunkt 
außer Streit gestellt werden , daß der Rechnungs­
hof auch bezüglich solcher Unternehmungen 
prüfungszuständig ist, an denen die öffentliche 
Hand zwar nicht oder mit weniger als 50 Prozent 
beteiligt ist, für die sie jedoch kraft Gesetzes haf­
tet. Denn es erscheint nicht einsichtig, eine Haf­
tung der öffentlichen Hand zugunsten einer Un­
ternehmung in ihren - möglichen - gebarungs­
relevanten Auswirkungen in wirtschaftlicher Hin­
sicht geringer als eine mindestens 50prozentige 
und damit nach derzeitiger Rechtslag~ eine Kom­
petenz des Rechnungshofes zur Uberprüfung 
auslösende Beteiligung an einer Unternehmung 
zu veranschlagen. 

* Zuständigkeit des Rechnungshofes zur Prü­
fung von Rechtsträgern, insoweit ihnen öffentli­
che Mittel zur Durchführung öffentlicher Aufga­
ben und Vorhaben zur Verfügung gestellt werden 

Die Normierung einer derartigen Ausweitung 
der Prüfungskompetenz würde der Flucht aus der 
Kontrolle im Wege der Besorgung öffentlicher 
Aufgaben durch ausgegliederte Rechtsträger be­
ziehungsweise durch Bauträger vorbeugen und 
müßte angesichts der Verwendung öffentlicher 
Mittel plausibel erscheinen . 

* Verankerung der Subventionskontrolle in der 
Bundesverfassung 

Die Kontrolle von Förderungen der öffentli­
chen Hand ist derzeit nur einfach-gesetzlich gere­
gelt (§ 13 Abs 3 des Rechnungshofgesetzes) und 
entbehrt einer einwandfreien verfassungsrechtli­
chen Grundlage. Eine solche sollte im Interesse 
der Rechtssicherheit geschaffen werden . Bei die­
ser Gelegenheit sollte auch der Empfehlung des 
Rechnungshofes, ein Förderungsgesetz zu verab­
schieden, nä hergetreten werden. 

* utzung der automationsunterstützen Daten­
verarbeitung durch den Rechnungshof 

Unter Bedachtnahme auf die gegenüber dem 
Zeitpunkt des Inkrafttretens des Rechnungshof­
gesetzes fortgeschrittene technische Entwicklung 
sollte gesetzlich klargestellt werden , daß sich der 
Rechnungshof jederzeit aller technischen Mittel 
zur Verarbeitung, Abfrage und Übermittlung von 
Daten bedienen können soll, die nach dem jewei­
ligen Stand der Technik im Verkehr mit der be­
treffenden, seiner Prüfungszuständigkeit unter­
liegenden Stelle üblich sind oder von ihr ange­
wendet werden . Eine solche Befugnis des Rech­
nungshofes ist gegenwärtig nicht unbestritten, so­
daß eine gesetzliche KlarsteIlung schon aus die­
sem Grunde wünschenswert wäre. 

* Exekution der Erkenntnisse des Verfassungs­
gerichtshofes 

Nach der derzeitigen Rechtslage kann zwar der 
Rechnungshof im Falle einer Meinungsverschie­
denheit mit der Regierung über den Umfang sei­
ner Prüfungskompetenz den Verfassungsgerichts­
hof anrufen (Art 126a B-VG) , doch sind dessen 
Entscheidungen, auch wenn sie zugunsten des 
Rechnungshofes ausfallen, keiner Exekution zu­
gänglich. Dies führt zu dem äußerst unbefriedi ­
genden Zustand, daß sich eine zu überprüfende 
Stelle auch nach durch den Verfassungsgerichts­
hof festgestellter Prüfungszuständigkeit des 
Rechnungshofes sanktionslos weigern kann, sich 
einer Rechnungshofeinschau zu unterziehen, wie 
dies in der Vergangenheit bereits geschehen ist. 
Diese rechtsstaatlieh höchst bedenkliche und die 
Tätigkeit des Rechnungshofes sowie das Funktio­
nieren der Finanzkontrolle in Frage stellende Ge­
setzeslücke sollte ehestens geschlossen werden . 

* Ausdehnung der gesetzlichen Geheimhal­
tungspflicht 
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Aufgrund der gegenwarttgen Rechtslage be­
steht lediglich für den Rechnungshof selbst die 
Verpflichtung, seine Berichte vertraulich zu be­
handeln , solange sie noch nicht dem Parlament 
vorgelegt und damit zur Veröffentlichung freige­
geben sind. Dies hat in der Vergangenheit dazu 
geführt, daß von dritter Seite, mitunter aber auch 
von den überprüfenden Stellen selbst, noch nicht 
zur Veröffentlichung bestimmte Prüfungsergeb­
nisse des Rechnungshofes publik gemacht und in 
diesem Zusammenhang die Feststellungen und 
Empfehlungen des Rechnungshofes kommentiert 
wurden. Da dieser Zustand sowohl vom National­
rat und der Regierung als auch vom Rechnungs­
hof als höchst unbefriedigend angesehen wird 
und überdies das Vertrauen in die Tätigkeit des 
Rechnungshofes untergräbt, erscheint die Nor­
mierung einer allgemeinen, nicht nur auf den 
Rechnungshof beschränkten Geheimhaltungs­
pflicht geboten. 

* Selbständige Vorlage des Budgetentwurfes 
des Rechnungshofes an den Nationalrat 

Um die Unabhängigkeit des Rechnungshofes 
von der Exekutive und seine Zugehörigkeit zur 
Legislative zu unterstreichen, wäre es sinnvoll, 
wenn der Rechnungshof den ihn betreffenden 
jährlichen Voranschlagsentwurf (samt SteIlen­
plan) direkt dem Nationalrat vorlegen könnte 
und nicht - wie dies gegenwärtig der Fall ist -
gemeinsam mit dem gesamten Bundesvoran­
schlagsentwurf durch den Finanzminister vorle­
gen lassen muß. Auch eine solche gesetzliche 
Neuregelung würde einen Beitrag zur Festigung 
der Beziehungen von Nationalrat und Rech­
nungshof leisten, da auf diese Weise dem Natio-

nall'a t die nach Einschätzung des Rechnungshofes 
se lbst gebotenen finanziellen und personellen Er­
fordernisse des Rechnungshofes zur Kenntnis ge­
bracht würden , ohne daß der direkte Informa­
tionsfluß zwischen Rechnungshof und National­
rat unterbrochen und Änderungen der Vorschlä­
ge des Rechnungshofes von O'rganen der Exekuti­
ve vorgenommen werden könnten . 

V Zusammenfassung und Ausblick 

Zusammenfassend möchte ich - zurückkom­
mend auf meine eingangs gemachten Aus­
führungen - nochmals unterstreichen, daß alle 
von mir vorgeschlagenen Änderungen , ob sie nun 
einer legistischen Umsetzung bedürfen oder auch 
ohne eine solche zu realisieren sind, vom Gedan­
ken der Stärkung der Beziehungen zwischen a­
tionalrat und Rechnungshof und der Beseitigung 
erkannter Schwachstellen in diesen Beziehungen 
getragen sind. 

Eine wirksame öffentliche Gebarungskontrolle 
bedarf nicht nur des Rechnungshofes, der auf sich 
allein gestellt nicht erfolgreich sein könnte, son­
dern auch der aktiven Unterstützung durch das 
Parlament. Nur vom gegenseitigen Vertrauen ge­
tragene Kooperation zwischen Parlament und 
Rechnungshof kann positive Zukunftsperspekti­
ven der öffentlichen Gebarungskontrolle eröff­
nen, im Interesse des Staates und seiner Bürger, 
die mit Recht die verantwortungsbewußte Ver­
wendun.g ihres Steueraufkommens und die sorg­
fältige Uberprüfung dieser Verwendung von uns 
verlangen. 

***** 
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Der FPÖ-Klub hat folgende schriftliche Unter­
lage vorgelegt: 

Konzept einer Reform des Rechnungshofes aus 
Sicht der FPÖ 

Einleitung: 

Reform des Rechnungshofes: otwendigkeit, 
aber vor allem Chance für den ationalrat. sein 
Instrument zur Kontrolle. aber auch zur politi­
schen Problembewältigung zu verbessern. 

Ziel der Enquete: Sicherlich zuerst detaillierte 
Novelle zum Rechnungshofgesetz. Aber Rech­
nungshof berührt vie le Punkte des parlamentari­
schen Regierungssystems; ist wichtige Funktion 
des politischen Systems überhaupt, deshalb dür­
fen eine verfassungspolitische Grundsatzdebatte 
und weitergehende Reformperspektiven bezüg­
lich des Rechnungshofes nicht außer acht gelas­
sen werden. 

Verfassungspolitische Zielsetzungen: 

l. Gründe für den zunehmenden Kontrollbe­
darf: 

- Wachstum der Aufgaben der öffentlichen 
Hand , Knappheit der finanziellen Ressourcen, 
Komplexität des politischen Entscheidungsdruk­
kes auf die Politik und Verwaltung; 

- Zunehmende Tendenz der Überforderung 
rein parlamentarischer Kontrolle: politisches 
Machtmonopol der großen Koalition, parteipoli­
tische Durchdringung der Verwaltung; Macht­
konzentration bei Interessenvertretungen, Sozial­
partnerschaft etc, die sich parlamentarischer 
Kontrolle tendenziell überhaupt entziehen, aber 
Regierung, Verwaltung, öffentliche Wirtschaft 
weitgehend steuern; Beherrschungsumkehr ist die 
Folge: Politikgestaltung durch diese Einrichtun­
gen, praktische Ineffizienz der politischen Auf­
sichtskontrolle über sie durch die politisch Ver­
antwortlichen (Regierung). 

- Resümee: Ausbau parlamentarischer Kon­
trollkapazität durch Wirkungssteigerung des 
Rechnungshofes unabdingbar; 

Effiziente Kontrolle bleibt ökonomischstes In­
strument für wirtschaftlichen Einsatz staatlicher 
Ressourcen. Der finanzielle Aufwand für verbes­
serte Rechnungshof-Kontrolle kommt durch ih­
ren Einsparungseffekt bei den öffentlichen Hän­
den wieder mehrfach herein; zunehmende Di­
stanz, ja Mißtrauen der Bevölkerung in die Lei­
stungsfähigkeit des politischen Systems rechtfer­
tigt auch den demokratiepolitischen Ausbau der 
Kontrolleinrichtung Rechnungshof. 

2. Grundsätzliche Sicht der Rechnungshofkon ­
trolle im politischen System: 

"Staatspolitisches" Organ - oder nur oberster 
Rechn ungsprüfer? 

Was ist Sinn und Ziel der" Rechnungshofkon­
trolle: 

- Unverzichtbar: Generalpräventive Wirkung 
der Rechnungshofkontrolle für alle öffentlichen 
Einrichtungen . (Bei jedem Verwaltungshandeln, 
aber auch bei politischen Entscheidungen 
schwingt mit: Was würde der Rechnungshof dazu 
sagen?) 

- Beseitigung von konkreten , individuellen 
Fehlverhalten (Rechtsverletzung, Verschwen­
dung, Korruption etc) ; 

- Korrekturfunktion für Fehler im System öf­
fentlicher Aufgabenerledigung (Verwaltungsöko­
nomie; Beseitigung organisatorischer, prozedua­
ler, inhaltlicher Fehlentwicklungen); 

- Entscheidungsvorbereitung für Reformen mit 
Empfehlungscharakter vor allem für Parlament, 
aber auch Regierung und Verwaltung als Ausfluß 
der Kontrolltätigkeit. 

Resümee: Rechnungshof ist über konkretes 
Ordnungsprüfungsinstrument hinaus auch ein 
staatspolitisches Organ, das politische Inhalte, 
also politische Entscheidungen, und die Gestal­
tung der öffentlichen Aufgabenerledigungen 
maßgeblich beeinflussen kann und soll. 

Deshalb: 

3. Rechnungshof - unverzichtbar par 1 a -
me nt a r i sc h es Organ! 

- Das Parlament ist zentra ler Ort der politi­
schen Kontrolle, der politischen Verantwortung, 
der Bestimmung politischer Inhalte und Gestal­
tung der Rahmenbedingungen der öffentlichen 
Verwaltung, deshalb ist einzige richtige funktio­
nale Zuordnung des Rechnungshofes das Parla­
ment. 

- E f f i z i e n te s parlamentarisches Organ ist 
der Rechnungshof aber nur, wenn das Parlament 
ihn wirksam als Prüfer einsetzt und vor allem die 
Prüfungsergebnisse tatsächlich umsetzt! 

- Während die inhaltliche Ausbeutung der Prü­
fungstätigkeit des Rechnungshofes für Reformen 
etc Aufgabe des gesamten Parlaments (und der 
Regierung) ist, bleibt das Aufzeigen von Konse­
quenzen aus der Kontrollfunktion in praxi 0 p -
pos i t ion sau f gab e und rechtfertigt des­
halb Minderheitsrechte der Opposition gegen­
über dem Rechnungshof und seiner Tätigkeit. 
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4. Größtmögliche Öffentlichkeit und Transpa­
renz: 

Die Verantwortlichkeit von Pa rlament und Re­
gierung für Konsequenzen aus eier Kontrolle er­
forciert , daß a ls Ersatz für die Sanktionsschwäche 
des Rechnungshofes das parlamenta rische Ver­
fahren unter größtmöglicher Öffentlichkeitswir­
kung tätig sein muß . 

5. Verbesserung der grundsätzlichen Einstel­
lung zur Kontrolle: 

Der Rechnungshof wird seitens der Regieren ­
den oft a ls "Störfaktor" empfunden, von der Op­
position a ls politisches Angriffsinstrument gegen­
über der Regierung, von den Medien als Schlag­
zeilenlieferant gesehen: Kontrolle birgt Gefahr 
von Mißbrauch in sich. Es ist daher von besonde­
rer Bedeutung, daß die Kontrolle als Funktion 
der Fehlerbeseitigung, Präventivwirkung und Re­
formauslösung trotz ihrer " unangenehmen" Wir­
kung in ihrer politischen Nützlichkeit und ot­
wendigkeit anerkannt wird . 

Dazu ist aber notwendig: 

Verbesserung der Kontrollgrundlagen 

1. Auch ein optimaler Rechnungshof bleibt in­
effektiv, wenn die Prüfungsziele und -maßstäbe 
unzureichend sind , deshalb: 

2. Verbesserung der legistischen Rahmenbedin ­
gungen: 

- Ausbau der gesetzlichen Grundlagen für Ver­
gabe öffentlicher Aufträge; 

- Verrechtlichung des Subventions- und Förde­
rungswesens; 

- Innenrevisionsgesetz: Ziele, Organisation ; 
Verhältnis zum Rechnungshof; 

- Rahmengesetzgebung für öffentliche Unter­
nehmungen: Wirkungsbereich , Ziele, Trennlinie 
staatlicher/privater Wirtschaft , Ausgliederungs­
voraussetzungen etc. 

3. Grundsätzliche Lösung der Problematik der 
" Parafisci" (Kammern, Sozialversicherung, öf­
fentliche Unternehmungen etc), im Hinblick auf 
die Kontrolle: Sind sie auf der staatlichen oder 
gesellschaftlichen Seite angesiedelt? Reicht Auf­
sichtskontrolle oder ist Gesamtkontrolle gerecht­
fertigt und notwendig? 

Dies unter der Einsicht, daß die pol i -
ti s c h e Verantwortung durch die "Beherr­
schungsumkehr" unzureichend erscheint: Oft 
sind die politisch Verantwortlichen, also die Auf­
sichtsausübenden , de facto politische "Auftrag­
nehmer" dieser gesellschaftlichen Einrichtungen 
(Sozialpartnerschaft, Gewerkschaftsmonopol 

über Sozia lministeriul11 , politische Bindung des 
Landwirtschaftsministe rs an Bauernbund , Ge­
werkschaftseinfluß auf Verwaltungsorga nisa tion 
etc) . 

Konkrete Anliegen zur Rechnungshofreform 

1. Ausweitung der inhaltlichen Prüfungskom­
petenz (Schließung von Kontrollücken): 

- Konsequenzen aus der Pri vatisierungs- und 
Ausgliederungstendenz, soweit öffentliche Mittel 
weiter eingesetzt werden : 

- Kontrolle von Förderungs-Subventionsneh­
mern , insbesondere Zweckmä ßigkeit und Zwt":ck ­
erfüll ungskontrolle: 

- Kontrolle der Haftungsübernahmen durch öf­
fentliche Hände ; 

Kontrolle der Parafisci : Selbstverwal­
tung/Ka mmerorganisationen , verstaatlichte Ban­
ken etc; (Kontrollbank, Investkredit TB! , Austria­
Bank , Holding); 

- Lösung des Problems der Reichweite des " Be­
herrschungstatbestandes" bei Unternehmungen ; 
Prüfungsschwerpunkt Kontrolle der Unterneh­
mensaufsichtsorgane (Aufsichtsräte) durch die 
zur Aufsicht da rüber zuständige Regierung; 

- Problematik Bundesrechnungsabschluß 
Verlagerung zum Bundesrechenamt? 

- Problematik Einkommenserhebung; 

- Gesetzesbegutachtung, Folgekostenbegutach-
tung. 

2. Reform der formalen Kompetenzen des 
Rechnungshofes: 

- Grundsätzliche Beibehaltung der gesamtstaat­
lichen Rechnungshofkontrolle: die verbundene 
Finanzwirtschaft zwischen Bund , Ländern und 
Gemeinden erfordert einheitliches Kontrollorgan 
und Verfahren; 

Klärung des Zusammenwirkens zwischen 
Rechnungshof und Landeskontrolleinrichtungen 
(Landesrechnungshöfe); 

Angleichung der Landtagsverfahren an die Na­
tionalratsverfahren hinsichtlich der Rechnungs­
hofkontrolle; 

- Prinzipielle Beibehaltung der Ex-post-Kon­
trolle: 

Keine Vermengung zwischen VolIziehungsab­
lauf und Vollziehungskontrolle; Ex-ante-Kontrol­
le brächte Mitwirkung des Rechnungshofes am 
konkreten Vollzug und an politischen Entschei­
dungen und damit Verantwortungsunklarheit mit 
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sich: Rechnungshof würde zur parallelen Voll­
zugsinstitution . 

- Machbarkeit- , Plan ungs-Kontrolle bleibt be­
stenfalls Ausnahme: Zwischen- und Abschnitts­
kontrollen sind na türlich möglich ; 

- Planung der Kontrolle 

Schwerpunkt-. Querschnitt- , System prüfungen 
so llen verstärkt werden: 

vermehrte Zufallsprüfung bei prinzipieller 
Aufrechterhaltung der flächendeckenden, regel­
mä ßig wiederkehrenden Überprüfung. 

- Ausbau der Spruchpraxis des Rechnungshofes 
zwecks besserer Berechenbarkei t seiner Prü­
fungsma ßstäbe; 

- Eröffnung der Möglichkeit der Anfechtung 
von Verordnungen durch den Rechnungshof ana­
log der Kompetenz der Volksanwa ltschaft. 

3. Reform des Kontrollverfahrens: 

- Verbesserung des parlamentarischen Verfah­
rens hinsichtlich des Rechnungshofes: 

· Stärkung des Rechnungshofausschusses -
Ausbau zu Kontrollausschuß: Anhörung des Aus­
schusses (beratendes Gremium der Fraktionsfüh­
rer für den Rechnungshofpräsidenten?) , bei Fest­
legung von Prüfungsschwerpunkten generellen 
Maßstäben des Präsidenten ; 

· Maximale Transparenz durch Argumenta­
tionszwang für Prüfer und Geprüfte vor den Par­
lamentariern; 

· Teilöffentlichkeit des Ausschusses: abschlie­
ßendes öffentliches Hearing über Einzelberichte; 

· Schwerpunktbildung des Rechnungshofes in 
Richtung Ausbau der Empfehlungen für Gesetz­
gebung, Regierung, Vollziehung. Entsprechende 
Schwerpunktverlagerung auch bei der parlamen­
tarischen Verwertung des Prüfungsoutputs. 

· Einbeziehung der parlamentarischen Fach­
ausschüsse in die Rechnungshofkontrolle , Bear­
beitung von Prüfungsberichten durch diese Aus­
schüsse; 

- Verbesserung des Rechnungshofverfahrens: 

· Verbesserung der Berichterstattung: 

Zwischenberichte vor allem über Stand des 
Prüfungsverfahrens; Lösung für Verletzung des 
Parteiengehörs bei vorzeitiger Veröffentlichung 
von "Rohberichten"; 

Kein Verfall der Rechnungshofberichte am 
Ende der Legislaturperiode; 

- Konsequenzen aus Rechn ungshofkontrolle: 

· Fo llow-up-Kontrolle: Kontrolle, inwieweit 
Prüfungsergebnisse zur Kenntnis genommen wer­
den , Fristsetzung für Konsequenzen, Begrün­
dungszwang für die Verantwortlichen im Falle 
von Nichtbeachtung von Rechnungshofempfeh­
lunge n im Rechnungshofausschuß und Plenum 
mit den dafür politisch Verantwortlichen . 

Organisationsreform des Rechnungshofes 
selbst: 

- Par lament - Rechnungshof: 

· Wahl der Präsidenten durch Nationalrat, nicht 
Bundesversammlung (Bundesversammlungskom­
petenzen bisher: Kriegserklärung, Angelobung 
eies Bundespräsidenten , Rechnungshofpräsiden­
tenwahl wäre in merkwürdiger Umgebung); 

· Beibehaltung der monokratischen Organisa­
tionsform: klare Verantwortung und Führung, 
Analogie zu den Mitgliedern der Bundesregie­
rung liegt vor (" Kontrollministerium"); 

- Funktion des Vizepräsidenten : 

· Für reine Stellvertretungsfunktion im Falle 
der Verhinderung des Präsidenten unnötig; 

· Funktionalität eines Vizepräsidenten: 

Vertretungsfunktion wie bisher, ergänzt durch 
Arbeitsteilung: 

Nützlichkeit einer Arbeitsteilung zwischen Prä­
sidenten und Vizepräsidenten ergibt sich aus den 
wachsenden Aufgaben des Rechnungshofs; 

Insbesondere bei Ausweitung der Rechnungs­
hofaufgaben gegenüber den Landtagen wird Vi­
zepräsident unverzichtbar; 

Vertrauenserweiterung gegenüber dem Parla­
ment und seinen Fraktionen, wenn neben den 
parteipolitisch den Regierungslager zuzählenden 
Präsidenten ein mit besonderem Vertrauensver­
hältnis gegenüber der Opposition im Rechnungs­
hof ausgestatteter Vizepräsident verankert ist; 

Interne Kontrollfunktion im Rechnungshof. 

Reform der internen Rechnungshoforganisa­
tion: 

- Personal : 

· Verbesserung der Aus- und Fortbildung; Be­
rufsfluktuation insbesondere zwischen Innenrevi­
sion und Rechnungshofpersonal ; lob-Rotation in­
nerhalb des Rechnungshofes, insbesondere als 
Aufstiegskriterium; 

· Verbesserung der finanziellen Anreize für das 
Personal; 
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- Einsatz externer Prüfer (Wirtschaftsprüfer 
etc) , aber unter eindeutiger Führung und Verant­
wortung des Rechnungshofes; 

- Ständige Verbesserung der Prüfungsmethodik 
(Auswertung wissenschaftlicher Ergebnisse auf 
diesem Gebiet) ; 

- Wissenschaftliche Auswertung der Rech­
nungshofkontrolltätigkeit - Kooperation Rech­
nungshof - Wissenschaft: 

. Über die konkrete Einzelempfehlung hinaus 
sollen die Prüfungsergebnisse des Rechnungsho­
fes zu längerfristig wirkenden Empfehlungen zur 
Verbesserung öffentlicher Aufgabenerledigung 
führen . 

. Erstellung von Gutachten für Parlament und 
Regierung für Verwaltungsreformschritte; Ver­
besserungen öffentlicher Aufgabenerledigung; 

- Ausarbeitung von Reformvorschlägen für Re­
gierung und Parlament; Gesetzesbegutachtung, 
Gesetzesfolgekosten; 

- Kooperation des Rechnungshofes mit adäqua­
ten wissenschaftlichen und sonstigen Stellen in 
diesem Zusammenhang: Schaffung einer Anlauf­
steIle für universitäre Einrichtungen (Verwal-

tungswissenschaft , Betriebswissenschaft der öf­
fen tl ichen Verwal tu ng, Betriebswi rtschaftsleh re , 
Finanzwissenschaft etc), aber auch Zusammenar­
beit mit Volksanwaltschaft, Gerichtshöfen des öf­
fentlichen Rechts, Verwaltungsreformkommis­
sion/Bundesminister für Föderalismus und Ver­
waltungsreform , Verwaltungsakademie, Wirt­
schaftsforschungsinstitute etc; in Zusammenar­
beit und Arbeitsteilung mit allen diesen Stellen 
könnte der Rechnungshof als eine Art "Clea­
ring"-Stelle für Verwaltungsökonomie und Ver­
waltungsreform da rstellen . Dafür bedarf es einer 
ausgebauten organisatorischen Struktur inner­
halb des Rechnungshofes (ausgebaute Grundsatz­
beziehungsweise wissenschaftliche Organisations­
einheit). 

Schlußbemerkung: 

Nochmals sei besonders betont, daß der Rech­
nungshof über die reine Ordnungskontrolle hin­
aus eine positive inhaltliche Systemverbesse­
rungskompetenz hat, die ihn für das Parlament 
und dessen politische Problembewältigungsaufga­
be als besonders wichtigen Partner erscheinen 
läßt. 

** *** 
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Dei Grüne-Klub hZlt folgende \chriftliche Ln­
terlage vorgelegt: 

Schriftliche Ausführungen des Grünen Klubs 
im Rahmen der parlamentarischen Enquete 

.. Zukunftsperspekthen einer effizienten 
öffentlichen Gebarungskontrolle durch 

Parlament und Rechnungshof' 

1. Einleitung 

Nach der österreichischen Bunde~verfassung ist 
dem Parlament die finanzielle Kontrolle der Bun­
desverw:lltung überantwortet. der Rechnungshof 
ist ihm als unabhängiges Fachorgan zur Seite ge­
steilt. Er überprüft die Hunclesgeharung anhand 
der Kriterien der liffernmäßigen Richtigkeit, Ge­
'ietzmäßigkeit. Sparsamkeit. Wirt'>chaftlichkeit 
und Zweckmäßigkeit uncl liefert dem Parlament 
Jahresherichte und Einzelberichte. die im Rech­
nungshofausschuß behandelt und im Plenum de­
hattiert sowie zur Kenntnis genommen werden. 
Die folgenden Vorschläge halten an diesem Sy­
stem der finanziellen Kontrolle grundsätzlich 
fe5t. sollen jedoch eine Verbesserung hewirken. 
Als oppositionelle Parlamentsfraktion liegt der 
Schwerpunkt der folgenden Ausführungen auf 
dem Zugang zu den Prüfungsergebnissen und de­
ren Umsetzung im Parlament. Die Frage neuer 
AufgabensteIlungen heziehungsweise Erweite­
rung eies Prüfungsbereichs des Rechnungshofes. 
das Zusammenspiel der Üherprüfungen v~n Bun­
des- und Landesgeharung sowie die Frage der äu­
ßeren Organisation des Rechnungshofes 5incl na­
türlich auch im Interesse der grünen Fraktion. die 
Ausführungen können jedoch hier kürzer gehal­
ten sein, da auch andere Fraktionen und der 
Rechnungshof elazu ausführlich Stellung nehmen 
werden. 

2. Das Parlament und die finanzielle Kontrolle 
- Status quo und Zukunftsperspektiven 

2.1. Berichterstattungswesen 

Ausgangspunkt eier finanziellen Kontrolle eier 
Verwaltung durch das Parlament sinel die schrift­
lichen Berichte des Rechnungshofes. Bemerkens­
wert ist, daß auch der Bundesrechnungsabschluß 
nach eier Verfassung vom Rechnungshof dem 
Parlament vorgelegt und damit der nahe Zusam­
menhang zwischen der Jahresabrechnung und 
den tiefergehenelen Überprüfungen nach Zweck­
mäßigkeit. Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit 
dokumentiert wireI. 

In eier Vergangenheit wurde von der grünen 
Fraktion immer wieder die mangelnde Aktualität 
dieser Berichte kritisiert. Hier ist in der Zwi­
schenzeit eine deutliche Verbesserung eingetre­
ten, nicht zuletzt durch die Inanspruchnahme des 

Recht-; de~ Rechnung~hofe". einzelne Wahrneh­
mungen jederzeit dem 'iationalrZlt berichten lU 

können. Allerding~ gibt e~ im Hau'ie kein großes 
Interesse, diese Berichte auch ,>ofort in Verhancl­
lung zu nehmen. So i'it daran lU erinnern, dZlß die 
letzten ~ech~ Wahrnehmung'iherichte in der 
XVII. Gesetzgebungsperiocle nicht mehr in Be­
h:\11c1lung genommen \\urden . 

Die oft vorgebrachte mangelnde Lesbarkeit eier 
Berichte ist auf die strenge KOlllprimierung eier 
Originalberichte und auf elie Anony misierung eier 
Prüfungsergehnisse zurückzuführen. Darüber 
hinaus 5pielt jedoch die Interessantheit eies unter­
'>uchten Gegen<;tancles oder eier Fragestellungen 
eine besondere Rolle. Die Verkürzung der Sach­
verhZllte würde bei einer laufenden Berichterstat­
tung oder bei Ausbau des derzeitigen gemischten 
Systems (Jahresbericht plus Einzelherichte) ge­
mildert werden. Die Anonymisierung wird nach 
Auffassung der grünen Fraktion zu streng gese­
hen. Namen, elie sich aus der derzeitigen Berichts­
abf:lssung unter Beiziehung des Amtskalenclers 
eruieren lassen, könnten auch gleich in den Be­
richten genannt werden. So ist nicht einzusehen, 
warum es nicht heißen sollte: .. Der Bundesmini­
ster für wirtschaftliche Angelegenheiten, Dr. 
Schüssel, ... " .. Der Ahteilung<;leiter Dr. xy " 
Es ist doch davon auszugehen, daß keine privaten 
Daten über diese Amtspersonen wiedergegeben 
werden. Berichte. die interessante Feststellungen 
machen, werden auch lieber gelesen werden. Dies 
ist eine Frage des Prüfungsplans LInd der Aufga­
henstellungen. Wie "päter auszuführen sein wird. 
erwartet die grüne Fraktion eine vermehrte Be­
fassung mit Grundsatzfragen. 

2.2. Die Behandlung der Berichte im Parla­
ment 

2.2.1. Vergangenheit 

Im Optimalfall ist von folgender Rollenvertei­
lung im Rechnungshofausschuß auszugehen: Die 
Opposition will Näheres zu den Prüfungsfällen 
wissen und elie Abgeordneten jener Regierungs­
partei. deren Ressort nicht Gegenstand des Prü­
fungsfalles ist. wollen l\iäheres wissen. Der Spiel­
raum der Abgeordneten der Regierungsparteien 
ist jedoch sehr klein, da allzugroße Forschheit als 
Verstoß gegen die Koalitionsvereinbarung ausge­
legt wird. Die Fraktion der Regierungspartei hat 
die Aufgabe, ihren zuständigen Minister oder Ge­
schäftsführer eier öffentlichen Unternehmung zu 
entlasten beziehungsweise zu verteidigen. Die At­
mosphäre im Ausschuß ist daher keineswegs von 
einem allgemeinen Aufklärungsinteresse be­
stimmt. sondern das Gegenteil ist der Fall. Nach 
der Geschäftsordnung bestimmt hingegen die 
Mehrheit, was im Ausschuß passiert. 

2.2.1.1. Die Anberaumung und Tagesord­
nungspunkte der Sitzungen 
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Zunächst wird unter elen Fraktionen ausver­
handelt, wie viele Sitzungstage auf einen Tätig­
keitsbericht verwendet werden sollen . Die Oppo­
sition bringt Wünsche vor und die Koalitions­
mehrheit gesteht dann einen Bruchteil davon zu . 
Um sich Frustrationen zu sparen . werden dann 
von der Opposition nur mehr Minimalforderun­
gen geste llt. Der unter allen Fraktionen akkor­
dierte Vorschlag wird der Präsidialsitzung über­
mittelt, erst wenn unter dem Präsidenten des Na­
tionalrates und den Klubobleuten Einvernehmen 
besteht. wird von der Parlamentsdirektion die 
Einladung zur Sitzung ausgegeben. 

In § 34 Abs 4 GOG heißt es, daß der Obmann 
die Sitzungen einberuft. Die in § 8 festgelegte 
. ,beratende" Aufgabe der Präsidiale wird jedoch, 
wie oben erwähnt, in einer Weise wahrgenom­
men , daß gerade oppositionelle Ausschußvorsit­
zende nicht wirklich dieses Recht ausüben kön­
nen. Im Hintergrund steht einfach die Verweige­
rung der Ausschußmehrheit, zur anberaumten 
Sitzung zu erscheinen , womit die Beschlußfähig­
keit fehlt. Außerdem wird faktisch auf alleinige 
Anweisung des Obmannes die Einladung der Ab­
geordneten von der Parlamentsdirektion einfach 
nicht ausgesandt. 

2.2.1.2.Informationsbeschaffung 

a) Befragung von Verwaltungsorganen und 
anderen Auskunftspersonen 

Für den Rechnungshofausschuß gelten die all­
gemeinen Verfahrensbestimmungen der Aus­
schüsse, anders als etwa beim Untersuchungsaus­
schuß und dem Petitions- und Bürgerinitiativen­
ausschuß gibt es keine spezifischen Verfahrensbe­
stimmungen. 

Ladung von Auskunftspersonen 

Ladungen von Auskunftspersonen erfolgen 
aufgrund eines Mehrheitsbeschlusses nach § 40 
GOG. Abs 1 lautet: 

"Die Ausschüsse haben das Recht, durch den 
Präsidenten die Mitglieder der Bundesregierung 
um die Einleitung von Erhebungen zu ersuchen 
oder Sachverständige oder andere Auskunftsper­
sonen zur mündlichen oder schriftlichen Äuße­
rung einzuladen; sind mit der Einladung Kosten 
verbunden, so ist die Zustimmung des Präsiden­
ten erforderlich." 

Das Erscheinen der geladenen Person kann 
wohl erzwungen werden (Veranlassung der Vor­
führung durch die politische Behörde), es besteht 
jedoch keine Auskunftspflicht. Von der Vorfüh­
rung wurde nur einmal Gebrauch gemacht. 

Vorrangiges Problem ist, überhaupt einen La­
dungsbeschluß herbeizuführen. Hier hat es auch 
bereits restriktive Beschlüsse der Präsidiale gege-

ben. Anläßlich der geforderten Vorladung von 
Dr. Hannes Androsch wurde vereinbart, daß nur 
aktive Vorstands- und Aufsichtsratsmitglieder ei­
nes öffentlichen Unternehmens geladen werden 
dürfen . 

Die Anwesenheit von Regierungsmitgliedern 
kann vom Ausschuß (der Mehrheit) nach § 18 
Abs 3 GOG verlangt werden. 

Die Anwesenheit des Präsidenten und des Vize­
präsidenten des Rechnungshofes kann nach § 20 
Abs 4 GOG von der Ausschußmehrheit verlangt 
werden . Allerdings macht der Präsident (und der 
Vizepräsident) von seinem Recht, bei Ausschuß­
sitzungen anwesend zu sein und das Wort zu er­
greifen (§ 20 Abs 1 GOG), regelmäßig Gebrauch . 

Grenzen der mündlichen Information auf­
grund von Datenschutz und Schutz von Ge­
schäfts- und Betriebsgeheimnissen 

Auch der Rechnungshof ist an das Gebot des 
§ I DSG gebunden, darüber hinaus besteht nach 
§12 Abs 5 RHG das Gebot zur Wahrung von Ge­
schäfts- und Betriebsgeheimnissen. 

Wesentlich ist, daß hinsichtlich der Auskünfte 
des Rechnungshofes keine Möglichkeit besteht. 
ähn lich wie nach Art 20 Abs 3 It. Satz B-VG eine 
Verschwiegenheitspflicht aufzuheben; diese Be­
stimmung kann nicht zur Anwendung kommen , 
da der Rechnungshof nicht zur Verwaltung zu 
rechnen ist: "Die Amtsverschwiegenheit besteht 
für die von einem allgemeinen Vertretungskörper 
bestellten Funktionäre nicht gegenüber diesem 
Vertretungskörper. wenn er derartige Auskünfte 
verlangt." Aus diesem Grunde kommen nur all­
gemeine Durchbrechungen dieser Gebote zum 
Tragen. In beiden Fällen (DSG, RHG) wird die 
Auffassung vertreten (Hengstschläger, Die Ge­
heimhaltungspflichten des Rechnungshofes, 
Wien 1990), daß bei Beschluß der Vertraulichkeit 
der Sitzung Auskünfte gegeben werden dürfen. 
Unterausschußsitzungen sind per se vertraulich, 
VolIausschußsitzungen bedürfen einer dahin ge­
henden Beschlußfassung durch die Mehrheit. 

b) Vorlage von Unterlagen 

Unterlagen des Rechnungshofes 

Nach Auffassung des Expräsidenten des Rech­
nungshofes Dr. Broesigke ist es dem Rechnungs­
hof verwehrt gewesen, die Originalberichte und 
die Prüfungsunterlagen dem Rechnungshofaus­
schuß zur Verfügung zu stellen. Gewöhnlich er­
folgte eine auszugsweise Verlesung, wenn die 
Ausschußmehrheit daruf bestand . Hengstschläger 
vertritt in der zitierten Publikation die Auffas­
sung, daß der Rechnungshof zwar nicht verpflich­
tet sei, Unterlagen, die im Zuge der Gebarungs­
kontrolle zugänglich wurden , dem Nationalrat 
vorzulegen. Es sei ihm aber andererseits auch 
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nicht \er\\ehn. ~olche Belege dem '.;:ltionalrat zu 
ühermitteln. "ofern die'ie aU'i'ichließlich geba­
rllng~rele\:1l1te Daten heinhalten. Jedenfalls ist 
die LJherg.ahe von Unterlagen durch den Rech­
nungshof weder im B-VG noch im Rechnungs­
hofge5etz noch in eier Gesch:iftsordnung heson­
clers erw:ihnt. 

l'nterlagen der Verwaltungsorgane 

Anders als der Cntersuchungsausschuß (§ 33 
Ah-;..J. GOG) kann eier Rechnungshof::wsschuß 
nicht die Vorlage von Akten verlangen. Lediglich 
nach § ..J.O Ah" I könnte ein i'vlitgliecl der Bundes­
regierung um die .,Einleitung von Erhebungen" 
elurch die Ausschußmehrheit ersucht werden. 
Von dieser Be"timmung wurde im Rechnungs­
hofausschuß noch nicht Gebrauch gemacht. 
Wenn Lnterlagen vorgelegt werden. dann immer 
auf freiwilliger Zusicherung desder i'vlinister's,in 
hin. 

Cnterlage \'on öffentlichen Cnternehmungen 
ua. 

Die Vorlage von unterlagen durch Privat­
rechtssubjekte kann in keiner Weise. auch nicht 
indirekt. heschlo5sen werden. 

2.2.1.3. Verarbeitung der erhaltenen Informa­
tionen 

a) Wirksamkeit durch Publizität 

Protokollierung 

Gruncls:itzlich wird in Ausschußsitzungen nur 
eine Art Beschlußprotokoll angefertigt (Amtli­
ches Protokoll nach § 38 GOG). Eine Protokol­
lierung der Ausschußverhandlungen. insbesonde­
re der Auskünfte, ist nur indirekt nach § 39 Abs 2 
möglich: .. Der Obmann eines Ausschusses kann 
bei Vorliegen besonderer Umstände den Präsi­
denten ersuchen, durch den Stenographendienst 
eine auszugsweise Darstellung der Verhandlun­
gen abfassen zu lassen, die unmittelbar nach ihrer 
Lbertragung in :vIaschinschrift dem Amtlichen 
Protokoll der Sitzung beizufügen ist." Eine Ver­
öffentlichung dieser Verhandlungsschrift ist nur 
auf Beschluß des Ausschusses (der Mehrheit) 
möglich. 

Bisher (XVII. und XVIII. GP) erfolgte nur ganz 
selten eine auszugsweise Mitschrift. erst einmal 
handelte es sich um eine nicht für vertraulich er­
klärte Sitzung: Die Behandlung des Berichtes 
über die Arbeitsmarktförderung (III-87 dBeil) im 
Oktober und November 1992. Auch Teile der 
Unterausschußsitzungen zur Behandlung des Be­
richtes über die Arlberg Straßentunnel AG (1II-
19 dBeil) wurden protokolliert. 

Öffentlichkeit, Medienöffentlichkeit, Vertrau­
lichkeit der Sitzungen 

Das GO(; de., '\;ationalratcs kennt keine Öf­
fentlichkeit der Ausschü.,'>e. lediglich hei einem 
Lntersuchung<;:\LIsschß. bei einer Enquete und ei­
ner Enquetekommis5ion könnenttediel/I'crtrc­
(er innen zugela'i'ien werden. Die allgemeine Zu­
g:inglichkeit i5t ;lho 5elbst in diesen F:illen nicht 
gegehen. 

Wenn Prüfungsergebnisse von öffentlichen 
Unternehmen behandelt werden, wird im Aus­
schuß zumeist generell Vertraulichkeit heschlm­
sen, oder die Behandlung erfolgt üherhaupt im 
Cnterausschuß. Auch die<; 'iincl Entscheidungen 
der \lehrheit. 

b) Politische Konsequenzen aus den Prüfungs­
berichten und deren Behandlung 

Feststellungen im Ausschußbericht 

Ein Minimum an politischer Willensbildung 
könnte sich durch Ausschußfeststellungen im Be­
richt manifestieren. In anderen Ausschüssen sind 
'iolche politischen Aussagen elurch Beschlußfas­
sung durchaus üblich. Im Rechnungshofausschuß 
fanden derartige Vorschläge der grünen Fraktion 
noch nie die Mehrheit. 

Entschließungsanträge an die Mitglieder der 
Bundesregierung 

Als naheliegendste Konsequenz von festgestell­
ten Mängeln Lind notwendigen neuen Weichen­
stellungen wären Entschließungen an die zustän­
digen Minister/innen anzusehen. Der Rechnungs­
hofausschuß hat wie jeder andere Ausschuß die 
:"vlöglichkeit, anl:ißlich der Behandlung eines Ge­
schäftsstückes Entschließungen zu heantragen. 
Leider war eine solche Vorgangsweise erst einmal 
eier Fall. Allerdings entsprach die Entschließung 
zum Prüfbericht über die Arlberg Straßen­
tunnel AG nicht der Empfehlung des Rechnungs­
hofes, die Straßenverwaltung in die Verwaltung 
wieder einzugliedern, sondern sah die Zusam­
menlegung der diversen Straßenbausondergesell­
schaften zu einer Gesellschaft vor (AB 349 dBeil; 
im Bautenausschuß am 17. November 1992 wur­
de die Reduzierung auf zwei Gesellschaften be­
schlossen). 

Gesetzesan träge 

Ebenso stünde dem Rechnungshofausschuß das 
Recht zu, nach § 27 GOG Gesetzesanträge an das 
Plenum zu stellen. Eine solche Vorgangsweise 
wurde bisher nicht einmal andiskutiert, da eine 
solche Vorgangsweise von den Abgeordneten der 
:"vlehrheitsparteien als Eingriff in die Kompetenz 
der einschlägigen Fachausschüsse aufgefaßt wür­
de. Zu solchen Konsequenzen fehlt den Mitglie­
dern des Rechnungshofausschusses clas Selbstbe­
wußtsein. 

Abweichende Stellungnahme 
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Den Ahgeordneten eier \linclerheit5frah-tionen 
\teht \eit der Gt'schiiftsorelnungsnovelle 19RR zu­
mincle"t (1:1'> Recht zu, in einer Abweichenden 
Stellungnahme oder einem \Iinclerheitsbericht 
lllm Ausschußbericht ihre Schlußfolgerungen 
:\llS elen Lberprüfungen und elen Befr:1gungen im 
Au'>schuß darzustellen. Von diesem Recht wurde 
bisher je einmal von der grünen und ,on der frei­
heitlichen Fr:1ktion Gebrauch gem:1cht (siehe 
AB ,'qq dBeil). 

2,2,2. Forderungen für die Zukunft 

Es ist naiv oder heschönigend, von einem tief­
gehendem Kontrollinteresse der \;Iehrheitsfrak­
tionen im Parlament auszugehen. Sie verstehen 
\ich in erster Linie als Unterstützung eier in eier 
Regierung vereinbarten politischen Zielsetzungen 
unel sind bemüht, das Verwaltungshandeln ih­
res/ihrer \;Iinisterls/in zu rechtfertigen. Die not­
wendige kritische Distanz bringt daher lediglich 
die Opposition auf, die jedoch aufgrunel fehlen­
der Minderheitsrechte auf eine .,Genehmigung" 
ihrer Kontrollwünsche durch die Mehrheitsfrak­
t.!onen angewiesen ist. Aufgrunel eier fehlenden 
Offen tlich keit eies Rechn ungshofa ussch usses wird 
diese Kontroll-feindlichkeit von eier Mehrheit 
ganz offen zutage getragen und bestimmt das Kli­
ma des Ausschusses. Letztlich bleiben nur hohe 
Frustration bei eier Opposition und das alleinige 
Abstellen auf elie direkte Verbreitung von Prü­
fungsergebnissen unter den Medien. Wenn aller­
dings Medien der alleinige Ort der Auseinander­
setzung zwischen Mehrheit und Opposition wer­
den, finden eine Polarisierung und Vereinfachung 
eier Politik statt, die sich letztlich auf die Qualität 
eIes Produkts empfindlichst niederschlagen. 

Der Grüne Klub fordert daher hinsichtlich der 
Behandlung der Rechnungshofberichte im Parla­
ment folgende "Ieuerungen: 

- Schaffung von Minderheitsrechten bei 

· Festlegung der Auskunftspersonen 

· Anwesenheitspflicht von tv'litgliedern der Bun­
desregierung 

· Vorlage von Akten (Roh- und Originalberich­
te des Rechnungshofes. Prüfungsunterlagen, Ver­
waltungsakten) 

· Entbindung vom Geheimnisschutz (Amtsge­
heimnis, Datenschutz. Geschäfts- und Betriebsge­
heimnis) auch gegenüber einzelnen Abgeordne­
ten 

- Auskunftspflicht verlangter oder beschlos­
sener Auskunftspersonen 

(Medien)öffentlichkeit des Rechn ungs­
hofausschusses 

Kontinuierliche 
Rechn ung<;lwh U\SC h U\\t'\ 

Sitzungen 

I I<) 

Damit eier Rechnung\hofausschuß seiner Kon­
trollaufgahe nachkommen !.;ann. i"t es notwendig, 
daß spezifisches Verfahrensrecht in der G~­
schäftsorelnung ge'>chaffen wird. Die Aufgahen­
stellung und ~li~ Arheit eies Rechnllng'ih~ofau\­
'>chu'>se'i i<;t denen :lIlderer Fach;llIs'ichüsse nicht 
\ erbleichhar. 

2.2.2.1. Vlinderheitsrechte im Rechnungshof­
ausschuß 

Zusammensetzung des Rechnungshofaus-
schusses 

In der Verfassung und in der Cieschäftsordnung 
müßte sichergestellt werden, daß jeder Kluh in; 
Parlament zuminele'>t mit einem \Iitglied im 
Rechnungshofausschuß vertreten ist. Art 12M 
Abs 2 B-VG lautet zurzeit wie folgt: 

.. Für die Verhandlung der Berichte des Rech­
nungshofes wird im Nationalrat ein 'it:indiger 
Ausschuß eingesetzt. Bei der Einsetzung ist der 
Grundsatz der Verhältniswahl einzuhalten." 

Ähnlich wie in Art 55 B-VG betreffend den 
Unterausschuß des H:lUptausschusses !.;önnte es 
weiter heißen: 

.,Bei Beclachtnahme dieses Grundsatzes muß 
eIem Rechnungshofausschuß jedoch mindestens 
ein Mitglied jedes im Nationalrat gebildeten 
J5.lubs angehören." In der Folge wäre auch eine 
Anderung des GOG vorzunehmen (zum Beispiel 
§ 31a Wahl des Rechnungshofausschusses). 

Ladung von Auskunftspersonen (Be-
amtleiinnen der staatlichen Verwaltung und des 
Rechnungshofes, verantwortliche Organe von 
geprüften privaten oder öffentlichen Rechtsträ­
gern, Ex-Regierungsmitglieder, Sachverständige 
usw.) 

Jedes \IIitglied im Rechnungshofausschuß oder 
zumindest jede Fraktion im Rechnungshofaus­
schuß müßte das Recht haben. eine bestimmte 
Anzahl von Auskunftspersonen für einen be­
stimmten Termin zu I·erlangen. Nach der Ge­
schäftsordnung für den Deutschen Bundestag 
(§ 70) kann zum Beispiel ein Viertel der Aus­
schußmitglieder die Anhörung bestimmter Aus­
kunftspersonen verlangen. 

Auch für die folgenden Minderheitsrechte gilt, 
daß sie in realistischer Sicht auf die Interessenla­
gen der Abgeordneten in erster Linie als exklusi­
ve Oppositionsrechte normiert werden sollten, 
also nur jenen Abgeordneten zugute kommen 
sollten. die nicht einer Regierungspartei angehö­
ren. 
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An wesenheit der :\litglieder der Bundesregie­
rung 

Auch die Anwesenheit derjenigen Regierungs­
mitglieder. die für die zur hesonderen Behand­
lung :\Usgew:ihlten Bereiche verantwortlich sind. 
,>ollten von /eder Fraktion unahh~ingig von der 
Stiirke I'erlangt werden können. 

Vorlage von Lnterlagen durch geprüfte Stel­
len und den Rechnungshof 

Die Originalberichte des Rechnungshofes soll­
ten heim Rechnung,>hof seihst von den Ausschuß­
mitgliedern eingeschaut werden können. und 
auch die Einsicht während eier hetreffenden Aus­
schußsitzungen sollte auf Verlangen für jede 
Fraktion gewiihrleistet sein, 

In diesem Zusammenhang sei ein inhaltliches 
Anfragerecht an den Präsidenten des Rech­
n ungshofes au ßerhalb der Rech n u ngshofaus­
schußsitzungen erwähnt. allerdings sollte. außer 
das Anfragerecht ist exklusives Recht der Opposi­
tion. die Anzahl je Fraktion limitiert werden, da 
ansonsten durch die Pflicht zur Anfragebeant­
wOt"tung die originäre Prüfungstätigkeit gelähmt 
werden könnte (die personellen und sachlichen 
Ressourcen des Rechnungshofes werden derzeit 
von der Regierung und der Parlamentsmehrheit 
hestimmt), 

(Verwaltungs)akten. die Aufschlüsse für den 
Prüfungsbereich geben. ,>ollten von der geprüften 
Stelle wie auch vom Rechnungshof verlangt wer­
den können. 

Besonders in Zusammenhang mit der immer 
wieder verlangten Nachkontrolle sollte die Ylög­
lichkeit geschaffen werden. daß von den über­
prüften Stellen ein "Bericht über die Maßnah­
men aufgrund der Rechnungshofkritik und de­
ren Wirksamkeit" verlangt werden können. 

2.2.2.2. Auskunftspflicht und Aufhebung des 
Geheimnisschutzes 

Der Auskunftsverweigerung im Ausschuß 
durch Verwaltungsorgane kann auch von seiten 
der Opposition durch Instrumente der politischen 
Kontrolle begegnet werden (schriftliche Anfrage, 
mündliche Fragestunde). Anders verhält es sich 
bei Auskunftspersonen. die auf diese Weise nicht 
erreicht werden können. Für diese sollte jeden­
falls eine Auskunftspflicht normiert werden. 
Über eventuelle Sanktionsmöglichkeiten müßte 
nachgedacht werden. 

Inwiefern eine analoge Bestimmung wie in 
Art 20 Abs 3 lt. Satz B-VG geschaffen werden 
könnte - auch zugunsten von einzelnen Fraktio­
nen - müßte einer grundsätzlicheren Untersu­
chung zugeführt werden. 

2.2.2.3. Öffentlichkeit der Ausschüsse 

Die Effizienz der Kontrolle lebt von der Öf­
fentlichkeit. Nicht umsonst wurde in der Verfas­
sung die Öffentlichkeit der Rechnungshofherich­
te normiert. Art 126 eI Abs I 11. Satz: .. Die Be­
richte des Rechnung~hofes -;ind nach eier Vorlage 
an elen Nationalrat zu veröffentlichen," Es wiire 
nur ein konsequenter Schritt. wenn auch der Aus­
schuß. in dem sich eier Prüfer. elie geprüfte Stelle 
und die Mitglieder eies :--;ationalrats über die Kon­
sequenzen dieser Prüfung unterhalten. öffentlich 
wird. zuminclest für die Meelienvertreter innen 
zugänglich wird, 

2.2.2.4. Kontinuierliche Sitzungen 

Die :Vlinderheitsrechte machen nur wenig Sinn. 
wenn die Einherufung des Ausschusses e1e facto 
in elen HJneIen der \;Iehrheit verbleibt. Aus die­
sem Grund '>ollten gesetzlich Ylindestsitzungster­
mine (ZUIll Beispiel vierzehntJglich ein voller 
Ausschußtag) festgeschrieben werden. Zu verwei­
sen ist auf die Handhabung in Englanel. wo eIer 
zuständige Ausschuß grundsätzlich zweimal wö­
chentlich während einer Parlamentssession zu­
sammen tritt. 

2.2.2.5. Sonderprüfungsaufträge 

In den VorschlJgen für die Geschäftsordnungs­
reform hat die grüne Fraktion eIie Herabsetzung 
der Zahl beim Minderheitsrecht auf Verlangen ei­
ner Sonelerprüfung durch elen Rechnungshof ge­
fordert. dies wi rd hierm i t bek rJ ftigt. 

3. \Teue AufgabensteIlungen für den Rech­
nungshof 

3.1. Alte Forderungen 

Erinnert sei an die von den Mehrheitsfraktio­
nen schon oft zugesagten Zuständigkeitserweite­
rungen im Beriech der Bauträger, der öffentli­
chen Subventionen und öffentlichen Unterneh­
men. Der aufgezeigte Zusammenhang mit dem 
ausstehenden Vergabegesetz und dem einheitli­
chen Förderungsgesetz kann nur unterstrichen 
werden. 

3.2. Neue Forderungen 

Gerade im Umweltschutzbereich sind wir mit 
einer Gesetzgebungsarbeit konfrontiert. die viel­
fach nur Alibicharakter hat. Dort. wo klare Ge­
und Verbote normiert werden. mangelt es oft an 
der notwendigen Ausstattung des Behördenappa­
rates. Der Rechnungshof sollte generell eine 
Wirksamkeitskontrolle der Regierungspolitik 
und der Gesetze vornehmen können. Er sollte 
auch der Frage nachgehen können. ob für ein of­
fiziell gesetztes Ziel die richtigen Mittel gewählt 
wurden: alles vor dem Hintergrund. daß jeder 
Mitteleinsatz Geld kostet und daher zu Recht 
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nach der Effizienz dieser Maßnahmen gefragt 
werden darf. 

3.3. Berichterstattungswesen 

Wenn eine Wirksamkeitskontrolle in Angriff 
genommen wird , müssen auch die Berichtspflich­
ten beziehungsweise Berichtsmöglichkeiten wei­
ter aufgefaßt oder a usgestaltet werden . Ange­
sichts der großen Bedeutung der mittelbaren 
Bundesverwaltung zum Beispiel sollte auch dem 

a tionalrat über den Vollzug der Bundesgesetze 
durch Landesbehörden berichtet werden können 
und für den Adressaten der Berichterstattung 
nicht ausschließlich die Personalkostentragung 
ausschlaggebend sein. ..ur so wird es möglich 
sein , den notwendigen Uberblick über die stark 
zergliederte Aufgabenerledigung im Bundesstaat 
zu ermöglichen . 

3.4. Personelle Ausstattung 

An dieser Stelle muß an die Tatsache erinnert 
werden , daß die in der Innenrevision bei den Mi­
nisterien eingesetzten Prüfer/innen effizienter 
kontrollieren könnten, wenn die gesetzlichen 
Rahmenbedingungen verbessert würden. Der 
Rechnungshof wäre dann weitaus besser als bis­
her durch die Innenrevision assistiert. 

Abgesehen davon, sollte den Wünschen des 
Rechnungshofes für eine Aufstockung des Perso-

nalstands vom Parlament unmittelbar Rechnung 
getragen werden . 

Die Frage des Vizepräsidenten kann auch von 
diesem Ausgangspunkt beleuf:htet werden. Eine 
rasche Entscheidung ist vonnöten . Die Verfas­
sung hat das Amt des Vizepräsidenten vorgese­
hen. Nach dem Bezügegesetz gebührt ihm ein Be­
zug von 180 Prozent eines Beamtengehalts der 
höchsten Dienstklasse und höchsten Gehaltsstufe, 
dazu ein Auslagenersatz in der Höhe von 40 Pro­
zent des Bezugs. Exemplarisch berechnet nach 
dem Gehaltsgesetz idF BGB!. NI'. 314/1992 ist 
von einem Gehalt von rund 76 000 Sauszugehen, 
das macht dann in der Summe monatlich rund 
108000 S aus. Ein in der Dienstklasse IV einge­
stellter Beamter ha t ein Grundgehalt von rund 
16000 S. Entweder man entscheidet sich für eine 
rasche Besetzung des Vizepräsidentenposten oder 
man ändert die Verfassung und sieht a ls Ersatz 
eine Erhöhung des Stellenplans um die entspre­
chende Anzahl von Planstellen vor. Es geht nicht 
an , daß gerade bei der Kontrolle gespart wird , das 
heißt, de facto eine Herabsetzung der Personal­
aufwendungen stattfindet! Freilich müßte ge­
währleistet sein , daß ein Vizepräsident tatsächlich 
eigenständige Aufgabengebiete erhält. 

***** 

Österreichische Staatsdruckerei . 92 0766 
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